Hansestadt LUBECK 4

TAGESORDNUNG

26. Sitzung des Wirtschaftsausschusses und Ausschuss flr den

"Kurbetrieb Traveminde (KBT)"

Termin:
Ort:

Montag, 13.09.2021, 16:30 Uhr
Biirgerschaftssaal, Rathaus, 23552 Liibeck

Hinweise in Bezug auf die derzeitige COVID-19-Infektion (Coronavirus):

Der Birgerschaftssaal ist gemaf den geltenden Abstandsregeln fir die Mitglieder des Ausschusses, die
Verwaltung und die Offentlichkeit bestuhlt. Der Raum wird vor, wahrend und nach der Sitzung ausreichend
bellftet, die Luft mit CO2-Sensoren Uberwacht und die Oberflachen werden desinfiziert. Die Mikrofone der
Konferenzanlage werden mit Einweghdllen versehen. Fur externe Beteiligte erfolgt durch die Pfértnerei beim
Einlass (Haupteingang Breite Strae) eine Kontaktdatenerfassung. Es stehen dort Desinfektionsmittel bereit und
es werden Mund-Nasen-Bedeckungen ausgegeben. Das Tragen einer qualifizierten Mund-Nasen-Bedeckung ist

fur alle Anwesenden verpflichtend.

Fir die Vorbesprechungen muss auf Grund einer weiteren Ausschusssitzung und den bestehenden Hygienevorgaben auf den
Sitzungssaal selbst (und ggf. auf die eigenen Raumlichkeiten der Fraktionen) verwiesen werden.

Offentlicher Teil:

1. Eroffnung / BegruRung / Feststellung der
Tagesordnung / Verpflichtungen
2. Genehmigung der Niederschrift
21. Genehmigung der Niederschrift
der 25. Sitzung vom 09.08.2021
3. Anfragen / Antworten / Mitteilungen
3.1. Einzelhandelsentwicklung
3.2. Mitteilungen der Verwaltung
3.3. WIA & KBT-A - Sitzungstermine 2022
Ubersicht ist der Einladung beigefiigt
3.4. Sachstand Gewerbegebiet Semiramis
mdindlich durch KWL GmbH
3.5. Anfrage des AM Mandy Siegenbrink (BUNDNIS 90 / VO/2020/09565
DIE GRUNEN): Umstieg von Olheizungen
zurtickgestellt in der 25. Sitzung des
WIA & KBT-A am 09.08.2021
Die Verwaltung wird hierzu zu den Fragen 1-4 zu
einem mindlichen Zwischenstand berichten.
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3.6.

Anfrage des AM Lars Lehrke (Die Unabhangigen):
Ausweisung eines Gewerbegebietes in Travemunde

VO/2021/10419

3.7.

Neue Anfragen

Berichte

41.

Prufungsauftrag der Burgerschaft zum Antrag
BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN: Einfiihrung einer
kommunalen Verpackungssteuer

zurtickgestellt in der 25. Sitzung des
WIA & KBT-A am 09.08.2021

V0O/2020/09006-02

4.2.

Gewerbeflachenprognose Hansestadt Lubeck

V0O/2021/10284

Beschlussvorlagen

5.1.

Neufassung der Betriebssatzungen des Eigenbetriebs
Kurbetrieb Travemuinde, der eigenbetriebsahnlichen
Einrichtung Entsorgungsbetriebe Lubeck und der
eigenbetriebsahnlichen Einrichtung Lubecker
Schwimmbader

V0O/2021/10301

Uberweisungsauftrage aus der Biirgerschaft

Es liegt nichts vor.

Antrage von Ausschussmitgliedern

7.

Anderungsantrag des AM Lars Kiither (BUNDNIS 90 /
DIE GRUNEN) zu VO/2020/09006-02: Priifungsauftrag
der Burgerschaft zum Antrag BUNDNIS 90 / DIE
GRUNEN: Einfiihrung einer kommunalen
Verpackungssteuer

zurtickgestellt in der 25. Sitzung des
WIA & KBT-A am 09.08.2021

2020/09006-02-01

7.2.

Antrag des AM Herwig Alt (AfD): Grundstuckspreise fur
Gewerbeneuansiedlungen in der Hansestadt Libeck
im Vergleich zu seinen Standortwettbewerbern

V0O/2021/10385

Verschiedenes

Ende des offentlichen Teils
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Nichtoffentlicher Teil:

Die nachfolgenden Tagesordnungspunkte kénnen nach der MaRRgabe einer entsprechenden Beschlussfassung durch die
Mitglieder des Wirtschaftsausschusses und Ausschuss fiir den "Kurbetrieb Travemiinde (KBT)" nichtéffentlich beraten werden.

10. Genehmigung der Niederschrift

10.1. | Genehmigung der Niederschrift
der 25. Sitzung vom 09.08.2021

11. Anfragen / Antworten / Mitteilungen

11.1. | Einzelhandelsentwicklung

11.2. | Mitteilungen der Verwaltung

11.3. | Neue Anfragen

12. Berichte
Es liegt nichts vor.

13. Beschlussvorlagen

13.1. | Verkauf eines mit einem Erbbaurecht belasteten VO/2021/10246
Grundstucks Lubeck, Clara-Zetkin-Weg

13.2. | Verkauf eines mit einem Erbbaurecht belasteten VO/2021/10247
Grundstuckes Lubeck, Brandenbaumer Landstralle

13.3. | Verlangerung eines Erbbaurechtes in Libeck, vVO/2021/10253
Gartnergasse

13.4. | Verkauf eines Gewerbegrundstickes im V0O/2021/10322
Aldermannweg

13.5. | Verkauf eines mit einem Erbbaurecht belasteten VO/2021/10249
Grundstickes Lubeck, Fehlingstralle

13.6. | Verkauf eines mit einem Erbbaurecht belasteten VO/2021/10251
Grundstuckes Lubeck, Heiweg

14. Verschiedenes

Offentlicher Teil:

15. Bekanntgabe der im nicht offentlichen Teil gefassten
Beschlusse
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Hansestadt LUBECK 2

NACHTRAGSTAGESORDNUNG

"Kurbetrieb Travemiinde (KBT)"

26. Sitzung des Wirtschaftsausschusses und Ausschuss fur den

Sitzungstermin: Montag, 13.09.2021, 16:30 Uhr
Sitzungsort: Burgerschaftssaal, Rathaus, 23552 Liibeck

Offentlicher Teil:

4.3.

Mixed-Use-Konzept im ehemaligen Karstadt-Haus
Kdnigstralle

Es ist erforderlich, die Tagesordnung im Wege der
Dringlichkeit zu erweitern.

2021/09711-03-02

5.2.

Verlangerung des ganzjahrigen Probebetriebs der Priwall-
Norderfahre bis zum 30.06.2022

Es ist erforderlich, die Tagesordnung im Wege der
Dringlichkeit zu erweitern.

Mit der Vorlage VO/2020/09238-02 wurde beschlossen,
dass der Probebetrieb der Priwallféhre bis zum 31.10.2021
durchgefiihrt wird. Um einen durchgéngigen Betrieb
sicherzustellen, muss die Entscheidung in der Blirgerschaft
am 30.09.2021 getroffen werden. Wird diese
Blirgerschaftssitzung nicht erreicht, wiirde die Entscheidung
bis zur nédchsten Sitzung am 25.11.2021 aufgeschoben
werden. In der Zwischenzeit kann der Probebetrieb mangels
Grundlage nicht erfolgen. Daher ist es notwendig, den
Gremienlauf mit Vorlage im Wirtschaftsausschuss wie
geplant durchzufiihren.

Seitens des Bauausschusses wurde in der Sitzung am
06.09. der Beschluss gefasst, dass der Blirgerschaft
empfohlen werden solle, die Vorlage in gednderter Fassung
(Verldngerung des Probebetriebs bis zum 31.10.2022, nicht
bis zum 30.06.2022) zu beschliel3en.

VO0/2021/10291

7.3.

Antrag des AM Mandy Siegenbrink (BUNDNIS 90 / DIE
GRUNEN) zu VO/2021/10291 Verlangerung des
ganzjahrigen Probebetriebs der Priwall-Norderfahre bis zum
30.06.2022

VO0/2021/10291-01

Nichtoffentlicher Teil:

13.7.

Ankauf einer Immobilie in der Kénigstralie

Es ist erforderlich, die Tagesordnung im Wege der
Dringlichkeit zu erweitern.

V0/2021/09711-03
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Hansestadt LUBECK =

NIEDERSCHRIFT
(6ffentlicher Teil)
25. Sitzung des Wirtschaftsausschusses und Ausschuss fir den
"Kurbetrieb Traveminde (KBT)"

Sitzungstermin: Montag, 09.08.2021

Sitzungsbeginn: 16:30 Uhr

Sitzungsende: 18:34 Uhr

Sitzungsort: Birgerschaftssaal, Rathaus, 23552 Libeck

Anwesende Mitglieder

Vorsitz

Bernhard Simon - CDU

Mitglieder aus der Burgerschaft

Philip Brozio - SPD

Dr. Axel Flasbarth - BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN Stell-
vertr. Fraktionsvorsitzender

Lars Lehrke - Die Unabhangigen

Peter Reinhardt - SPD Stellvertr. Fraktionsvorsitzender

stimmberechtigte Mitglieder ohne M.d.BU.

Rudiger Longuet - CDU Vertretung fiir: Herrn Krause
Hans-Jurgen Martens - DIE LINKE
Mandy Siegenbrink - BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN Vertretung fiir: Frau Gradner

Herwig Alt - AfD

Christoph Evers - SPD

Harald Klix - FREIE WAHLER & GAL

Lars Kither - BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN

Henning Schumann - CDU

Heike Stegemann - FDP

Seite: 1/20
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Beiratsmitglieder

Jurgen Cladow - Seniorenbeirat

Verwaltung

Bjorn Bar - 2.280 Wirtschaft und Liegenschaften

Piroska Csdsz - 2.280 Wirtschaft und Liegenschaften

Uwe Kirchhoff - 2.830 Kurbetrieb Travemuinde

Teilnahme im 8. Teil (TOP 1-9)

Marina Kéhn - 2.830 - Kurbetrieb Travemiinde

bis einschl. TOP 5.5.

Ralf Kuschmierz - FBC FB 2

Senator Sven Schindler - FB 2 - Wirtschaft und Soziales

Katrin Sinner - 2.280.5 Stiftungsverwaltung

bis einschl. TOP 5.3.

Manfred Uhlig - 1.201 - Haushalt und Steuerung

bis einschl. TOP 4.2.

Protokollfuhrung

Jan Ehrich - 2.830 KurbetriebTravemiinde

Gaste

Dario Arndt - Wirtschaftsforderung Libeck GmbH

Teilnahme im 6. Teil (TOP 1-9)

Dirk Gerdes - KWL GmbH

Teilnahme im 6. Teil (TOP 1-9)

Olivia Kempke - Lubeck Management e.V.

Teilnahme im 6. Teil (TOP 1-9)

Entschuldigte Mitglieder

Vorsitz
Ulrich Krause - CDU Stellvertr. Fraktionsvorsitzender abwesend
Mitglieder aus der Birgerschaft
Dr. Burkhart Eymer - CDU abwesend
Anka Gradner - BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN Stellvertr. | abwesend

Fraktionsvorsitzende

Seite: 2/20
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Tagesordnung:

Offentlicher Teil:

1 Er6ffnung / BegruRung / Feststellung der Tagesordnung /
Verpflichtungen

2 Genehmigung der Niederschrift

2.1 Genehmigung der Niederschrift
der 24. Sitzung vom 14.06.2021

3 Anfragen / Antworten / Mitteilungen

3.1 Einzelhandelsentwicklung

3.2 Mitteilungen der Verwaltung

3.2.1 Sachstand Gewerbegebiet Semiramis

3.2.2 Sachstand Standortmarketing / Wirtschaftsstandort Libeck

3.2.3 Bargeldlose Zahlung der Priwallfahre

3.3 Anfrage AM Herwig Alt (AfD): "Leerstandsmanagement in V0O/2020/09557
der Lubecker Innenstadt"

3.3.1 | Antwort auf Anfrage AM Herwig Alt (AfD): "Leerstandsma- V0O/2020/09557-01
nagement in der Libecker Innenstadt"

3.3.2 Antwort auf Nachfragen der Antwort VO/2021/09557-01 AM 2020/09557-01-01
Herwig Alt (AfD): "Leerstandsmanagement in der Libecker
Innenstadt"

34 Anfrage des AM Mandy Siegenbrink (BUNDNIS 90 / DIE V0O/2020/09565
GRUNEN): Umstieg von Olheizungen

3.5 Neue Anfragen

4 Berichte

4.1 Bericht zum stadtischen Haushalt 2022 Entschadigungszah- V0O/2021/10195
lungen an die Stiftung Vereinigte Testamente - Verwendung

4.2 Quartalsbericht Il / 2021 der Gesellschaften und Betriebe Vv0O/2021/10287
der Hansestadt Libeck - Kurbetrieb Travemiinde

4.3 Prifungsauftrag der Biirgerschaft zum Antrag BUNDNIS 90 | VO/2020/09006-02

/ DIE GRUNEN: Einfuihrung einer kommunalen Verpa-
ckungssteuer
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5 Beschlussvorlagen

5.1 Verkauf eines mit einem Erbbaurecht belasteten Grundstu- V0/2021/10114
ckes Lubeck, Wiesengrund

5.2 Verlangerung des ganzjahrigen Probebetriebs der Priwall- V0O/2021/10291
Norderfahre bis zum 30.06.2022

5.3 Haushaltsplane der Stiftungen HdJ-HGH-JJK-WS-KOD-LW- V0/2021/10278
VT-LA fur das Haushaltsjahr 2022

5.4 Nachtragswirtschaftsplan 2021 fur den Eigenbetrieb Kurbe- Vv0O/2021/10191
trieb Traveminde

5.5 Wirtschaftsplan 2022 fir den Eigenbetrieb Kurbetrieb Tra- Vv0/2021/10188
vemuinde

6 Uberweisungsauftrage aus der Burgerschaft

7 Antrage von Ausschussmitgliedern

7.1 Antrag des AM Herwig Alt (AfD): Reduzierung der Belas- V0/2021/10288
tungen der Lubecker Wirtschaft, welche aus den langwieri-
gen innerstadtischen StraRen- und Briickenarbeiten entste-
hen

7.2 Anderungsantrag des AM Lars Kiither (BUNDNIS 90 / DIE 2020/09006-02-01
GRUNEN) zu V0O/2020/09006-02: Prufungsauftrag der Bur-
gerschaft zum Antrag BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN: Einfiih-
rung einer kommunalen Verpackungssteuer

8 Verschiedenes

9 Ende des 6ffentlichen Teils

15 Bekanntgabe der im nicht 6ffentlichen Teil gefassten Be-

schlisse
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Offentlicher Teil:

zul Er6ffnung / BegriBung / Feststellung der Tagesordnung / Verpflichtungen

Der stellvertretende Vorsitzende begrif3t die Anwesenden und ertffnet die 25. Sitzung mit
der Feststellung der Beschlussfahigkeit.

a) Es sind keine zu verpflichtenden Ausschussmitglieder anwesend.

Ferner macht der stellv. Vorsitzende darauf aufmerksam, dass Personen, die mog-
licherweise befangen sein kénnten, verpflichtet sind, dieses mitzuteilen. Ob jemand
befangen sein konnte, entscheidet im Zweifel der Ausschuss.

b) Der stellv. Vorsitzende weist darauf hin, dass nachstehende Unterlagen noch zur
heutigen Sitzung im Wege einer Nachtragstagesordnung eingereicht wurden:

3. Anfragen / Antworten / Mitteilungen
3.2.2.
Sachstand Standortmarketing / Wirtschaftsstandort

3.3.2. VO/2020/09557-01-01
Antwort auf Nachfragen der Antwort VO/2021/09557-01 AM Herwig Alt (AfD):
"Leerstandsmanagement in der Libecker Innenstadt"

4. Berichte

4.3. VO/2020/09006-02

Prufungsauftrag der Biirgerschaft zum Antrag BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN:
Einflhrung einer kommunalen Verpackungssteuer

mit dem dazugehorigen Antrag unter

7. Antrage von Ausschussmitgliedern

7.2.VO/2020/09006-02-01

Anderungsantrag des AM Lars Kiither (BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN) zu
VO/2020/09006-02: Prufungsauftrag der Biirgerschaft zum Antrag BUNDNIS 90 / DIE
GRUNEN: Einfiihrung einer kommunalen Verpackungssteuer

5. Beschlussvorlagen

5.3.V0/2021/10278

Haushaltsplane der Stiftungen HdJ-HGH-JJK-WS-KOD-LW-VT-LA fir das Haushalts-
jahr

5.4.V0O/2021/10191
Nachtragswirtschaftsplan 2021 fir den Eigenbetrieb Kurbetrieb Travemiinde

5.5.vV0/2021/10188
Wirtschaftsplan 2022 fir den Eigenbetrieb Kurbetrieb Travemiinde

Zu den TOP 4.3., 5.3, 5.4. und 5.5. sowie zu TOP 7.2. lasst der stellv. Vorsitzende
Uber die Erweiterung der Tagesordnung im Wege der Dringlichkeit abstimmen.

Seite: 5/20
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d)

f)

9)

h)

Herr Dr. Flasbarth hinterfragt, warum es zur Thematik ,Ausbau der Elektromobilitat in
Labeck® keinen TOP auf der TO gibt. Herr Schindler verweist hierzu auf die noch
ausstehende Antwort aus den zustandigen Bereichen.

Herr Senator Schindler bittet um erneute Vertagung des TOP

3. Anfragen / Antworten / Mitteilungen

3.4. VO/2020/09565

Anfrage des stellv. AM Mandy Siegenbrink (BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN):
Umstieg von Olheizungen

da die schriftliche Antwort der Verwaltung noch nicht vorgelegt werden kann. Hierzu
sprechen Herr Lehrke und Herr Senator Schindler.

Herr Senator Schindler teilt mit, dass die Verwaltung den TOP

5. Beschlussvorlagen

5.2. VO/2021/10291

Verlangerung des ganzjahrigen Probebetriebs der
Priwall-Norderfahre bis zum 30.06.2022

zurlickzieht, da hier noch Anpassungsbedarf besteht.

Der stellv. Vorsitzende weist darauf hin, dass gemaf § 35 Abs. 2 der Gemeindeord-
nung ein gesonderter Verfahrensbeschluss mit 2/3 Mehrheit Uber die nichtéffentliche
Behandlung von Vorlagen erforderlich ist. Er lasst tber die Zuordnung der fir den
nichtoffentlichen Teil angemeldeten TOP einzeln abstimmen.

Gemall § 9 Abs. 6i. v. m. 8 34 Abs. 1 GeschO der Blrgerschaft dirfen am nichtof-
fentlichen Teil der Sitzung neben den berechtigten Personen weitere Personen nur
dann teilnehmen, wenn der Ausschuss auf Antrag von Mitgliedern des Ausschusses
oder des Senators deren Teilnahme ausdricklich beschlossen hat. Auf Antrag des
Senators soll das Fachbereichscontrolling, Herr Kuschmierz sowie die Bereichslei-
tung Wirtschaft und Liegenschaften, Frau Csdsz und Herr Bar im nichtoffentlichen
Teil der Sitzung anwesend sein. Der stellv. Vorsitzende lasst hierliber abstimmen.

Der stellv. Vorsitzende teilt mit, dass Herr Cladow als Vertreter des Seniorenbeirates
einen Antrag auf Teilnahme am nicht 6ffentlichen Teil der Sitzung gestellt hat. Der
stellv. Vorsitzende bittet um Abstimmung ber den Antrag.

Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
far den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
nimmt zu a) Kenntnis.

Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss

fiir den ,,Kurbetrieb Travemiinde (KBT)*
beschlief3t zu b) mehrheitlich, die Dringlichkeit
fur die TOP 4.3. und 7.2. zu verneinen und
diese auf die ndchste Sitzung zurtickzustellen.
(5 Ja-Stimmen, 9 Nein-Stimmen)

Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss

fiir den ,,Kurbetrieb Travemiinde (KBT)“
beschliel3t zu b) einstimmig, die Tagesordnung
unter Bejahung der Dringlichkeit

um die TOP 5.3., 5.4. und 5.5. zu erweitern.

(14 Ja-Stimmen)

Seite: 6/20
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Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
fur den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
nimmt zu c) Kenntnis.

Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
fur den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
beschliel3t zu d) einstimmig, die Anfrage

auf die nachste Sitzung zu vertagen.
(14 Ja-Stimmen)

Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
fur den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
nimmt zu e) Kenntnis.

Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
fur den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
stimmt zu f) mit der erforderlichen
Zweidrittelmehrheit der nichtoffentlichen
Beratung des TOP 13.1. zu.

(12 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimme)

Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
fur den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
stimmt zu f) mit der erforderlichen
Zweidrittelmehrheit der nichtoffentlichen
Beratung des TOP 13.2. zu.

(12 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimme)

Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
far den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
stimmt zu f) mit der erforderlichen
Zweidrittelmehrheit der nichtéffentlichen
Beratung des TOP 13.3. zu.

(12 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimme)

Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
far den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
stimmt zu f) mit der erforderlichen
Zweidrittelmehrheit der nichtéffentlichen
Beratung des TOP 13.4. zu.

(12 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimme)

Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
far den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
stimmt zu g) einstimmig der beantragten
Teilnahme am nichtoffentlichen Teil zu.
(14 Ja-Stimmen)

Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss

far den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"

nimmt den Antrag zu h) einstimmig an,

da es sich bei allen Punkten um

seniorenrelevante Themen handelt.(14 Ja-Stimmen)

Seite: 7/20
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zZu 2 Genehmigung der Niederschrift

zu 2.1 Genehmigung der Niederschrift
der 24. Sitzung vom 14.06.2021

Es liegen keine mundlichen oder schriftlichen Einwande gegen die Niederschrift vor.

Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
fur den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
stellt die Niederschrift in der

vorgelegten Fassung fest.

zu 3 Anfragen / Antworten / Mitteilungen

zu 3.1 Einzelhandelsentwicklung

Es liegt nichts vor.

zu 3.2 Mitteilungen der Verwaltung

zu 3.2.1 Sachstand Gewerbegebiet Semiramis

Herr Gerdes informiert den Ausschuss zum aktuellen Sachstand und geht hierbei u. a. auf
den Bereich Gut Niendorf und ein Gutachten zum Biomassewerk der Entsorgungsbetriebe
ein. Derzeit werden zu ca. 71% der geplanten Flache bereits Verhandlungen gefiihrt. Zur
Anzahl der Unternehmen und deren Herkunft sprechen Herr Dr. Flasbarth und Herr Gerdes.

Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
far den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
nimmt die Ausfuhrungen zur Kenntnis.

zu 3.2.2 Sachstand Standortmarketing / Wirtschaftsstandort Libeck

Herr Arndt erlautert das Projekt anhand einer Prasentation (Anlage I).

Zum Planungshorizont und dem Budget sprechen Herr Schumann und Herr Arndt. Fir das
auf einen langeren Zeitraum angelegte Projekt stehen jahrlich 580 TEUR zu Verfligung. Aus
diesen Mitteln werden neben den internen Personalkosten auch Agenturleistungen finanziert.

Zu den Zielgruppen und der Zielsetzung sprechen Herr Dr. Flasbarth, Herr Simon und Herr
Gerdes. Herr Gerdes geht hierbei auf den veranderten Markt ein. So ist die Ansiedlungs-
nachfrage gesunken und es besteht derzeit eher Wachstum im vorhandenen Bestand.

Seite: 8/20
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Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
fur den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
nimmt die Ausfuhrungen zur Kenntnis.

zu 3.2.3 Bargeldlose Zahlung der Priwallfahre

Herr Senator Schindler erlautert, dass es bereits moglich ist, die Tickets online per FahrTic-
App (Anlage 1) zu kaufen. Somit kénnte eine Barzahlung am Kassenhduschen entfallen,
wenn vorher die App heruntergeladen wurde. Nach Auskunft des Stadtverkehr Libeck ge-
staltet es sich etwas schwieriger, ein mobiles Gerat fir die Kartenzahlung an der Autofahre
in das Vertriebssystem einzubinden. Die Optionen werden derzeit mit dem Systemhersteller
abgestimmt, um mdglichst zeitnah auch hier eine kundenorientierte Losung zu schaffen.

Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
fur den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
nimmt die Ausfuhrungen zur Kenntnis.

zu 3.3 Anfrage AM Herwig Alt (AfD): "Leerstandsmanagement in der Libecker Innen-
stadt"
Vorlage: VO/2020/09557

Die Beratung erfolgte unter TOP 3.3.2..
Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
fur den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
nimmt die Antworten der Verwaltung
zur Kenntnis.

zu 3.3.1 Antwort auf Anfrage AM Herwig Alt (AfD): "Leerstandsmanagement in der
Lubecker Innenstadt"
Vorlage: VO/2020/09557-01

Die Beratung erfolgte unter TOP 3.3.2..
Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
fur den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
nimmt die Antworten der Verwaltung
zur Kenntnis.

zu 3.3.2 Antwort auf Nachfragen der Antwort VO/2021/09557-01 AM Herwig Alt (AfD):
"Leerstandsmanagement in der Libecker Innenstadt"
Vorlage: 2020/09557-01-01

Herr Alt erklart, dass seine Fragen mit den vorliegenden Antworten beantwortet sind.

Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
far den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
nimmt die Antworten der Verwaltung

zur Kenntnis.
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zu 3.4  Anfrage des AM Mandy Siegenbrink (BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN): Umstieg
von Olheizungen
Vorlage: VO/2020/09565

Der TOP wurde bei Eintritt in die Tagesordnung vertagt.

zu 3.5 Neue Anfragen

Herr Reinhardt erkundigt sich nach dem Hintergrund der Zugangsbeschrankung fir das
WLAN in Travemiinde. Herr Kirchhoff erlautert hierzu, dass der Kurbetrieb Travemuinde ein
touristisches GasteWLAN betreibt. Dieses wird aus den Einnahmen der Kurabgabe und der
Strandbenutzungsgebliihr finanziert und dient als Serviceleistung der Erhéhung der Abga-
benehrlichkeit. Die Gaste erhalten hierzu bei Entrichtung der Abgaben ein Ticket mit den
Zugangsdaten fur den jeweiligen Nutzungszeitraum.

Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
fur den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
nimmt Kenntnis.

zu 4 Berichte

zud.l Bericht zum stadtischen Haushalt 2022 Entschadigungszahlungen an die Stif-
tung Vereinigte Testamente - Verwendung
Vorlage: VO/2021/10195

Frau Sinner erlautert den Bericht anhand einer Prasentation (Anlage Ill). Herr Simon stellt
klar, dass es sich bei dem Bericht um eine Vorinformation handelt. Eine inhaltliche Diskussi-
on zur Umsetzung der MafRnahme ist im Rahmen der Haushaltsberatung zu fiihren.

Aus Sicht von Herrn Schumann ist die finanzielle Rettung der Stiftung fiir 13,5 Millionen Euro
ein sehr umfangreiches Unterfangen. Herr Schumann hinterfragt daher, welche weitere Nut-
zung der Grundstlicke vorgesehen ist. Herr Senator Schindler erlautert hierzu, dass die Han-
sestadt Lubeck durch den vorzeitigen Riickerwerb der Erbbaurechte wieder die vollstéandige
Verfigungsmaoglichkeit Uber die Grundstiicke erhalt. In mehreren Projektphasen sind der
Abriss der alten Gebaude und anschlieRende Neubauten mit neuem baulichen Konzept ge-
plant. Hierzu spricht auch Herr Simon.

Frau Siegenbrink und Herr Dr. Flasbarth kritisieren die dargestellte Lésung und sprechen
sich fur die Prifung und Umsetzung alternativer Optionen aus. Hierzu sprechen Herr Rein-
hardt, Herr Senator Schindler und Herr Uhlig. Ziel des Verfahrens ist ein Abwicklungsge-
schaft um einen Systemwechsel herbeizufiihren. Zur weiteren Beratung verweist Herr Uhlig
auf den Finanzplan im Rahmen der Haushaltsberatung.

Zur Aufrechterhaltung des Stiftungszweckes sprechen Frau Stegemann und Frau Sinner.
Aufgabe der Stiftung "Vereinigte Testamente " ist unmittelbar und ausschlieR3lich, Lubecker
Burger, die infolge ihrer wirtschaftlichen Not der Hilfe bedurfen, zu unterstiitzen. Sie erfullt
diesen Zweck a) durch Gewéahrung von Unterstiitzungen, b) durch Férderung von bestehen-
den Alten und Pflegeheimen, c¢) durch Schaffung von neuen Alten und Pflegeheimen. Die
Stiftung muss lediglich einen der drei Punkte auch weiterhin erfillen kdnnen.
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Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
fur den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
nimmt den Bericht zur Kenntnis.

zu 4.2 Quartalsbericht 11 / 2021 der Gesellschaften und Betriebe der Hansestadt
Lubeck - Kurbetrieb Travemiinde
Vorlage: VO/2021/10287

Es gibt keine Wortmeldungen.

Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
fur den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
nimmt den Bericht zur Kenntnis.

zu 4.3 Priifungsauftrag der Biirgerschaft zum Antrag BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN:
Einfihrung einer kommunalen Verpackungssteuer
Vorlage: VO/2020/09006-02

Der Antrag hat bei Eintritt in die Tagesordnung nicht die
erforderliche Dringlichkeit erhalten und wird in der
nachsten Sitzung regular auf die Tagesordnung gesetzt.

zu 5 Beschlussvorlagen

zu 5.1 Verkauf eines mit einem Erbbaurecht belasteten Grundstlickes Liibeck, Wies-
engrund
Vorlage: VO/2021/10114

Eine Frage von Frau Siegenbrink nach aktiven Verkaufsangeboten durch die Hansestadt
Libeck beantwortet Frau CsOsz. Es besteht zwar ein generelles Kaufrecht, eine aktive Ver-
marktung der Grundstiicke durch die HL erfolgt hierzu jedoch nicht.

Beschluss:

1. Das mit einem bis zum 31.12.2049 befristeten Erbbaurecht zugunsten Herrn Bernd Altena
belastete Grundstlck in Lubeck, Wiesengrund 24, zur Gré3e von 800 m? ist an den Erb-
bauberechtigten zu einem Kaufpreis in Hohe von 248.160,00 EUR zu verkaufen.

2. In dem abzuschliel3enden Kaufvertrag ist ein Bebauungsverbot fiir die im Lageplan (Anla-
ge 4) grau dargestellte Grundstiicksflache und eine wertgesicherte Nachzahlungsver-
pflichtung fir den Fall aufzunehmen, dass im hinteren Grundstiicksbereich bei ggf. zu ei-
nem spéateren Zeitpunkt vorliegenden Baurecht, weitere Gebaude realisiert werden sollten

3. Alle mit dem Abschluss und der Durchfiihrung des Kaufvertrages verbundenen Kosten
einschliellich der Grunderwerbsteuer sind von dem Ké&ufer zu tragen.

Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
far den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
empfiehlt der Birgerschaft einstimmig,
geman Beschlussvorschlag zu entscheiden.
(12 Ja-Stimmen, 2 Enthaltungen)

Seite: 11/20
15 von 251 in Zusammenstellung



einstimmige Annahme X

einstimmige Ablehnung

Ja-Stimmen

12

Abstimmungsergebnis Nein-Stimmen

Enthaltungen

Kenntnisnahme

Vertagung

Ohne Votum

zu 5.2 Verlangerung des ganzjahrigen Probebetriebs der Priwall-Norderféhre bis zum

30.06.2022
Vorlage: VO/2021/10291

Die Vorlage wurde bei Eintritt in die
Tagesordnung von der Verwaltung

zuruckgezogen.

zu 5.3 Haushaltsplane der Stiftungen HdJ-HGH-JJK-WS-KOD-LW-VT-LA fiir das

Haushaltsjahr 2022
Vorlage: VO/2021/10278

Zum Stiftungszweck der Stiftung "Vereinigte Testamente" sprechen Herr Dr. Flasbarth und

Frau Sinner. Aufgabe der Stiftung "Vereinigte Testamente" ist unmittelbar und ausschlief3lich,

Lubecker Burger, die infolge ihrer wirtschaftlichen Not der Hilfe bedirfen, zu unterstitzen.

Sie erflillt diesen Zweck a) durch Gewahrung von Unterstitzungen, b) durch Férderung von

bestehenden Alten und Pflegeheimen, ¢) durch Schaffung von neuen Alten und Pflegehei-

men.

Beschluss:

Aufgrund des § 98 der Gemeindeordnung fiir Schleswig-Holstein werden die Haushaltspléne

fur das Haushaltsjahr 2022 wie folgt festgesetzt:
1. far die Stiftung Haus der Jugend

l.
1. im Ergebnisplan mit
einem Gesamtbetrag der Ertrage auf
einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf
einen Jahresiberschuss von
einen Jahresfehlbetrag von

2. im Finanzplan mit
einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Ver-
waltungstatigkeit auf

einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender
Verwaltungstatigkeit auf

einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionsta-
tigkeit und der Finanzierungstatigkeit auf

16 von 251 in Zusammenstellung

71.900 EUR
71.900 EUR
0 EUR

0 EUR
3.400 EUR
2.700 EUR
0 EUR

Seite: 12/20




wnN

einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionsta-
tigkeit und der Finanzierungstatigkeit auf

Il.
der Gesamtbetrag der Kredite flr Investitionen und Investitions-
forderungsmafinahmen
der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermachtigungen auf
der Hochstbetrag der Kassenkredite auf

far die Stiftung Heiligen-Geist-Hospital

l.
im Ergebnisplan mit
einem Gesamtbetrag der Ertrage auf
einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf
einen Jahresuberschuss von
einen Jahresfehlbetrag von

im Finanzplan mit
einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Ver-
waltungstatigkeit auf

einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender
Verwaltungstatigkeit auf

einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionsta-
tigkeit und der Finanzierungstatigkeit auf

einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionsta-
tigkeit und der Finanzierungstatigkeit auf

Il.
der Gesamtbetrag der Kredite fir Investitionen und Investitions-
forderungsmaflinahmen
der Gesamtbetrag der Verpflichtungserméachtigungen auf
der Hochstbetrag der Kassenkredite auf
die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf

far die Stiftung St.-Johannis-Jungfrauenkloster

l.
im Ergebnisplan mit
einem Gesamtbetrag der Ertrage auf
einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf
einen Jahresuberschuss von
einen Jahresfehlbetrag von

im Finanzplan mit
einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Ver-
waltungstatigkeit auf

einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender
Verwaltungstatigkeit auf
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0 EUR

0 EUR

0 EUR

0 EUR
1.423.700 EUR
1.509.000 EUR
0 EUR
85.300 EUR
1.315.600 EUR
1.009.300 EUR
10.100 EUR
29.500 EUR

0 EUR

0 EUR

0 EUR

1 Stelle
290.800 EUR
462.800 EUR
0 EUR
172.000 EUR
290.700 EUR
461.200 EUR
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wnN

einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionsta-
tigkeit und der Finanzierungstatigkeit auf

einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionsta-
tigkeit und der Finanzierungstatigkeit auf

Il.
der Gesamtbetrag der Kredite fir Investitionen und Investitions-
forderungsmafinahmen
der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermachtigungen auf
der Hochstbetrag der Kassenkredite auf
die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf

far die Westerauer Stiftung

l.
im Ergebnisplan mit
einem Gesamtbetrag der Ertrage auf
einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf
einen Jahresuberschuss von
einen Jahresfehlbetrag von

im Finanzplan mit
einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Ver-
waltungstatigkeit auf

einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender
Verwaltungstatigkeit auf

einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionsta-
tigkeit und der Finanzierungstatigkeit auf

einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionsta-
tigkeit und der Finanzierungstatigkeit auf

.
der Gesamtbetrag der Kredite flr Investitionen und Investitions-
férderungsmalRnahmen
der Gesamtbetrag der Verpflichtungserméachtigungen auf
der Hochstbetrag der Kassenkredite auf

far die Stiftung Kriegsopferdank

l.
im Ergebnisplan mit
einem Gesamtbetrag der Ertrage auf
einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf
einen Jahresuberschuss von
einen Jahresfehlbetrag von

im Finanzplan mit

einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Ver-
waltungstatigkeit auf

18 von 251 in Zusammenstellung

100 EUR
4.300 EUR

0 EUR

0 EUR

0 EUR

1 Stelle
22.800 EUR
24.400 EUR
0 EUR
1.600 EUR
22.800 EUR
24.400 EUR
0 EUR
0 EUR

0 EUR

0 EUR

0 EUR
531.300 EUR
622.000 EUR
0 EUR
90.700 EUR
530.800 EUR
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wnN

wnN

einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender
Verwaltungstatigkeit auf

einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionsta-
tigkeit und der Finanzierungstatigkeit auf

einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionsta-
tigkeit und der Finanzierungstatigkeit auf

Il.
der Gesamtbetrag der Kredite fir Investitionen und Investitions-
forderungsmaflinahmen
der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermachtigungen auf
der Hochstbetrag der Kassenkredite auf

far die Stiftung Lubecker Wohnstifte

l.
im Ergebnisplan mit
einem Gesamtbetrag der Ertrage auf
einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf
einen Jahresuberschuss von
einen Jahresfehlbetrag von

im Finanzplan mit
einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Ver-
waltungstatigkeit auf

einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender
Verwaltungstatigkeit auf

einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionsta-
tigkeit und der Finanzierungstatigkeit auf

einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionsta-
tigkeit und der Finanzierungstatigkeit auf

Il.
der Gesamtbetrag der Kredite flr Investitionen und Investitions-
forderungsmaflinahmen
der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermachtigungen auf
der Hochstbetrag der Kassenkredite auf

far die Stiftung Vereinigte Testamente

l.
im Ergebnisplan mit
einem Gesamtbetrag der Ertrage auf
einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf
einen Jahresuberschuss von
einen Jahresfehlbetrag von
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530.800 EUR
300 EUR
114.400 EUR

0 EUR

0 EUR

0 EUR
227.300 EUR
229.900 EUR
0 EUR
2.600 EUR
227.300 EUR
200.300 EUR
30.400 EUR
16.600 EUR

0 EUR

0 EUR

0 EUR
15.832.500 EUR
11.219.400 EUR
4.613.100 EUR
0 EUR
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2.

im Finanzplan mit
einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Ver-
waltungstatigkeit auf

einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender
Verwaltungstatigkeit auf

einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionsta-
tigkeit und der Finanzierungstatigkeit auf

einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionsta-
tigkeit und der Finanzierungstatigkeit auf

Il.
der Gesamtbetrag der Kredite fir Investitionen und Investitions-
forderungsmaflinahmen
der Gesamtbetrag der Verpflichtungserméachtigungen auf
der Hochstbetrag der Kassenkredite auf

far die Stiftung Lubecker Altstadt

l.
im Ergebnisplan mit
einem Gesamtbetrag der Ertrage auf
einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf
einen Jahresuberschuss von
einen Jahresfehlbetrag von

im Finanzplan mit
einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Ver-
waltungstatigkeit auf

einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender
Verwaltungstatigkeit auf

einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionsta-
tigkeit und der Finanzierungstatigkeit auf

einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionsta-
tigkeit und der Finanzierungstatigkeit auf

Il.
der Gesamtbetrag der Kredite flr Investitionen und Investitions-
forderungsmaflinahmen
der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermachtigungen auf
der Hochstbetrag der Kassenkredite auf

9.426.900

2.289.000

6.329.200

3.503.200

oNeoNe

1.300
2.100

800

1.300

800

eoNeoNe)

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR
EUR

EUR
EUR
EUR
EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR
EUR

Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
fur den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
empfiehlt der Birgerschaft einstimmig,
geman Beschlussvorschlag zu entscheiden.
(14 Ja-Stimmen)
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Abstimmungsergebnis

einstimmige Annahme

einstimmige Ablehnung

Ja-Stimmen

14

Nein-Stimmen

Enthaltungen

Kenntnisnahme

Vertagung

Ohne Votum

zu 54 Nachtragswirtschaftsplan 2021 fir den Eigenbetrieb Kurbetrieb Traveminde

Vorlage: VO/2021/10191

Es gibt keine Wortmeldungen.

Beschluss:

1. Aufgrund des § 5 Abs. 1 Nr. 5 der Eigenbetriebsverordnung in Verbindung mit § 97 der
Gemeindeordnung sowie 8 12 Abs. 4 Nr. 1 und 2 der Eigenbetriebsverordnung wird
durch die Burgerschaft per Beschluss der 1. Nachtragswirtschaftsplan fur den Kurbetrieb
Traveminde fur das Wirtschaftsjahr 2021 gemanR Anlage festgestellt:

1.1 Mit dem 1. Nachtrags- erhéht  vermindert

wirtschaftsplan werden:
um um

1.1.1 Im Erfolgsplan

die Ertrage - 265.000

die Aufwendungen 435.000
Verlustzuweisung 700.000

1.1.2 Im Vermdgensplan
die Einnahmen -
die Ausgaben - -

1.2. Erwerden festgesetzt
1.2.1 Der Gesamtbetrag der Kredite 700.000
far Investitionen und Investitions-

férderungsmaflinahmen

1.2.2 Der Hochstbetrag der -
Kassenkredite auf

Gesamtbetrag
bisher nunmehr
festgesetzt

3.581.000 3.316.000
4.531.000 4.966.000
-950.000 -1.650.000

3.410.000 3.410.000
3.410.000 3.410.000

o

700.000

895.000 895.000

2. Im Haushaltsjahr 2021 werden beim Produktsachkonto 418001.5315000 ZUW und ZU-
SCH fur laufende Zwecke verbundene Unternehmen 435.000 EUR iberplanmaliig ge-
mafl § 82 Abs. 1 GO SH bewilligt. Die Deckung erfolgt aus dem Produktsachkonto
611001.4111000 Steuern, allgemeine Zuweisungen, allgemeine Umlagen Konto: Ge-
meinde- und Kreisschliisselzuweisungen in Hohe von 435.000,00 EUR.

Die zusatzlichen Mittel fur die Erhéhung des Verlustausgleichs von 700.000 EUR werden
aus den unter VO/2021/09636 bewilligten Finanzmitteln in Folge der Corona-Pandemie fi-

nanziert.

21 von 251 in Zusammenstellung

Seite: 17/20




Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
fur den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
empfiehlt der Birgerschaft einstimmig,

gemal Beschlussvorschlag zu entscheiden.

(14 Ja-Stimmen)

Abstimmungsergebnis

einstimmige Annahme

einstimmige Ablehnung

Ja-Stimmen

14

Nein-Stimmen

Enthaltungen

Kenntnisnahme

Vertagung

Ohne Votum

zu 5.5

Vorlage: VO/2021/10188

Wirtschaftsplan 2022 fir den Eigenbetrieb Kurbetrieb Travemiunde

Es gibt keine Wortmeldungen.

Beschluss:
Aufgrund des 8 5 Abs. 1 Nr. 5 der Eigenbetriebsverordnung in Verbindung mit 8§
97 der Gemeindeordnung wird durch die Blrgerschaft per Beschluss der Wirt-
schaftsplan fir den Kurbetrieb Traveminde fir das Wirtschaftsjahr 2022 gemaf
Anlage festgestellt :

1.

11

1.2

2.1

2.2

2.3

Es betragen

Im Erfolgsplan

die Ertrage

die Aufwendungen
die Verlustzuweisung

Im Vermogensplan
die Einzahlungen
die Auszahlungen

Es werden festgesetzt:
der Gesamtbetrag der Kredite
fur Investitionsforderungs-

maflnahme auf

der Gesamtbetrag der Verpflichtungs-
erméchtigungen auf

der Hochstbetrag der
Kassenkredite  auf

22 von 251 in Zusammenstellung

Euro
Euro
Euro

Euro
Euro

Euro

Euro

Euro

3.641.000
4.991.000
1.350.000

1.370.500
1.370.500

900.000

Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
fur den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
empfiehlt der Birgerschaft einstimmig,

gemanR Beschlussvorschlag zu entscheiden.

(14 Ja-Stimmen)
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Abstimmungsergebnis

einstimmige Annahme

einstimmige Ablehnung

Ja-Stimmen

14

Nein-Stimmen

Enthaltungen

Kenntnisnahme

Vertagung

Ohne Votum

ZU 6

Uberweisungsauftrage aus der Blrgerschaft

Es liegt nichts vor.

zu 7

Antrage von Ausschussmitgliedern

zu 7.1

Antrag des AM Herwig Alt (AfD): Reduzierung der Belastungen der Libecker
Wirtschaft, welche aus den langwierigen innerstadtischen StraRen- und Bri-

ckenarbeiten entstehen
Vorlage: VO/2021/10288

Herr Alt erlautert kurz seinen Antrag. Herr Senator Schindler verweist zum vorliegenden An-
trag und den Erlauterungen von Herrn Alt auf die Zustandigkeit des Bauausschusses. Herr
Schindler bittet daher darum, den Antrag dort zu stellen.

Antrag:

Der Burgermeister wird beauftragt zu berichten, wie eine Beeintrachtigung des Wirtschafts-
lebens in der Hansestadt durch stadtische Stral3en- und Briickenarbeiten durch Biindelung
oder Entzerrung oder durch Beschleunigung solcher Arbeiten z.B. durch 3-Schichtbetrieb
und 6-Tage-Woche sowie durch eine Einbeziehung der Libecker Wirtschaft in Planung und
Durchfiihrung der Arbeiten gemindert werden kann. Insbesondere soll dabei auf die bisheri-
gen Erfahrungen bei Possehl- und Bahnhofsbriicke eingegangen werden.

Herr Alt zieht den Antrag zuriick
und kiindigt eine Antragstellung

im Bauausschuss an.

zu 7.2

Anderungsantrag des AM Lars Kither (BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN) zu

VO/2020/09006-02: Prifungsauftrag der Biirgerschaft zum Antrag BUNDNIS 90

/ DIE GRUNEN: Einfiihrung einer kommunalen Verpackungssteuer

Vorlage: 2020/09006-02-01

Der Antrag hat bei Eintritt in die Tagesordnung nicht die
erforderliche Dringlichkeit erhalten und wird in der
nachsten Sitzung regular auf die Tagesordnung gesetzt.
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ZU 8 Verschiedenes

Es liegt nichts vor.

zu 9 Ende des offentlichen Teils

Der stellv. Vorsitzende schlieRt um 18.28 Uhr den 6ffentlichen Teil der Sitzung. Die Offent-
lichkeit und alle nicht zur Teilnahme Berechtigten verlassen den Sitzungsraum.

Die Sitzung wird um 18.30 Uhr vom stellv. Vorsitzenden mit dem nichtéffentlichen Teil fort-
gesetzt.
Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
fur den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
nimmt Kenntnis.

zu 15 Bekanntgabe der im nicht 6ffentlichen Teil gefassten Beschliisse

Der Vorsitzende gibt bekannt, dass im nicht 6ffentlichen Teil der Sitzung zu 4 Beschlussvor-
lagen Beschlussempfehlungen an die Blrgerschaft ausgesprochen wurden.

Der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss
fur den "Kurbetrieb Traveminde (KBT)"
nimmt Kenntnis.

Libeck, den 20. August 2021

Bernhard Simon Jan Ehrich
Vorsitzende/r Protokollfiihrung
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STANDORTMARKETING WIRTSCHAFTSSTANDORT LUBECK

Aktueller Sachstand und Ausblick auf die kommenden und
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STANDTORTMARKETING-PROZESS

* In einem vorgelagerten Markenprozess (2019/2020) st tscs - Markenkern Wirtschaftsstandort Liibeck
wurden mit Vertreter:innen von Wirtschaft, Matkenbaustine for i Zisgruppen
Verwaltung, Institutionen, Hochschulen, Kultur, eSS
Politik sowie weiteren Beteiligten und gemeinsam i O Lk
mit der Brandmeyer Markenberatung die ® ivtnans Oy
Markenbausteine des Standorts Libeck — mit OF--==¥ @) oo
seinen konkreten Stdrken — herausgearbeitet. @ i Fctictoangebel

> Sie bilden das inhaltliche Fundament des . Srandmeyer
Kommunikationskonzeptes (und damit der Vernetzung des Standortmarketings

o Stakahoder & Aktauoe °) o
Standortkommunikation). R A
Auf dieser Basis wurde mit der st S — |
Kommunikationsagentur Faktor 3, gemeinsam mit Ehfnt?;pbﬁ“
den Stakeholdern die Kommunikationsstrategie Kommunication vo imer
entwickelt, die die Frage beantwortet ,Was wollen Weiers Acture usgenete,

wir wie Uber Libeck erzahlen?”

WIRTSCHAFT IN
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MULTIPLE PERSPEKTIVEN FUR STORYTELLING

EINE GESCHICHTE MIT ZUKUNFT

Leitmotiv

Libeck von Grinderviertel bis Startup-Szene.
So eng stehen Tradition und wirtschaftliche Dynamik & Innovation beieinander.

DEINE GESCHICHTE MEINE GESCHICHTE UNSERE GESCHICHTE
MIT ZUKUNFT MIT ZUKUNFT MIT ZUKUNFT

Deine neue Heimat mit
maximalem
Entfaltungsspielraum. So
vielseitig prdsentieren sich
Nachbarschaften und
Jobangebote. Libeck war und
ist die Stadt fur
Selbstverwirklichung.

e o o o = = = = = = = - - - - - - - - - - - - - - - - - - - — - e o o - - - - - - - - - - e o o - - - - - - - - - -

i . Persénliche Geschichtenvon | | Hinter Backsteinfassaden |
! ' Anwohner:innen, historisch und ! ! entstehen neue digitale !
| . aktuell. Von CEOs bis Azubi, von ! | Geschaftsmodelle. |
bommoooooo- 7 Grindungsvdatern bis bommmmmomo . Kurze Wege bauen Netzwerke |
| | Familienmittern. Wir | ' von Wirtschaft bis Freundschaft. |
! | portraitieren die Stadt durch | ! LUbeck ist die Stadt fur !
i | ihre Menschen. | | gemeinsame Zukunft. |

WIRTSCHAFT IN
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MESSAGING GRID FACHKRAFTE

il ‘e“
\SEd ¥ ""c“\“aﬁ
And

-

LEBEN

ARBEIT

GESELLSCHAFT

Ausbildung

LUbeck ist eine Stadt im Flow:

Die Ndhe zum Wasser pragt Stadtbild,
Menschen und Unternehmen, und bietet
attraktive Freizeitaktivitdten und
Berufsmoglichkeiten fur alle, die sich dem
Wasser verbunden fuhlen.

Selbstverwirklichung als ,Stadtbild":
Der Hochschulstandort Libeck bietet ideale
Grundlagen die Trdume zu verwirklichen -
Ob beim Start-up, dem
Familienunternehmen,
einem global Player oder als Griinder:in.

Die Stadt als digitaler Enabler:
In LUbeck treiben Unternehmen, Politik und
Verwaltung digitale Zukunftsthemen aktiv
voran und ermdchtigen, die eigene digitale
Vision zu verwirklichen.

Karriereeinstieg

Vielfalt , Freiheit, Nachhaltigkeit:
Diversitat, Chancengleichheit und
nachhaltiges Leben stehen in Politik und
Wirtschaft ganz oben auf der Agenda.
Gemeinsam wird Libeck zum Standort mit
Haltung & zur Stadt mit optimalem Klima.

So digital wie dein Leben:

Die Digitalwirtschaft ist Libecks Sektor mit
der stdrksten Wachstumsrate und entwickelt
sich genau so schnell weiter wie du - Uber
alle Branchen hinweg.

Lubeck setzt Impulse:
Gemeinsam férdern Wissenschaft, Wirtschaft
und 6ffentliche Hand Griindungen und
Innovationen,
zum Beispiel im Gateway 49.

Karriereaufstieg

Eine Stadt so flexibel wie die eigenen
Zukunftsplane:
Lage, Kosten und Infrastruktur passen zu
unterschiedlichen Lebensmodellen und
Familienplanungen.

Die Stadt der Worklife-Balance:

Die Nd&he zwischen Arbeitsplatz und dem Mix
aus Natur, Kultur und City machen Libeck
zum idealen Wohnort fiir Menschen im
Einklang.

Starke Branchen-Cluster:
Labecker Unternehmen und Organisationen
arbeiten Hand in Hand fir eine erfolgreiche

Zukunft.

Familiengriinder

Auf dem Weg zur lebenswertesten Stadt
Deutschlands
verspricht Libeck beste Lebensqualitét fir
kommende Generationen.

Familie und Beruf im Einklang:

Mit seiner hervorragenden Kitaquote und der
ausgeprdgten Kultur inhabergefiihrter
Unternehmen und deren Blick auf junge
Familien sind Arbeits- und Familienleben
besonders einfach in Balance zu bringen.

Lubeck setzt auf den Nachwuchs:

Von der gut ausgebauten
Kleinkinderbetreuung lber hervorragende
(Hoch-)Schulen bis zu starken
Ausbildungsbetrieben stehen in Labeck alle
Zeichen auf Zukunft.

WIRTSCHAFT IN

LuBECK
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LUBECKER THEMENMIX

fachlich-wirtschaftliche Schwerpunktthemen

_— Erndhrungs- Gesundheits- - :
Logistik wirtschaft wirtschaft Digitalwirtschaft
STORY 1 STORY 2 STORY 3
Nachhaltigkeit, Green Digital Economy, Diversity, Wissensgesellschaft,
Economy, Green City Smart City Empowerment Bildung, Netzwerke

gesellschaftspolitische Themenagenda

WIRTSCHAFT IN
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KOMMUNIKATIONS-“ZENTRALE"

W|5T'SCHAFT|N Q_ SUCHE | EN

L
- Content Hub — NEUE WE BSITE INVESTIEREN & GRUNDEN LEBEN & ARBEITEN AKTUELLES & NEWS WIHTSCHAFTSSTA/N:O:T WIRTSDHAFTSFﬂRDEHUinG)'
gelauncht: Freitag, 06. August 2021 S gl ! I
- Der Content Hub ist die zentrale EINUNSEREM ~_— 11
Anlaufstelle fir Themen rund um | il %
Fachkrafte, Investor:innen und MEH LESEN L
Grinder:innen, Standort Lubeck. | ;;;mvw*
- Hier werden auch die neuen Formate "d
zu finden sein: o
- Podcast ApA\ 2 a
- Hinter den Kulissen EoE % 5
- 5Fragenan... 219.058  5.483 13 1
- Grinder:iinnen Geschichten s I et e e
Hansestadt einer/m Beschéftigten entdecken Aufsteiger

Image-Film etc.

WIRTSCHAFT IN
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STANDORTKOMMUNIKATION

- Podcast

WIRTSCHAFT IN

LuBECK

Ausspielung Uber Podigee auf alle
gdngigen Plattformen (Einbindung auf
Website)

Jan Lindenau zum Launch online - Frank
Schumacher VO: 20. August

Rhythmus: 1 x monatlich (3. Fr/Monat)

Vorankindigung + Ausspielung Uber

Facebook, LinkedIn, Xing + Instagram
(LTM)

vorgeplant: September = Sabine Meyer;
Oktober = Stefan Drager; November =
Anna Lena Paape

31 von 251 in Zusammenstellung 8
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INVESTIEREN & GRUNDEN LEBEN & ARBEITEN AKTUELLES & NEWS WIRTSCHAFTSSTANDORT WIRTSCHAFTSFGRDERUNG

GESCHICHTEN
MIT ZUKUNFT

P Episode abspielen 39:06

Abonnieran  Tailen s=s
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STANDORTKOMMUNIKATION

wulu;SCHAF”N Q_ SUCHE | EN
LuBECK

INVESTIEREN & GRUNDEN LEBEN & ARBEITEN AKTUELLES & NEWS WIRTSCHAFTSSTANDORT WIRTSCHAFTSFGRDERUNG
HANSESTADT LUBECK 5 FRAGEN AN PODCAST

- 5 Fragen an...

- (Fragenpool) Rund um das Thema
Arbeiten in LUbeck

- Wir erfahren mehr Uber Arbeitgeber, o FRAGEN AN...

J O bV I e I fCI It, F re I Ze Itmog | IC h ke I te n U n d Was machst du in deinem Job? Was gefallt dir an deinem Unternehmen? Was sind die besten Freizeittipps fir
.o .o Libeck? Was gefallt dir an unserer Stadt besonders? Und was ist fiir dich eigentlich typisch Libeck? Um diese
Lu bec ks VO rZ u g e und dhnliche Fragen geht es bei unserem Testimonial-Format 5 Fragen an...
- Arbeits p | qtz Od e r Li e bl i n g SO rt Wir sprechen mit den verschiedensten Menschen aus unsere Stadt und lassen sie erzdhlen, was Liibeck zum

perfekten Ort zum Leben und Arbeiten macht.

- beteiligte Unternehmen: ua.: Coherent,
Niederegger, Luftwerker, TH, Agentur
far Arbeit, Trave, Drager, Briiggen,
Bockholdt, Stadtwerke

- Ausspielung 14-tagig Uber Facebook,
LinkedIn, Xing + Instagram (LTM)

MEHR INFORMATIONEN ZU UNSEREM LEBENSWERTEN STANDORT GIBT ES HIER.

Du hast auch Lust, dich mit uns tber den Standort und seine Vorziige zu unterhalten. Melde dich einfach unter:

WIRTSCHAFT IN braun@luebeck org
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STANDORTKOMMUNIKATION

- Hinter den Kulissen

WIRTSCHAFT IN

LuBECK

Einmal im Monat gewdhrt uns ein
LUbecker Unternehmen Einblick hinter
die Kulissen: Vom Recruiting, der
Vielfalt der Job- und
Karrieremaoglichkeiten bis zum Blick
auf und hinter den Chefsessel

Die Portraits stellen die Unternehmen
authentisch und personlich vor

erster Dreh geplant: Hansestadt
Libeck am 17. August // VO: 26.
August 21

Rhythmus: 1x Monat (letzter
Do/Monat)

Vorankuiindigung + Ausspielung tber
Facebook, LinkedIn, Xing + Instagram
(LTM)
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STANDORTKOMMUNIKATION

- Griinder:innen-Geschichten

- In Videoportraits stellen die Griinder:innen
sich vor, geben dem ambitionierten
Nachwuchs Tipps und erzdhlen von den
Hohen und Tiefen ihrer jungen
Unternehmensgeschichten

- erstes Video in der Finalisierung
(Haferkram) = VO: 11. August

- zweites Video abgedreht (Anders Ale) -
drei weitere Drehs terminiert (Bareways,
Mobox, KineticWorks) sowie weitere fir
2022 in Planung

- Rhythmus: 1 x Monat (2ter Mi/Monat)

- Vorankindigung + Ausspielung Uber
Facebook, LinkedIn, Xing + Instagram

(LTM)
WIRTSCHAFT IN
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STANDORTKOMMUNIKATION

- Imagefilm

- Wir stellen den Standort in einem prdagnanten
filmischen Portrait vor und zielen dabei
besonders auf das ab, was das Leben,
Arbeiten und Wirtschaften in Libeck so
einzigartig macht.

- modular aufgebaut, so dass er in
unterschiedlichen Nutzungssituationen
eingesetzt werden kann

- Agentur (nach Ausschreibung) ausgewahlt -
Kickoff-Termin stattgefunden

- derzeit finale inhaltliche Abstimmungen
intern + mit Agentur

- Umsetzungsstart im August - Finalisierung
bis Ende September geplant

WIRTSCHAFT IN
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KOMMUNIKATIONSPLANUNG 2021

September Okiober

Griinder:innen Hinter den Griinder:innen Hinter den - Griinder:innen Hinter den - Griinder:innen Hinter den
) : : 5 Fragen an . )
> Fragen an Profile Kulissen > Fragen an Profile Kulissen 5 Fragen an Profile Kulissen : Profile L el
Podcast

CONTENT HUB

Praktikum Generale

Imagefilm
EVENTS /
PROJEKTE
Botschafter:innen-Programm Part Il

BASIS
CONTENT

Storytelling Prozess (Distribution Kanaliibergreifend)

Social Media Redaktionsplan

WIRTSCHAFT IN
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KOMMUNIKATIONSPLANUNG 22/23 oo

Griinder:innen Hinter den Griinder:innen Hinter den - Griinder:innen Hinter den - Griinder:innen Hinter den
) : : 5 Fragen an . )
> Fragen an Profile Kulissen > Fragen an Profile Kulissen 5 Fragen an Profile Kulissen : Profile L el
Podcast

CONTENT HUB

Praktikum Generale

Die gesiindeste Jobmesse der Welt
S

PROJEKTE
Botschafter:innen-Programm Part (ongoing)

BASIS
CONTENT

Storytelling Prozess (Distribution Kanaliibergreifend)

Social Media Redaktionsplan

WIRTSCHAFT IN
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VIELEN DANK

WIRTSCHAFT IN
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FahrTic und
fertig!

lhr Handyticket
fiir die Priwall- und MIT
Norderfihre. NEUER

APP
SPAREN

Weitere Infos unter
www.sv-lubeck.de

STADTVERKEHR
LUBECK

-
4
—
B
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FahrTic: die neue App fir
alle Fahrennutzer.

Mit unserer neuen FahrTic App wird die Nutzung

der Priwall- und Norderfahre bei jeder Fahrt noch

einfacher, komfortabler und gunstiger.

H Far Sie

H Fir Freunde und Familie

B FUr lhr Fahrrad oder in der App registrierte
Fahrzeuge

Diese Tickets gibt’'s mit
FahrTic:

B Einzelfahrkarten zum sofortigen Fahrtantritt
(nur tber ,Weitere Tickets” und die Quick-Ride-
Funktion unter ,Neue Fahrt” erhaltlich)

B Mehrfahrtenkarten (fir 6 Fahrten)

B Wochen- und Monatskarten ...

.. fur Erwachsene

.. fur Kinder, Schuler und Auszubildende
.. fur Priwallschuler

.. fir Fahrzeuge und Fahrrader

So reisen Sie.

Allein: Uber die Quick-Ride-Funktion aktivieren
Sie ein bereits gekauftes Ticket schnell und einfach
oder erwerben eine Einzelfahrkarte.

Mit Begleitperson, Fahrrad oder Fahrzeug:
Uber ,Weitere Tickets” aktivieren Sie schnell und
einfach je nach Bedarf fur Mitreisende und sich
selbst bereits gekaufte Tickets und/oder erwerben
Einzelfahrkarten. Und: Sie sparen 3 % bei jedem
Ticket-Kauf.



So einfach funktioniert’s:

B FahrTic App kostenlos downloaden

Laden im
% . App Store

JE'I?T BEI

’ Google Play |

B Kostenlos registrieren

B Gewdlnschte Tickets Uber die App kaufen und
dabei 3% sparen

B Bezahlung erfolgt mit der in der App hinterlegten
Kreditkarte (Mastercard, VISA, American Express)
oder per SEPA-Lastschrift

Dran denken!

B Vor jeder Fahrt mussen Sie lhre Tickets unter ,Neue
Fahrt” aktivieren —dies gilt auch fur Zeitkarten

B Zur Ticket-Erkennung muss das Bluetooth-Signal
Ihres Smartphones eingeschaltet sein

® Der Akku lhres Smartphones muss geladen sein



Kontakt

So erreichen Sie uns:

ServiceCenter am ZOB

Telefon: 0451 888-2828

Fax: 0451 888-2784

Offnungszeiten:

montags bis freitags von 6.30 bis 19.00 Uhr
samstags von 9.00 bis 16.00 Uhr
www.sv-libeck.de

info@svhl.de

Bus + Fahre ServiceCenter Travemiinde

im Fahrgebaude der Priwallfahre

Telefon: 0451 888-2828

Offnungszeiten:

montags bis freitags von 8.30 bis 13.00 Uhr
und 13.30 bis 16.30 Uhr

samstags (Hauptsaison) von 9.00 bis 13.00 Uhr
und 13.30 bis 16.00 Uhr

www.sv-lubeck.de

info@svhl.de

Unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der

ServiceCenter beantworten gerne lhre Fragen,

z.B. zu unseren Tarifen.

Alle Angaben ohne Gewiahr, Anderungen vorbehalten.

Stand: November 2018

ATMOVERKEDA |

LUBECK



Hansestadt LUBECK = %

Bericht zum stadtischen Haushalt 2022
Entschadigungszahlungen an die Stiftung
Vereinigte Testamente - Verwendung




Hansestadt LUBECK = %

Entschadigungszahlung gemal3
Verkehrswertgutachten

» Ermittlung Verkehrswert mit Hilfe des
Ertragswertverfahrens 88 17-20 ImmoWert

> Ertragswert des Erbbaurechtes
» Bodenwertanteil des Erbbaurechtes
» Zeitwert der baulichen Anlagen

Prassekstral3e 1.959.000 EUR
Dreifelderweg 3.218.000 EUR
ElswigstralRe 3.119.000 EUR
Dornbreite 5.256.000 EUR
| gesamt 13.552.000 EUR

e SIM“‘%“w"ﬁ@@“ﬁﬁw‘m’ﬁ_



Hansestadt LUBECK %

Abzulosende Verbindlichkeiten

Summe Entschadigungszahlung 13.552.000 EUR
Hieraus abzulésende Verbindlichkeiten:
Kreditverbindlichkeiten -3.411.000 EUR
Zinsen zzgl. Vorfalligkeitsentschadigungen -510.000 EUR
Entschadigungszahlung an HL (Verwaltungstrakt -307.000 EUR

Dreifelderweg) ca. 2/3 des Verkehrswertes

Ruckstellung fur Rickzahlung Zuschusse LPflegeG (APH -1.600.000 EUR
Elswigstrafe und Dornbreite) ca.

Rest aus Entschadigungszahlung 7.724.000 EUR

e Stf““sg%”‘w“ﬁmw‘wﬁ_



Hansestadt LUBECK = %
Verwendung der Restsumme

» Erwerb oder Neuerrichtung von Immobilien
* Finanzanlagen

» Erfullung Stiftungszweck

Aufgabe der Stiftung "Vereinigte Testamente " ist

unmittelbar und ausschlielSlich Liibecker Blirger, die infolge ihrer wirtschaftlichen Not der Hilfe bedlirfen, zu unterstiitzen. Sie
erftillt diesen Zweck

a) durch Gewédhrung von Unterstiitzungen,
b) durch Forderung von bestehenden Alten- und Pflegeheimen,
¢) durch Schaffung von neuen Alten- und Pflegeheimen.

* Neuausrichtung der Stiftung (Férderstiftung)

Seite 4 | 10.08.2021 | Bericht Entschadigungszahlung 5“%6%\)6#1%%*iﬁ-@@ééﬁﬁM@ﬁ@téH@ng




Hansestadt LUBECK =

Lubeck, im August 2021 - V1.0

Sitzungstermine 2022

Wirtschaftsausschuss und Ausschuss fiir den "Kurbetrieb Travemiinde (KBT)"

Sitzungsort auf Grund der COVID-19-Infektion (Coronavirus):
Rathaus (Biirgerschaftssaal)
Breite StralRe 62, 23552 Liibeck

Sitzungsort (regular):
Verwaltungszentrum Muhlentor, Haus Trave (GroBer Sitzungssaal 7. OG)
Kronsforder Allee 2-6, 23560 Lubeck

Monat Turnus Sitzung Anmerkungen
2. Montag Montag, und zu bertcksichtigende Termine
im Monat 16.30 Uhr
Januar 10.01.2022 10.01.2022 Weihnachtsferien 23.12.2021 - 08.01.2022
Februar 14.02.2022 14.02.2022 Keine
Marz 14.03.2022 14.03.2022 Keine
April 11.04.2022 Entfallt Osterferien 04.04. - 16.04.2022
Mai 09.05.2022 09.05.2022 Keine
Juni 13.06.2022 13.06.2022 Keine
Juli 11.07.2022 Entfallt _
AvgUSt 08.08.2022 S Sommerferien 04.07. - 13.08.2022
September | 712.09.2022 12.09.2022 Keine
Oktober 10.10.2022 Entfallt Herbstferien 10.10. - 21.10.2022
November | 14.11.2022 14.11.2022 Keine
Dezember | 12.12.2022 12.12.2022 Weihnachtsferien 23.12.2022 - 07.01.2023
= 8 Sitzungen

Die Ladungsfrist betragt eine Woche, die Ladung erfolgt per E-Mail (und Einsicht in ALLRIS).
Abgabefrist ist der 10. Tag vor der jeweiligen Sitzung bis 12 Uhr (Zugang & Einstellung in ALLRIS)!
Nach der Abgabefrist ist eine Erweiterung der TO nur im Wege der Dringlichkeit moglich.
(Unterlagen ergdnzend 4-fach in Papierform, geheftet, gelocht und mit blauem Deckblatt.)

Sachbearbeiter: Jan H. Ehrich, 2.830 Kurbetrieb Travemiinde
Telefon: 04502 - 804 - 107, E-Mail: projektteam@Iluebeck-tourismus.de

Seite 1/1



TOP 3.5

» Nr. VO/2020/09565
offentlich

Liibeck, 24.11.2020

Anfrage

Bearbeitung: Angela Fiorenza (E-Mail: Angela.Fiorenza@luebeck.de Telefon: 122-1040)

Anfrage des AM Mandy Siegenbrink (BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN):
Umstieg von Olheizungen

Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zustandigkeit

14.12.2020 Wirtschaftsausschuss und Ausschuss fiir ~ Offentlich zur Kenntnisnahme
den "Kurbetrieb Travemiinde (KBT)"

Anfrage:

Die Burgerschaft hat mit einem interfraktionellen Antrag am 28.05.2020 den Burgermeister
beauftragt, “...dafiir zu sorgen...” dass die Stadtwerke die Forderung des Austausches von
klimaschadlichen Olheizungen verbessern (VO/2020/08656).

Inwiefern dies erfolgreich umgesetzt werden konnte, haben die Stadtwerke mit Bericht vom
07.10.2020 mitgeteilt (VO/2020/08656-02).

Daran anschlie3end bitte ich den Blrgermeister um die Beantwortung der folgenden Fragen:

1. Welche Anstrengungen hat der Burgermeister unternommen, um die Forderung der
Stadtwerke fir den Austausch von Olheizungen gemaf des o.g. Birgerschaftsbe-
schlusses zu verbessern?

2. Welche konkreten zusatzlichen Anreize wurden von den Stadtwerken durch diese
Anstrengungen des Blrgermeisters geschaffen?

3. Wie oft wurde die Austauschpramie, die seit 01.01.2020 gilt, von den Kunden der
Stadtwerke bisher in Anspruch genommen?

4. Wie viele Heizungen wurden durch die Stadtwerke im Vergleich dazu 2019 ausge-
tauscht?

5. Wie schéatzt der Blrgermeister die Chance ein, dass die Hansestadt Libeck im Be-
reiche ,Warme'’ das gesetzte Ziel von
50% Treibhausgaseinsparungen bis 2030 gegenliber 2019 erreichen kann, wenn die
SWHL sich auf Beratung und Verkauf von
Erdgas und Fernwarme (letzteres in einem sehr begrenzten Teil des Stadtgebiets)
konzentrieren, Alternativen wie Warmepumpen,
Holzpelletheizungen und Brennstoffzellenheizungen hingegen aulen vor lassen?

Begriindung:

Anlagen:

Seite: 1/2
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TOP 3.6

» Nr. VO/2021/10419
offentlich

Liibeck, 31.08.2021

Anfrage

Bearbeitung: Joanna Kjer (E-Mail: joanna.kjer@luebeck.de Telefon: 122-1070)

Anfrage des AM Lars Lehrke (Die Unabhangigen): Ausweisung ei-
nes Gewerbegebietes in Traveminde

Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zustandigkeit

13.09.2021 Wirtschaftsausschuss und Ausschuss fir ~ Offentlich zur Kenntnisnahme
den "Kurbetrieb Travemiinde (KBT)"

Anfrage:

Dem Wirtschaftsausschuss mége berichtet werden, wie der aktuelle Stand der Bauleitplanung fiir die
Entwicklung eines Gewerbegebietes in Travemiinde ist. Insbesondere wird um schriftliche Beantwor-
tung nachstehender Fragen gebeten:

1.) Wurde mit der beschlossenen Planung begonnen?

2.) Wie ist der aktuelle Stand?

3.) Wann ist mit einer Voorlage in den Gremien zu rechnen?

4.) Wenn mit der Planung noch nicht begonnen wurde, warum und welche Hinderungsgriinde beste-
hen?

Begriindung:

In der Sitzung der Blirgerschaft am 28.5.2020 wurde der Biirgermeister beauftragt, die planerischen
Grundlagen fiir die Entwicklung eines Gewerbegebietes in Travemiinde zu schaffen und die Bauleit-
planung mit hoher Prioritdt zu bearbeiten (Vorlage - VO/2020/08674-02 ). Zielgruppe sollten insbe-
sondere ortsanséssige Unternehmen sein, die derzeit nicht erweitern kbnnen und hénderingend nach
Grundstiicken suchen.

Anlagen:

Seite: 1/1
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Hansestadt LUBECK =

» Nr. VO/2020/09006-02
offentlich

Liibeck, 04.05.2021
Bericht

-offentlich-

Verantwortliche Bereiche:
1.201 - Haushalt und Steuerung

Bearbeitung: Manfred Uhlig (E-Mail: manfred.uhlig@luebeck.de Telefon: 122 - 2010)

Prifungsauftrag der Burgerschaft zum Antrag BUNDNIS 90 / DIE
GRUNEN: Einfuihrung einer kommunalen Verpackungssteuer

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit

02.08.2021 Senat Nichtéffentlich  zur Senatsberatung

09.08.2021  Wirtschaftsausschuss und Ausschuss fir ~ Offentlich zur Vorberatung
den "Kurbetrieb Travemiinde (KBT)" )

17.08.2021  Ausschuss fur Umwelt, Sicherheit und Offentlich zur Vorberatung
Ordnung )

24.08.2021 Hauptausschuss Offentlich zur Vorberatung

26.08.2021 Burgerschaft der Hansestadt Libeck Offentlich zur Kenntnisnahme

Anlass:

Die Burgerschaft hat am 25.02.2021 zu Punkt 10.7 mit VO Nr. 9006 den nachstehend aufge-
fuhrten Antrag der Fraktion ,Bindnis 90/Die Grunen® mit Mehrheit in der Fassung des
Hauptausschusses angenommen:

(EinfGhrung einer kommunalen Verpackungssteuer)

Der Burgermeister wird gebeten, die Moglichkeit der Einfuhrung einer kommunalen Verpa-
ckungssteuer auf Einwegverpackungen, Einweggeschirr und Einwegbesteck flir mithehmba-
re ,take-away“-Gerichte und Getranke ,to go“ konzeptionell zu prifen.”

Bericht:

Bereits in den 90er Jahren wurde in diversen Kommunen und u.a. auch in Libeck die Verpa-
ckungssteuer erhoben. Aufgrund eines Urteils des Bundesverfassungsgerichtes aus dem
Jahr 1998 mussten diese Satzungen jedoch wegen der Unvereinbarkeit mit dem Kreislauf-
wirtschaftskonzept und dem Abfallgesetz (AbfG) des Bundes aufgehoben werden. Diese
rechtlichen Grundlagen sind zwischenzeitlich weitreichend geandert worden.

1. Rechtliche Zuldssigkeit

Bei der Verpackungssteuer handelt es sich um eine ortliche Verbrauchssteuer im Sinne des
Art. 105 Abs. 2a GG, dessen Verwaltungs- und Ertragskompetenz gemall § 3 Abs.1 KAG
S-H auf die Gemeinden Ubertragen wurde.

Gem. § 3 Abs. 1 Abgabenordnung (AO) kann bei der Erhebung von Steuern die Erzielung
von Einnahmen ein Nebenzweck sein und der Hauptzweck ist die Lenkungsfunktion. Der
Lenkungszweck der Verpackungssteuer besteht darin, dass durch ein erhdhtes Entgelt auf
Waren in Einweg- und ,to-go“-Verpackungen ein Umdenken der Verbraucher dahingehend
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erreicht werden soll, dass alternative Verpackungsmaoglichkeiten bzw. Mehrwegsysteme ge-
wahlt werden. In einer moglichen Satzung ware zwar aus Praktikabilitdtsgrinden der End-
verkaufer Steuerschuldner jedoch hat dieser wiederum die zulassige Mdéglichkeit, die Steuer
auf den Verbraucher abzuwalzen.

Die Frage, ob bei Einfihrung ein Verstol3 gegen das Gleichartigkeitsverbot aus Art 105 Abs.
2a GG vorliegt, wonach ortliche Verbrauchssteuern bundesgesetzlich geregelten Steuern
nicht gleichartig sein durfen, wird in der Literatur kontrovers gesehen. Hierzu fuhrt beispiels-
weise der Aufsatz von Kalscheuer/Harding (NordOR 2017, S. 113 ff. (m.a.N.)) zur Zulassig-
keit einer kommunalen Verpackungssteuer aus, dass Ziel des Gleichartigkeitsverbots ist, die
Doppelbelastung einer Steuerquelle zu verhindern. Art. 105 Abs. 2a GG verlangt flir die nicht
herkdmmlichen ortlichen Steuern, dass der steuerbegriindende Tatbestand nicht denselben
Belastungsgrund erfasst wie eine Bundessteuer, sich also in Gegenstand, Bemessungs-
grundlage, Erhebungstechnik und wirtschaftlicher Auswirkung von der Bundessteuer unter-
scheidet. Lediglich eine Gleichartigkeit zwischen Umsatz — und Verpackungssteuer kénnte in
Betracht kommen, jedoch ist die Umsatzsteuer auf die Kaufkraft und die Verpackungssteuer
auf den Umweltschutz ausgerichtet, sodass den beiden Steuerarten unterschiedliche Belas-
tungsgriinde zugrunde liegen. Ferner werden aufgrund der Anderungen im Abfallrecht des
Bundes in den vergangenen Jahren auch keine widersprichlichen Interessen mehr gesehen,
so dass der Grund fir die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes in 1998 mittler-
weile nicht mehr bestehe und somit eine Verpackungssteuer als oértliche Verbrauchssteuer
mit den aktuellen Abfallvermeidungsprogrammen des Bundes und der Lander nunmehr ver-
einbar sei.

Gegensatzlicher Meinung ist der Autor Uschkereit (GewA 2020, S. 438). Hier wird z.B. aus-
geflihrt, dass eine Satzung Uber die Erhebung einer Verpackungssteuer dem Grundsatz der
Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung widersprechen wirde. Dies insbesondere vor dem
Hintergrund, dass steuerrechtliche Vorschriften den Regelungen des Sachgesetzgebers (in
diesem Fall des Abfallrechts) sowohl im Hinblick auf die Gesamtkonzeption als auch auf
konkrete Einzelregelungen nicht widersprechen durfen.

Abschlielend ist festzustellen, dass sich zwischenzeitlich zwar die Rechtslage anders dar-
stellt als im Jahr 1998 und somit die Aspekte, die zum damaligen Zeitpunkt zur Unvereinbar-
keit der Steuer gem. Art. 105 Abs. 2a GG geflhrt haben, nicht mehr bestehen, jedoch liegen
wie oben beschrieben unterschiedliche Rechtsauffassungen hierzu vor. Gerichtliche Ent-
scheidungen zu den unterschiedlichen Auffassungen bestehen mangels bestehender Verpa-
ckungssteuersatzungen nicht.

Ferner sind die Auswirkungen der EU-Richtlinie zu Einwegkunststoffen vom 05. Juni 2019
(Richtlinie (EU) 2019/904 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 05. Juni 2019
Uber die Verringerung der Auswirkung bestimmter Kunststoffprodukte auf die Umwelt) frag-
lich. Die Richtlinie sieht zahlreiche MalRnahmen vor, um den Verbrauch von bestimmten
Einwegkunststoffprodukten zu reduzieren, das achtlose Wegwerfen dieser Produkte in die
Umwelt zu begrenzen und die Ressource Kunststoff besser zu bewirtschaften. Der Bund hat
am 24. Juni 2020 die Einwegkunststoffverbotsverordnung (EWKVerbotsV) beschlossen, die
seit dem 03. Juli 2021 in Kraft ist. Diese Verordnung ist der erste Schritt zur Umsetzung der
0.g. EU-Richtlinie. Jedoch sind mit der Bundes-Verordnung nicht alle Einwegverpackungen
betroffen, die eine Verpackungssteuer erfassen wirde. Mit der Verordnung ist es insbeson-
dere verboten Verpackungen aus geschaumten expandiertem Polystyrol (Styropor) und Pro-
dukten aus oxo-abbaubarem Kunststoff in den Verkehr zu bringen. Die Verpackungssteuer
wlrde z.B. ebenso Pizza-Kartons, Déner- oder Asia-Boxen sowie Pommes-Schalen erfas-
sen. Diese Verpackungen werden nicht aus den 0.g. Materialien hergestellt. Inwieweit diese
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Regelungen bzw. die noch zu erlassenden Regelungen Auswirkungen auf die Beurteilung
der Verfassungsmafigkeit einer Verpackungssteuer haben, bleibt abzuwarten.

2. Einflihrung einer Steuer und praktische Umsetzung einer Satzung

Zunachst ist anzumerken, dass die Einfihrung der Herstellerverantwortung fiir die Vermei-
dung von Verpackungen durch die Verpackungsverordnung und zuletzt durch das Verpa-
ckungsgesetz, zumindest nicht zu einem Rilckgang der Verpackungsabfalle gefiihrt hat.
Grundsatzlich werden fir die meisten Einwegprodukte, die jetzt Ziel der Verpackungssteuer
werden sollen, bereits Lizenzentgelte im Rahmen des Verpackungsgesetzes durch die Dua-
len Systeme erhoben. Ein Teil dieser Abfalle werden Uber den Gelben Sack oder die PPK-
Sammlung der Entsorgungsbetriebe Lubeck entsorgt. Fur diesen Teil tragen die Dualen Sys-
teme die Erfassungs- und Entsorgungskosten. Ein weiterer Teil wird Uber die Restabfall-
sammlung der privaten Haushalte entsorgt. Daflir werden Gebihren erhoben. Ein nicht un-
erheblicher Teil wird aber auch Uber 6ffentliche Papierkdérbe und als Littering auf 6ffentlichen
Platzen und Grinflachen entsorgt. Soweit die Abfalle Uber die satzungsgemafle Reini-
gung/Leerung der Papierkérbe erfasst werden, tragen die Zahler der Strallenreinigungsge-
bihr diesen Aufwand. Fur alle Gbrigen Anfallstellen, insbesondere die 6ffentlichen Grin-fla-
chen, geht dies zu Lasten des Haushalts der Hansestadt Libeck. In einer Studie, die der
Verband Kommunaler Unternehmen in vielen Kommunen im letzten Jahr durchgefihrt hat,
wurde der Anfall und der Aufwand fiir die Erfassung und Entsorgung auch fir die Hansestadt
Libeck ermittelt. Insgesamt entstehen nur fur die Einwegprodukte aus Kunststoff Kosten von
ca. 12 € pro Einwohner und Jahr, also rund 2,6 Mio. €, die vermeidbar waren.

Allerdings ware bei Erhebung einer Verpackungssteuer auf Einweggeschirr das Wochen-
marktgeschehen massiv betroffen. Aktuell nutzen 12 Handler:innen Einweggeschirr. Diese
verkaufen Waren aus den Sortimenten Kaffee, Backwaren, Eis und Imbisswaren. Nach Co-
rona ist mit einem Anstieg solcher Sortimente zu rechnen, da das gesellige Beisammensein
auf den Marktflachen wieder méglich sein wird.

Erfahrungen anderer Stadte und vorbereitende MalRnahmen:

Im gesamten Bundesgebiet hat aktuell lediglich die Universitatsstadt Tubingen eine Satzung
Uber die Erhebung einer Verpackungssteuer im Jahr 2019 beschlossen. Zunachst war die
Erhebung der Steuer ab dem 01.01.2021 vorgesehen, zwischenzeitlich ist dies auf den
01.01.2022 verschoben worden. Die Steuerbescheide werden zunachst lediglich Vorauszah-
lungen auf die mdgliche Steuerhdhe vorsehen und vermutlich unter Vorbehalt stehen. Dies
insbesondere vor dem Hintergrund, dass bereits eine Normenkontrollklage gegen die Sat-
zung anhangig ist und die Verwaltung einer ,Widerspruchsflut“ entgegenwirken méchte.

Die Stadt Kiel hat mit Blick auf die unzureichenden Erfahrungen Tlbingens und wegen des
hohen Aufwandes zur Einfihrung der Verpackungssteuer entschieden, zunachst mehrere
Jahre die Entwicklung in TUbingen zu beobachten (Stadt Kiel, Drucksache 0603/2020).

Steuergegengestand einer Satzung ware der Verbrauch von nicht wiederverwendbaren Ver-
packungen (sog. Einwegverpackungen), nicht wiederverwendbarem Geschirr sowie nicht
wiederverwendbarem Besteck, sofern darin oder damit Speisen und Getranke fir den unmit-
telbaren Verzehr abgegeben werden. Die Eingrenzung ,fir den unmittelbaren Verzehr ist
zum einen zur Abgrenzung von nicht steuerpflichtigen Verpackungen und zum anderen fur
das Erfordernis der ortlichen Einschrankung auf das Erhebungsgebiet notwendig. Es wird
davon ausgegangen, dass der Verzehr der Speisen und Getranke im unmittelbaren zeitli-
chen und raumlichen Zusammenhang zur Abgabestelle im Erhebungsgebiet erfolgt, wenn
diese verzehrfertig und flir den unmittelbaren Verzehr abgegeben werden. Entscheidend
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wird sein, dass die Speisen und Getranke flr den unmittelbaren Verzehr bestimmt, d.h. nicht
nur hierflr geeignet sind. Nicht erfasst von der Steuer sollten Verpackungen sein, in dem
Lebensmittel fir die sog. Vorratshaltung beschafft werden und eine Einwegverpackung ledig-
lich fir den Transport vom Geschaft in die hausliche Umgebung erforderlich ist. Das Erfor-
dernis des unmittelbaren raumlichen und zeitlichen Zusammenhangs zwischen Abgabestelle
und tatsachlichem Verzehr ist ein Hauptargument der 0.g. Normenkontrollklage.

Zur Abgrenzung der einzelnen Verpackungen und zur rechtssicheren Veranlagung einer
solchen Steuer sind umfangreiche und detaillierte Auslegungshinweise erforderlich, die in
Kooperation mit den moglichen Steuerpflichtigen erarbeitet werden sollten, auch um eine
groltmogliche Akzeptanz fir die Steuer zu erreichen.

Insbesondere auch vor diesem Hintergrund ware daher vor Erstellung einer Satzung eine
Ermittlung der mdglichen Steuerpflichtigen umfassend ggfs. auch mit Ermittlungen vor Ort
erforderlich. In einem zweiten Schritt missten samtliche mogliche Steuergegenstande ermit-
telt und hinsichtlich des Zwecks (Vorratshaltung oder sofortiger Verzehr) bewertet und
abschlielend Uber die Besteuerung entschieden werden. Mangels einer aktuellen Recht-
sprechung und Kommentierung zu diesem Themenfeld kdnnen ausschlielllich private per-
sonliche Erfahrungswerte und Einschatzungen der Verwaltung bzw. die Auskilnfte der zu-
kinftigen Steuerpflichtigen herangezogen werden. Hierdurch konnte ein hohes Konfliktpo-
tenzial zwischen der Verwaltung und den Steuerpflichtigen entstehen. Ferner besteht ein
hohes rechtliches Risiko aufgrund der fehlenden gerichtlichen Beurteilung einer Ver-pa-
ckungssteuer nach den jetzigen Mal3staben. Es ist davon auszugehen, dass auch gegen
eine Satzung der Hansestadt Libeck eine entsprechende Normenkontrollklage angestrengt
wird.

Ein weiterer Gesichtspunkt, der zu beachten ist, ist die Sicherstellung der Steuergerech-tig-
keit. Gem. § 85 Abs. 1 Abgabenordnung (AO) sind Steuern nach MaRgabe der Gesetze
gleichmaRig festzusetzen und zu erheben. Insbesondere ist sicherzustellen, dass Steuern
nicht verklrzt oder zu Unrecht erhoben werden. Hierfir ist es erforderlich bereits zum Zeit-
punkt der Erstellung einer Satzung Prifungsmoglichkeiten, Aufzeichnungs- und Nachweis-
pflichten sowie Regelungen fir die Steuererklarungen zu entwickeln und ggfs. in der Satzung
zu normieren. Die Universitatsstadt Tubingen hat hierzu in der Satzung geregelt, dass Steu-
ererklarungen jeweils am 15.01. eines Jahres nach amtlichen Vordruck einzureichen sind;
entsprechende Muster des Erklarungsvordruckes liegen noch nicht vor. Ferner ist geregelt,
dass die Steuerpflichtigen Aufzeichnungen, Belege und Schriftstlicke Gber Warenbezug und
Warenverkauf von Speisen und Getranken zur Einsichtnahme bereit zu halten haben. Ferner
ist ein Betretungsrecht in die Geschéaftsrdume vorgesehen. Die vorgenannten MalRhahmen
dienen der Festsetzung der Steuer in der richtigen Hohe. Jedoch sind ferner auch verwal-
tungsintern Ma3nahmen zu entwickeln und vorzusehen, die der grundsatzlichen Ermittlung
von moglichen Steuerpflichtigen dienen. Hierzu kénnten die Daten des stadtischen Gewerbe-
registers MIGEWA einen ersten Anhaltspunkt bieten. Zudem sollte ebenfalls ein regelmafi-
ger Aullendienst ahnlich wie im Bereich der Vergnugungs- und Hundesteuer vorgesehen
werden.

Eine seriose Wirtschaftlichkeitsbetrachtung zwischen Erhebungsaufwand und Einnahmen
aus der Verpackungssteuer kann aufgrund der fehlenden Datenlage bezlglich mdglicher
Steuerpflichtige und deren Abgabenmengen von Einwegverpackungen nicht vorgenommen
werden. Der personelle Erhebungsaufwand kann lediglich geschatzt werden anhand der
Datenlage der Universitatsstadt Tubingen. Dort geht man bei 500 Steuerpflichtigen von 2
erforderlichen Vollzeitstellen (EG 8/9a und A 10/11) zunachst fur den Einfuhrungszeitraum
von 2 Jahren aus. Vor dem Hintergrund der GroRRe, der Einwohnerzahl und des Tourismus
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der Hansestadt Libeck kann davon ausgegangen werden, dass in Libeck weit mehr als 500
Steuerpflichtige heranzuziehen waren, moglicherweise sogar bis zu 1.000 Steuerpflichtige,
so dass durchaus von ca. 3 Vollzeitstellen (EG 8/9a und A 10/11) ausgegangen werden
kann. Die Landeshauptstadt Kiel wiirde in einer Einfihrungsphase 6 Mitarbeitende mit einem
Personal- und Sachaufwand von insgesamt 1,1 Mio. EUR vorsehen, danach wird flir den
laufenden Betrieb mit einen Aufwand von 190 TEUR pro Jahr gerechnet.
Vor dem Hintergrund der Uberwiegenden Lenkungsfunktion der Verpackungssteuer sollte
dieses Themenfeld fir eine grundsatzliche Entscheidung nicht ausschlaggebend sein. Aller-
dings ist der hohe personelle Vorbereitungsaufwand zur Einfiihrung einer solchen Steuer in
der aktuell rechtsunsicheren Lage zu bedenken.

Das Ordnungsamt kann mit dem Ordnungsdienst bei Streifentatigkeiten zumindest Hinweise
zu moglichen Steuerpflichtigen aufnehmen und diese Informationen an den Bereich Haushalt
und Steuerung weitergeben. Die inhaltlichen, sachlichen und fachlichen Kontrollen missen
durch Mitarbeitende des Bereichs Haushalt und Steuerung wahrgenommen werden, wie es
auch sonst in den Aufwandssteuern praktiziert wird. Ein Passus zu den Ordnungswidrig-kei-
ten und ein Verweis auf § 18 KAG (leichtfertige Abgabenverkirzung und Abgabengefahr-
dung) wiurde in einer libschen Satzung enthalten sein, so dass diese mit einem Buligeld
geahndet werden kdnnen.

3. begleitende MaBnahmen

Erfahrungen aus der Einfiilhrung der Ubernachtungssteuer und auch der vorbereitenden
Tatigkeiten zur Einfliihrung einer Tourismusabgabe haben gezeigt, dass eine kontinuierliche
Zusammenarbeit mit den Betroffenen zumindest akzeptanzférdernd ist. Vor diesem Hinter-
grund sollten die betroffenen Gewerbetreibenden immer wieder Gber Themeninhalte infor-
miert und bei Entscheidungsprozessen beteiligt werden. Auch sollte eine grundsatzliche
Bereitschaft bestehen, im Rahmen der abgabenrechtlichen Mdéglichkeiten auf praxisorien-
tierte Vorschlage einzugehen.

Weiterhin sollte der Lenkungszweck ,Vermeidung von Mull* nicht lediglich auf die Endver-
kaufer bzw. Endverbraucher abgewalzt werden. Begleitet werden kdonnte das Vorhaben ,Ein-
fuhrung einer Verpackungssteuer® auch mit Informationsmdglichkeiten, welche alternativen
Verpackungsmoglichkeiten es gibt und im besten Fall auch Unterstitzung bei einem mogli-
chen Wechsel auf Alternativen anbieten. Tubingen bietet beispielsweise Fordermittel fir die
Anschaffung von industriellen Geschirrspulern an, sofern ein Wechsel von Einweggeschirr zu
Mehrweggeschirr geplant ist. Weitere Informationen zu den begleitenden MaRnahmen kon-
nen dem Link https://www.tuebingen.de/mehrweg#/28706 entnommen werden.

Bezuglich des umweltpolitischen Aspektes und der Aspekte des Entgegenwirkens der ,Ver-
mullung“ des Stadtgebietes sollte ein Zusammenwirken z.B. mit dem Runden Tisch ,Wir fur
Mehrweg“ angestrebt werden. Anderenfalls ist zu beflirchten, dass ein losgelostes Agieren
der beiden Instrumente kontraproduktiv wirken kdnnte, zumal die Verpackungssteuer Ubli-
cherweise als ,Strafe” angesehen wird und die Vorgehensweise des Runden Tisches eher
auf eine kooperative Zusammenarbeit mit den Betroffenen angelegt ist.

Die Klimaleitstelle unterstreicht dieses und weist darauf hin, dass sich eine Verringerung von
Einwegverpackungen und dem dadurch verursachten Mull positiv auf die Verringerung der
Treibhausgasemissionen und den Verbrauch natirlicher Ressourcen auswirken kann, zumal
diese Emissionen sowohl bei der Herstellung von Einwegverpackungen entstehen, als auch
bei deren Entsorgung. Damit kdnne die Steuer sowohl zum Klimaschutz, als auch zum Res-
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sourcenschutz beitragen. Die Stellungnahme der Klimaleitstelle ist diesem Bericht als Anlage
beigefugt.

4. weiteres Vorgehen

Aufgrund der vielen rechtliche Risiken in der praktischen Umsetzung einer derartigen Steuer
sollte zunachst die praktische Einflhrung der Verpackungssteuer in der Universitatsstadt
Tldbingen sowie der Fortgang des dortigen Normenkontrollverfahrens abgewartet werden.
Erst damit wird Rechtsklarheit tGber wichtige Fragen bestehen.

Zwischenzeitlich konnten Gber den Runden Tisch weitere erganzende Malihahmen gemein-
sam mit den Gewerbetreibenden entwickelt werden bzw. auch die méglichen Verpackungsal-
ternativen vorgestellt und deren Nutzung im besten Fall geférdert werden.

Ebenfalls sollte ein Appell zur Notwendigkeit einer einheitlichen Lésung an die Landes- und
Bundesregierung gerichtet werden, um eine landes- oder bundesweite Regelung zur Verpa-
ckungsvermeidung bzw. - reduktion anzustreben.

Anlagen:
Stellungnahme Klimaleitstelle

Burgermeister Jan Lindenau
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Stellungnahme der Klimaleitstelle der Hansestadt Lubeck zur VO/2020/09006-02:
Prafauftrag der Burgerschaft zum Antrag Bundnis 90/Die Grunen: EinfUhrung einer
kommunalen Verpackungssteuer

Aus Sicht des kommunalen Klimaschutzes begrtfRen wir den Vorschlag zur Einfuhrung
einer kommunalen Verpackungssteuer auf Einwegverpackungen, Einweggeschirr und
Einwegbesteck fur mitnehmbare ,take-away“-Gerichte und Getranke ,to go”. Die
Verringerung von Einwegverpackungen und dem dadurch verursachten Mull kann sich
positiv auf die Verringerung der Treibhausgasemissionen und den Verbrauch naturlicher
Ressourcen auswirken. Damit kann die Steuer sowohl zum Klimaschutz, als auch zum
Ressourcenschutz beitragen. Mit der Einfuhrung einer Verbrauchssteuer bernimmt die
Hansestadt Lubeck die Verantwortung, die bisher bei den Konsument:innen und
Einzelbetrieben liegt.

In der Treibhausgasbilanzierung zahlt das Verpackungsaufkommen zum Bereich
,Konsum®*, so wie auch der Gastronomie- und Tourismussektor. Diese konnen bisher
nicht in der Treibhausgasbilanz der Hansestadt Lubeck abgebildet werden. Der Bereich
Konsum macht jedoch etwa 40% der Treibhausgasemissionen pro Kopf zusatzlich aus'.
Daher ist es wichtig auch in diesem Bereich Malinahmen zu etablieren, die den
Treibhausgasausstol3 und den Ressourcenverbrauch verringern. Die kommunalen
Verwaltungen haben im Bereich des personlichen Konsums der Burger:innen nur
geringen Einfluss, daher kann die Erhebung von Steuern um eine Lenkungswirkung zu
erzielen wichtig sein.

Treibhausgasemissionen werden bei der Herstellung von Verpackungen verursacht und
naturliche Ressourcen verbraucht. Auch bei der Entsorgung dieser werden
Treibhausgase verursacht, insbesondere wenn die Materialien nicht recycelt werden.
Auch Einwegverpackungen aus nachwachsenden Rohstoffen sind ressourcentechnisch
nicht automatisch besser, da sie nach einmaliger Benutzung entsorgt werden. Der hohe
Ressourceneinsatz bei der Herstellung und der Abfallverarbeitung wirkt sich negativ auf
die Klimabilanz dieser Verpackungen aus?. AulRerdem sind die Verpackungen aus
biologisch abbaubaren Kunststoffen aufgrund ihrer Struktur weniger recyclingfahig*.
Mehrwegverpackungen sind oft eine bessere Alternative und aus unserer Sicht zu
bevorzugen.

Mehrwegverpackungen im Lebensmittelbereich bestehen ebenso, wie der Grol3teil der
Einwegverpackungen aus Kunststoffen die bei der Herstellung Treibhausgasemissionen
und Ressourcenverbrauch verursachen. Diese werden jedoch durch den mehrfachen

1 UBA (2017): TreibhausgasausstoR pro Kopf in Deutschland nach Konsumbereichen

2 UBA (2020): biobasierte und biologisch abbaubare Kunststoffe [Biobasierte und biologisch abbaubare
Kunststoffe | Umweltbundesamt]

3 https://www.muelltrennung-wirkt.de/fragen-und-antworten/

4 UBA (2018): Gutachten zur Behandlung biologisch abbaubarer Kunststoffe. Texte 57/2018. UBA, Dessau-
Rof3lau
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Gebrauch effizienter genutzt, sodass (je nach System) bereits ab der 10. Nutzung einer
Mehrwegverpackung die Umweltauswirkungen besser sind, als bei einer
Einwegverpackung. Mehrwegbehaltnisse kénnen (je nach System) bis zu 200 mal
wiederverwendet werden® und verursachen somit deutlich geringere
Umweltbelastungen®. In der Novellierung des Verpackungsgesetzes ist eine Pflicht zum
Angebot einer Mehrwegverpackung ab 2023 vorgesehen?. Eine kommunale Steuer auf
Einwegverpackungen kénnte hier unterstutzend wirken.

Die EinflUhrung einer kommunalen Verpackungssteuer sollte mit anderen Malinahmen
zur Reduzierung von Verpackungsmull einhergehen, um die Akzeptanz zu fordern und
die Wirkung zu verstarken. Der Runde Tisch "Wir fur Mehrweg" initiiert Projekte und
Malinahmen zur Vermeidung von Verpackungsmull. So wurden bereits in einem
gemeinsamen Projekt Gastronom:innen dabei unterstiutzt Mehrwegbecher statt
Einwegbecher einzusetzen. Ein neues Projekt soll Gastronomiebetrieben bei der
EinfGhrung eines Mehrwegsystems fur AulRer-Haus-Essen helfen und unterstitzt sowohl
fachlich, organisatorisch, medial wie auch finanziell durch die Zahlung einer
Aufwandspauschale. Daher werden Gastronomiebetriebe, die von der kommunalen
Verpackungssteuer betroffen waren bereits durch Anreizsysteme animiert
Mehrwegldsungen zu nutzen. Dies kann eine gute Erganzung zur Lenkungsfunktion
einer kommunalen Verpackungssteuer sein und die Akzeptanz innerhalb Lubecks
fordern. Die Vertreter:innen des Runden Tisches kdnnen als Multiplikator:innen bei der
EinfUhrung einer kommunalen Verpackungssteuer helfen Aufklarungsarbeit zu leisten
und gute Leuchtturmbeispiele fur Mehrwegldosungen aufzuzeigen. Weiterhin kann der
Runde Tisch beratend tatigt sein, da hier bereits Multiplikator:innen der Gastronomie-
und Tourismusbranche zusammenarbeiten.

Anreizsysteme und Leuchtturmprojekte kdnnen unserer Ansicht nach die Akzeptanz
fordern, jedoch nicht den grol3en Effekt einer Verpackungssteuer erreichen, da sich
meist nur diejenigen beteiligen, die bereits informiert und bereitwillig sind. Bereits mit
der Ankundigung einer Verpackungssteuer sind auch die nicht informierten
Gewerbetreibenden dazu angehalten Uber alternative Losungen nachzudenken und
Veranderungen einzuleiten.

Da eine landes- oder bundesweite Regelung zur Verpackungsvermeidung bzw. -
Reduktion angestrebt werden sollte, muss in jedem Fall auch bei EinfUhrung einer
regionalen Verpackungssteuer der Appell zur Notwendigkeit einer einheitlichen Lésung
an die Landes- und Bundesregierung gerichtet werden.

> Kleinhlckelkotten et. al. (2021): Mehrweg in der Takeaway-Gastronomie, Ecolog Institut

6 https://www.oeko.de/oekodoc/616/2008-156-de.pdf

7 UBA (2019): Untersuchung der 6kologischen Bedeutung von Einweggetrankebechern im AuBer-Haus-
Verzehr und mogliche MaBnahmen zur Verringerung des Verbrauchs. UBA-Texte 29/2019.
Umweltbundesamt, Dessau-RoRlau

8 https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/276/1927634.pdf
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Neuaufstellung Flachennutzungsplan

Bericht:

Aus Anlass der Neuaufstellung des Flachennutzungsplans ist eine Prognose zur Bestim-
mung des Gewerbeflachenbedarfs erforderlich. Daraus lasst sich ableiten, wie viele Ge-
werbeflachen im anstehenden Entwurf des Flachennutzungsplans dargestellt werden sollen.

Ein entsprechendes Gutachten wurde im ersten Quartal 2021 von der CIMA im Auftrag der
Hansestadt Libeck erstellt und vom Bereich Stadtplanung und Bauordnung sowie der Wirt-
schaftsforderung Libeck inhaltlich begleitet.

Uber den tatsachlichen Umfang der Gewerbeflachenausweisung im Flachennutzungsplan
soll im anstehenden Stadtentwicklungsdialog LUBECK:iiberMORGEN 6ffentlich und vor al-
lem in der Politik diskutiert werden. Das vorliegende Gutachten soll eine Grundlage fur diese
Diskussion darstellen.

Die vorliegende Einschatzung und Prognose der Gewerbeflachenbedarfe stitzt sich auf ein
kombiniertes Modell der Auswertung von realisierten Flachenumsatzen in der Vergangenheit
und einer Prognose zukinftiger Beschaftigungsentwicklungen. Hinzu kommen die Auswer-
tung von Trends und Annahmen wirtschaftlicher Entwicklungslinien, die sich aus der ein-
schlagigen wissenschaftlichen Literatur bzw. eigenen empirischen Erhebungen des Gutach-
ters ableiten lassen. Hierzu zahlen auch veranderte regionale Rahmenbedingungen, wie
z. B. eine Realisierung der Festen Fehmarnbeltquerung (FBQ), allgemeine Prozesse des
Strukturwandels.

Seite: 1/2
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Im Ergebnis der Untersuchung kann — verkurzt dargestellt — festgehalten werden, dass der
absolute Gewerbeflachenbedarf zwischen 2021 bis 2035/40 in der Hansestadt Lubeck bei
156,6 ha (netto, 2035) bzw. 210,1 ha (netto, 2040) liegen wird. Dieses Ergebnis resultiert aus
der Zusammenschau von realen Gewerbeflachenverkaufen der Vergangenheit und den Er-
gebnissen eines trendbasierten Prognosemodells, die zu einem einzelnen Prognosewert
zusammengefihrt wurden. Es entspricht einem durchschnittlichen jahrlichen Bedarf von
10,5 ha (netto). Demgegeniber stehen derzeit noch verfligbare unbebaute Gewerbeflachen
(Bestandsflachen) in Libeck in HOhe von 16,6 ha (netto).

Anlagen:

1 — Gewerbeflachenprognose Hansestadt Libeck

Senatorin Joanna Hagen

Seite: 2/2
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1 Ausgangslage und Zielsetzung

Die Hansestadt Liibeck befindet sich derzeit im Prozess der Neuaufstellung des Flachennutzungs-
planes (Geltungszeitraum bis 2040). Als fachliche Grundlage hierfir wird eine aktuelle Gewerbe-
flachenbedarfsprognose benétigt. Im Rahmen der 2018 vom Regionalmanagement im HanseBelt
beauftragten Gewerbeflachenbedarfsprognose, wurde von der cima der Gewerbeflachenbedarf
auch fiir die Hansestadt Liibeck (bis 2030 und 2035) prognostiziert. Vor dem Hintergrund der
anstehenden Neuaufstellungen des Flachennutzungsplans besteht die Notwendigkeit einer Teil-
aktualisierung dieser Prognose fiir die Hansestadt, die neben der damaligen Ermittlung der Fla-
chenbedarfe nun auch eine Darstellung der Bestandsflachen sowie anschlieBenden Bilanzierung
umfasst. Des Weiteren soll sich die Prognose an dem méglichen Geltungszeitraum des Flachen-
nutzungsplans orientieren und somit einen Beobachtungshorizont bis 2035/40 aufweisen.

Die Gewerbeflachenbedarfsprognose stellt einen Baustein der Einschatzung des relevanten zu-
satzlichen Gewerbeflachenbedarfs dar. Dieser Bedarf ergibt sich im weiteren Verlauf aus einer Ge-
geniberstellung der Prognoseergebnisse mit dem aktuellen sowie dem perspektivisch verfligba-
ren Gewerbeflachenangebot in der Hansestadt Liibeck. Die Flachenpotenziale im Bestand (aus-
schlieBlich Potenziale im beplanten und unbeplanten Innenbereich) werden erhoben und mit den
sich ergebenden Bedarfen bilanziert. Im Anschluss an die hier vorliegende Prognose sind notwen-
digerweise die sich aus den FNP-Darstellungen ergebenden sonstigen gewerblichen Reserven zu
ermitteln und hinsichtlich ihrer Verfligbarkeit und Eignung aus Branchensicht einzuschatzen. Hie-
raus schlieBlich kann auf den planerischen Handlungsbedarf mitsamt den erforderlichen Entwick-
lungsmaBnahmen geschlossen werden.

Die hiesige Einschatzung und Prognose der Gewerbeflachenbedarfe stiitzt sich auf ein kombinier-
tes Modell der Auswertung von realisierten Flachenumsatzen in der Vergangenheit und einer
Prognose zukiinftiger Beschaftigungsentwicklungen. Hinzu kommen die Auswertung von Trends
und Annahmen wirtschaftlicher Entwicklungslinien, die sich aus der einschldgigen wissenschaftli-
chen Literatur bzw. eigenen empirischen Erhebungen des Gutachters ableiten lassen. Hierzu zah-
len auch veradnderte regionale Rahmenbedingungen, wie z.B. eine Realisierung der Festen
Fehmarnbeltquerung (FBQ), allgemeine Prozesse des Strukturwandels oder auch wirtschaftliche
Paradigmenwechsel.
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2 Methodik Flachenbedarfsprognose

Die Methodik der Flachenbedarfsprognose folgt dem in der nachstehenden Abbildung darge-
stellten Verlauf (vgl. Abb. 1).

Kern der Prognose, die bis zum Zieljahr 2035 (mit Ausblick auf das Jahr 2040) erstellt wird, ist eine
Gegenuberstellung der bislang realisierten Gewerbeflachenumsatze im Zeitraum 2010 bis 2020.
Fir die Umsetzung werden diese mit einem nachfrageorientierten bzw. trendbasierten Gewerbe-
flachenbedarfsprognose-Modell in einem ersten hypothetischen Ansatz bis zum Zieljahr fortge-
schrieben. Zur Auswertung und Extrapolation der bisher realisierten FlachenverduBerungen in
der Hansestadt Libeck wird auf zwei dhnliche Statistiken zurlickgegriffen — die von den Kommu-
nen bzw. (Kreis)Wirtschaftsférderungen gepflegten Flachenverkaufsstatistik einerseits und die
Kaufpreissammlung des Gutachterausschusses fiir Grundstiickswerte (GAG) andererseits. Beide
Datengrundlagen bieten fiir sich genommen verschiedene Vor- und Nachteile, auf die im weiteren
Verlauf eingegangen wird (vgl. Kap. 4.1.1 und 4.1.2).

Das trendbasierte Bedarfsprognosemodell wiederum ermdglicht eine gewisse Entkopplung des
Prognoseansatzes von den bisherigen realen Verkdufen am Gewerbeflachenmarkt und bietet so-
mit prinzipiell den Vorteil, eventuelle Effekte von Flachenknappheiten oder aber extremen Uber-
angeboten in der Vergangenheit auszublenden. Aus diesem Grund zieht die cima es vor, fir Prog-
nosen zum zukiinftigen Gewerbeflachenbedarf nicht allein die bisherigen Realentwicklungen her-
anzuziehen, die unter verschiedenen Annahmen in die Zukunft fortgeschrieben werden kénnen,
sondern angesichts der unvermeidlichen Ungewissheit zuklnftiger Entwicklungen auf verschie-
dene Modelle zurlickzugreifen und deren Ergebnisse schlieBlich gegeniiberzustellen.

Abb. 1 Methodik der Gewerbeflachenbedarfsprognose

Trendbasierte Auswertung der Auswertung der B
Gesamtraumliche Flachenbedarfs- kommunalen/ Kaufpreissamm- Bereits
und Fachplanung prognose I regionalen I lungen s vorliegendes

(cima-Modell) Flachenumstze (Daten revidiert) GEFEK

I

Bedarf durch Bedarf durch Freies Flachen-
Absoluter Bedarf durch

= Wachstum Neuansiedlun- f pa potenzial in
Flachenbedarf + innerortliche

2035 bestehender gen Neugriin- Verlagerung Folge z.B.von

Betriebe dungen SchlieBungen
Zusitzlicher Absoluter Potenzialfischien Geplante
Flichenbedarf = Flachenbedarf = | im Innenbereich - | Gewerbeflachen laut
2035/40 2035/40 FNP

Quelle: CIMA Beratung + Management GmbH, 2021

Im Ergebnis der Bedarfsprognose wird der absolute Flachenbedarf bis zum Jahr 2035/2040 be-
stimmt. Diesem Bedarf werden im darauffolgenden Abschnitt die Gewerbeflichenpotenziale
Uber die Erfassung von unbebauten Bestandsflachen gegeniibergestellt.

In der Untersuchung werden somit nur Potenzialflichen mit Planungsrecht (v.a. § 30 und
34 BauGB) beriicksichtigt. Gewerbliche Entwicklungsflachen im FNP, fiir die bislang noch
keine planungsrechtliche Zuldssigkeit der Bebauung besteht, werden aktuell auf ihre még-
liche Entwicklung diskutiert und finden in dieser Prognose keine Beriicksichtigung.
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Nachdem die Potenzialflachen im Bestand ermittelt wurden, werden die prognostizierten Flachen-
bedarfe bis 2035/40 schlieBlich dem realistischen Flachenpotenzial (Innenentwicklung) gegen-
ibergestellt. Es wird also eine Bilanz der Ausgangslage gezogen (vgl. Kap. 6). Uber diese Prognose
hinaus sollten die angesprochenen bestehenden gewerblichen FNP-Flachen anschlieBend auf ihre
Eignung Gberprift und relevante Fladchen aktiviert werden. AnschlieBend miissen, insofern sich die
starke Nachfrage des im fiir die Region Hansebelt erstellten Konzeptes bestatigt, auch im Hinblick
auf die Neuaufstellung des FNP, zwingend Suchraume aufgezeigt werden.

Vorrangiges Ziel der Gewerbeflachenbedarfsprognose fiir die Hansestadt Liibeck ist die Ermitt-
lung sich abzeichnender Flachenengpasse innerhalb des Prognosezeitraums und schlieBlich die
Ableitung von Handlungsempfehlungen zur Vermeidung solcher Engpasse.
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3 Standorttypen

Bei der Prognose des Gewerbeflachenbedarfs wird eine Ausdifferenzierung gewerblicher Bau-
flachen anhand unterschiedlicher Standortqualitdten und Zielgruppen vorgenommen, wobei
sich der hiesige Ansatz — auch aus verfahrenspraktischen Griinden — an selbiger Standorttypisie-
rung wie die Gewerbeflachenbedarfsprognose der Region Hansebelt (2018) orientiert.

Insbesondere dient eine solche differenzierte Betrachtung dem Ziel, ein nachfragekonformes Fla-
chenangebot zu schaffen, was durch eine alleinige Orientierung an den Beschreibungen der Pa-
ragraphen 8 (Gewerbegebiet) und 9 (Industriegebiet) der BauNVO nicht zu bewerkstelligen ware.
Auf der anderen Seite darf die Gewerbeflachenbedarfsprognose auch nicht ,verwdssern”, indem
man sich génzlich von der Gebietscharakterisierung z.B. des § 8 BauNVO I6sen wiirde. SchlieBlich
wird flr viele Betriebe eine Zuladssigkeit der geplanten Nutzungs-, Betriebs- und Anlagenarten
ebenso in Gewerbegebieten (GE) gegeben sein, wie auch in Kern- (MK), Misch- (Ml) oder urbanen
Gebieten (MU). Im Ergebnis liegt dieser Analyse damit eine Eingrenzung des Untersuchungsge-
genstands ,Gewerbeflache” derart zugrunde, dass diejenigen Eigenschaften, die lberwiegend
dem Gewerbe- und Industriegebiet zu eigen sind,” als gebietspragend (Recht auf Stérung und
Gebietscharakter) gelten.

Weil im Zusammenhang mit der Ausdifferenzierung von Standorttypen im Rahmen von Gewer-
beflachenbedarfsprognosen in jiingerer Zeit immer wieder die Frage danach aufgeworfen wird,
wie umfassend die Flachenbedarfe der gewerblichen Wirtschaft darin erfasst werden, sei an dieser
Stelle ausdriicklich darauf hingewiesen, dass diese Gewerbeflachenbedarfsprognose nur eine Er-
ganzung zu Prognosen sein kann, die den Bedarf an Flachen fiir groBflachigen Einzelhandel, an-
derweitige Sondergebiete oder auch Biroflachen ermitteln. Auf der anderen Seite ist immer auch
zu bedenken, dass ein Teil der Flachenbedarfe, die sich grundsatzlich auf ,Gewerbestandorten”
realisieren lieBen und daher ebenso als Bedarf interpretiert werden kénnten, hier nicht abgebildet
und stattdessen anderen Standortkategorien (v.a. Innenstadtlagen, Streulagen, Stadtteilzentren)
zugeschlagen werden. Diese Standortverteilung entspricht auch der gesamtplanerischen Realitat.

An der aktuellen Standortverteilung ist jedoch unverkennbar, dass neben den bislang vorzufin-
denden Raumstrukturen auch stadtplanerische Leitbilder bzw. értliche Prinzipien siedlungsstruk-
turpragend sind. Diese kdnnen ebenso einem stetigen Wandel unterliegen, wie auch Sinnbild ei-
ner verfestigten Planungskultur sein (z.B. ein weitgehender Verzicht auf jegliche Positionierungs-
versuche einzelner Gewerbegebiete als stddtebauliches Prinzip).

Es ist eine sehr groBe Zahl verschiedener Ausprédgungen eines Gewerbegebietes/-standortes
denkbar und innerhalb der Hansestadt Libeck auch real vorzufinden. Die Flachennachfrage richtet
sich nach dem einzelbetrieblichen Bedarf und der Angebotssituation am Flachenmarkt, hat also
eine quantitative, qualitative und auch zeitliche Komponente. In der Regel wird der einzelne Be-
trieb eine Standortentscheidung erst dann treffen, wenn Anpassungsmaglichkeiten betriebsinter-
ner Ablaufe ausgeschopft sind. Die schlussendliche Entscheidung zur Erweiterung, Verkleinerung
oder Verlagerung innerhalb der Standortgemeinde bzw. an einen anderen Standort, der Ausglie-
derung von Teilen aus dem Betrieb oder zur Konzentration bislang verteilter Betriebsstatten ist

' Das Gebiet sollte also einerseits ebenso fiir nicht erheblich belastigende Gewerbebetriebe geeignet sein, oder aber
fuir solche Betriebe, die aufgrund ihrer Stérwirkungen an anderen Standorten sogar unzuldssig sind. Andererseits wird
der hier relevante Gewerbestandort durch eine Mischung aus Produktions-, Hallen-, Lager-, Biro- sowie auch Labor-
flachen charakterisiert. Standorte, die zu relevanten Anteilen mit Wohnnutzungen durchmischt sind, sind ebenso we-
nig von Interesse fir diese Untersuchung, wie Standorte zur Unterbringung des groBflachigen Einzelhandels.
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hochst individuell und wird fir externe Betrachter nicht immer rational oder ex ante als bestmog-
liche Wahl erscheinen.?

Obwohl eine eindeutige Zuordnung nach dem 1:1-Prinzip (bestimmte Branche zu bestimmtem
Standorttyp) nicht realitatsnah ware, kann anhand der Haufung einzelner Wirtschaftszweige bzw.
Nutzungs-/ Betriebs-/ Anlagenarten im Zusammenhang mit bestimmten Standortauspragungen
innerhalb von Gewerbestandorten jedoch zumindest eine typische Verteilung angenommen
werden. Die nachfolgend beschriebenen sechs Standorttypen werden flr die Hansestadt Liibeck
als aktuell wie auch kiinftig besonders relevant erachtet, sodass sich auch die anschlieBende Prog-
nose des Gewerbeflachenbedarfs dieser Typisierung bedient.

3.1 Emissionsintensives Gewerbe

Standorte fiir emissionsintensives Gewerbe dienen insbesondere der Unterbringung von gewerb-
lichen Betrieben, die in anderen Gebieten aufgrund des Stérgrades (Larmbeldstigung, Emissions-
ausstof3 etc.) unzulassig sind. Um diese Betriebe aufnehmen zu kénnen, ist gemal BauNVO eine
Gebietsausweisung mindestens als Gl, Gle (also § 9 BauNVO), in selteneren Fallen und in Abhén-
gigkeit von den realen Gegebenheiten des Umfelds, auch als GE-Flache erforderlich.

Zumeist weisen diese Standorte eine exponierte oder teilintegrierte Lage auf und zeichnen sich
durch ein konfliktfreies Umfeld aus, es schlieBen also bestenfalls keine Wohngebiete oder emp-
findliche Flachen fir den Natur- und Ar-

. Abb. 2 Beispiel Emissionsintensives Gewerbe
tenschutz unmittelbar an.

Gewerbegebiet Herrenwyk

i

Glnstigstenfalls ist in diesen Gebieten
eine Schwerlasttauglichkeit der StraBen
gegeben, eine (abweichend) hohe Ge-
rauschemission zuldssig und auch ein 24-
Stunden-Betrieb méglich.

Nicht selten umfassen Industrie- bzw. Ge-
werbegebiete fir emissionsintensive Be-
triebe eine Gesamtflache von tber 20 ha,
wobei in der Hansestadt Liibeck auch ein-
zelne Randlagen bestehender Gewerbe-
gebiete relevant sind, die ausdriicklich
zur Ansiedlung stérungsintensiver Nut-
zungen erweitert wurden (z.B. Herren-
wyKk).

In vielen Fallen sind die Standorte fir :
emissionsintensives Gewerbe durch we-  Quelle: Bundesamt flir Kartographie und Geodésie, 2021

nige flachenintensive Unternehmen ge-

pragt und weisen folglich eine grobkornige Mischung auf. Haufige Nutzungsarten und Nutzun-
gen, die in der Praxis tendenziell eher Industrie- als Gewerbegebieten zugeordnet werden, sind
u.a. Betriebe

2 Gegeniiber der Idee des rational handelnden, am Ziel der Gewinnmaximierung orientierten Unternehmen, ist

vielmehr davon auszugehen, dass sich die Akteure am Flachenmarkt u.a. durch unvollstandige Information
(bspw. hinsichtlich alternativer Standorte), Unsicherheiten und beschrédnkte Rationalitdt des einzelnen Ent-
scheiders auszeichnen (zB. durch die Nutzung von Heuristiken bei Wahrnehmung und Verarbeitung bzw.
Bewertung der Standortinformationen).
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= des emittierenden Verarbeitenden Gewerbes (z.B. Mineraldlraffinerien, Rohstahlverarbeitung,
Hrst. von Zementformstlicken, Containerherstellung, Hrst. von Chemiefasern, chemische Um-
wandlungen, Kraftfahrzeugfabriken, industrielle Hrst. von Basiskunststoffen, Beschichtung,
Impragnierung, Kaschierung, Futter- und Dingemittelproduktion etc.),

= des Ver- und Entsorgungsgewerbes,

= der Lagerung und Behandlung von Eisen- und Nichteisenschrotten,

= Wertstoffhdfe mit Notschlachtanlagen,

= Autoentsorgungs- sowie Bauschutt- und Bodenrecyclinganlagen und

= ineinigen Fallen auch des Baugewerbes (v.a. Tiefbau).

In anderen Féllen kann es auch zu Uberschneidungen mit Flachen fiir ausdriicklich verkehrsinten-
sive Betriebe (Logistikwirtschaft und Lagerei) kommen. Diesbeziglich sei auf die Beschreibung
des eigenen Typus weiter unten verwiesen.

3.2 Klassische Gewerbegebiete

Gegeniber den typischen Industriegebieten dienen klassische Gewerbegebiete vorwiegend der
Unterbringung von nicht erheblich beldstigenden Gewerbebetrieben. Entsprechende Gebiete sind
daheri.d.R. als GE nach § 8 BauNVO, bisweilen auch mit weiteren Nutzungseinschrankungen hins.
der zuldssigen Emissionen oder Nut-

zungen (GEe), ausgewiesen. Abb. 3 Beispiel Klassisches Gewerbegebiet
Gewerbegebiet Genin-Siid
: S A

Oftmals befinden sich die klassischen
Gewerbegebiete in teilintegrierten La-
gen. Bei Altstandorten (bis in die friihen
1980er Jahre hinein) ist haufig eine inte-
grierte Lage in den Siedlungskorper
vorzufinden, sodass gerade diese Alt-
standorte auch einem zunehmenden
Umwidmungsdruck (v.a. durch Wohnen,
soziale Nutzungen) ausgesetzt sind.

Idealerweise bestehen keine Konfliktpo-
tenziale mit angrenzenden Siedlungen
oder Schutzgebieten. Dies kann jedoch
nicht in jedem Falle vorausgesetzt wer-
den. Die maximal zulassigen Geradusche-
missionen (Emissionskontingente (LEK)) :
betragen gemal der Flachenauswei-  quelle: Bundesamt fiir Kartographie und Geodasie,
sung 65 dB(A) am Tage und 50 dB(A) in

der Nacht. Klassische Gewerbegebiete

weisen in der Regel eine GesamtgroBe von bis zu 20 ha auf. In vielen Féllen fallen diese Standorte
jedoch auch deutlich groBer aus (siehe z.B. Gewerbegebiete Geniner StraBe/Hinter den Hirschka-
ten und Genin-Sid).

Klassische Gewerbegebiete beheimaten oftmals zahlreiche Unternehmen unterschiedlichster
Branchen und GréBen. Als magliche Nutzungsarten klassischer Gewerbegebiete gelten u.a.3

® In einigen Féllen sind dabei bewusst auch Grenzfélle héchstrichterlicher Entscheidungen aufgefiihrt (z.B. Holzwerke).
SchlieBlich entscheiden im Einzelfall die technischen Anlagen und Betriebsabldufe lber die Zuldssigkeit.
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= Betriebe des emissionsarmen Verarbeitenden Gewerbes (z.B. Hrst. von Bauelementen, Stab-
und Drahtziehereien, Schwermaschinenbau, Schmelzen von Nichteisenmetallen),

= Getreidelager,

= Holzwerke,

= Oberflaichenbehandlung von Metallen und Kunststoffen,

=  Anlagen zur Verwendung von Polyurethan

= Hrst. von Speisewdrzen,

= Betriebe zur Lagerung und Behandlung von nicht gefahrlichen Abfallen (z.B. Metall),

] Zimmereien, Schlossereien, Schweil3ereien, Tischlereien, Schreinereien

= Kfz-Werkstatten, Lohnlackierereien

=  Bauhofe

= GroBhandelsunternehmen, oder auch

=  Go-Kart-Hallen.

Die starke Branchenmischung innerhalb klassischer Gewerbegebiete ist gerade in Verdichtungs-
rdumen eine typische Folge laufender Umstrukturierungen und Umnutzungen im Bestand sowie
nicht zuletzt auch der ErschlieBung von Dienstleistungsmarkten durch ehemals vorrangig produ-
zierende Betriebe (z.B. dann, wenn sich die Hauptnutzung im Laufe der Zeit andert). Durch den
GroBeneffekt, ebenso wie das oftmals vorzufindende Baualter innerhalb dieser Gebiete, ist durch
die hohe Zahl an kleineren, glnstigen und auch flexibel erweiterbaren Mietflachen zugleich die
Dynamik im Dienstleistungssektor relativ hoch.

Unterschiedliche Voraussetzungen fiihren dazu, dass auch der Anteil forschungs- und wissensin-
tensiver Industrien/ Branchen, also solcher Wirtschaftsbereiche, die sich durch hohe FuE-Ausga-
ben bzw. einen hohen Akademikeranteil auszeichnen, in vielen klassischen Gewerbegebieten auch
in der Hansestadt Libeck recht hoch ist (diese finden sich in besonderem MaBe bei den unter-
nehmensbezogenen Dienstleistungen wieder).

3.3 Handwerk und Kleingewerbe

Standorte fir Handwerk und Kleingewerbe stellen einen Gewerbetypus dar, der durch kleinere
Kornigkeit (teilweise Betriebsflachen von 5.000 bis 1.000 gm) und vielfach auch durch eine Einheit
von Eigentum und Geschéftsflihrungs-

befugnis bei den ansassigen Betrieben Abb. 4 Beispiel Handwerk und Kleingewerbe
gekennzeichnet ist, woraus sich auch Sleisdreieck
bestimmte Standortwahlverhaltens-
muster ableiten lassen.

Tendenziell zeichnen sich Handwerks-
betriebe durch eine hohe personliche
Identifikation des Eigentimers mit dem
Betrieb sowie kurze innerbetriebliche
Informationswege aus. Hinzu kommt
ein hoher Anteil manueller Arbeit in der
Produktion und ein niedriger Grad an
Arbeitsteilung. Der Einsatz von Univer-
salmaschinen, Einzel- und Kleinserien-
fertigung Uberwiegt in der Regel. Der
Absatzmarkt vieler Handwerksbetriebe
ist stark lokal und regional orientiert,

Quelle: Bundesamt fur Kartograph}e und Geodasie, 2021
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wodurch auch enge, oft persénliche Beziehungen zu Lieferanten und Abnehmern existieren.* An-
sassige Betriebe haben selten mehr als 50 und nur in Ausnahmefallen 250 Beschéftigte (typisch
sind KmU?®). Bei unternehmensbezogenen Dienstleistern, die sich ebenfalls und in zunehmendem
MaBe an solchen Standorten finden, wird das Marktgebiet wiederum tendenziell deutlich gréBer
sein.

Anzutreffende Betriebe sind beispielsweise und haufig

= Handwerksbetriebe, v.a. aus dem Verarbeitenden Gewerbe und dem Baugewerbe (z.B. Tisch-
lereien oder Schreinereien, Schlossereien, Drehereien, Schweilereien oder Schleifereien,
Steinsdgereien, -schleifereien oder -polierereien, Hrst. von Lederwaren),

=  Betriebe aus dem Bereich der Informations- und Mediendienstleistungen,

=  Betriebe, die unternehmensnahe Dienstleistungen anbieten sowie

= Betriebe mit ergdnzenden sonstigen Dienstleistungen.

Vorwiegend sind die Nutzungen nur gering emittierend und zugleich flachenintensiv,® betriebs-
gebundene Reserveflachen werden dabei nur in seltenen Fallen vorgehalten — und stehen folglich
auch nicht im Mittelpunkt der Flachenkonzeptionen.

In der Regel sind solche Standorte als GE, GEe oder auch als MI-Flachen ausgewiesen und in der
Ausdehnung zumeist kleiner als 10 ha (in Ausnahmeféllen groBer). Folglich lassen sich Standorte
fur Handwerk und Kleingewerbe auch leichter in den Siedlungskdrper integrieren, was besonders
am Beispiel von Gewerbe-/Handwerkerhofen, deren Relevanz in Ballungskernen zunimmt, sehr
deutlich wird. In der Hansestadt Liibeck bspw. findet sich lediglich innerhalb des Gewerbegebietes
Roggenhorst, im Bereich der Taschenmacherstrae 1-5 ein solches Immobilienprojekt. Insbeson-
dere in den starker verdichteten Rdumen erkennt man auch eine wachsende Bedeutung der be-
sonderen Auspragung als ,urbane” Gewerbestandorte (vor allem einhergehend mit der Nutzung
von Transformationsimmobilien).

Ein weiteres wesentliches Merkmal der Nachfrager solcher Standorte ist, dass von diesen nur ver-
einzelt eigene Gebaude errichtet werden. Vielmehr mieten entsprechende Nutzer deutlich haufi-
ger ihre Immobilien an, auch z.B. flir Lagerzwecke. Folglich ist das Vorhandensein von Flachen
bzw. Gebauden zur Miete ein zentrales Charakteristikum von Standorten fir Handwerk und Klein-
gewerbe.

3.4 Verkehrsintensives Gewerbe/ Logistikstandorte

Eine weitere Kategorie stellen solche Standorte dar, die aufgrund ihrer Ausstattungsmerkmale,
der Lagebeziehungen zu liberregionalen Verkehrswegen (bzw. der Erreichbarkeit groBer Markte),
der baurechtlichen Gegebenheiten sowie auch der Branchenstruktur eine besondere Eignung fiir
die Ansiedlung verkehrsintensiven Gewerbes aufweisen. Oftmals handelt es sich dabei um Be-
triebe solcher Branchen, die auf eine Uberregionale Verkehrsanbindung in besonderem Mafe an-
gewiesen sind und zugleich nicht siedlungsnah untergebracht werden kénnen oder sollen. Unter
raumordnerischer Perspektive decken sich solche Standorte weitgehend mit den LEP-Typen 1 und
2 gemaB landesplanerischer Kategorisierung und sind auch im Entwurf zur Fortschreibung des

Vgl. Glasl/ Maiwald/ Wolf (2008): Handwerk. Bedeutung, Definition, Abgrenzung. Hrsg.: Deutsches Handwerksinstitut
KmU: Kleine und mittlere Unternehmen. In vielen Fallen wird es sich sogar um Kleinstunternehmen handeln, also sol-
chen Einzelunternehmen, die gemaB EU-Empfehlung 2003/361 bis 9 Beschéftigte und max. 2 Mio. EUR Umsatz pro
Jahr verzeichnen.

Als ,intensive” Flachennutzung versteht man eine hohe bauliche Dichte, i.d.R. verbunden mit einer entsprechend ho-
hen Relation von Beschéftigung zu Quadratmeter.
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Landesentwicklungsplans Schleswig-Holstein (2018) insbesondere unter Ziffer 4 weiterhin be-
schrieben.

Andererseits ist zu bedenken, dass sich auch Logistikstandorte bestimmten Nutzerbranchen’ zu-
ordnen lassen und verschiedenste Nutzungsformen entstanden sind, die notwendigerweise aus-
einandergehalten werden sollten.

An den Standorten fir verkehrsinten- Abb. 5 Beispiel Verkehrsintensives Gewerbe/ Logistik-
sives Gewerbe finden sich insbeson- ~ standorte

dere Unternehmen des GroBhandels ~Gewerbegebiet Roggenhorst
(Wirtschaftsabschnitt G, Nr. 46), aus
Lagerei und Verkehrsdienstleistungen
(H, Nr. 52) sowie der Post-, Kurier-
und Expressdienste (H, Nr. 53).

Entsprechend ihrer Funktion sind da-
bei verschiedene Logistikimmobilien
zu unterscheiden, v.a.8

=  Lagerimmobilien

Versorgung produzierender Unterneh-
men mit Rohwaren oder der Lagerung
von Fertigwaren. Neben Transport-, Um-
schlag- und Lager-Leistungen werden
haufig auch Mehrwertdienstleistungen
(z.B. Vormontage) erbracht.

Die Grundstiicksflache ist oftmals tber
10.000 gm groB, bei einer Gebaudeflache
Gber 5.000 gm, der Buroflachenanteil
meist unter 10%. Oftmals sind die Tore ebenerdig angeordnet. Die Hallenhohe liegt oft bei 10-12 m Unterkante
Binder (UKB).

= Umschlagsimmobilien
Auf den reinen Warenumschlag ausgerichtet; Glter befinden sich nur fir einen sehr kurzen Zeitraum des Entladens,
Sortierens, Bereitstellens und Beladens vor Ort.
Insofern die Ware vom Versender bereits kommissioniert wurde, wird diese hier empfangerspezifisch zusammenge-
fasst und ausgeliefert. Auch werden an diesen Standorten Retouren gesammelt und an den Warenempfanger zu-
rickversandt (Aufteilung von Fern- in Nahverkehr). Die Standorte sind nah am Endkunden (Ballungszentren, ggf.
auch innenstadtnahe Lagen) orientiert (auBer bei Hubs). Solche Umschlagszentren werden oft von Logistikdienst-
leistern (KEP- und Stiickgut-Dienstleister) oder Handelsunternehmen genutzt.
Die Gebaudeflache liegt meistens unter 10.000 gm, die Grundstiicksflache zwischen 15.000 und 40.000 gm, bei
mehrseitiger Anbindung, Sprintertoren und groBBer Rangierflache. Die Gebaudehohe liegt unter 8 Metern UKB.

] Distributionsimmobilien

Quelle: Bundesamt fiir Kartographie und Geodasie, 2021

Z.B. Zentrallager, Logistikzentren oder Warenverteilzentren. In erster Linie geht es um die auftragsgerechte Waren-
verteilung. Hierzu werden Lagerung, Umschlag, Kommissionierung, Verteilung und Transport ibernommen. In der
Regel werden die Waren von unterschiedlichen Herstellern gebtindelt und kunden-/ auftragsspezifisch zusammen-
gestellt (kommissioniert).

Es gibt Zentren mit regionaler (v.a. EZH-Filialbelieferung in einem Umkreis von maximal 200 km; vgl. Abb. 5) und
Uberregionaler (Insbesondere der B2B-, Ersatzteil- und Aftersales-Bereich) Ausrichtung.

Die Grundstlicksflache liegt zumeist Gber 20.000 gm bei einer Gebaudeflache tber 10.000 gm, die Bauweise ist
teilweise modular, zT. mit Mezzanine-Flichen (geringere Héhe und Fliche als das Vollgeschoss). Uberregionale
Distributionszentren weisen manchmal auch eine Gleisanbindung auf oder einen Zugang zu KLV-Anlagen

V.a. Logistikdienstleister, der Einzelhandel, der Automotive-Sektor und der GroBhandel sind mit entsprechenden Fl&-
chenbedarfen durch Logistikleistungen verbunden (vgl. Veres-Homm/Kibler/Weber/César 2015: Logistikimmobilien
— Markt und Standorte 2015)

Vgl. dazu Fraunhofer IIS (2017): Logistikimmobilien. Dreh- und Angelpunkte der Supply Chain. Bedeutung, Funktion
und Ansiedlungseffekte. Hrsg.: Logix Initiative Logistikimmobilien
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Wichtig ist die Moglichkeit, Lkw-Verkehr und Umschlagsprozesse auch nachts (22:00 bis 06:00 Uhr) abwickeln zu
kénnen.

= Speziallogistikimmobilien
Besondere Funktionen erflllen z.B. Hochregallager (ab einer Hohe von 12 m (bis 50 m)), Kuhllager oder auch Ge-
fahrgutlager, sodass auch die planungs- und baurechtlichen sowie sonstigen gesetzlichen Anforderungen meist
strenger sind als bei anderen Typen.
Die Grundstucksflache dieser zumeist auf einzelne Kunden ausgerichteten Immobilien ist aufgrund der Héhe mit
weniger als 12.000 gm eher klein. Die Gebaudeflache liegt meistens zwischen 3.000 und 8.000 gm. Oft sind solche
Gebé&ude auch Teil eines Distributionszentrums.

=  Gemischt genutzte Gewerbeobjekte
Die Klasse dieser Immobilien ist vor allem im Zusammenhang mit der zunehmenden Relevanz der Innenstadtlogistik
von Interesse.
Ebenso sind zunehmend Gewerbeobjekte von Interesse, die von mehreren, meist mittelstandi-
schen Mietern verschiedener Branchen fiir unterschiedlichste Zwecke genutzt werden (sog. Un-
ternehmensimmobilien), womit auch ein Zusammenhang mit den vorangegangenen Standortty-
pen ,Klassisches Gewerbegebiet” sowie ,Handwerk und Kleingewerbe"” bestehen kann.

Neben den besonderen Anforderungen an die Grundstlicksgréen und -zuschnitte, sind Gberwie-
gend bestimmte Verkehrsinfrastrukturen in Form einer méglichst leichten inneren ErschlieBung
des Gewerbe- oder Industriegebietes mit breiteren StraBenquerschnitten sowie einer leichten/
schnellen Anbindung an den regionalen und (iberregionalen Verkehr erforderlich. Auf Ebene des
Makrostandortes ist v. a. eine gute rdumliche Zuordnung zu den Abnehmern, um schnell und
kostengtinstig liefern zu kénnen, oder aber zu Umschlagplatzen relevant.

3.5 Sonderstandort (Hafenaffines Gewerbe)

Grundsatzlich dienen Sonderstandorte der Unterbringung von Unternehmen mit spezifischen
Standortanforderungen, welche in besonderem MaBe an einzelne Rdume gebunden sind. Typi-
sche Beispiele standortgebundener Nutzungen sind etwa der Rohstoffabbau (naturrdumliche Vo-
raussetzungen), Hafengebiete, aber auch das Vorhandensein weiterer, hochspezialisierter Infra-
strukturen, die — unter realen oder wirtschaftlichen Bedingungen — nicht Gberall herstellbar sind.
Auch besondere rechtliche Ausgangs-

bedingungen oder Ausschlussprinzi- Abb. 6 Beispiel Hafenaffines Gewerbe

pien kénnen dazu fiihren, dass man- ~ Gewerbegebiet Seelandkai
che Standorte als grundsatzlich ge- e

eignet gelten (z.B. zur Wahrung ange-
messener Abstdnde zwischen Storfall-
betrieben und schutzwirdigen Nut-
zungen — SEVESO-IlI-Richtlinie).

Dies kann sich sowohl auf spezifische
Infrastrukturen als auch auf sehr hohe
Emissions- und Larmgrenzen bezie-
hen. Sonderstandorte kénnen sowohl
Gebiete mit einer Ausweisung als Gl
bzw. Gle sein, als auch mit GE- oder
SO-Qualitéten.

Je nach Anspruch weisen sie auch eine
unterschiedliche Lage in Bezug auf
umliegende Siedlungskorper auf. In

Quelle: Geodatenzentrum, 2016
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der Regel werden exponierte Lagen zum Siedlungskdrper iberwiegen, allerdings sind auch teilin-
tegrierte oder integrierte Lagen nachgefragt. Folglich kénnen keine pauschalen Aussagen bspw.
zum Konfliktpotenzial mit dem Umfeld oder zuldssigen Emissions- und Larmobergrenzen getrof-
fen werden. Vielfach besitzen Sonderstandorte eine GroéBe von Uber 20 ha.

In der Praxis zeichnen sich solche Standorte oftmals durch direkte WasserstraBenzugédnge, unmit-
telbare Anbindungen an den Schienenguterverkehr oder das Vorhandensein von Kombiterminals,
die einen kombinierten Verkehr unterschiedlicher Verkehrstrager ermoglichen, aus. Entsprechend
sind haufige Nutzungsarten

= das ,hafenaffine” Gewerbe,

= das Verarbeitende Gewerbe,

= die Logistikwirtschaft und Lagerei sowie
= das Ver- und Entsorgungsgewerbe.

Im Rahmen dieser Untersuchung sind, ausgehend von der aktuellen Nutzungsverteilung in der
Hansestadt, hafenaffine Gewerbegebiete von besonderem Interesse. Dabei ist aber wiederum zu
beriicksichtigen, dass eine Uberschneidung mit Standorten des Verkehrsintensiven Gewerbes (vgl.
Kap. 3.4) vorliegt, was in der Hansestadt Liibeck, hinsichtlich der Auswertung der bislang realisier-
ten Flachenumsatze, zu einer Deckungsgleichheit beider Standorttypen fihrt.

3.6 Wissensintensives Gewerbe und Dienstleistungen

Standorte fiir wissensintensives Gewerbe und Dienstleistungen dienen insbesondere der Unter-
bringung von kleinen bis mittelgroBen Betrieben (KmU), die ausgesprochen wissensorientiert und
zudem nur gering emittierend sind. Ein hoher Blro-/ Verwaltungsflachenanteil ist typisch fir diese
Gebiete, die sich zugleich vorwiegend in den Ballungskernen finden.

Aufgrund der geringen Anforderungen hinsichtlich der Emissionsobergrenzen sind entspre-
chende Bauflachen als GE, haufiger noch als GEe, bisweilen auch als MI- oder als SO-Gebiete (z.B.
SO Forschung und Entwicklung)

ausgewiesen. Entsprechend befin- Abb. 7 Beispiel Wissensintensives Gewerbe

densich die Standorte fir wissens-  Hochschulstadtteil”, Liibeck

orientiertes Gewerbe und Dienst- 2 3 P
leistungen oftmals in teilintegrier-
ten oder integrierten Lagen zum
Siedlungskorper, da keine nen-
nenswerten Konflikte zu erwarten
sind. Einige Standorte befinden
sich auch in rdumlicher Nahe zu
Hochschulen und Forschungsein-
richtungen.

Standorte flir wissensorientiertes
Gewerbe und Dienstleistungen
zeichnen sich in der Regel durch
eine hohe Gestaltungsqualitat so-
wohl der Gebaude als auch 6ffent-
licher und privater Griinanlagen aus. Dariiber hinaus ist hdufig eine starke Verkehrsmischung (FuB3-
ganger-, Rad- und Kfz-Verkehr) gegeben. Die Gebdude in diesen Gebieten sind in vielen Fallen
Mietimmobilien.

i N e

Quelle: Geodatenzentrum, 2016
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Nutzer von Standorten des wissensorientierten Gewerbes und der Dienstleistungen sind in der
Regel Unternehmen und Betriebe aus folgenden Bereichen:

=  Emissionsarmes, wissensorientiertes Verarbeitendes Gewerbe,

= (komplementare) unternehmensnahe Dienstleistungen,

= Forschung und Entwicklung (FuE),

= Dienstleistungen der Informations- und Medienwirtschaft sowie
= sonstige erganzende Dienstleistungen.

Innerhalb der Hansestadt Libeck kann ein solcher Standort am westlichen Rand des Hoch-
schulstadtteils, entlang der B 207ausgemacht werden (beidseitig der Isaac-Newton-Strae und
Ostlich entlang der Maria-Goeppert-StraBe; vgl. Abb. 7). Der Standort ist zugleich Zentrum des
BioMedTec Wissenschaftscampus, was die Relevanz untermauert.’

Ein weiterer Standort, der dem Typus ,Wissensintensives Gewerbe und Dienstleistungen” zuge-
ordnet werden kodnnte, ist das Technikzentrum Libeck (TZL) an der SeelandstraBBe, dessen Umfeld
wiederum als Sonderstandort logistischer Pragung zu klassifizieren ist."® Thematische Uberschnei-
dung der Standorttypen kdnnen also nicht ausgeschlossen werden. Dies zeigt sich auch anhand
der Standortwahl des 3D-Drucker-Herstellers SLM Solutions im Gewerbegebiet Genin-Sud, oder
der Verlagerung von Coherent LaserSystems an diesen Standort.

Vgl. dazu auch IHK zu Libeck (Hrsg.) (2014): Kooperation von Wirtschaft und Wissenschaft in der HanseBelt Region
Bedeutung und regionale Einbindung des BioMedTec Wissenschaftscampus. Studie der Prognos AG im Auftrag der
IHK zu Libeck, der Fachhochschule Libeck, der Universitat zu Libeck und des Wissenschaftsmanagements Libeck
Als Beispiele ansassiger Betriebe kdnnen genannt werden: LMT Medical Systems GmbH; OptoMedical Technologies
GmbH; Eyetec GmbH; HLS Hypertech Laser Systems GmbH; zeitweise ein Entwicklungsstandort von NIK Software (2012
bis 2017 zum Google-Konzern gehorig); Gestigon GmbH; CONSIDEO GmbH; Coalesenses GmbH; HALSA Pharma
GmbH; Aqua Biotec GmbH; Diapharm GmbH; Preventive Clinical Diagnostics Solutions (PCDS) GmbH; ATTO-LAB
GmbH; Fraunhofer MEVIS — Projektgruppe Bildregistrierung; Pattern Recognition Company GmbH.

Dahingehend bleibt sicherlich abzuwarten, wie die Flachen (teilweise Rein-Raume) nach der Verlagerung der Fa. Co-
herent folgegenutzt werden.
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4 Einschatzung des Gewerbeflachen-
bedarfs bis 2035/40

Die Ermittlung des zukiinftigen Flachenbedarfs steht im Zentrum der Gewerbeflachenkonzeption.
In der Zusammenschau, der mittels unterschiedlicher Ansétze erfassten und geschatzten Flachen-
bedarfe, sowie in enger Abstimmung mit der Auftraggeberseite, wird ein belastbarer Gesamtwert
gebildet. Somit liegt eine Kombination einer im Kern deskriptiven Herangehensweise (die Ent-
wicklungen in der Vergangenheit werden als Ausgangsbasis zur Einschatzung zukiinftiger Wirt-
schaftsflachenbedarfe betrachtet) und einer qualitativen Einschatzung vor.

Nicht zu verkennen ist dabei, dass sich der zukiinftige Bedarf an Gewerbeflachen nur teilweise
deskriptiv ermitteln lasst und in besonderem MaBe auch normativen Vorgaben unterliegt, die aus
dem Anspruch einer stadtebaulichen Entwicklung im Sinne des § 1 Abs. 5 und 6 BauGB resultieren.

Zur Einschatzung des Gewerbefldchenbedarfs der Unternehmen und Betriebe innerhalb der Han-
sestadt Libeck bis zum Zieljahr 2035/40 wird auf verschiedene Datenquellen und Informationen
zurlickgegriffen.

Die Gewerbeflachenbedarfe werden in diesem Gutachten, wie in Kapitel 2 beschrieben, tGber un-
terschiedliche Herangehensweisen prognostiziert: Die bisherigen realen FlachenverduBerungen
werden mittels der (aufbereiteten) Statistik der Kaufpreissammlung des Gutachterausschusses fir
Grundstlickswerte analysiert und im Hinblick auf die kiinftig zu erwartenden Gewerbeflachenbe-
darfe extrapoliert. Da aus den bisherigen Flachenumsatzen allein jedoch weder unmittelbar auf
den realen Flachenbedarf geschlossen werden kann noch eine hinreichende Berlicksichtigung der
Bevolkerungs-/ Beschaftigungseffekte gewahrleistet ist, wird ergénzend dazu ein weiterer Prog-
noseansatz herangezogen.

Die Besonderheit der trendbasierten Gewerbeflachenbedarfsprognose besteht darin, dass es er-
maoglicht wird, den Gesamtbedarf an Gewerbeflachen nach bestimmten Standortanforderungen
(vgl. Kap. 3) der Unternehmen und Betriebe weiter auszudifferenzieren.

Zur Prognose des zukiinftigen Gewerbeflachenbedarfs mit dem Zielhorizont 2035/40 wird eine
Kombination aus den Ergebnissen beider Ansatze gewahlt, wobei sich aus dem Mittelwert (arith-
metisches Mittel aus beiden Ergebnissen) ein erwarteter Bedarfswert (Gesamt und Jahresdurch-
schnitt) ergibt, welcher fiir die Bilanzierung dem vorhandenen Gewerbeflachenpotenzial gegen-
Ubergestellt wird.

Zur Einschatzung des Flachenbedarfs gewerblicher Unternehmen wird auf unterschiedliche Da-
tengrundlagen und Informationen zur Flachennutzung sowie zur Wirtschaftsstruktur zurtickge-
griffen. Ziel dabei ist, die Gewerbeflachenbedarfsprognose bis 2035/40 anhand der vorgenannten
Standorttypen zu differenzieren.

Selbstverstandlich muss die zugrunde liegende Annahme, dass die zukiinftige Entwicklung in ih-
ren Grundzlgen der Vergangenheit gleicht, in angemessenen Intervallen einem Monitoring un-
terworfen werden und darf nicht unreflektiert fortgeschrieben werden.
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4.1 Reale Flachenverkaufe

4.1.1 Auswertung der Kaufpreissammlung des Gutachterausschusses

Die im gewdhnlichen Geschaftsverkehr erfassten Kauffalle bebauter und unbebauter gewerblicher
Grundstiicke (auf Basis von Immobilienkaufvertragen) stellen eine zentrale Datengrundlage zur
Erfassung der Flachennutzung bzw. des realisierten Flachenumsatzes in der Vergangenheit dar.
Diese Kenntnisse sind zur Einschdtzung auch zukunftiger Entwicklungen am Bodenmarkt von aus-
gesprochen hohem Wert. Im Hinblick auf die Einschatzung des zukiinftigen Gewerbeflachenbe-
darfs in der Hansestadt Liibeck sind dabei vorrangig die Verkdufe unbebauter Gewerbegrundstii-
cke von Interesse, da diese unmittelbar die Flachenneuinanspruchnahme betreffen.

Um aus der Nachfrage auf den Flachenbedarf schlieBen zu kénnen, wird man gemeinhin von der
Grundannahme ausgehen, dass in der Vergangenheit stets ein bedarfskonformes Flachenangebot
verflgbar sowie auch hinreichend bekannt war und der ,Kunde” zugleich Uber die entsprechen-
den Mittel zum Flachenerwerb verfiigte, sodass sich sein Bedarf in Form einer Nachfrage mani-
festieren konnte. Vielfach treffen diese Annahmen zu und man wird unter der Voraussetzung nicht
wesentlicher Verdnderungen relevanter Einflussgroen davon ausgehen, auch kiinftig mit einer
ahnlich hohen Nachfrage wie in der Vergangenheit rechnen zu kénnen. Wiirde man in einer re-
gionalen Betrachtung erheblich davon abweichende Ergebnisse erwarten, misste die Funktions-
weise des Flachenmarktes grundsétzlich in Frage gestellt werden.'” Dennoch gibt es einige ent-
scheidende Einschrankungen, die sich vor allem dadurch ergeben, dass der Markt eben nicht voll-
kommen ist, mehr oder weniger starke Intransparenz auf allen Seiten der Marktteilnehmer
herrscht und vor allem das Flachenangebot nicht so schnell anzupassen ist oder aus politischen
Beweggriinden nicht angepasst wird, wie es die Nachfragerseite vielfach fordert. Auch wird sich
bspw. der Bedarf eines Betriebs nach einem 1 ha groBen Grundstiick nicht Gber mehrere, rdumlich
auseinanderfallende Kleinstflachen decken lassen. Zudem wiegen einzelne Standortanforderun-
gen der Betriebe so stark, dass sich trotz groBem Angebotsportfolios aus Sicht einzelner Betriebe
letztlich nur sehr wenige Flachen bewirtschaften lassen und eine Standortverlagerung der letzte
Ausweg fiir einen Betrieb ist.

Trotz der hohen Giite und v.a. auch der regionalen Vergleichbarkeit dieser Datengrundlage, muss
also bedacht werden, dass sich die realisierten Verkaufe in hohem MaBe durch das Flachenange-
bot bedingen. So kann das Bild etwa dadurch verzerrt sein, indem einerseits ein eventueller Fla-
chenmangel in der Vergangenheit dazu fihren wird, dass auch dann keine Flachen verkauft wer-
den kénnen, wenn ein Bedarf danach besteht. Insofern bestiinde die Méglichkeit, bei einer Extra-
polation der bisherigen Jahresdurchschnittswerte ein bestehendes Angebotsflachen-Defizit aus
der Vergangenheit in die Zukunft fortzuschreiben. Auf der anderen Seite wird in wirtschaftlichen
Wachstumsjahren und angesichts allgemein steigendender Baulandpreise, bei jedoch gleichzeiti-
ger Niedrigzinsphase und/ oder an Orten mit tempordrem Uberangebot, immer auch eine Ten-
denz dahingehend bestehen, Flachen auf Vorrat zu erwerben (betriebsgebundene/ stille Reser-

" Eine grundsatzliche Infragestellung der Aussagekraft dieser Statistik wiirde zugleich bedeuten, dass das Flachengebot
sich — auch, wenn gewisse zeitliche Verzogerungen auBer Acht blieben — dem Bedarf nicht anpasst und man diesen
Bedarf auch in keinster Weise zu antizipieren vermag (es gébe dann allerdings auch keine Flachenvorratspolitik).
Ginge man wiederum davon aus, dass in der Vergangenheit eine erhebliche Schieflage zwischen Angebot und Nach-
frage existiert habe, so wére auch die Frage zuldssig, welchen Beitrag die Flachenverfligbarkeit zur bislang nachweislich
guten Wirtschaftsentwicklung in der HanseBelt-Region beitragen konnte und inwiefern eine Ausweisung der Ange-
botssituation die Dynamik der Zukunft gegeniiber der Vergangenheitsentwicklung steigern kdnnte (ohne dabei ne-
gative externe Effekte zu erhéhen).
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veflachen). Daher sollte grundsatzlich die realisierte Nachfrage nach Flachen nicht mit dem tat-
sachlichen Bedarf an gewerblichen Bauflachen gleichgesetzt werden.' SchlieBlich werden v.a. bei
Standortneuentwicklungen von den Endnutzern (seltener auch Projektentwicklern) friihzeitig auch
entsprechende Erweiterungsflachen erworben, die mitunter viele Jahre unter- oder vollstandig
ungenutzt bleiben. Auch sollten mogliche Effekte eines spekulativen Verhaltens am Bodenmarkt
(Bodenpreisspekulation) stets mitbedacht werden.

Die fur diese Untersuchung herangezogenen Daten der Kaufpreissammlung wurden ber den
Auftraggeber bei dem Gutachterausschuss angefragt und der cima zur Verfligung gestellt. An-
passungen wurden in Einzelfédllen dann vorgenommen, wenn offensichtliche Doppelverkaufe oder
Flachenverkaufe an Betriebe des groBflachigen Einzelhandels in den Ausgangsdaten noch enthal-
ten waren (es erfolgte eine Einzelfallprifung durch die cima, so dass alle Daten einer Mehrfach-
prifung unterliegen).

Der verbleibende durchschnittliche Flachenumsatz (Hektar gesamt und pro Jahr) wird in dieser
Untersuchung als eine obere Schwelle der bislang realisierten Flachennachfrage (unbebaute Fla-
chen in Form des Nettobaulands) bewertet und gegentiber den Werten der kommunalen Ver-
kaufsstatistik (vgl. dazu Kap. 4.1.2) bevorzugt. Die Wahl dieser Statistik wird insbesondere dadurch
begriindet, dass sowohl Flachenverkdufe aus kommunalem Eigentum als auch aus privatem Ei-
gentum Uber Immobilienkaufvertrage festgehalten werden. Folglich liegt der sich ergebende Wert
der Kaufpreissammlung i.d.R. héher als bei der kommunalen Verkaufsstatistik. Allerdings kann
infolge der eingeschrankten Aussagekraft der zukiinftige Gewerbeflachenbedarf daher nicht allein
anhand einer Extrapolation der bisherigen realen Nachfrage in die Zukunft (2035/40) ermittelt
werden.

Abb. 8 Flachenumsidtze Hansestadt Liibeck (2010-2020), gesamt (GAG)
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Quelle: Kaufpreissammlung des GAG, 2020

Berechnungen: CIMA Beratung + Management GmbH, 2021

2 Im engeren Sinne muss hier von ,Bedarf innerhalb des Prognosezeitraums 2035/40" gesprochen werden. SchlieBlich
stellt auch der friihzeitige Erwerb von Reserveflachen als innerbetriebliche strategische Entscheidung eine Art von
,Bedarf” dar, die dazu beitragen kann, den jeweiligen Standort auch langfristig zu sichern. Die Prognose muss sich
aber dennoch auf den gesetzten Zeitraum beziehen und kann keine unternehmensstrategischen Ziele beriicksichtigen.

3 Wichtig ist diesbeziiglich auch der Effekt verzdgerter dffentlicher Bekanntgaben entsprechender stadtebaurechtlicher
Beschliisse (B-Plan-Verfahren, Voruntersuchungen bei stadtebaulichen EntwicklungsmaBnahmen u.a.), wodurch der
Verkehrswert von Flachen ansteigt (Werterhohungen durch Aussicht auf die Entwicklung), bei der Bemessung des
Ankaufswertes dann aber relevant wird (im Falle des bes. Stadtebaurechts § 153 Abs.1 BauGB).

79 von 251 in Zusammenstellung

18



TOP 4.2

Gewerbeflachenbedarfsprognose Hansestadt Liibeck

Im relevanten Betrachtungszeitraum 2010 bis 2020 wurden in der Hansestadt Liilbeck gemal der
Kaufpreissammlung des Gutachterausschusses unbebaute Gewerbefldchen in der GréBenord-
nung von insgesamt 1.155.768 gm, also Uber 115 ha verauBert. Dies entspricht einem durch-
schnittlichen jahrlichen Flachenumsatz in Hohe von 10,51 ha.

Abb. 9 Flachenumsétze Hansestadt Liibeck, nach Standorttyp von 2010 bis 2020 (GAG)
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Quelle: Kaufpreissammlung des GAG, 2020
Berechnungen: CIMA Beratung + Management GmbH, 2021

Der Verlauf zeigt dabei deutliche Schwankungen zwischen den einzelnen Jahren, wobei das Jahr
2014 mit Flachenumsatzen in Hohe von fast 32,7 ha deutlich heraussticht (v.a. Verkaufe im Ge-

werbegebiet Genin-Sid, westlich der
Baltischen Allee), wohingegen der
jahrliche Durchschnitt zwischen 2015
und 2017 wiederum bei lediglich rd.
4,0 ha pro Jahr liegt (vgl. Abb. 8). Das
Jahr 2018 konnte mit rd. 19,5 ha wie-
der deutlich stérkere Umsédtze auf-
weisen. Seitdem ist der Trend abneh-
mend. Begriindet liegt dies im nicht
mehr marktgerechten bestehenden
Angebot (GrundstlicksgroBe, Lage,
Baurecht), wodurch einiger der gro-
Beren Flachenanfragen nicht bedient
werden kdnnen.

Auch die Anzahl der Verkdufe
schwankte zwischen den einzelnen
Jahren. Abgesehen vom Jahr 2014
wird dabei in der Tendenz ein Zusam-
menhang mit der Entwicklung der
verduBerten FlachengroBe erkennbar.

Werden die Gewerbeflachenverkaufe
anhand der definierten Standortty-

Abb. 10 Flachenumsitze Hansestadt Liibeck (2010-2020)
nach Standorttypen gesamt (GAG)

Anteil der nachgefragten Standorttypen

0% 6%

6%

4%
0% =
7% A

L67%

B emissionsintensives Gewerbegebiet
u Klassisches Gewerbegebiet
Handwerk und Kleingewerbe
Logistikstandort
m wissensintensives Gewerbe
Sonderstandort (Hafenaffines Gewerbe)
Sonstiges (Streulage, Einzelhandelsstandort, Wohnlage)

Kaufpreissammlung des GAG, 2020
CIMA Beratung + Management GmbH, 2021

Quelle:
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80 von 251 in Zusammenstellung

19



TOP 4.2

Gewerbeflachenbedarfsprognose Hansestadt Liibeck

pen differenziert (vgl. Kap. 3), so ist deutlich zu erkennen, dass Verkaufe in ,Klassischen Gewerbe-
gebieten” stark gegenliber anderen dominieren. VerauBerungen in ,Sonderstandorten (hier: ha-
fenaffines Gewerbe)” und v.a. innerhalb der anderen Standorttypen fallen viel geringer aus.™

Ein Trend zur Nachfrage nach bestimmten Typologien bzw. einer solchen Angebotsentwicklung
ist dahingehend allerdings nicht zu erkennen.’ So lasst sich in erster Linie aus der Gesamtschau
aller Verkaufe zwischen 2010 und 2020 die zentrale Aussage ableiten, dass mit rd. 67 Prozent
insbesondere Grundstiicke verdauBert wurden, die einem ,Klassischen Gewerbegebiet” zuzuord-
nen sind, 16 Prozent der Flachenverkdufe beziehen sich auf ,Hafenaffines Gewerbe”, lediglich 7
Prozent auf Liegenschaften in Standorten fir ,Handwerk und Kleingewerbe” und 6 Prozent auf
+Emissionsintensive Gewerbegebiete”.

4.1.2 Auswertung der kommunalen Flachenverkaufsstatistik (unbebaute
Flachen)

Ebenso wie die Kaufpreissammlung, stellt auch die kommunale Flachenverkaufsstatistik — gepflegt
durch die Wirtschaftsférderungsgesellschaft — eine ausgesprochen gute Informationsquelle zu
den bislang realisierten Flachenumsatzen dar. Dabei bietet die kommunale Flachenverkaufsstatis-
tik einige Vorteile gegeniliber den offentlich zuganglichen Daten (Kaufpreissammlungen). Denn
es konnen zugleich konkrete Informationen lber nachgefragte Grundstiickslagen, Ansiedlungs-
hintergriinde (z.B. Neuansiedlung oder Erweiterung), Betriebsnamen und zugehorige Branchen
etc. verfligbar gemacht werden, die zur nachfragekonformen Bedarfseinschatzung von grof3em
Wert sind.

Die Qualitat der verfligbaren Informationen ist in Abhangigkeit von der Fragestellung hoch. Eine
wichtige Einschrankung der Aussagekraft ergibt sich allerdings dadurch, dass die kommunalen
Verkaufsstatistiken (in den meisten Fallen) gegeniiber den Bewegungen am privaten Flachen-
markt ,blind” sind. Zwar erfolgt auch Uber die Kaufpreissammlung keine Erfassung der Nutzung
langerfristig privat reservierter Erweiterungsflachen durch den angestammten Betrieb, jedoch
werden durchaus private Weiterverkaufe registriert, die bisweilen eine nennenswerte Groe haben
kdnnen.

Weil im Rahmen dieses Gutachtens kein vollstandiger Abgleich zwischen den Daten der Kauf-
preissammlung und der kommunalen Statistik erfolgen kann (ursachlich dafir sind Datenschutz-
griinde, die eine Identifizierung nur anhand von FlachengroBen und ungefahren Gebietslagen er-
maoglichen), stitzt sich die Auswertung der bisherigen Flachenverkaufe im Gesamtumfang auf die
Daten der Kaufpreissammlung, da dieser hohere Wert als hinreichend realitatsnah betrachtet wird
(wenngleich dadurch eine geringe Uberschatzung méglich ist). Beziiglich der angesiedelten Bran-
chen wird hingegen - soweit vorhanden — auf die kommunalen Daten zurlickgegriffen, welche nur
eine entsprechende Auswertung nach Wirtschaftszweigen ermdglichen.

Die Flachenverkdufe aus der kommunalen Verkaufsstatistik im Betrachtungszeitraum 2010 bis
2020 lassen sich zu rd. 67 Prozent der Falle den Verkaufen der Kaufpreissammlung zuordnen. In

™ Anmerkung: In diesem Segment besteht kein Angebot. Es kommt vielmehr zu Vermietungen im Bestand infolge von
Verlagerungen innerhalb der Hafenterminals. Hafenflachen der 6ffentlichen Hand stehen nicht zum Verkauf. Auf pri-
vater Seite hat ein Hafenterminalbetreiber angrenzende Flachen im Bereich Seelandkai arrondieren konnen und mit
dem Erwerb des ,E.ON-Geléndes” (ca. 15 ha nutzbare Fldche) Platz fir ein weiteres Hafenterminal geschaffen. Fir diese
Flache muss Uber ein Planfeststellungsverfahren allerdings aktuell noch Baurecht geschaffen werden.

> Anmerkung: Da eine Verkaufsstatistik ,blind” gegeniiber den tatséchlich noch vorhandenen Flachen ist, eignet sich die
Koppelung mit der ,kommunalen Flachenstatistik” der Wirtschaftsférderung, die auch die Nachfrage von der Markt-
seite erfasst, und zeigt, welche FlachengroBen in den einzelnen Gewerbegebieten noch zur Verfligung stehen.
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anderen Fallen ist u.a. davon auszugehen, dass aufgrund von Verschmelzungen oder Teilungen
von Flurstlicken eine Identifizierung nicht moglich ist.

Abb. 11 Flachenumséatze Hansestadt Liibeck (2010-2020), gesamt (Kommunale Statistik)
250.000

200.000 l

150.000

- o oo
~ o ©
v

—_
o N

100.000

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020

M Flachenverkaufe (GroBe) Flachenverkaufe ( Anzahl)

Verkaufte Flachen in gm
(o]
34NeNIdA J9p |yez

o N MO

Quelle: Kommunale Flachenverkaufsstatistik, 2020
Berechnungen: CIMA Beratung + Management GmbH, 2021

Weil sich die kommunale Flachenverkaufsstatistik in erster Linie auf die VerauBerungen stadtei-
gener Grundstiicke und solcher Flachen bezieht, in deren Vermarktung die Wirtschaftsférderung
Lubeck als Vermittlerin einbezogen war, liegen mehr oder weniger deutliche Abweichungen der
Gesamtwerte gegeniber der Kaufpreissammlung vor, wie die Abbildung (vgl. Abb. 11 ggi. Abb.
8) zeigt.

So wurden zwischen 2010 und 2020 insgesamt rd. 982.486 gm neu in Anspruch genommen.'® Der
jahrliche Durchschnitt liegt bei einem realisierten Flachenumsatz von 8,93 ha. Auffallend sind da-
bei insbesondere die beiden Jahre 2015 und 2016, was in erster Linie auf diejenigen Flachen zu-
rickzufiihren ist, deren Verkauf in der Kaufpreissammlung auf das Jahr 2014 datiert ist. Dieser
nachweisliche zeitliche Verzogerungseffekt kann als weitere Begriindung dafir angefiihrt werden,
fur nachfolgende Analysen vorrangig die Kaufpreissammlung zu nutzen (obwohl daraus tenden-
ziell geringe Uberschatzungen der realen Nachfrage zu erwarten sind).

Wahrend es sich aus den besagten Griinden anbietet, zur Einschatzung der bislang realisierten
Flachenumsatze vorrangig auf die Statistik der Gutachterausschiisse zurlickzugreifen, bietet die
kommunale Flachenverkaufsstatistik demgegentiiber den Vorteil, dass sich die dort verfligbaren
Verkaufsdaten zugleich nach Wirtschaftsabschnitten und -abteilungen differenzieren lassen (vgl.
Abb. 12)."7

® Neuansiedlungen in bestehenden Immobilien sind, ebenso wie z.B. der Erwerb eines Bestandsunternehmens oder
Erweiterungen in bestehenden Immobilien, ausdriicklich nicht Bestandteil hiesiger Auswertung, weil es sich dabei in
aller Regel um Wiedernutzungen handelt.

7 Hierzu wurden alle Einzelverkéufe durch die cima anhand der Klassifikation der Wirtschaftszweige (WZ 2008) einge-
ordnet (nach Hauptbranche).
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Abb. 12 Flachenumséatze Hansestadt Liibeck, nach Wirtschaftszweigen von 2010 bis 2020
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Quelle: Kommunale Flachenverkaufsstatistik, 2020
Berechnungen: CIMA Beratung + Management GmbH, 2021

Klassifizierung:

Klassifikation nach Wirtschaftsabschnitten und -abteilungen (WZ08) durch cima, 2021 WZ08: C: Ver-

arbeitendes Gewerbe; D/E: Ver- und Entsorgungsgewerbe; F: Baugewerbe; G K: Kfz-Handel; G E: Einzelhandel; H:
Verkehr u. Logistik; I: Gastgewerbe; J: Information und Kommunikation; K: Erbringung von Finanz- und Versiche-
rungsdienstleistungen; L: Grundstlicks- und Wohnungswesen; M: Erbringung von freiberufl., wissensch. u. techn.
Dienstleistungen; N: Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen; O: Offentliche Verwaltung, Ver-
teidigung — Sozialversicherung; P: Erziehung und Unterricht; Q: Gesundheits- und Sozialwesen; R: Kunst, Unter-
haltung und Erholung; S: Erbringung von sonstigen Dienstleistungen; k.A.: keine Angabe

Hierbei zeigt sich, dass die
nachfragenden Branchen
langst nicht nur dem eigentli-
chen Produktionsbereich ent-
stammen (Verarb. Gewerbe:
36%), sondern ein ausgespro-
chen hoher Anteil der Fla-
chenverkaufe auf Unterneh-
men und Betriebe entfallt, die
der Branche ,Erbringung von
freiberuflichen, wissenschaftli-
chen und technischen Dienst-
leistungen” (M) zuzuordnen
sind. Zusammen mit den
Branchen J (Information und
Kommunikation) und N (Er-
bringung von sonstigen wirt-
schaftlichen Dienstleistungen)
entfallen sogar insgesamt 17
Prozent aller Flachenverkaufe
der letzten Jahre auf die typi-
schen  unternehmensnahen
Dienstleistungen.

Abb. 13 Flachenumsitze Hansestadt Liibeck (2010-2020) nach
Standorttypen in Prozent (kommunal)

Anteil der nachgefragten Standorttypen

1%
13% [ 9%

m emissionsintensives Gewerbegebiet

= Klassisches Gewerbegebiet

= Handwerk und Kleingewerbe
Logistikstandort

= wissensintensives Gewerbe
Sonderstandort (Hafenaffines Gewerbe)

Sonstiges (Streulage, Einzelhandelsstandort, Wohnlage)

Quelle:
Berechnungen:

Kommunale Flachenverkaufsstatistik, 2020
CIMA Beratung + Management GmbH, 2021
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Diese Nachfragestruktur verdeutlicht ein hohes MaB der Tertigrisierung auch innerhalb der Ge-
werbegebiete und zeigt damit auch die Richtung auf, in die sich die Gewerbeflachen in Libeck
aktiv entwickeln sollten, um auch langfristig als attraktive Unternehmensstandorte fiir zukunftsfa-
hige Branchen wahrgenommen zu werden.

Des Weiteren sind auch der GroBhandel und der Verkehrssektor unter den Nachfragern der ver-
gangenen Jahre stark vertreten und binden zusammen rund 26 Prozent der Gesamtumséatze zwi-
schen 2010 und 2020. Es zeigt sich also, dass der Wirtschaftsstandort Liibeck zugleich zu den
hervorragenden Logistikstandorten in der HanseBelt-Region zdhlt. Als Besonderheit ist dabei zu
bedenken, dass durch die Flachenbereitstellung von Logistikstandorten v.a. im Hafenumfeld ein
sehr hoher Anteil der logistischen GroBverkdufe auf diese ,Sonderstandorte” entfallt. Fir andere
Anfragen aus dem Bereich Logistik und Verkehr stehen unter Berticksichtigung von Anforderun-
gen an das Baurecht, die GroBe und die Lagegunst keine adaquaten Flachen im Stadtgebiet zur
Verfligung.

Gegenuber der Kaufpreissammlung (vgl. Kap. 4.1.1) weichen die Anteile der nachgefragten Stand-
orttypen gemaB Kommunalstatistik vor allem beim Typus ,Handwerk und Kleingewerbe" (14%
ggli. 7%) ab. Die Ursachen hierfiir kénnen an dieser Stelle nicht eindeutig geklart werden, jedoch
ist zu vermuten, dass dahingehend unterschiedliche Erfassungskriterien beider Statistiken aus-
schlaggebend sind."®

4.1.3 Zusammenfassung

Im Ergebnis lasst sich fir die Hansestadt Libeck festhalten, dass im Zeitraum 2010 bis 2020 von
einem durchschnittlichen jahrlichen Gewerbeflichenumsatz in der GréBenordnung von ma-
ximal 10,51 ha ausgegangen werden kann (der Wert der kommunalen VerauBerungen liegt bei
8,93 ha). Unabhangig von der Datenquelle lasst sich dabei festhalten, dass die wichtigsten Nach-
frager das Verarbeitende Gewerbe; die freiberuflichen, wissenschaftlichen und technischen
Dienstleistungen sowie auch der GroBhandel und der Bereich Verkehr/ Lagerei waren.

Die am starksten nachgefragten Standorttypen waren dabei, der Reihe nach und angelehnt an die
Kaufpreissammlung:

= Klassisches Gewerbegebiet (67%)

= Sonderstandort (Hafenaffines Gewerbe); mit einem hohen Anteil logistischer Nutzung
(16%)

= Handwerk und Kleingewerbe (7%)

= Emissionsintensives Gewerbegebiet (6%).

Die realisierten Gewerbeflachenumsatze, die auf den Typus ,Wissensintensives Gewerbe"” entfal-
len, sind im Betrachtungszeitraum vergleichsweise gering (GAG-Statistik: 4%; kommunale Ver-
kaufsstatistik: 5%). Hierbei ist allerdings zu bertcksichtigen, dass die hohen Anteile der unterneh-
mensnahen Dienstleistungen in den Ubrigen Gewerbetypen darauf hinweisen, dass ein Bedarf an
Standorten fir explizit wissensintensive Unternehmen durchaus besteht.

Als Hintergrund ist dabei folgende Ausgangskonstellation von Interesse: Als einziger eindeutiger
Standort flr ,Wissensintensives Gewerbe und Dienstleistungen” mit einem eher kleinen Flachen-
umfang lasst sich der gewerbliche Abschnitt im westlichen Hochschulstadtteil einordnen. Daran

8 In der Kommunalstatistik ist bspw. ein groBes Areal im Flughafenumfeld zu verorten, das in der Kaufpreissammlung

(ggf. aufgrund unterschiedlicher Erfassungskriterien oder aber Datenschutzgriinde) nicht abgebildet ist. Bei hafenaffi-
nen Standorten kdnnten wiederum Doppelverkdufe in der Kaufpreissammlung ausschlaggebend dafir sein, dass die
VerkaufsflachengréBe dort hoher ist.
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angrenzende Siedlungsteile (abgesehen von dem Band entlang der Maria-Goeppert-StraBe bis
zum Fraunhofer EMB) und einige weitere Standorte im Libecker Stadtgebiet, die sich durch ver-
gleichbare Branchenstrukturen auszeichnen, sind hingegen im planungsrechtlichen Sinne nicht
als GE klassifiziert und daher im Rahmen dieser Gewerbeflachenbedarfsprognose nicht erfasst.
Erganzend ist darauf hinzuweisen, dass erste Betriebe, die aufgrund von Erweiterungen und dar-
aus resultierenden Flachenengpassen aus dem Hochschulstadtteil ausweichen, sich in den gut
gelegenen und hoherwertigen Gewerbeflachen in Genin- Siid ansiedeln.

Ebenfalls ist zu beriicksichtigen, dass Mischbauflachen, die faktisch eine ahnliche, gewerbliche
Struktur aufweisen konnen, nicht Gegenstand der Verkaufsstatistik sind, was die dahingehende
Aussagekraft schmalert (der ,flieBende” Ubergangsbereich wird ausgeblendet).

Bei einer dariiberhinausgehenden, tieferen Analyse der verkauften FlachengréBen, im Bereich der
Gebietskorperschaften in der Region Hansebelt, wird deutlich, dass auf die Hansestadt Libeck fast
ausschlieBlich hohere FlachengréBen entfallen.

Im Median (jeweils 50% der Falle liegen dariiber und darunter) liegt die FlachengroBe bei rd.
4.200 gm. Auffallend ist der zwischen 2010 und 2020 ausgesprochen hohe Anteil groBflachiger
Verkaufe (hohes oberes Quartil?° und 0,9-Dezil?’). Insgesamt kann von GréBenordnungen gespro-
chen werden, die sich auch in weiteren, deutschlandweit von der cima durchgefiihrten Untersu-
chungen der vergangenen Jahre regelmaBig bestatigen.

Abb. 14 Statistische LagemaBe der Realverkdufe p.a. (2010-2020)

Ergebnisse nach Kaufpreissammlung des Gutachterausschusses

Kreis/ kreisfreie Stadt Mm 0,75-Quartil | 0,90-Dezil m

Hansestadt Liibeck 1.849 m? 4220 m? 10.759 m? 23.092 m? 84.047 m?

Quelle: Kaufpreissammlung des GAG, 2020
Berechnungen: CIMA Beratung + Management GmbH, 2021

9 Median (Zentralwert bzw. 2. Quartil): Es liegen jeweils 50% der Verkaufsfille (iber diesem Wert und 50% der Verkaufs-
falle unter diesem Wert. Der Medien steht also genau in der Mitte, wenn man die einzelnen Messwerte der Urliste
(Flachenverkaufsstatistik) der GroBe nach sortiert. Er ist gegeniliber dem arithmetischen Mittel (Durchschnitt) robuster
gegentiber AusreiBern.

0,75-Quartil (bzw. oberes Quartil oder drittes Quartil): 75 Prozent der vorliegenden Werte sind maximal so grof wie
der ausgewiesene Schwellenwert; die Werte des restlichen Viertels sind mindestens so groB3. Im Unterschied dazu ist
das 0,25-Quantil (unteres Quartil bzw. erstes Quartil) der Schwellenwert, fiir den gilt, dass 25 Prozent aller Werte kleiner
sind als dieser. Zwischen dem unteren und dem oberen Quartil liegt die Halfte der Stichprobe.

0,9-Dezil: Beim 0,9-Dezil gilt, dass 90 Prozent der Beobachtungswerte darunter liegen.

20
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4.2  Trendbasierte Flachenbedarfsprognose

4.2.1 Annahmen und Aussagekraft

Die realen Verkdufe der vergangenen Jahre (2010 — 2020) lassen wichtige Rickschlisse auf den
Umfang der nachgefragten Flachen (und teilweise auch auf die nachgefragten Standortqualitaten)
in der Hansestadtstadt Libeck zu.

Auf Grundlage dieser Informationen lassen sich Fortschreibungen in die Zukunft anstellen, die
eine gewisse Aussagekraft allein deshalb haben, weil sie auf der Beschreibung realer Entwicklun-
gen beruhen. SchlieBlich besteht kein triftiger Grund zur Annahme, dass sich der bisherige Bedarf
vollkommen anders verhielt als es die bisherigen Flachenverkadufe nahelegen (folglich wiirde zu-
mindest die Annahme einer erheblich davon abweichenden Entwicklung in der Zukunft eine sehr
gut nachvollziehbare und v.a. allgemein anerkannte Begriindung erfordern).??

Dennoch ist die Aussagekraft einer rein auf die Vergangenheit gerichteten Betrachtung, wie dar-
gestellt wurde, eingeschrankt. Im vorliegenden Fall zeigen verschiedene Faktoren anhand der
Nachfragestatistik, dass ein evidenter Mangel an geeigneten und zugleich verfligbaren Flachen
mit ausreichender GrundstiicksgroBe und -zuschnitt in der richtigen Lage und passendem Bau-
recht vorliegt. Dies zeigt sich etwa an einem sehr schnellen Abverkauf von Grundstlicken in be-
stimmten Lagen (z.B. die Erweiterung von Genin-Sid). Zugleich besteht in den benachbarten
Kommunen ein vergleichbar knappes Gewerbefldchenangebot, das den Nachfragedruck in der
Hansestadt Libeck und der Region zusatzlich erhoht.

Aus diesem Grund wird ergdnzend eine trendbasierte Gewerbeflachenbedarfsprognose durchge-
fuhrt. Das anlassbezogene Modell basiert auf der prognostizierten Entwicklung der Beschaftig-
tenzahlen bis zum Zieljahr 2035/40, bei dem die verschiedenen Unternehmensgruppen differen-
ziert werden, um den unterschiedlichen Sandortanforderungen verschiedener Branchen Rech-
nung zu tragen.

Unter Ruckgriff auf branchenspezifische Flachenkennziffern (FKZ) und weitere, am konkreten An-
lass der Nachfrage orientierten Faktoren, wird der Gewerbeflachenbedarf differenziert nach
Standorttypen ermittelt (vgl. Abb. 15).

Die Prognose der Beschaftigtenentwicklung (sozialversicherungspflichtig Beschaftigte bzw. SvB)?3
erfolgt fur jeden Landkreis und die kreisfreie Stadt Libeck, basierend auf dem langen Stitzzeit-
raum der Jahre 2000 bis 2020. Hierzu werden die Wirtschaftszweige zuvor nach 18 Unterneh-
mensgruppen unterteilt, fir die jeweils eigene Prognosen bis zum Zieljahr erstellt werden.

22 Eine solche Annahme lasst sich allein durch das typische Standortwahlverhalten von Unternehmen begriinden, die

auch im Falle eines kleinrdaumigen Flachenmangels i.d.R. eine Verlagerung innerhalb der angestammten Region vor-
ziehen werden. Bundesweite Flachenmonitoring-Berichte lassen deutlich erkennen, dass die Wanderungsdistanzen
von Betrieben bei Bedarfsfallen in der Regel sehr gering sind. So erfolgt die Halfte aller Verlagerungen in einem Radius
von weniger als 20 km. Bei Zweigwerksgriindungen sind die Wanderungsdistanzen aufgrund der beabsichtigten
Standortspaltung etwas groBer, wobei die Hélfte aller Unternehmen auch dann im Umkreis von 35 km einen neuen
Standort sucht, drei Viertel aller Unternehmen im Umkreis innerhalb von 100 km. Viele Unternehmen werden die
Ursprungsgemeinde oder Nachbargemeinde wahlen, um am neuen Standort die wesentlichen Rahmenbedingungen
(Belegschaft, vorhandene Zuliefer- und Absatzbeziehungen, Wohnort der Betriebsleitung, Lohnniveau etc.) beizube-
halten. (vgl. z.B. AG Masterplan Ruhr (Hrsg.) (2012): Masterplan Ruhr 2012. Wirtschaftsflachenentwicklung in der Stad-
teregion Ruhr 2030; Grabow et al. (1995): Weiche Standortfaktoren; Jansen/ Region Aachen (2001): Regionale Werk-
statt "Qualitative Gewerbestandortentwicklung").

Die Erwerbstatigenzahl umfasst die sozialversicherungspflichtig Beschaftigten (SvB), marginal Beschaftigte (keine voll-
sozial-versicherungspflichtige Beschaftigung), Beamte sowie Selbststandige. Sozialversicherungspflichtig beschaftigt

23
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Im Mittelpunkt der Gewerbeflachen-Bedarfsanalyse steht der Bedarf nach Wirtschaftsflachen, die
gewerbegebietstypische Nutzungen zulassen. Von Interesse sind daher Gewerbestandorte mit ei-
nem nennenswerten Anteil von Betrieben des Verarbeitenden Gewerbes, des Baugewerbes, des
GroBhandels oder der Erbringung von Verkehrsdienstleistungen, die typischerweise Geschafts-,
Buro- oder Verwaltungsgebdude in rdumlicher Ndhe zur Produktion nachfragen. Insbesondere
sind somit auch Unternehmen relevant, die dem Bereich der unternehmensorientierten Dienst-
leistungen zuzurechnen sind und vielfach aktiv die rdumliche Nahe zur Produktion suchen.

Abb. 15 Flachenbedarfsprognosemodell

Trendprognose sozialv. Besch.
Hansestadt Liibeck bis 2040 nach

Branchen und gewichtete Verteilung auf
Sozialv. Besch. durch

Unternehmenstypen Verlagerungsquote nach
Verlagerungen Unternehmenstypen
[ ’ SvB 2040 durch Neuansiedlungsquote nach
Neuansiedlungen Untérnehmenstypen
Flachennachfrage 2040
¢ durch Wachstum
* durch Neuansiedlungen
¢ durch Verlagerungen
T T
frei werdende Flachen 2040 durch Wiedernutzungsquote nach
Betriebsaufgabe/ Schrumpfung Standorttypen

So¥

Flachenbedarf 2040
= zusétzlich benétigte Flachen abziigl.

wiedernutzbare Verteilung des
freie Flachen Flachenbedarfs anhand
g von Affinitaten der
Unternehmenstypen zu

Flachenbedarf 2040

Standorttypen
Nach Standorttypen

Quelle: CIMA Beratung + Management GmbH, 2021

In einem weiteren Schritt werden die fiir die Unternehmensgruppen prognostizierten Beschaftig-
tenentwicklungen auf 8 Unternehmenstypen verteilt, die sich durch weitgehend &hnliche Stand-
ortanforderungen auszeichnen. Diese Werte wiederum werden im folgenden Schritt den bereits
in Kap. 3 dargestellten 6 Standorttypen zugeordnet, welche die (kiinftigen) Anforderungen dieser
Unternehmen und Betriebe am ehesten decken kénnen.

Die Unternehmenstypen werden dabei nicht 1:1 einzelnen Standorttypen zugeordnet, sondern
gewichtet auf diese verteilt. Hierdurch wird der Tatsache Rechnung getragen, dass Betriebe selten
den fir sie (aus externer Sicht) optimalen Standort wahlen, sondern sich an einem gegebenen
Anspruchsniveau orientieren, dem zumeist eine nur einfache und subjektive (persénliche Einstel-
lungen gegeniiber dem Standort) Standortbewertung zugrunde liegt (z.B. Nutzung von Heuristi-
ken).

(SvB) sind alle Arbeitnehmer einschlieBlich der Auszubildenden, die kranken-, renten-, pflegeversicherungspflichtig
und/oder beitragspflichtig sind oder fiir die von den Arbeitgebern Beitragsanteile zu entrichten sind.
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Eine wesentliche Stellschraube des trendbasierten Gewerbeflachenprognosemodells stellen die
verwendeten Flachenkennziffern (FKZ) sowie die angenommenen Verlagerungs-, Neuansied-
lungs- und Wiedernutzungsquoten dar. Die FKZ beschreiben den durchschnittlich auf einen Be-
schaftigten einer Branche entfallenden Verbrauch an Grundflache (gemessen in Quadratmeter;
Gebaude- und Freiflache, einschlieBlich Stellplatzen u. a., jedoch ohne duBere ErschlieBung, Aus-
gleichsflachen etc.). Die Ableitung der FKZ basiert wiederum auf den Auswertungen der kommu-
nalen Flachenverkaufsstatistik (dies war durch den vorliegenden Datenumfang in einigen Féllen
mdglich) sowie einem Vergleich dieser Werte mit denen der deutschlandweiten cima-Datenbank
(basiert auf Plausibilitatskontrolle aufgrund teilweise geringer Fallzahlen einzelner Branchen). Die
Flachenkennziffern werden entsprechend der nachfolgenden Tabelle (vgl. Abb. 16) angesetzt.

Abb. 16 Verwendete Flachenkennziffern

Emissionsintensives verarbeitendes Gewerbe u.a. 250 gm je SvB
Emissionsarmes verarbeitendes Gewerbe u.a. 250 gm je SvB
Baugewerbe 200 gm je SvB
Verkehr, Logistik und Lagerhaltung 250 gm je SvB
Wirtschaftsnahe Dienstleistungen (auch FuE) 85 gm je SvB

Sonstige Dienstleistungen 75 gm je SvB

Quelle: CIMA Beratung + Management GmbH, 2021; angepasst anhand der kommunalen Flachenverkaufsstatistik

Die FKZ wirkt sich im cima-Modell nicht nur bei prognostiziertem Beschéaftigtenwachstum auf den
Flachenbedarf aus, sondern ebenso im Falle von eventuell prognostizierten Beschéftigtenverlus-
ten einzelner Branchen, in deren Folge wiederum Flachen in gewissem Umfang freigesetzt werden.
Solche Flachen werden unter Zugrundelegung entsprechender Wiedernutzungsquoten im Modell
nochmals angerechnet.?

Neben den Wiedernutzungsquoten werden Verlagerungs- und Neuansiedlungsquoten ange-
nommen. Diese liegen bei 0,7 Beschaftigten je 100 SvB und Jahr (Verlagerungsquoten) bzw. 0,7
bis 0,15 Beschéftigten je 100 SvB und Jahr (Neuansiedlungsquoten).?®

4.2.2 Gewerbeflaichenbedarf nach Trendprognose

Ausgehend von der Beschaftigtenentwicklung im Stiitzzeitraum 2000 bis 2020, wird fir die Han-
sestadt Libeck bis zum Zieljahr 2040 von einem Wachstum der grundsatzlich gewerbeflachenre-
levanten Beschéftigten in Hohe von rd. 17.350 SvB (sozialversicherungspflichtig Beschaftigte) aus-
gegangen.

24 Die angenommenen Wiedernutzungsquoten im Falle von prognostiziertem Beschéaftigtenabbaus einzelner Branchen
liegen zwischen 90 und 40 Prozent innerhalb des Prognosezeitraums bis 2035/40. Das Modell unterstellt dabei auf
indirektem Weg einen positiven Zusammenhang zwischen Beschéftigtenzahl und Flachenverbrauch, da im Falle von
Beschaftigtenriickgdngen und moglichen BetriebsschlieBungen nicht davon auszugehen ist, dass frei fallende Flachen
bis 2035/40 im selben MaRBe, also zu 100%, wiedergenutzt werden.

25 Diese Werte beruhen auf der entsprechenden Fachliteratur und konnten durch die cima in den letzten Jahren in ein-
zelnen Kommunen grundsatzlich bestétigt werden.
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Insbesondere zeigt sich dieses Wachstum bei den wirtschaftsnahen?® sowie sonstigen Dienstleis-
tungen und bezieht sich in besonderem Male auch auf das Verarbeitende Gewerbe (v.a. die emis-
sionsdarmeren Wirtschaftsabteilungen). Der sich ebenfalls positiv entwickelnde Einzelhandel wird
in dieser Prognose als kaum relevant betrachtet.

Ubertragen auf das Trendprognose-Modell ergibt sich aus dem Zuwachs an SvB ein durchschnitt-
licher jahrlicher Gewerbeflachenbedarf in Héhe von 10,5 ha (netto), was flir den Prognosezeitraum
2021 bis 2040 insgesamt rd. 210,71 ha(netto) sowie zwischen 2021 und 2035 Uber 157,5 ha (netto)
entspricht.

Abb. 17 Beschiftigtenprognose Hansestadt Liibeck (2020 — 2040)

Unternehmenstypen Beschéftigte | Beschaftigte | Zu-/Abnahme der
2040 2020 SvB 2020 bis 2040

Emissionsintensives verarbeitendes Gewerbe u.a.
Emissionsarmes verarbeitendes Gewerbe u.a.

Baugewerbe
Verkehr, Logistik und Lagerhaltung

Forschung und Entwicklung

Wirtschaftsnahe Dienstleistungen
Sonstige Dienstleistungen
Einzelhandel

Beschaftigte Insgesamt (gewerbeflachenrelevant) 116.420 99.067 17.353
nicht beriicksichtigt & nicht relevant** 1.290 1.164 _
Gesamtbeschiftigte 117.709 100231 |

Anmerkung: *Aufgrund zu geringer Werte (Scheingenauigkeit) wird auf eine Ausweisung verzichtet.
** Nicht berlicksichtigte SvB ergeben sich aus der unberiicksichtigten Wirtschaftsabteilung
96 (Erbringung v. sonst. Uberwiegend. persénl. Diensten). Nicht relevante SvB umfassen den
Bereich Land- und Forstwirtschaft sowie private Haushalte.

Ausgangsdaten (2020): Beschaftigtenstatistik der Bundesagentur fir Arbeit, 2021

Berechnungen: CIMA Beratung + Management GmbH, 2021

Legt man dabei die Flachenanteile zugrunde, die sich aus dem trendbasierten Modell fiir die ein-
zelnen Standorttypen ergeben, so ware mit folgender Verteilung zu rechnen (vgl. Abbildung 18):

= Standort fiir emissionsintensives Gewerbe + Sonderstandort: 19%
= Klassisches Gewerbe: 53%

= Verkehrsintensives Gewerbe/ Logistik: 9%

= Standort fiir Handwerk und Kleingewerbe: 11%

= Standort fiir wissensintensives Gewerbe und Dienstleistungen: 8%

Vor dem Hintergrund aktueller Trends in der Beschaftigtenentwicklung missen die auf diesem
Wege ermittelten Daten der Branchenentwicklung allerdings fortgeschrieben werden und verédn-
dern sich teilweise dynamisch. (vgl. Kap. 4.2.3).

% |nsbesondere vertreten durch die Wirtschaftsabschnitte J (Information und Kommunikation), M (Freiberufl., wissen-
schaftliche und technische Dienstleistungen) und N (Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen).

89 von 251 in Zusammenstellung

28



TOP 4.2

Gewerbeflachenbedarfsprognose Hansestadt Liibeck

Abb. 18 Gewerbeflachenbedarfe der Trendprognose Hansestadt Liibeck (2020 — 2040)

Prognosezeitraum 2021-2040

Standort fur Kleingewerbe
Standort fur wissensint.

Standort fiir emissions-
intensives Gewerbe
ogistikstandort
Gewerbegebiet
Sonderstandort
Gewerbe u. Dienstl.

L

Emissionsintensives verarbeitendes Gewerbe u

Emissionsarmes verarbeitendes Gewerbe u.a.
Baugewerbe
Logistik und Lagerhaltung

Forschung und Entwicklung 0,0
Wirtschaftsnahe Dienstleistungen 0,0

Sonstige Dienstleistungen 0,0
Einzelhandel 0

,0 0,5 0,0 0,5 0,0 1,0
e S N N N7 I T N I

Berechnungen: CIMA Beratung + Management GmbH, 2021

Bei den nachfragenden Branchen sollte weiterhin mit folgendem Schwerpunkt gerechnet werden:
= Verarbeitendes Gewerbe,

= Freiberufliche, wissenschaftliche und technische Dienstleistungen,

= GroBhandel sowie

= Verkehr und Lagerei.

4.2.3 Trends in der Beschiftigtenentwicklung

Der aktuelle Strukturwandel, in dem sich eine Reihe derjenigen Branchen befindet, die regelmaBig
auch als Nachfrager am Gewerbeflachenmarkt auftauchen, fihrt in der Folge auch zu verdnderten
Bedarfen, Qualitaten und GroBRen fiir zukiinftige Gewerbeflachen. Die ndhere Betrachtung der Fak-
toren, welche aktuell den Strukturwandel bestimmen (neue Logistik- Konzepte, weitere Tertiari-
sierung der Volkswirtschaft, urbane Produktion, Innovationen in Produktionsverfahren) fiihrt in
der Konsequenz zu einer Verschiebung der Anteile innerhalb der Wirtschaftszweige und den da-
raus abgeleiteten Nachfragegruppen. Dieser Ansatz wird empirisch auch gestiitzt durch eine Aus-
wertung der Anfragen nach Gewerbeflachen in Liibeck, die die Wirtschaftsférderung als zentraler
Akteur in der jlingeren Vergangenheit erhalten und ausgewertet hat. Insofern ist die nachfolgende
Verteilung der Standorttypen Ausdruck dieses ,Strukturwandel- Effekts” und kann als plausibles
Szenario fir die weiterfiihrenden Berechnungen zugrunde gelegt werden.

Die Anteile unter Berlicksichtigung des aktuellen Strukturwandels verteilen sich demnach wie
folgt:

= Standort flr emissionsintensives Gewerbe + Sonderstandort: 10%
= Klassisches Gewerbe: 52%

= Verkehrsintensives Gewerbe/ Logistik: 18%

= Standort fiir Handwerk und Kleingewerbe: 8%

= Standort fuir wissensintensives Gewerbe und Dienstleistungen: 12%
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4.3 Qualitative Faktoren

Weil jede Form der Prognose auf Annahmen basiert, die der Vergangenheit entliehen sind, be-
steht immer eine mehr oder weniger groBe Wahrscheinlichkeit, durch die Ubertragung des Erfah-
rungswissens auf die Zukunft, bestimmte Trends nicht vollstandig korrekt einzuschétzen.

Neben der Gegenlberstellung von realen Flachenumsétzen bzw. deren Fortschreibung in die Zu-
kunft, und den Ergebnissen aus dem trendbasierten Prognosemodell, wurde aus diesem Grund
im Rahmen der Gewerbeflachenbedarfsprognose der Region Hansebelt mit der begleiten-
den “Arbeitsgruppe RAUM FUR WIRTSCHAFT” eine intensive Diskussion der Zwischenergeb-
nisse gefihrt, die ebenfalls Grundlage der Plausibilitatskontrolle ist.

Dabei wurde lber die Bedeutung von Flachenengpassen in der Vergangenheit und Uber die mog-
lichen Dynamiken im Zuge der Realisierung der Festen Fehmarnbeltquerung und weiteren Uber-
regional bedeutsamen Verkehrsprojekten oder Folgen technologischer Entwicklungsspriinge, ge-
sprochen. Hierunter fallen auch die Wirkungen der Digitalisierung auf den zukiinftigen Gewerbe-
flachenbedarf, wie etwa in Folge einer mdglicherweise effizienteren sowie umweltschonenderen
Produktion und Logistik, der direkten Einbindung von Kundenpréferenzen in den Wertschop-
fungsprozess (individualisierte Produktion) oder eine Veranderung der Arbeitsbedingungen im
Allgemeinen (z.B. Homeoffice). Auch die Tatsache, dass deutschlandweit ein deutlicher Riickgang
der Produktionsverlagerungen ins Ausland®” und teilweise sogar Riickverlagerungen (sog. Re-
Shoring) festzustellen sind, spielt hinsichtlich der Einschdtzung zukiinftiger Gewerbeflachen eine
Rolle (dies ist bspw. im Trendmodell bereits implizit enthalten). Auch Digitalisierungstechnologien
als Befahigertechnologien zur digital vernetzten Produktion (,Industrie 4.0") spielen in diesem
Zuge sicherlich eine wichtige Rolle, da sie sich unmittelbar auf die Produktivitdt und damit auf die
Durchschnittskosten der Produktion auswirken kénnen.

44  Absoluter Gewerbeflachenbedarf und Vergleich mit
Gutachten von 2018

Die Einschatzung des Gewerbeflachenbedarfs fiir die Hansestadt Liibeck basiert schlieBlich auf
der Zusammenfassung der Ergebnisse des trendbasierten Bedarfsprognosemodells mit der
extrapolierten jahrlichen Realnachfrage. Die beiden Werte werden dazu gemittelt und das re-
sultierende Gesamtergebnis vor dem Hintergrund qualitativer Sondereffekte und weiterer, extern
erstellter Prognosen bewertet. In der Gesamtschau resultiert damit ein einzelner Wert, dem sich
die ermittelten Flachenpotenziale in der Bilanzierung gegeniiberstellen lassen.

Das Ergebnis ist als Orientierungswert zu interpretieren und gibt eine ungefahre Gréenord-
nung des nach gutachterlicher Einschatzung kiinftig zu erwartenden realen Flachenbedarfs wie-
der. In der Wahl eines tendenziell eher restriktiven Ansatzes spielen in gewissem Male auch Ge-
sichtspunkte eine Rolle, die sich aus dem Anspruch des schonenden Umgangs mit Grund und
Boden bzw. dem Ressourcenschutz im Allgemeinen ergeben. Denn die Standortattraktivitat fir

27 Vgl. Kinkel, S./ Maloca, S. (2008): Produktionsverlagerungen riicklaufig AusmaB und Motive von Produktionsverlage-

rungen und Rickverlagerungen im deutschen Verarbeitenden Gewerbe. Mitteilungen aus der ISI-Erhebung zur Mo-
dernisierung der Produktion, Nr. 45); Economix Research & Consulting/ Dill, N. (Hrsg.) (2016): Arbeitsmarkt 2030
Digitalisierung der Arbeitswelt. Fachexpertisen zur Prognose 2016. Projekt Analyse der zuklnftigen Arbeitskraftenach-
frage und des -angebots in Deutschland auf Basis eines Rechenmodells. Im Auftrag des Bundesministeriums fur Arbeit
und Soziales
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den Einzelbetrieb wird sich stets auch aus qualitativen Merkmalen des Wirtschafts- und Lebens-
standortes ableiten, wie vielfach belegt wurde. Die Verfligbarkeit von Gewerbeflachen in ausrei-
chendem Mal und in entsprechender Qualitat stellt nur eine von vielen Voraussetzungen der
wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit dar. Die Begriindung einer Flachenneuinanspruchnahme muss
stets den Forderungen der Raumordnung und Bauleitplanung (v.a. § 1 Abs. 5 und § 1a Abs. 2
BauGB) standhalten.

Abb. 19 Kombiniertes Modell der Flachenbedarfsprognose

1 2

Trendbasierte Auswertung der Auswertung der

Flachenbedarfs- Kaufpreissamm- kommunalen/ B?TEitS
prognose lungen regionalen vorliegende
(cima-Modell) X (Daten revidiert) ) Flachenumsatze GEFEKs
| { )
T Y
Prognose-Modell Fortschreibung @-real. Flachenumsatz

b

Plausibilitatspriifung

@ Qualitative Faktoren/ Sondereffekte (z.B. Realisierung feste FBQ)

y

darunter Bedarf nach Flachen ,,iiberdrtlicher Bedeutung®

Quelle: CIMA Beratung + Management GmbH, 2021

Das Ergebnis ist also ausdrticklich als Bedarf nach baulich nutzbaren Flachen zu interpretieren, das
heilt als moglichst realistische Einschatzung kiinftiger Baulandbedarfe (und nicht etwa als Prog-
nose der denkbar héchstmdglichen Flachenverkaufe). In jedem Fall ist dabei auch zu bedenken,
dass es sich um Nettoflachenbedarfe handelt. Der Bruttoflachenbedarf, der zur Darstellung im
FNP dient, ergibt sich i.d.R. aus einem 25-30%-igen Aufschlag zum Nettowert.

Die aus betriebsinterner Sicht oftmals sinnvolle und notwendige friihzeitige Sicherung von Reser-
veflachen fiir etwaige spatere Expansionsabsichten kann nicht Gegenstand dieser Prognose sein.
Deren Einschatzung sollte in enger Abstimmung mit der kommunalen Bauleitplanung und Wirt-
schaftsforderung erfolgen, die einen Ausgleich zwischen der zur Standortsicherung erforderlichen
Flexibilitat sowie einer zur allgemeinen Standortattraktivitdt und nachhaltigen Stadtentwicklung
erforderlichen Baudichte anstrebt.

Abb. 20 Zusammenfiihrung Trendprognose und reale Flaichenumsétze — Hansestadt Liibeck

1) @ jahrlicher Be- 2) @ jahrl. reale Fla- 1 und 2) @ jahrl.
darf Trend chenumsitze Bedarf
Landkreis/ Gebietstyp “ Netto

Hansestadt Liibeck 10,50 ha. 10,51 ha. 10,51 ha
Berechnungen: CIMA Beratung + Management GmbH, 2021 o
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Laut dem Trendprognose-Modell ergibt sich fiir Libeck ein durchschnittlicher Gewerbeflachen-
bedarf in Héhe von jahrlich 10,5 ha (netto). Hingegen wiirde die Extrapolation der durchschnittli-
chen jahrlichen realen Flachenumsatze (Kaufpreissammlung) zu einem Bedarf in Hohe von rd.
10,51 ha fihren. Die Werte sind somit nahezu identisch. Weil insbesondere bei der Kaufpreis-
sammlung des GAG davon ausgegangen werden muss, dass Doppelverkdufe nicht vollstandig
aufgelost werden konnten, ein gewisser Anteil an betrieblichen Reserveflachen neu geschaffen
wurde, welcher bis 2035/40 nicht bebaut wird, und aufgrund der Tatsache, dass die Verkaufe aus
kommunaler Hand bei zuletzt lediglich 8,93 ha p.a. lagen, wird der Mittelwert aus 1 und 2 als ein
realistisches Ergebnis betrachtet.

Aus diesem resultiert ein zu erwartender Flachenbedarf in der Gr6Benordnung von rd. 10,51
ha (netto) pro Jahr (vgl. Abb. 20). In der Hochrechnung bis 2035/40 fiihrt dies zu einem Net-
toflachenbedarf von 157,6 ha bzw. 210,71 ha, was im Flachennutzungsplan (FNP) unter Annahme
eines mindestens 25%-igen Brutto-Anteils®® einem Umgriff von Gber 210,1 ha bzw. 280,1 ha ent-
sprache.

Abb. 21 Gesamtflichenbedarf und Verteilung entsprechend den Standorttypen
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Kleingewerbe und Handwerk
Wissensintensives Gewerbe

Anteile

(auf Basis der sich abzeichnenden Trends der  100% 10% 52% 8% 18% 12%
Beschéftigtenentwicklung, vgl. Kap. 4.2.3)

Bedarf 2021-2035, netto, in ha 157,6 15,8 82,0 12,6 28,4 18,9
Bedarf 2021-2034, netto, in ha 210,1 21,0 109,3 16,8 37,8 25,2

Berechnungen: CIMA Beratung + Management GmbH, 2021

Es ist davon auszugehen, dass im Falle einer durch akuten Flachenmangel bedingten Verlagerung
der GroBteil der betreffenden Betriebe innerhalb der typischen Verlagerungsradien nach Aus-
weichstandorten sucht. Diese sind in der Region jedoch kaum noch vorhanden, da der Gewerbe-
flaichenmangel mittlerweile alle Gebietskorperschaften betrifft. Dementsprechend ist anzuneh-
men, dass im Gesamtwert der bisherigen Verkdufe auch solche Mobilitatsfalle Gberwiegend ab-
gedeckt sind.?*

2 Untersuchungen zeigen, dass, je nach ErschlieBungssystem, Baudichte etc. regelmaBig 20% bis 30% der Gesamtflache

eines Gewerbegebietes auf Verkehrsflachen, Grinflachen (z.B. auch Ausgleich), Gemeinbedarfsflachen etc. entfallen.
Berechnungsalgorithmus: Nettoflachenbedarf / 0,75.

In Fallen von Betriebsverlagerungen von einem Standort innerhalb der HanseBelt-Region tber die regionalen Grenzen
hinaus muss zugleich in Erwdgung gezogen werden, dass moglicherweise anderweitige Standortvoraussetzungen be-

29
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Ansiedlungsanfragen von auBerhalb der Hansestadt Libeck, die moglicherweise aufgrund von
Flachenmangel nicht bedient werden konnten, sind hingegen duBerst schwer zu beurteilen. Denn
gewohnlicherweise wird ein Betrieb im Rahmen der Standortsuche nicht nur einen einzigen Stand-
ort anfragen, sondern sich Angebote von verschiedenen Stellen zukommen lassen, um diese ent-
sprechend des individuellen Anspruchsniveaus zu bewerten.

Dementsprechend ist vor dem Hintergrund, dass der Trendprognosewert nahezu identisch mit
den bisherigen Flachenverkdufen der letzten 11 Jahre ist, auch davon auszugehen, dass der Ge-
samtwert eine realitdtsnahe Grundlage fiir die kiinftige Gewerbefldchenpolitik in der Hansestadt
Libeck darstellt. Ob und in welchem Male dariiberhinausgehende Anpassungen erforderlich wer-
den, sollte Gegenstand regional- und lokalpolitischer Aushandlungen sein. Als Ausgangslage hier-
fur kdnnen die entsprechenden qualitativen Hinweise der vorangegangenen Kapitel dienen. Aus
gutachterlicher Sicht wird dabei allerdings angeraten, mogliche zusatzliche Flachenbedarfe auf-
grund von Sondereffekten, wie etwa im Zuge einer Realisierung der FBQ, auf Ebene der vorberei-
tenden Bauleitplanung (FNP) durch Flachensicherung gréBerer Entwicklungsbereiche zu begeg-
nen, die interkommunal abgestimmt sind.

Die Entwicklung solcher Standorte sollte dann mit strengen Auflagen verbunden werden, die dazu
beitragen, in jedem Fall alle Méglichkeiten der Innenentwicklung vorab auszuschdpfen. Dies ge-
bietet allein der Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden sowie zur Reduzierung
des Bodenversiegelungsgrades, der Landschaftszerschneidung (Inselbildung und zunehmendes
Verkehrsaufkommen) und schlieBlich auch zur Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit der 6ffentlichen
Verwaltung (insbesondere ist bei der Neuentwicklung neben den Chancen (kommunale Mehrein-
nahmen durch Gebietsentwicklungen) stets auch an die Folgekosten der Siedlungsentwicklung®
zu denken).

Fir die Einordnung der in diesem Gutachten ermittelten Prognosewerte ist der Vergleich mit den
bereits bestehenden Konzepten von besonderem Interesse. Einerseits wurde durch das Nieder-
sdchsisches Institut fir Wirtschaftsforschung das ,Gewerbeflachenentwicklungskonzept fir die
Hansestadt Libeck” im Jahr 2013 fertiggestellt. Auf der anderen Seite liegt in der ,Gewerbefla-
chenbedarfsprognose fiir die Region HanseBelt" eine identische, wie in diesem Gutachten durch-
geflihrte Prognose auch fiir die Hansestadt Libeck als Teil dieser Region, allerdings nur mit Bear-
beitungsstand 2018 vor.

Um eine Vergleichbarkeit der Studien herzustellen, bietet es sich an, aus den Gesamtergebnissen
anhand der einzelnen Prognosezeitrdume die jeweiligen durchschnittlichen Jahresbedarfe zu er-
mitteln und diese den durchschnittlichen realisierten Gewerbeflachenumsatzen gegenulberzustel-
len (vgl. Abb. 22).

Im Vergleich mit der 2013 erstellten teilregionalen Flachenbedarfsprognose mit den realisierten
Verkaufen der Folgejahre (Soll-Ist-Vergleich) zeigt sich, dass die Hansestadt Libeck einen reali-
sierten Flachenumsatz aufwies, der sich im Korridor der damaligen Prognose bewegt. Als durch-
schnittlicher jahrlicher Maximalbedarf wurden 10,97 ha ermittelt, wohingegen der Minimalbedarf
bei 8,98 ha angesiedelt wurde. Der durchschnittliche jahrliche absolute Bedarf dieses Gutachtens
liegt mit 10,51 ha damit deutlich ndher am 2013 errechneten Maximalwert.

vorzugt werden. Ebenso wird auch die HanseBelt-Region von Verlagerungen aus anderen Standorten (z.B. Metropol-
kern Hamburg) profitieren, sodass mit zunehmender RegionsgréBe die Wahrscheinlichkeit eines dahingehenden Aus-
gleichs von Verlust und Gewinn neuer Betriebe oder Betriebsteile zunimmt.

Vgl. dazu z.B. PreuB/ Floeting (Hrsg.) (2009): Folgekosten der Siedlungsentwicklung. Bewertungsansatze, Modelle und
Werkzeuge der Kosten-Nutzen-Betrachtung
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Abb. 22 Gewerbeflachenbedarfsprognosen seit 2011

Gewerbeflachenentwicklungskonzept fir die 8,98 - 10,97 ha .
Hansestadt Liibeck 2012* 2010-2025

Gewerbeflachenbedarfsprognose der Region 10,2 ha 2018-2035
Hansebelt 2018
* Niedersachsisches Institut fir Wirtschaftsforschung (NIW) (2012): Gewerbeflachenentwicklungskonzept fir die Hanse-

stadt Libeck (Normalszenario, unbebaute Grundstlicke, unteres und oberes Szenario). Im Basisszenario wird der mittlere
Wert lediglich der ,unbebauten Grundstiicke” tber 149,6 ha genutzt (vgl. NIW, S. 110)

Zusammenstellung: CIMA Beratung + Management GmbH, 2021

Seit der Prognose fiir den HanseBelt, von 2018, in der der durchschnittliche Bedarf bei 10,2 ha lag,
sind die Zuwachse der sozialversicherungspflichtig Beschaftigten tatsachlich deutlich héher aus-
gefallen als zundchst angenommen. Dadurch nimmt die Prognose der SvB in dem aktuellen Gut-
achten einen starkeren Anstieg, was wiederum Einfluss auf die sich ergebenden Gewerbeflachen-
bedarfe hat. Demgegeniiber steht im Beobachtungszeitraum 2010 bis 2020 ein leicht geringerer
durchschnittlicher Gewerbeflachenverbrauch als zwischen 2010 und 2018, weil die passende Fla-
chenreserve zusammengeschmolzen ist und die nachgefragte Flachenqualitat (GroBe, Zuschnitt,
Lage, Baurecht) nicht mehr in ausreichendem MaB angeboten werden kann. Im Ergebnis (Mittel-
wert der beiden Prognoseansatze) nimmt der durchschnittliche jéhrliche Bedarf mit rd. 10,5 ha
einen um 0,3 ha hdheren Wert als noch 2018 prognostiziert ein.

Als Besonderheit sollte bedacht werden, dass in den vergangenen Jahren, im Zuge von Flachen-
neuentwicklungen, die dort geschaffenen Potenziale zligig verduBert werden konnten, was auf
einen deutlichen Nachfrageiiberhang schlieBen lasst. Im Nachgang zum 2012 erstellten Gewer-
beflachenkonzept®' wurde 2016 im Antrag der Hansestadt Libeck auf das ,Zielabweichungsver-
fahren Kronsforder LandstraBe” festgestellt, dass der in einem fritheren Gutachten (2012) prog-
nostizierte zusatzliche Flachenbedarf tGber 56 ha (Ergebnis der Bilanz aus Bedarf und Potenzialfla-
chen im Bestand) in den ersten Prognosejahren real hdher ausfiel als angenommen, wobei v.a. die
Umsatze bebauter Flachen zugrunde gelegt werden. Wenngleich im Rahmen dieser Untersuchung
das Interesse methodisch bedingt auf den unbebauten Gewerbegrundstiicken liegt, ist der Anteil
der Verkaufe bebauter Grundstlicke, der in Libeck eine nennenswerte GroBe hat (Datengrundlage
hierflr ist die kommunale Flachenverkaufsstatistik), ein deutliches Zeichen fiir die Dynamik am
Flachenmarkt. In der Regel handelt es sich bei Verkaufen im bebauten Bestand um typische Effekte
der Fluktuation, was im verwendeten Trendmodell auch durch eine entsprechende Wiedernut-
zungsquote bertcksichtigt wird. Sollte das Angebot an freien, bereits bebauten Grundstticken in
einem solchen Markt jedoch unter eine kritische Grenze fallen, missten solche Nachfragen auf
unbebaute Gewerbeflachen verlagert werden. Teilweise ist hiervon bereits heute auszugehen.>

31 Vgl. Niedersichsisches Institut fiir Wirtschaftsforschung (NIW) (2012): Gewerbefldchenentwicklungskonzept fiir die

Hansestadt Lubeck (Normalszenario, unbebaute Grundstlicke, unteres und oberes Szenario)

Von Seiten der Hansestadt Libeck wird dazu angemerkt, dass v.a. in den vergangenen drei Jahren eine hohe (d.h.
schnelle) Wiedervermarktung der wenigen zum Verkauf stehenden bebauten Gewerbegrundstiicke beobachtet wird.
Nach Einschatzung der Wirtschaftsforderungsgesellschaft und des Planungsamtes kann diese Entwicklung zum Teil
als Anzeichen fehlender passender Grundstticke zur Neubebauung gewertet werden und ist z.T. auf den hohen Ent-
wicklungsdruck bei Betriebserweiterungen zurlckzufiihren. Insofern kann eine schnelle Wiedervermarktung bebauter
Grundstiicke als Ausweichverhalten der Betriebe gewertet werden, die ansonsten unbebaute Grundstiicke zum Neu-
bau erwerben wiirden.
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Des Weiteren ist zu beriicksichtigen, dass Flachennachfragen in GréBenordnungen Gber 1 ha, vor
allem Bedarfe etwaiger GroBansiedlungen (> 10 ha) Uber die Bereitstellung von jahrlich rd. 10,5 ha
(netto) nicht bedient werden konnten. Es ist also anzuraten, tUber eine entsprechende Flachenvor-
ratspolitik zusatzlich einzelne Ansiedlungsmaoglichkeiten fiir auftretende Falle planerisch vorzube-
reiten, die kaum prognostizierbar sind.

Zur Schaffung qualifizierter Standorte fur den nachweislich steigenden Bedarf durch wissensin-
tensive Branchen, sollte aus gutachterlicher Sicht zukinftig einer Profilierung einzelner Standorte
mehr Gewicht beigemessen werden.

Als weitere Besonderheit, aus der ein zusatzlicher Impuls auf den zukiinftigen Flachenbedarf aus-
gelost werden konnte, wird im 2012 erstellten Gewerbeflachenentwicklungskonzept ein entspre-
chendes Szenario durch die Realisierung einer Festen Fehmarnbeltquerung zwischen Puttgar-
den und Radbyhavn3 erstellt (,Fehmarnbelt-Szenario”).3* Im Gutachten wird damit gerechnet,
dass Wertschdpfungs- und Beschéaftigungspotenziale wahrend der Bauzeit entstehen (insbeson-
dere im Baugewerbe, Transportgewerbe sowie im Hotel- und Gaststattengewerbe und bei per-
sonlichen Dienstleistungen).

Aus dem Gutachten ist nicht ersichtlich, welche Anteile die Bauphase und die Betriebsphase an
dem zusatzlich erwarteten Flachenbedarf (iber 8,2 ha (netto) haben. Nimmt man vereinfachend
an, dass sich der Impuls auf die letzten 5 Prognosejahre (im NIW-Gutachten die Jahre 2021 bis
2025) bezieht, dann entspriache der Sondereffekt einem Extrabedarf in Hohe von maximal
rd. 1,6 ha (netto) pro Jahr (wiirde man die Bau- und Betriebsphase differenzieren, so lage der
erwartete Effekt vermutlich deutlich geringer).

33 Die Fahrzeit Die Fahrzeit zwischen Hamburg und Kopenhagen verkiirzt sich in Folge dessen um ca. eine Stunde.

Vgl. Niedersachsisches Institut fir Wirtschaftsforschung (NIW) (2012): Gewerbeflachenentwicklungskonzept fir die
Hansestadt Lubeck, S. 113ff.

34
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5 Gewerbeflachenpotenziale

5.1 Methodik

Nachdem in Kapitel 4 der zu erwartende Gewerbeflachenbedarf bis zum Zieljahr 2035/40 einge-
schatzt wurde, gilt es, diesem Bedarf das bereits verfligbare Flachenangebot gegentliberzustellen,
um eine Erste Flachenbilanz erstellen zu kénnen.

Hierbei ist im Sinne der Forderung einer Innen- vor AuBenentwicklung in erster Linie das Potenzial
relevant, das sich im Innenbereich bestehender Gewerbestandorte befindet, also entweder durch
die Bestimmungen zu § 30 BauGB (B-Plan) oder zu § 34 BauGB (Zusammenhang bebauter Gebiete)
abgedeckt ist.

Die Erfassung samtlicher Flachenpotenziale der Hansestadt Libeck erfolgte durch das Planungs-
amt zusammen mit der Wirtschaftsférderung Liibeck sowie einer Schatzung der nicht stadtischen
Potenziale auf Basis des im Nachgang zum Gewerbeflachenkonzept (NIW, 2012) 2016 erstellten
.Zielabweichungsverfahrens Kronsforder LandstraBe”. Durch die anschlieBende Zuteilung der Po-
tenziale nach Standorttypen (wie bereits bei den Bedarfen) durch die cima, kann Uber die Bilan-
zierung eine Differenzierung der sich ergebenden Bedarfe nach Standorttypen vorgenommen
werden.

5.2  Erfassung der vorhandenen Bestandsflachen

In der gesamten Hansestadt Libeck konnten Bestandsflachen im Eigentum der Stadt bzw. der
KWL GmbH in Héhe von 16,6 ha (netto) ermittelt werden. Die noch verbliebenen unbebauten
Grundsticksflachen finden sich einzig in den Gewerbegebieten Genin-Sid (insgesamt 7,8 ha),
Herrenwyk (2,4 ha und 4,2 ha ohne Baurecht) und Danischburg (2,1 ha). Alle tbrigen in der Fort-
schreibung der Daten des Gewerbeflachenentwicklungskonzeptes 2012 (2016) aufgezeigten Ge-
werbeflachenpotenziale wurden bis zum Bearbeitungsstand Januar 2021 verauBert.

Bei einer Betrachtung der Flachen in privatem Eigentum lagen 2016 in Vermarktung befindliche
Potenziale in Hohe von rd. 22,66 ha (netto) vor.3* Damit hatte sich der Wert seit dem Jahr 2011, in
dem noch rd. 47,3 ha (netto)*® unbebaute nicht stadtische Gewerbeflachen vorlagen, mehr als
halbiert. Diese Potenziale sind seit 2016 deutlich gesunken und mittlerweile allesamt nicht mehr
am Markt vorhanden. Die Differenz der Bedarfe laut kommunaler Verkaufsstatistik, welche keine
Aussagen des privaten Flachenmarktes enthélt, und der Kaufpreissammlung des Gutachteraus-
schusses, die sdmtliche Verkaufsfalle, also auch private Weiterverkdufe registriert, gibt einen An-
haltspunkt Gber die verauBerte GroBe der unbebauten Gewerbeflaichen. Demnach wurden seit
Anfang 2017 rd. 35,3 ha (netto) in der Kaufpreissammlung erfasst. Die kommunale Verkaufssta-
tistik hingegen zeigt 15,6 ha (netto) auf. Dies fiihrt zu einer Differenz von fast 20 ha (netto), die
sich in der Regel den privaten (nicht stadtischen) Verkdufen zuordnen lassen. Die im Jahr 2016
vorhandenen nicht stadtischen Potenziale sind somit aktuell ausnahmslos aufgebraucht. Des Wei-
teren gilt es zu beachten, dass von diesen 2016 angegebenen privaten Flachen viele bereits z.T.

% vgl. ,Zielabweichungsverfahren Kronsforder LandstraBe” 2016
% Vgl. Niedersichsisches Institut fiir Wirtschaftsforschung (NIW) (2012): Gewerbeflichenentwicklungskonzept fiir die Han-
sestadt Libeck
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bebaut sind. Im weiteren Verlauf wird somit von keinen verfiigbaren privaten unbebauten Gewer-
beflachen fur die Vermarktung im Beobachtungszeitraum ausgegangen.

Dementsprechend verbleiben in Summe unter Einbeziehung aller Eigentumsverhaltnisse Be-
standsflachen in Hohe von rd. 16,6 ha.

Abb.23: Bestandsfldchen nach Standort, Angaben in Hektar

Genin-Sud
7,79
® Herrenwyk
Danischburg
Quellen: Mitteilungen der KWL GmbH
Berechnung: CIMA Beratung + Management GmbH 2021

Da die Gewerbegebiete bereits flr die Untersuchung der realen Verkdufe nach Standorttypen
eingeteilt wurden kénnen auch die unbebauten Gewerbefldchen dieser Differenzierung unterzo-
gen werden.

Die verfligbaren Bestandsflachen nach Standorttypen verteilen sich wie folgt:

Abb.24: Bestandsfldchen (B-Planflachen) nach Standorttypen
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Bestandsflachen, in ha 6,62

0,00 7,79 2,17

Anteile insgesamt 40% 0% 47% 0% 13% 0%
Quellen: Mitteilungen der KWL GmbH
Berechnung: CIMA Beratung + Management GmbH 2021

Von den insgesamt rd. 16,6 ha Fldchenpotenzialen haben das ,Klassische Gewerbe” sowie Unter-
nehmen des ,emissionsintensiven Gewerbes” mit 47% bzw. Gber 40% aktuell die groBte Ange-
botsauswahl. Betriebe des Kleingewerbes und Handwerks konnen auf 13% der Flachenreserven
zurtickgreifen. Fiir Unternehmen und Betriebe, die Giberwiegend Flachen vom Typus ,hafenaffines
Gewerbe"” (Sonderstandort) nachfragen, sind die Bestandsflachen mittlerweile ebenso erschopft
wie beim ,Logistikstandort” sowie dem ,Standort fiir wissensintensives Gewerbe und Dienstleis-
tungen”.
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6 Bilanzierung

In der Gegentiberstellung des prognostizierten Flachenbedarfs bis 2035/40 mit den aktuellen Fla-
chenpotenzialen im Bestand, lasst sich nachfolgende Gesamtbilanz erstellen. Vorab muss ange-
merkt werden, dass bei einem durchschnittlichen jahrlichen Bedarf von rd. 10,5 ha (netto) bereits
im Laufe des Jahres 2022 keine Bestandsflachen und somit kurzfristig zu entwickelnden Flachen
zur Verfligung stehen werden.

Abb.25: Gegeniiberstellung der ermittelten Bedarfe und vorhandenen unbebauten Bestandsflachen

BILANZ BILANZ
2021 - 2035 2021 - 2040

Gewerbeflachenbedarf, netto 157,6 ha 210,1 ha

_

Flachenangebot Bestandsflachen, netto 16,6 ha

Flachenbilanz mit Bestandsflachen, netto -141,0 ha -193,5 ha

Flachenbilanz mit Bestandsflidchen, brutto (netto -201,4 ha -276,4 ha
zzgl. 30% fiir ErschlieBung etc.)

Berechnung: CIMA Beratung + Management GmbH 2020

Wie in Abbildung 25 ersichtlich, steht den aktuell verfligbaren und als marktgangig eingeschétz-
ten Flachenpotenzialen in Hohe von rd. 16,6 ha (netto) ein Flachenbedarf von rd. 157,6 ha (netto,
bis 2035) bzw. 210,1 ha (netto, bis 2040) gegeniiber.

Hieraus resultiert ein bis zum Zieljahr 2035/40 zu erwartendes Flachendefizit von rd. 141,0 ha
(netto) bzw. 193,5 ha (netto), dass in erster Linie durch die Aktivierung der erfassten Entwicklungs-
flachen gemaB Flachennutzungsplan zu decken sein wird, um Flachenanfragen bedienen zu kén-
nen und das weitere Wirtschaftswachstum nicht zu gefahrden. Da Entwicklungsflachen, ebenso
wie mogliche Suchrdume, noch u.a. einer ErschlieBung bedtrfen, muss auf die bilanzierte Netto-
flache ein Aufschlag (hier 30%) vorgenommen werden. Die zusatzlichen Bedarfe erhéhen sich so-
mit um diesen Wert. Im Ergebnis liegen demnach in der Flachenbilanz mit den Bestandsflachen
zusatzliche Bruttobedarfe in Hohe von 201,4 ha (bis 2035) bzw. 276,4 ha (bis 2040) vor.

Bei einer Betrachtung der einzelnen Standorttypen (vgl. Abb. 26) innerhalb der Hansestadt Lilbeck
wird deutlich, dass das Verkehrsintensive Gewerbe sowie das Wissensintensive Gewerbe und
Dienstleistungen Uber keine weiteren Bestandsflachen verfligen, der Bedarf aber weiterhin vor-
handen ist (vgl. Kap. 4.2.3).
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Das starkste Angebotsdefizit nach der Bilanzierung der Bedarfe mit den Bestandsflachen besteht
im Klassischen Gewerbegebiet mit rd. 145 ha (brutto bis 2040). Das verkehrsintensive Gewerbe
bendtigt hiernach unbebaute Gewerbeflachen in einer GroBenordnung von rd. 54 ha (brutto bis
2040), wahrend das wissensintensive Gewerbe und Dienstleistungen Gber 36 ha (brutto bis 2040)
beanspruchen. Beim Standorttyp ,emissionsintensives und hafenaffines Gewerbe” werden Flachen
von (ber 20 ha (brutto bis 2040) nachgefragt. Die heute noch vorhandenen Potenziale werden
kurzfristig aufgebraucht sein.

Abb.26: Gegeniiberstellung der ermittelten Bedarfe und vorhandenen unbebauten Bestandsflachen
nach Standorttypen, Zieljahr 2040

Emissionsintensives Gewerbe

und Sonderstandort
Kleingewerbe und Handwerk

Gewerbegebiete

Logistik/ Verkehrsintensives
Wissensintensives Gewerbe
und Dienstleistungen
SUMME (netto)

Klassische

Flachenbedarf 8 %

Gewerbeflachenbedarf bis 2040, netto, in ha 16,8 37.8 25,2

Flachenangebot

Bestandsflachen, netto, in ha

Flachenbilanz

Flachenbilanz mit Bestandsflachen bis 2040,
netto, in ha

Flichenbilanz mit Bestandsflachen bis
2040, brutto, in ha

Berechnung: CIMA Beratung + Management GmbH 2020

Die vorhandenen Bedarfe nach der ersten Flachenbilanz missen im weiteren Verfahren zunachst
durch die Entwicklungsflachen gemaB Flachennutzungsplan ausgeglichen werden. Trotz der Not-
wendigkeit einer Entwicklung weiterer Flachen v.a. im derzeitigen AuBenbereich, kommt aber den
Bestandsflachen eine herausragende Bedeutung zu, die keinesfalls vernachlassigt werden darf.
SchlieBlich werden die gréBten Potenziale einer kurzfristigen Bedarfsdeckung in der Aktivierung
von Flachen im Bestand gesehen.

Aufgrund der Héhe der zuséatzlichen Bedarfe nach Bilanzierung mit den Bestandsflachen ist davon
auszugehen, dass auch bestehende und nutzbare Entwicklungsflaichen gemaB Flachennutzungs-
plan nicht zur Bedarfsdeckung ausreichen werden. Lediglich im Bereich Schlutup (ehemalige Mu-
nitionsfabrik) und Herrenwyk (ehemalige Deponie) bestehen derzeit noch Potenzialflachen laut
aktuellem Flachennutzungsplan. Diese Flachen sind jedoch faktisch nicht entwickelbar, da es sich
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um Wald bzw. naturschutzrechtlich hochwertige Flachen handelt. In der Folge kdnnen mdgliche
Suchrdume ausfindig gemacht und in die zukiinftige Planung eingebracht werden.

Es besteht die dringende Empfehlung, dass die Hansestadt Liibeck weiterhin durch regelmafiges
Gewerbeflachenmonitoring einen Uberblick iber die bestehenden Potenziale behilt, um ggf. bei
sich ergebender Flachenknappheit oder einem sich abzeichnenden Uberangebot rechtzeitig rea-
gieren zu kdnnen.

101 von 251 in Zusammenstellung

40



TOP 4.2

Gewerbeflachenbedarfsprognose Hansestadt Liibeck

7 Fazit und Empfehlungen

Im Ergebnis der Untersuchung kann festgehalten werden, dass der absolute Gewerbeflachenbe-
darf zwischen 2021 bis 2035/40 in der Hansestadt Libeck bei 156,6 ha (netto, 2035) bzw. 210,1
ha (netto, 2040) liegen wird. Dieses Ergebnis resultiert aus der Zusammenschau von realen Ge-
werbeflachenverkdufen der Vergangenheit und den Ergebnissen eines trendbasierten Prognose-
modells, die zu einem einzelnen Prognosewert zusammengefiihrt wurden. Gegenulber den durch-
schnittlich realisierten Verkdufen in der Vergangenheit, deren Fortschreibung einen durchschnitt-
lichen jahrlichen Bedarf von 10,51 ha (netto) erwarten lieBe, wiirde das Prognoseergebnis mit
10,50 ha (netto) jahrlichem Bedarf nur minimal nach unten abweichen.

Demgegeniiber stehen verfligbare unbebaute Gewerbeflachen (Bestandsflachen) in Héhe von
16,6 ha (netto).

Im Ergebnis ergibt sich nach der Bilanzierung der absoluten Bedarfe mit den bestehenden Be-
standsflachen eine zusatzliche Nachfrage nach unbebauten Gewerbeflichen in Hohe von rd.
201,4 ha (brutto bis 2035) bzw.276,4 ha (brutto bis 2040).

Ausdriicklich sind in der vorliegenden Flachenbedarfsprognose mogliche Sonderentwicklungen,
wie etwa die Realisierung einer Festen Fehmarnbeltquerung nicht berechnet. Etwaige Abweichun-
gen vom Ergebniswert, etwa in Form zeitweise Gber dem Durchschnitt liegender Bedarfe, kénnen
— neben den Effekten einer Hochkonjunkturphase — auch durch diese Modellparameter bedingt
sein. In jedem Fall sollten also —im Rahmen politischer Aushandlungsprozesse — diese und andere
mogliche Sonderentwicklungen mitbedacht und ggf. durch entsprechende Aufschlage in der vor-
bereitenden Bauleitplanung (durch Flachensicherung im FNP) berlcksichtigt werden.

Die rdaumliche Verteilung und Haufung macht deutlich, an welchen Stellen friihere Planwerke of-
fensichtlich die Nachfrageentwicklungen entweder nicht ausreichend antizipiert haben oder in
welchen rdumlichen Konstellationen angesichts gesamtplanerischer Aufgaben auch weiterhin mit
besonderen Konflikten zu rechnen sein wird. Einige dieser Kontroversen kénnen durch eine frih-
zeitige Berlicksichtigung und stadtebaulich sinnvolle Weichenstellungen mit mittel- bis langfristi-
ger Vorlaufzeit friihzeitig vermieden oder abgeschwacht werden.

Im Ergebnis zeigt diese neue Gewerbefldichenbedarfsprognose fiir die Hansestadt Libeck die
Nachfrageseite des zukiinftigen Gewerbeflachenmarktes inklusive der zur Deckung dieser Bedarfe
noch vorhandenen Bestandsflachen auf.

Erganzend dazu sollte die Entwicklung zukiinftiger Standorte qualitativ hochwertig erfolgen, also
ein hohes MaB an baulicher Ordnung anstreben, Aufenthaltsqualitdt im Umfeld schaffen und
ebenso lber hinreichend strenge Auflagen, eindeutige Nutzungsrechte, wie auch die Bereitstel-
lung zukunftsfahiger Infrastrukturen fir Investitionssicherheit und Werterhalt im Gewerbegebiet
sorgen. Dies betrifft ebenso Neuentwicklungen, wie auch die Ertiichtigung von Infrastrukturen
und allgemeine Qualitatsoffensiven innerhalb von Bestandsgebieten, in denen oftmals noch er-
hebliche gewerbliche Flachenpotenziale stecken.
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8 Anhang

8.1  Trendbasiertes Prognosemodell (cima-Modell)

Bei dem in Kap 4.2 verwendeten trendbasierten Modell zur Gewerbeflachenbedarfsprognose han-
delt es sich um einen nachfrageorientierten Ansatz. Anders als bei der reinen Fortschreibung einer
bisherigen Flachennachfrage (vgl. Kap. 4.1), die ebenso durch einen Mangel an verfligbaren Ge-
werbeflachen in der Vergangenheit, wie auch durch ein Uberangebot dessen erheblich tendiert
sein kann, wird hier aus einer differenzierten Trendfortschreibung der Beschéftigtenzahlen und
der Anwendung verschiedener Parameter (Flachenkennziffern, Verlagerungs- und Neuansied-
lungsquoten, Wiedernutzungsquoten etc.) auf den zukilinftigen Flachenbedarf geschlossen.

Die Beschaftigtenprognose beruht auf einer Extrapolation der Beschaftigtenzahlen (sozialversi-
cherungspflichtig Beschéftigte) aller Branchen entsprechend der Klassifikation der Wirtschafts-
zweige 2008 (WZ 2008) zwischen den Jahren 2000 und 2019 (der Stltzzeitraum wird teilweise
verkirzt). Die Datengrundlage bezieht sich auf den Stand nach der Revision der Beschéftigungs-
statistik. Die Trendprognose erfolgt dabei differenziert fir 18 Wirtschaftsgruppen.>’ Dabei wird
angestrebt, fiir die Werte zwischen 2000 und 2019 jeweils eine mdglichst homogene Zeitreihe zu
erstellen, aus der Rickschlisse auf die zukiinftige Beschaftigtenentwicklung bis zum Jahr 2035
moglich sind. Auf diese Weise wird den sehr unterschiedlichen Entwicklungstrends der einzelnen
Branchen Geniige getan. Zur Fortschreibung wird — je nach Verlauf der Beschéftigtenzahlen und
Plausibilitat der Annahmen — eine Kombination aus linearer und logarithmischer Trendschatzung
verwendet.

Die Wirtschaftsgruppen werden in einem anschlieBenden Schritt entsprechend der Gemeinsam-
keiten hinsichtlich ihrer Standortanforderungen auf 8 Unternehmensgruppen verteilt (mitsamt
einer Gewichtung):

=  Emissionsintensives verarbeitendes Gewerbe u. a.

=  Emissionsarmes verarbeitendes Gewerbe u. a. (auch GroBhandel)
= Baugewerbe

=  Logistik und Lagerhaltung

= Forschung und Entwicklung

= Wirtschaftsnahe Dienstleistungen

= Sonstige Dienstleistungen

=  Einzelhandel

Diese Unternehmensgruppen kdnnen auch als Typen der Gewerbenachfrage bezeichnet werden.
Allerdings sind diese jeweils in unterschiedlichem MaBe (oft auch nur zu geringen Anteilen) in-
nerhalb von Gewerbegebieten vorzufinden.

Aufgrund der weitgehenden Entkopplung des Flachenverbrauchs von der Beschéaftigtenentwick-
lung im Bereich des Einzelhandels (v. a. aufgrund der zunehmenden Zahl Teilzeitbeschéftigter bei

37 Die Wirtschaftsgruppen setzen sich aus den einzelnen Wirtschaftsabschnitten (C bis S) der Klassifikation der Wirt-
schaftszweige (WZ 2008) zusammen, die teilweise nach Wirtschaftsabteilungen (2-steller) weiter ausdifferenziert wer-
den, wenn dies notwendig und maoglich ist. Dabei bleiben die Land- und Forstwirtschaft, Fischerei (beide Wirtschafts-
abschnitt A) sowie der Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden (B) unberiicksichtigt, da Betriebe dieser Wirt-
schaftszweige als Nutzer gewerblicher Standorte im vorliegenden Fall nicht relevant sind.
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zugleich wachsenden Verkaufsflachen je Einwohner), wird der Einzelhandel bei der Flachenbedarf-
sprognose weitestgehend ausgeblendet (ebenso vertritt die cima den Ansatz, dass Einzelhandels-
flachen, mit Ausnahme einzelner, kleiner Nahversorger, nicht in Gewerbestandorten angesiedelt
werden sollten).

Die 8 Unternehmensgruppen werden schlieBlich entsprechend ihrer Affinitaten, der in erster Linie
an den aktuell vorzufindenden Standorttypen der Stadt, verteilt. Da sich die konkrete Flachen-
nachfrage nach bestimmten Standorttypen wesentlich aus der Verfligbarkeit ebensolcher Stand-
orte ableitet (Standorte lassen sich in gewissem MaBe untereinander substituieren, v.a. dann,
wenn der regionale Flachenbedarf hoch genug ist und der Standort dem Anspruchsniveau gerecht
wird), hat die differenzierte Darstellung des Flachenbedarfs einzelner Typen v.a. einen Empfeh-
lungscharakter.

In erster Linie ist der aufsummierte Wert (Zeilensumme) der Flachenbedarfe dieser Standorttypen
relevant. Standorte, die nicht als ,Gewerbestandort” i. e. S. zu bezeichnen sind (z. B. Einzelhandels-
standorte3®, Geschéftslagen im Innenstadtbereich, reine Birostandorte etc.) stehen damit in der
Untersuchung nicht im Mittelpunkt. Hierflir missten bei Bedarf eigene Untersuchungen vorge-
nommen werden.

Verwendete Verlagerungs-, Neuansiedlungs- und Wiedernutzungsquoten

i

|
: E E
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0,7 0,7 0.7 0,7 0,7 0,7 0.7
0.15 0.15 0.15 0.7 0.7 0,7 0.7

40 % 40 % 40 % 90 % 90 % 90 % 0%

Quelle: CIMA Beratung + Management GmbH, 2020

Das Prognosemodell ermittelt den absoluten Flachenbedarf aus dem Wachstum bestehender
Betriebe, Neuansiedlungen und Neugriindungen, dem Flachenverbrauch durch innerortliche
Verlagerungen sowie auch aus dem freiwerdenden Flachen in Folge von Schrumpfungen. Ne-
ben den in Kap 5.3.3 dargestellten Flachenkennziffern (FKZ), werden im Modell oben dargestellte
Quoten genutzt.

38 Auch, wenn davon ausgegangen wird, dass die Entwicklungen im Einzelhandel sich nicht auf Gewerbegebiete nieder-

sachlagen sollen, so wird dennoch angenommen, dass einzelne Einzelhéndler (v. a. unterhalb der Schwelle zur GroB-
flachigkeit ab 800 gm Verkaufsflache) in Gewerbegebieten nach hiesigem Verstédndnis ansassig sein werden.
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» Nr. 2021/09711-03-02
offentlich

Liibeck, 07.09.2021
Bericht

-offentlich-

Verantwortliche Bereiche:
5.060 - Fachbereichs-Controlling

Bearbeitung: Markus Toll (E-Mail: markus.toli@luebeck.de Telefon: 122-6003)

Mixed-Use-Konzept im ehemaligen Karstadt-Haus KonigstraRe
Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit
13.09.2021  Wirtschaftsausschuss und Ausschuss fiir ~ Offentlich zur Kenntnisnahme
den "Kurbetrieb Travemiinde (KBT)" )
16.09.2021  Schul- und Sportausschuss Offentlich zur Kenntnisnahme
20.09.2021 Bauausschuss foentlich zur Kenntnisnahme
28.09.2021 Hauptausschuss Offentlich zur Kenntnisnahme
30.09.2021 Birgerschaft der Hansestadt Liibeck Offentlich zur Kenntnisnahme
Anlass:

Mit Beschluss der Birgerschaft vom 25.03.2021 (VO/2021/09711) wurde der Blrgermeister
beauftragt, fur das ehemalige Karstadt-Sport-Hauses (Haus B) die Machbarkeit fir ein soge-
nanntes Mixed-Use-Konzept, im Sinne eines oOffentlichen Bildungs-, Kultur- und Dienstleis-
tungszentrum, zu prifen.

Bericht:
Das beauftragte Konzept ist dieser Berichtsvorlage als Anlage beigefugt.

Anlagen:

Anlage 1: Mixed-Use-Konzept im ehemaligen Karstadt-Haus Koénigstralle

Senatorin Joanna Hagen

Seite: 1/1
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Mixed-Use-Konzept im ehemaligen Karstadt-Haus Konigstral3e

Anlass:

Im Sommer 2020 leitete der Konzern GALERIA Karstadt Kaufhof GmbH die Schlie-
Bung von deutschlandweit mehreren Karstadt-Warenhdusern ein. In diesem Zu-
sammenhang intensivierte sich - auch in der Hansestadt Lubeck - die Diskussion
um die Zukunft und Attraktivitdt der Innenstadt, zumal dem LuUbecker Karstadt-
Warenhaus durch die prominente Lage in der Breiten Stral3e und Konigstral3e bzw.
am Schrangen eine besondere Relevanz zukommt.

Unabhangig davon bendtigt die Hansestadt Lubeck zeitnah umsetzbare Losungs-
moglichkeiten fur die Schaffung von zusatzlichen Raumkapazitaten fur die Innen-
stadtgymnasien. Auch wird immer wieder eine starkere Prasenz der Hochschulen
in der Innenstadt gewunscht.

Daneben resultieren insbesondere im Einzelhandel aus der Covid-19-Pandemie
bzw. der Mal3nahmen zur Pandemie-Eindammung erkennbare Auswirkungen und
Folgen auf Gesellschaft und Wirtschaft, die den Strukturwandel von Nutzungen
und in Stadtzentren beschleunigen und einen Bedarf an neuen, innovativen Kon-
zepten fur zukunftsfahige, nachhaltige und resiliente Innenstadte aufzeigen. Es ist
davon auszugehen, dass in Folge der Covid-19-Pandemie die Einzelhandelsstruk-
tur auch in der Lubecker Altstadt eine grundlegende Veranderung erfahrt und der
Trend zur Nutzungs- und Funktionsmischung von Innenstadten fraher als erwartet
einsetzt.

Die Schliefung des Lubecker Karstadt-Warenhauses (Haupthaus) konnte im De-
zember 2020 erfolgreich abgewendet werden. Zugleich aber hat die Standortent-
scheidung die SchlielRung des zuletzt durch Karstadt-Sports genutzten Nachbarge-
baudes (Haus Sud, Kdnigstralde 52-56) zur Folge, womit Flachenanteile i.H.v. ca.
8.000 m2 Nettoraumflache bzw. ca. 6.200 m2 aktueller Nutz-/Mietflache vakant
sind, denen auch aufgrund der Dimensionierung eine hohe Bedeutung beizumes-
sen ist.

Zielsetzung:

Als sog. Mixed-Use-Konzept soll ein entscheidender Impuls und innovativer Beitrag
zur Starkung des Innenstadtstandortes geleistet werden, der zugleich erganzende,
zum Teil gemeinschaftliche Raumangebote fur die Gymnasien auf der Altstadtinsel
schafft, da akut Raumkapazitaten in betrachtlicher GréBenordnung fehlen und
kaum adaquate Alternativen zur Realisierung dieser Fehlbedarfe bestehen. Es sol-
len verschiedene Angebote aus den Bereichen Bildung, Service, und Kultur kombi-
niert und in einem 6ffentlichen-privaten Gebaude, mit Ausstrahlungseffekten auf
die gesamte Innenstadt, abgebildet werden. Eine 6ffentliche Nutzung des Gebau-
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des, die sich durch multifunktionale und gemeinschaftlich nutzbare Raume aus-
zeichnet, kdnnte Raum fur Veranstaltungen, Diskurse und Ausstellungen vielfalti-
ger Nutzer:innen bieten, hiermit Frequenzen in der Innenstadt auf besondere
Weise erhéhen und die Kaufkraft starken.

Das vorgelegte Konzept geht aufgrund des grol3en Anteils der geplanten schuli-
schen Nutzung schwerpunktmaliig auf diese Belange ein und fuhrt zu den Abstim-
mungen mit den Schulen aus.

Bildungsangebot

3.1.Schulen

Stellungnahme zur Schulentwicklungsplanung der Innenstadt-Gymnasien:

Aktuelle Einschatzung der allgemeinen Schulentwicklungs-Situation bei den Lube-
cker Gymnasien:

Alle 7 Lubecker Gymnasien hatten sich in der Vergangenheit zu G 8-Gymnasien
entwickelt und wandeln sich nunmehr aufgrund der Anderung des Schulgesetzes
zurick zu G 9. Zum Schuljahr 2026/27 wird folglich ein zusatzlicher Jahrgang an
allen Gymnasien zu beschulen sein.

Aufgrund der bereits bestehenden Raumnot, auch wegen vieler kleiner Raume un-
ter 60 m? in den denkmalgeschutzten Innenstadt-Gymnasien, wird sich diese defi-
zitare Situation ohne die Schaffung von zusatzlichem Schulraum verscharfen, so-
dass dringender Handlungsbedarf besteht. Die kleinen Raume werden von den
Schulen oft mit hoherstufigen Klassen belegt, da dort teilweise die Frequenz inner-
halb der Klasse geringer ist als bei den 5. und 6. Jahrgangen, dennoch sind auch
dafur Viele viel zu klein.

Die Anmeldezahlen jeweils nach der 3. Anmelderunde in Klasse 5 haben sich vom
Schuljahr 2015/16 bis 2021/22 nicht sehr gravierend verandert, schwanken im
700er-Bereich. Der Verlauf der Anmeldungen sah wie folgt aus:

2015/16: 734
2016/17:722
2017/18:780
2018/19: 766
2019/20: 757
2020/21: 791
2021/22:733

Hier 3 Beispiele, wie sich die Gesamtzahl bis zu den héheren Klassen entwickelt,
die Klassenstarken sich verringern:

- Von den zum Schuljahr 2015/16 angemeldeten 734 Schuler:innen sind im 9. Jahr-
gangim Schuljahr 2019/20 noch 627 Schuler:innen verblieben, ein Minus von 107.

2
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- Von den zum Schuljahr 2016/17 angemeldeten 722 Schuler:innen sind im 8. Jahr-
gang im Schuljahr 2019/20 noch 648 Schuler:innen verblieben, ein Minus von 74.
- Von den zum Schuljahr 2017/18 angemeldeten 780 Schuler:innen sind im 7. Jahr-
gang im Schuljahr 2019/20 noch 718 Schuler:innen verblieben, ein Minus von 62.

Bis zum Abitur selbst gibt es ein weiteres Minus an Schuler:innen, sodass auch hie-
ran erkennbar ist, dass die Klassenfrequenzen im Verlaufe der Schuljahre etwas
sinken und die Rdume nicht mehr so voll sind, wie oftmals zur ersten Einschulung
im Jahrgang 5. Daher kénnen auch teilweise weiterhin einige kleinere Raume unter
der SollgréBBe in den denkmalgeschutzten Innenstadt-Gymnasien als Klassen-
raume genutzt werden und erhéhen den Fehlbedarf nicht noch um alle kleineren
Raume.

Laut Modellrechnung der bereits geborenen Kinder in der Hansestadt Libeck stei-
gen die Zahlen in den nachsten Jahren etwas an, ab 2025 sinken sie dann nach
derzeitigem Stand wieder etwas. Dies wird sicher auch zu einigen Mehranmeldun-
gen an den Gymnasien fuhren, wie hoch, ist allerdings schwer kalkulierbar. Inwie-
weit die neuen Baugebiete in der Hansestadt zu einem Zuzug von aul3en und damit
zu einem Mehr an Einwohnern und dann auch Kindern fihren oder ob sich diese
Gebiete eher durch Verlagerungen innerhalb der Stadt fullen, bleibt ebenfalls ab-
zuwarten, kdnnte im ersten Fall aber auch ein Plus an Anmeldungen an den Gym-
nasien ergeben. Ebenfalls bleibt abzuwarten, inwiefern sich die Anmeldezahlen
steigern, wenn ein Staatsvertrag zwischen dem Land Schleswig-Holstein und dem
Land Mecklenburg-Vorpommern zur Aufnahme von Schuler:innen aus den jeweili-
gen Nachbarlandern geschlossen werden sollte. Die Verhandlungen dazu laufen
bereits.

Das letzte Gutachten des Buros BiRegio zur Schulentwicklungsplanung sagte aus,
dass der Schultrager und die Schulaufsicht bei den Gymnasien der Hansestadt
LUbeck im Status quo der Entwicklung und des Anmeldedrucks auf die einzelnen
Schulen ihre Funktion der Steuerung Uber Kapazitatsgrenzen weiter stark und ri-
goros wahrnehmen mussen. Mehrere Gymnasien sind raumlich Uberlastet.

Weiter heil3t es in dem Gutachten, dass die Anmeldezahlen fur die Gymnasien in
den nachsten Jahren relativ konstant bleiben, im Hinblick auf die wachsende Be-
volkerungszahl von Lubeck jedoch mit einer erhdhten Nachfrage bei den Gymna-
sien gerechnet werden muss. Bei den Gymnasien errechnet BiRegio teils ein Raum-
Minus, teils ein Plus, insgesamt aber ein Defizit vieler Raume. Zum Zeitpunkt der
Erstellung des Gutachtens war aber noch nicht entschieden, dass es eine Ruckkehr
zu G 9 in Schleswig-Holstein geben wird. Daher kehrt sich eine Aussage des Gut-
achtens jetzt wieder ins Gegenteil. Es hei3t im Gutachten, dass durch das Auswach-
sen der G 9-Klassen eine Entlastung bei den Gymnasien entsteht, da durch G 8
zwar insgesamt Raume frei geworden sind, diese jedoch groRtenteils fur bisherige
Wanderklassen bendtigt werden.

Diese Aussage trifft aufgrund der Anderung des Schulgesetzes und der Ruckkehr

zu G 9 nun nicht mehr zu, sodass diese Teilentlastung nicht mehr eintritt und das
grol3e Raumdefizit verbleibt.
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Aktuelle Raumsituation mit Anzahl der Lerngruppen aus der letzten aktuellen
Schulstatistik 2020/2021 und eventuelle bauliche Erweiterungsmaoglichkeiten auf
den Schulgrundstuiicken

Ernestinenschule

Lerngruppen aktuell: 29

Lerngruppen z.Zt. geplant bei G 8 (Sek | 4-zugig; Oberstufe 3-zugig): 29
Lerngruppen bei G 9 geplant: 33

Aktueller Klassenraumbestand: 35
Fehlbedarf bei G 8: 0 Klassenraume
Fehlbedarf bei G9: 0 Klassenrdume

Aber: 26 (!) RGume unter 50 m2 (bei Soll von 59 m2in SEK | / 50 m2 in Oberstufe)!

J[ohanneum
Lerngruppen aktuell: 35

Lerngruppen z.Zt. geplant bei G 8 (Sek | 4-zugig; Oberstufe 5-zugig): 35
Lerngruppen bei G 9 geplant: 39

Aktueller Klassenraumbestand: 32
Fehlbedarf bei G 8: 3 Klassenrdume
Fehlbedarf bei G9: 7 Klassenrdume

Aber: 15 Rdume unter 50 m2 (bei Soll von 59 m2in SEK | / 50m2 in Oberstufe)!

Katharineum

Lerngruppen aktuell: 32

Lerngruppen z.Zt. geplant bei G 8 (Sek | 4-zugig; Oberstufe 4-zugig): 32
Lerngruppen bei G 9 geplant: 36

Aktueller Klassenraumbestand: 31
Fehlbedarf bei G 8: 1 Klassenraum
Fehlbedarf bei G9: 5 Klassenrdume

Aber: 13 Rdume unter 50 m2 (bei Soll von 59 m2in SEK | / 50 m2 in Oberstufe)!

Oberschule zum Dom

Lerngruppen aktuell: 32

Lerngruppen z.Zt. geplant bei G 8 (Sek | 4-zugig; Oberstufe 4-zugig): 32
Lerngruppen bei G 9 geplant: 36

Aktueller Klassenraumbestand: 29
Fehlbedarf bei G 8: 3 Klassenraume
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Fehlbedarf bei G9: 7 Klassenraume
Aber: 9 Raume unter 50 m2 (bei Soll von 59 m2in SEK | / 50 m2 in Oberstufe)!

Das bedeutet, dass fur die 4 Innenstadt-Gymnasien allein durch die Wiedereinfuh-
rung von G 9 ein Fehlbedarf von 20 Raumen besteht, ohne die Zlgigkeiten zu er-
héhen, was aber durch einen allgemeinen Zuwachs an Schuler:innen durchaus
nicht auszuschlie3en ist, zusatzlich noch, wenn ein Staatsvertrag zwischen Schles-
wig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern geschlossen werden sollte und dann
auch vermehrt Schaler:innen aus dem nachbar-Bundesland auf Lubecker Gymna-
sien drangen.

Dazu kommen dann die vielen kleinen Raume nicht nur unter der NormgréRe von
59 m2 sondern sogar unter 50 m2. Das sind 63 Raume bei den 4 Innenstadt-Gym-
nasien, davon allein 26 bei der Ernestinenschule, die daher auch einen Bedarf flr
einige R&ume anmeldet.

Erkenntnisse aus den 4 Videokonferenzen mit den Innenstadt-Gymnasien:

Im Rahmen der Konzepterstellung fir das nun neu geplante Mixed-Use-Konzept
haben im Juni/Juli 2021 vier Videokonferenzen stattgefunden, um die mdéglichen
Nutzenden fruhzeitig einzubeziehen.

An den Videokonferenzen nahmen neben den Schulleitungen, einigen Lehrkraften,
Schuler:innen- und Elternvertretungen Mitarbeiter:innen der KWL, des GMHL und
des Bereiches Schule und Sport der Hansestadt Lubeck teil.

In diesen Konferenzen prasentierte die KWL GmbH zunachst eine PowerPoint-Pra-
sentation, die erste Ideen aufzeigte, wie das Gebaude eventuell inklusive Schulen,
der drei Libecker Hochschulen und StartUps nutzbar ware. Es wurden erste grobe
Ideenskizzen als Einleitung und Diskussionsmoglichkeiten gezeigt. Darin waren fur
die Schulen 3 Geschosse vorgesehen, zusatzlich Mensa/Food-Court-Bereich im Un-
tergeschoss wie dort auch eine Fahrradgarage fur die Schuler:innen und Pausen-
flachenmoglichkeiten auf dem Dach.

Die im ersten Teil dieser Schulentwicklungsstellungnahme genannten Raumprob-
leme wurden auch in der Grél3enordnung von den Schulen bestatigt.

Die Anzahl von 22 Klassenraumen wurde von den 3 Gymnasien OzD, Katharineum
und Johanneum genannt, die allein fir G 9 in der Anzahl fehlen, also nicht vorhan-
den sind, ohne jegliche Zlgigkeitserhdhung in der aktuellen Zugigkeit. Wenn man
nur die allerkleinsten Raume noch berucksichtigt, die eigentlich nicht fur einen Un-
terricht nutzbar sind, um dafur als Ersatz grofRere zu schaffen, dann wurden inklu-
sive der Ernestinenschule noch einmal 24 weitere Klassenrdume genannt.
Insgesamt wurde folglich ein Bedarf von ca. 46 Klassenraumen in der Innenstadt
von den Schulen benannt.

Die erste Ideenskizze in der Prasentation ergab in den 3 Geschossen je 9 unter-
schiedlich grofRe Klassenraume, aber alle mindestens in Soll-Grol3e, jeweils gelegen
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aufllen am Gebaude an den naturlich belichteten Flachen. Durch eine andere Auf-
teilung waren eventuell auch 11 oder 12 Klassenraume je Geschoss maoglich. Zur
moglichen Zusammenarbeit untereinander und mit den Lubecker Hochschulen o-
der StartUps wird nachfolgend naher eingegangen.

Eine Plausibilitatspriufung durch den Bereich Schule und Sport hat keine Uberstei-
gerten Forderungen durch die Schulen ergeben. Die Raumbedarfe werden als
nachvollziehbar bewertet. Die Schulen hatten sich vor den Konferenzen bereits in
schulinternen Arbeitsgruppen zusammengefunden und waren alle hervorragend
vorbereitet.

Die Ruckmeldung der Schulen zu den Klassenraumen zeigt aber auch, dass der
Bedarf fur ein zusatzliches 4. Geschoss durchaus vorhanden ware, um die Bedarfe
auch fast vollstandig decken zu kénnen. Organisatorisch kdnnte man die Schulen
dann sogar geschossweise unterbringen, um eine gewisse leichtere Auffindbarkeit
und eine Art ,,Heimat” zu bieten.

Allerdings kann mit dem vorgeschlagenen Angebot im Mixed-Use-Konzept der
Mehrbedarf, der aus G 9 resultiert, gedeckt vollstandig werden. Daruber hinaus
kdnnen zudem dort ca. 15 weitere Raume entstehen, die geeignet sind, das Raum-
angebot fur die Schulen nicht nur quantitativ, sondern auch qualitativ zu erweitern,
so dass die ganz kleinen Rdume an den Hauptstandorten klnftig zur Differenzie-
rung genutzt werden kénnen.

Die Klassenrdume sind somit ein ganz wichtiger Punkt, der die Schulen beschaftigt.
Dort besteht der grol3e Fehlbedarf. Eines haben alle Wunsche der Schulen gemein:
Sie mochten der jeweiligen Schule fest zugewiesene Rdume und kein Buchungs-
system oder Ahnliches, wo sich Schulen in Raume einbuchen. Es sollen feste Klas-
sen dort hin, die dort auch an Wanden z.B. Uber langere Zeitrdume Arbeiten pra-
sentieren. Zudem wurden sich, so auch eine Argumentation, wenn sich feste Klas-
sen einem Raum zugehdrig fuhlen, auch der Vandalismus und die Sauberkeit viel
besser einhalten lassen, als wenn sich laufend unterschiedliche Gruppen in den
Raumen aufhalten wurden. In der Regel wird an Oberstufenklassen gedacht. Es
soll aber auf keinen Fall ein reines Oberstufenzentrum werden.

Da sich die Schuler:innen auch weiterhin der gesamten Schule zugehdrig fuhlen
sollen, soll der Fachunterricht Uberwiegend in den Stammhausern erfolgen. Damit
werden sehr wahrscheinlich auch keine kostenintensiven naturwissenschaftlichen
Fachraume benétigt, da hierfur in den Stammhdausern ausreichende und gut aus-
gestattete Raume vorhanden sind. Eventuell ware noch ein einziger Fachraum im
Mixed-Use-Gebaude notwendig, was im Detail zwischen allen Schulen im Rahmen
einer zukunftigen Feinplanung zu klaren ware.

Es werden aber andersartige Fachraume bendtigt, die, wenn in ausreichender Zahl
vorhanden, auch gemeinsam von allen Schulen gemeinsam genutzt werden kén-
nen. So besteht z.B. ein grofer Bedarf an Raumen fur darstellendes Spiel an meh-
reren Schulen. Hierfur kdnnten mehrere Fach-/Probenraume geschaffen werden
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und es ware dann nur eine gemeinsame Requisite und gemeinsame Umkleide-
raume notwendig. Derartige Raume, wie auch ein Chorsaal, kdnnten im Innenbe-
reich der Geschosse geschaffen werden, ebenso weitere Informatikraume.

Es gab auch Vorschlage der Schulen, z.B. innenliegend einen Raum als Fachraum
in Richtung Klimaschutz fur alle auszustatten, in dem z.B. Plastikreste gesammelt,
verarbeitet und dann in einem 3D-Drucker wiederverwendet werden konnen.

Auf jeden Fall wird eine technisch moderne, der heutigen Zeit gerecht werdende
technische Ausstattung und eine moglichst kurzfristige Umsetzung ohne jahre-
lange Planungen und Umsetzungen gefordert, von der Schulerschaft zudem ein
klimaneutrales Umbauen des Gebaudes.

Im Hinblick auf gelegentliche klassen- oder sogar schulUbergreifende Projekte wird
gebeten, in einigen Raumen flexible Trennwande einzuplanen, um auch einmal aus
2 Raumen einen herzustellen, ohne groRen Aufwand.

All diese Detailfragen waren in einer Feinplanung final zu kldren, wenn die Ent-
scheidung fur einen Ankauf und eine schulische Nutzung des Gebaudes getroffen
sind.

Sowohl Schulen als auch die Schuler:innen und die Elternvertretungen finden es
sehr spannend und férderlich, wenn durch solch ein Mixed-Use-Projekt die Schu-
len enger zusammenarbeiten wirden und sich nicht nur untereinander laufend
vernetzen, sondern sich dann ebenfalls mitim gleichen Gebaude befindlichen Ab-
teilungen z.B. der Hochschulen und eventuell StartUps zu vernetzen. Dies wurde
durchweg positiv gesehen, ebenso wie gemeinsame Arbeitsecken und Aufenthalts-
bereiche, um sich auch mit Schadler:innen anderer Gymnasien zu durchmischen
und diese kennenzulernen und auch gerne gemeinsame Projekte durchzuftuhren.

Ebenfalls kdnnten gemeinsame Lehrer:innen-Bereiche fur alle Schulen geschaffen
werden, eventuell gemeinsam mit Rdumen zu jeweils den einzelnen Schulen zuge-
horig, aber eben auch gemeinsame Bereiche, um sich schulUbergreifend unterei-
nander auszutauschen. Dies ware aus Sicht der Schulen denkbar und durchaus
wunschenswert.

Die Fachraumausstattung, heil3t Art, Anzahl und Ausstattung, waren Detailfragen
fur die spatere Feinplanung, die gemeinsam mit allen Schulen erfolgen wurde.

Es gab keine Schule, die dieses Projekt ablehnt. Zwei Schulen duf3erten den
Wunsch einen Zu- oder Erweiterungsbau direkt am Stammhaus zu realisieren,
auch aus Grunden von zum Teil fur einige Schulen ldangeren Wegezeiten zwischen
den Standorten. Dies wurde insbesondere von der OzD (weiterhin Wunsch nach
Ausbau des Dachgeschosses, da moglicherweise der Bedarf an Raumen nicht voll-
standig gedeckt werden konne; ggf. reduziert um die neuen Raume im Mixed-Use-
Gebaude) und dem Johanneum (Wunsch nach Erweiterungsbau evtl. auf der be-
nachbarten Grunanlage Richtung Kanalstral3e; die Probleme dazu wurden unab-
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hangig von der Kostenfrage unter 5.2 aufgezeigt) gedul3ert. Wenn dazu keine Mog-
lichkeit bestinde, dann wurden sie sich aber auf jeden Fall an diesem neuen Pro-
jekt beteiligen wollen.

Die Ideenskizze der KWL zeigt, dass es baulich durchaus gut machbar ist, in dem
Gebdude eine schulische Nutzung unterzubringen. Die Belichtung und Beltftung
sowie die Zugangssituation ist in der Feinplanung so abzustimmen, dass sichere
Zugangswege bestehen, die insbesondere fur den Schulbetrieb betriebsfremde
Personen ausschlieBen. Die Vorprufung hat ergeben, dass eine solche Planung
umsetzbar ist.

Pausen- und Aufenthaltsqualitdaten auf dem Dach werden ebenfalls positiv gese-
hen. Da sehr wahrscheinlich viel Technik, die sich dort derzeit auf dem Dach befin-
det, abgangig ist bzw. gar nicht mehr bendtigt wird und neue Technik viel weniger
Platzbedarf hat, werden dort oben gute Flachen fur diese Nutzung frei, die dann
auch gemeinsam bespielt und genutzt werden kénnen.

Von einigen Schulen wurde die verkehrliche Situation in der Kénigstral3e angespro-
chen, wenn die Stral3e jetzt von noch mehr Fahrradern frequentiert wird. Im Un-
tergeschoss sind aber zumindest grol3e Flachen flr Fahrradgaragen vorhanden,
um die Fahrrader der Schuler:innen dort abstellen zu kénnen. Die verkehrliche Si-
tuation Konigstral3e ist im Rahmenplan Innenstadt mit Mobilitatskonzept bereits
als ein Schlusselprojekt definiert.

Verpflegung als Mensa oder Food-Court wurde anfangs bereits schon erwahnt,
waére z.B. im Zwischengeschoss im ehemaligen Ubergang zum Haus A denkbar.

Angesprochen wurde von einigen Schulen ebenfalls, ob die Unterrichtszeiten even-
tuell angeglichen werden sollten, um eventuelle Lautstarken in den gemeinsam zu
nutzenden Innenbereichen des Gebaudes gering zu halten.

Insgesamt bleibt festzuhalten, dass erstens ein Um- bzw. Ausbau des Gebaudes zu
einem Schulgebaude, zusammen in einem Mixed-Use-Konzept mit anderen Nut-
zenden, baulich méglich ist und von den eventuell zukunftigen schulischen Nut-
zenden auch durchweg spannend und sehr interessant angesehen wird, auch ins-
besondere von Schuler:innen und Elternvertretungen, aber eben auch der Lehrer-
schaft und dieses sowohl im Rahmen einer konzeptionell abgestimmten Vernet-
zung untereinander als auch mit der Wissenschaft.

Es ware ein einmaliges und erstmaliges Vorzeigeprojekt fur die Hansestadt Lubeck,
fur das Land Schleswig-Holstein und fur die Bundesrepublik Deutschland, denn es
ist nicht bekannt, dass ein derartiges Projekt schon einmal entwickelt wurde. Zu-
dem wurde es an diesem Standort die Innenstadt sowohl beleben als auch als Wis-
sensstandort deutlich aufwerten.

Dieses Projekt bietet die grof3e Chance hierfur und auch die Chance, das grol3e
bestehende Raumdefizit der 4 historischen Lubecker Innenstadt-Gymnasien wei-
testgehend und zeitnah zu l6sen, was ansonsten im Innenstadtbereich nicht mehr

8
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maoglich ist und die Schulen stattdessen in der Zugigkeit verkleinert werden muss-
ten. Das wiederum widerspricht der steigenden Nachfrage nach Platzen an den
Gymnasien.

3.2 Hochschulen

Starkung und Ausbau der Attraktivitat des Wissenschaftsstandorts Lubeck durch
innovative Projekte, wie die geplante Beteiligung der Hochschulen am Mixed-Use-
Konzept auf dem ehemaligen Karstadt Areal, sind fur eine gesicherte 6konomi-
sche, 6kologische und soziale Zukunft von Stadt und Gesellschaft von zentraler Be-
deutung. Fur die Hochschulen, die sich als Treiber der Innovationen verstehen,
stellt die beabsichtigte Kooperation einen Gewinn aus diversen Perspektiven dar.
Mehr denn je kommt es fur die Hochschulen kunftig darauf an, dass sie hervorra-
gend funktionierende Konzepte der Beratung und Betreuung fur Studieninteres-
sierte und -berechtigte vorweisen, damit die jungen Menschen wissen, was mit der
Realisierung ihres Studienwunsches auf sie zukommt. Im Mixed-Use-Konzept liel3e
sich das Angebot von Informations-, Erkundungs- und Orientierungsveranstaltun-
gen fur Oberstufenschuler:innen in der Schule wie in der Hochschule kreativ und
problemlos ausweiten. In einer Verzahnung von Schulen, Hochschulen und wis-
senschaftsaffinen Betrieben lassen sich gemeinsam spannende Projekte in rdum-
licher Nahe planen, durchfihren, auswerten und betreuen.

Daraus resultierend erklart es sich, dass das Projekt beim Ministerium fur Bildung,
Wissenschaft und Kultur des Landes Schleswig-Holstein auf grol3es Interesse stolt.
Bereits konkrete Anfragen wurden seitens der Musikhochschule Lubeck (MHL) an
das Bildungsministerium gerichtet. Ein Flachenbedarf der MHL fur eine Teilnut-
zung des Mixed-Use-Gebaudes von ca. 500 m2 wurde identifiziert. Im Zuge der
FortfiUhrung des Projektes wird zu diskutieren sein, wie sich solche Bedarfe der
Hochschulen bestmoglich umsetzen und integrieren lassen, wobei eine Teilnut-
zung Synergien ermdglicht.

3.3 Kooperationen / Netzwerke

Mixed-Use-Konzepte bilden bei der Nutzungsplanung von Immobilien gerade im
Innenstadtbereich eine spannende Grundlage zur Entstehung verzweigter, gut
strukturierter Netzwerke im Sozialraum. Die Netzwerkstruktur innerhalb solcher
innovativer Konzepte bietet die Chance einer nachhaltigen Qualitat, da die ange-
strebten und vereinbarten Kooperationen der Partner:innen aus Wirtschaft, Kultur
und Bildung immer mit Gewinnaussichten aller verbunden sind. Dabei ist die Er-
fahrung, dass die Nachhaltigkeitswirkung sich mit der Dauer deutlich verstarkt,
weil die Kooperationspartner:innen bei ihren Planungen immer schon mogliche
Gewinne der anderen Kooperationsbeteiligten im Blick haben. Dieses Gefuhl kom-
pensiert den in der Regel erhdhten Zeitaufwand aller Beteiligten deutlich.

Far den schulischen Bereich ist neben dem durch den Bezug zur Praxis hohen Ge-
winn an Kompetenzen der Lebensfuhrung vor allem der Erwerb von Zertifikaten in
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Projekten mit Kultur- oder/und Wirtschaftsbetrieben sowie der Zuwachs an Berufs-
wahlkompetenzen von hoher Bedeutung fur die jungen Menschen.

Erste Kooperationsvereinbarungen (Letter of Intent) konnten bereits mit der Mu-
sikhochschule Lubeck auf der Grundlage einer Bedarfsanmeldung, mit allen drei
Hochschulen zum Projekt ,Schaufenster der Wissenschaft” sowie mit dem Tech-
nikzentrum Lubeck zur Implementierung von StartUps geschlossen werden. Die
weitere Zusammenarbeit wird im Planungsprozess ausgestaltet. Es ist derzeit vor-
gesehen, dass Kooperationspartner im Mixed-Use Flachen anmieten kénnen (vgl.
Punkt 5.4 Bewirtschaftung/ Betrieb)

Eine interessante Erganzung des Nutzungskonzeptes bildet die Kooperation mit
dem Land zur Schaffung des ,Digital Learning Campus Schleswig-Holstein” (DLC),
eines landesweiten Netzwerkes physischer Lernorte fur angewandte fortgeschrit-
tene Digi-talkompetenzen - mit einem inhaltlichen Schwerpunkt auf Ki-relevante
Kompetenzen. Dabei bilden die Hochschulen ein Gerust fur die Einbindung weite-
rer Partner wie Unternehmen oder Forschungseinrichtungen, aber auch fur die
Einbindung von sogenannten ,Offenen Orten”. An den Offenen Orten soll insbe-
sondere ein niedrigschwelliges Angebot fur alle Burger:innen zur Erweiterung ihrer
digitalen Kompetenzen entstehen, aber auch andere Akteure kénnen Uber die
heute in Vorbereitung befindlichen Projekte (Forum Unternehmen/ Zukunftstech-
nologien, Forum Lernszenarien/ Didaktik, Forum Organisation, Forum Bau/ Lern-
raume) angesprochen werden.

Das Mixed-Use-Gebaude wurde bereits gegenlber dem Ministerium fur Bildung,
Wissenschaft und Kultur des Landes Schleswig-Holstein im Rahmen eines DLC-
Workshops als ein Standort fur einen Offenen Ort vorgestellt.

Projektstruktur /Verfahrenshinweise
Beteiligungsprozess

Die Umsetzung eines Mixed-Use-Konzeptes im Herzen der Innenstadt verlangt ins-
besondere aufgrund vieler zukunftiger Nutzer:innen aber auch aufgrund des ho-
hen 6ffentlichen Interesses an der Entwicklung dieses Ortes einen breit aufgestell-
ten Beteiligungs- und Moderationsprozess sowie eine kontinuierliche Information
der Offentlichkeit und der politischen Entscheidungsgremien.

Zur Konzepterstellung wurde bereits seitens der Verwaltung ein erstes Kommuni-
kationskonzept aufgestellt, auf dessen Grundlage die Beteiligung der Schulen zur
Bedarfsfestlegung und Feinplanung erfolgt ist. FUr weitere planerische Entwicklun-
gen sowie Kooperationen (z. B. Zusammenarbeit der Schulen und Hochschulen),
fur Beteiligungsformate und Kommunikationsstrategien ist eine externe Unter-
stutzung erforderlich. Die Beteiligung des Bereiches Jugendarbeit im Hinblick auf
die besonderen Aspekte der Kinder- und Jugendbeteiligung ist vorgesehen.
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Projektentwicklung, -steuerung und -umsetzung

Auch wenn die (interne) Projektleitung beim GMHL als Eigentimerin und Bauher-
rin verbleiben soll, verlangt ein Projekt dieser Grof3enordnung und Komplexitat
eine Projektorganisation unter Einbindung grol3erer externer Leistungsanteile. Die
Projektentwicklungs- und -steuerungsleistungen sollen daher ausgeschrieben und
extern vergeben werden. Es ist zur Reduzierung von Schnittstellen ebenfalls denk-
bar, dass die Planungs- und Ingenieurleistungen sowie alle Ausfuhrungs- und (Zwi-
schen-) Finanzierungsleistungen an einen sogenannten GeneralUbernehmer ver-
geben werden.

Mobilitatskonzept

Mit dem Rahmenplan Innenstadt wurde 2019 ein Mobilitatskonzept beschlossen.
Die hierin formulierten Ziele zur zukunftigen Ausgestaltung der Konigstral3e rea-
gieren bereits auf das geplante Mix-Use-Konzept und die schulischen Nutzungen.
Hinsichtlich der Schuler:innen-Verkehre ist eine gesonderte Betrachtung der Schul-
wege erforderlich. Auch mussen stadtvertragliche Losungen beispielsweise fur das
Abstellen von Fahrradern gefunden werden. Das Gebdude ermdglicht derartige
Lésungen innerhalb des Gebaudes.

Gestalterische Rahmenbedingungen

Es ist allgemein darauf hinzuweisen, dass sich das Gebadude innerhalb der Kern-
zone des UNESCO-Welterbes befindet. Bauliche Anderungen (Fassaden, Dachaus-
bildung, Werbeanlagen etc.) mussen daher eine besondere architektonische / ge-
stalterische Qualitat aufzeigen; es gelten die Anforderungen der Erhaltungssat-
zung, der Gestaltungssatzung und Werbeanlagensatzung sowie des Denkmal-
schutzgesetzes Schleswig-Holstein

Konzeptumsetzung

5.1 Konzeptbeschreibung

Ziel des Vorplanungskonzeptes war es festzustellen, ob eine schulische Nutzung in
den zuletzt von Karstadt Sports genutzten Verkaufsflachen der Immobilie ,Kar-
stadt Haus B"” moglich und wirtschaftlich umsetzbar ist. Im Ergebnis der ersten,
konzeptionellen Betrachtungen kann diese Frage mit Ja beantwortet werden. Eine
Umsetzung von Schulrdumen, Nebenrdaumen und besonderen Angebotsflachen
far innovative Unterrichtsansatze kann in den gut zu Uberplanenden Flachen des
ehem. Warenhauses umgesetzt und eine synergetische Nutzung mit erganzenden
Angeboten geschaffen werden.

Im Rahmen der weiteren Konkretisierungen mussen jedoch noch verschiedene
technisch-bauliche Themen gepruft und weitergehend untersucht werden. Neben
den erforderlichen statischen Eingriffen ist besonders der Eingriff in die vorhan-
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dene Haustechnik, die auf einen grol3flachigen Betrieb von Verkaufsflachen ausge-
legt ist, ein wesentlicher Aspekt. Im Rahmen der BaumalRnahmen mussten die vor-
handenen Fahrstiegen (Rolltreppen) ausgebaut, die vorhandenen Deckendurch-
briche teilweise geschlossen und die Fassade an heutige Erfordernisse angepasst
werden.

Neben einer energetischen Aufwertung des Gebaudebestandes soll eine kleinteili-
gere Gliederung der Flachen erfolgen. Damit entstehen neue, innenliegende Fla-
chen, die beleuchtet und beluftet werden mussen. Diese Flachen bieten sich fur
Nutzungen an, die nur temporar durch die Nutzenden in Anspruch genommen
werden. Zur Lockerung der Kubatur soll von Seiten des ,Schrangen” eine neue Off-
nung der Fassade mit Realisierung einer neuen Zugangssituation geschaffen wer-
den. Dadurch wird der Platz aufgewertet und Passanten wie Besuchenden in die
6ffentlichen Bereiche des Gebdudes geleitet. Von einem zentralen Lichtatrium aus
werden dann die unterschiedlichen Nutzenden im Gebaude ,verteilt”, sodass der
Zugang zu den einzelnen Nutzungsbereichen gesteuert werden kann. Die sich
dadurch ergebenden offenen Bereiche im Innern des Gebdaudes sollen als Kom-
munikationszonen fur Schiler:innen und Lehrkrafte hergerichtet werden und eine
hohe Aufenthaltsqualitat aufweisen. In diesen Bereichen ist schullbergreifende
Projektarbeit, aber auch der gesellige Austausch mit Schuler:innen der weiteren
Innenstadtgymnasien gewulnscht. Die im Rahmen der Schulbeteiligungen ermittel-
ten Bedarfe an ,Sonderrdumen” - bspw. Darstellendes Spiel, Chorrdume, etc. - sol-
len dabei fur alle Nutzer des Objektes durch ein Buchungssystem nutzbar gemacht
und entweder anstelle der Kommunikationszonen (in den unbelichteten Bereichen
der Geschosse fur die Schulnutzung) oder in den Untergeschossen der Immobilie
verortet werden. So ist sichergestellt, dass sich keine Gefahrdungspotentiale durch
schulfremde Personen ergeben. Die Sonderrdume werden hierbei gemeinschaft-
lich durch alle Schulen in Anspruch genommen, so dass eine hochstmdgliche Effi-
zienz der Raumauslastung gegeben ist.

Weitere Nutzungen in den Zwischen- bzw.Untergeschossen des Objektes sind ein
Food-/Mensa-Bereich, in dem den ansassigen Schiler:innen und weiteren Nutzern
ein modernes, nachhaltiges Angebot an regionalen Lebensmitteln zur Verpflegung
angeboten wird und ebenfalls als Austausch- und Kommunikationszone dient.

Die erforderlichen, umfangreichen Anpassungen an der Haustechnik des Gebau-
des erlauben zusatzlich, einen geschutzten Aul3enbereich fur Schuler:innen und
Lehrkrafte auf dem Dach des Gebdudes zu installieren. Dieser kann in Form eines
Schulgartens mit diversen, naturwissenschaftlichen Themen wie Bienenkolonien,
Wetterstationen, Biogarten, etc. ausgestattet werden und bietet so ein erlebbares
Lernumfeld fur Schiler:iinnen und Interessierte. Die Verbindung von Stadt- und
Schulergesellschaft im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung innerstadtischer Le-
bensumfelder wird so weiter geférdert und dem Stadtraum ein zusatzliches Ange-
bot hinzugeflgt.

Wir empfehlen daher die Umsetzung einer gemischt genutzten Immobilie unter
Verwendung eines Buchungssystems, das eine Nutzung von Teil-Flachen auch au-
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Berhalb schulischer Nutzungen moglich macht. Auf diese Weise lief3e sich eine Viel-
zahl der innerstadtischen Probleme adressieren: Das Objekt bote Raum zum Aus-
tausch fur Gruppen, Vereine, Interessengruppen etc. und kdnnte so auch Ange-
bote fur VHS, Integration, Kinderbetreuung, Museumspadagogik, Ehrenamt usw.
schaffen. Abendveranstaltungen im glasernen Atrium, Diavortrage in den Ober-
schossen und Yoga-Kurse in den Abendstunden kdénnten zu einer Belebung der
Innenstadt auch aulRerhalb der Geschaftszeiten beitragen und die Passanten-Fre-
quenz steigern. Daneben wurden auch die umliegende Gastronomie und der Ein-
zelhandel von den neuen ,Kunden:innen” profitieren.

5.2 Alternative Flachenbetrachtung Schulen / Kostenvergleich

Der Bereich GMHL hat, in Zusammenarbeit mit dem Bereich Schule und Sport, in
der Vergangenheit vielfaltige Prifungen vorgenommen, wie bestehende und ent-
stehende Raumbedarfe der Innenstadt-Gymnasien standortbezogen umgesetzt
werden kénnen.

Far alle vier Standorte gelten dabei diese einschrankenden Objektbedingungen:

- Alle Innenstadtgymnasien befinden sich im laufenden Betrieb. Fir temporare
Verlagerungen des Schulbetriebes bestehen keine gesonderten Flachenange-
bote.

- Alle Innenstadtgymnasien stehen unter Denkmalschutz.

- Zusatzlich gelten fur die Standorte die erhohten Auflagen bzw. Anforderungen als
UNESCO-Welterbe und infolge Gestaltungsvorgaben aus der Erhaltungssatzung
und der Gestaltungssatzung der Hansestadt Lubeck.

- Bauliche MalBnahmen an den vier Standorten weisen, gegentiber Mal3nahmen
mit auskdmmlichen Flachenressourcen, erhebliche, zeit- und kostenintensive Zu-
satzaufwendungen auf. An allen vier Standorten besteht bereits ein erhebliches
Flachendefizit im AuBenbereich. Entsprechend bestehen Flachenkapazitaten gar
nicht fur NeubaumalBnahmen sowie nur erheblich eingeschrankt fur die im Zuge
einer MalBnahme erforderlichen Baustelleneinrichtungsflachen (Lagerplatz, Con-
tainer fur Gerate und Baustoffe, Container fur Bauleitung und Baubesprechung,
etc.).

Vorgenannte Aspekte stellen dagegen fur das Projekt ,Karstadt Mixed-Use” ver-
gleichsweise nur nachrangig Projekterschwernisse dar. Das Gebaude

- befindet sich aulRer Betrieb,
- weist ausreichend Flachenangebote fur Baustellenbedarfe im Innenbereich auf,
- ermoglicht unmittelbar angrenzend (,Schrangen”) die Einrichtung einer Baustel-

leneinrichtungsflache und
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- es bestehen keine Einschrankungen zu baulichen Veranderungen im Innern des
Gebaudes aus Grunden des Denkmalschutzes. In Bezug auf die Fassadengestal-
tung und Offnung zum Schrangen sowie die Dachausbildung sind bauliche Még-
lichkeiten grundsatzlich vorstellbar, welche den Zielen der Erhaltungssatzung
und Gestaltungssatzung entsprechen.

Prafungen von mdglichen baulichen Erweiterungen an den einzelnen vier Stand-
orten fuhrten zu folgenden Ergebnissen:

Ernestinenschule

Raumangebote bestehen am Standort weder in Form von bislang ungenutzten Fla-
chen innerhalb des Schulkérpers noch als neu zu bebauende Flache im Aul3enbe-
reich.

Die Schule ist bereits zusatzlich in einer AuRBenstelle in der Kleinen Burgstral3e un-
tergebracht. Bauliche Erweiterungsmaoglichkeiten bestehen auch hier nicht.

J[ohanneum

Im Bestand bestehen keine baulichen Erweiterungsmaglichkeiten. Kapazitaten fur
eventuelle Erweiterungsbauten gibt es auf dem Schulgrundstick nicht. Eine Aus-
dehnung auf die angrenzende Grunflache in Richtung KanalstralRe ist durch das
GMHL unter Einbindung u.a. der Bereiche Stadtgrun und Verkehr, Stadtplanung
und UNV dem Grunde nach gepruft worden.

Eine Bebauung der bestehenden Grtinanlagen ist kurz- und mittelfristig nicht mog-
lich, da hier kein Baurecht vorliegt und Belange des Naturschutzes und der Offent-
lichkeit betroffen sind. Es ist im Vorwege ein Bebauungsplanverfahren erfolgreich
durchzufuhren.

Die Genehmigungsfahigkeit wird dabei von den eingebundenen Fachbereichen als
fraglich bewertet. Vom Bereich Stadtplanung wird dabei auf die Gestaltungssat-
zung der Lubecker Innenstadt und die Erforderlichkeit, das Vorhaben dem Welt-
erbe- und Gestaltungsbeirat vorzulegen, hingewiesen. Hinsichtlich des Eingriffes in
die historische Stadtmauer ist die Denkmalpflege mal3geblich zu beteiligen.

Die Planung einer Erweiterung im Bereich der bestehenden Grinanlage erscheint
aus vorgenannten Grunden mindestens fur die aktuellen Bedarfe als ausgeschlos-
sen / nicht genehmigungsfahig.

Katharineum

Maoglichkeiten einer Nutzflachenerweiterung fur Klassenrdume bestehen im Be-
stands-bau lediglich in einer freien Flache im hinteren Dachgeschoss des denkmal-
geschutzten Gebaudes. Eingeschrankte Raumangebote lassen dabei maximal 2 zu-
satzliche Rdume zu. Wegen der oben genannten, erheblich einschrankenden Ob-
jektbedingungen ist eine bauliche Umsetzung aus wirtschaftlichen Erwagungen so-
wie aus Vorgaben des Denkmalschutzes auszuschliel3en.

Oberschule zum Dom (OzD)
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Zur Abhilfe einer bestehenden Raumnot am Standort OzD wurde eine Machbar-
keits-studie zum Dachgeschossausbau durch das GMHL in Auftrag gegeben. Die
Ergebnisse wurden im Februar 2020 vorgelegt. Die zur Umsetzung der Mal3nahme
ermittelten Gesamtkosten beliefen sich zum Stand 2020 auf insgesamt Euro
3.250.000,- inkl. gesetzlicher Umsatzsteuer zur Schaffung von insgesamt 6 Klassen-
raumen mit je 58 m2 bzw. 60 m? Nutzflache und 2 Gruppenrdumen mit je 47 m?2
Nutzflache.

Die ermittelten Kosten fur den Dachgeschossausbau liegen ca. 70% Uber den all-
gemeinen Kostenkennwerten fir NeubaumalBnahmen und ca. 40% Uber Kosten-
kennwerten fUr Sanierungen unter den objektspezifischen Randbedingungen
(Denkmalschutz, Bauen im Bestand). Ursachen hierfir sind im Wesentlichen:

- notwendige, umfangreiche Eingriffe in das bestehende Gebaudetragwerk zur sta-
tischen Ertachtigung,

- erhebliche Mehraufwendungen infolge der beengten Flachenangeboten fur eine
Baustelleneinrichtung bei zwingendem Erhalt der notwendigen Flachen fur die
Nutzung (Schulhof) und fur die Gewahrleistung der Verkehrssicherheit (Feuer-
wehrzufahrt, Feuerwehraufstellflachen),

- Berucksichtigung eines eigenstandigen ,Sonderbaus” fur den Schutz des Be-
standsgebaudes wahrend der Dacharbeiten (freitragende Gerustbaukonstruk-
tion als ,,Schutzdach®).

Einen zeitnahen Planungsbeginn vorausgesetzt, sind die in der Machbarkeitsstudie
ermittelten Schatzkosten auf einen Stand ,Sommer 2023" anzupassen, da erst zu
diesem Zeitpunkt die Bauleistungen vergeben und die Preise damit gebunden wer-
den. Entsprechend wurden Preissteigerungen von Februar 2020 bis Juli 2023 der
aktuellen Kostenentwicklungen berucksichtigt. Diese werden konservativ ange-
nommen mit

- Baupreissteigerung von 02/2021 bis 02/2022: 10%
- Baupreissteigerung von 02/2022 bis 02/2023: 7%

Unter Zugrundelegung dieser Annahmen werden die Gesamtkosten fur den Dach-
ausbau der OzD im Sommer 2023 ca. 4.025.000,- EUR betragen.

Bei einer Bruttogeschol3flache von 837 m2 ergeben sich fur alle Kostengruppen KG
100-700 Gesamtkosten von Euro 4.809,- je m2. Bei einer Netto-Raumflache NRF von
689 m? ergeben sich flachenbezogene Kosten von

Dachgeschossausbau OzD: EURO 5.842,- je m? (Bezug: NRF)
Anhand der Schatzkosten der KWL fur die Herrichtung der schulischen Flachen er-

geben sich, bezogen auf die Netto-Raumflache die folgenden, flachenbezogenen
Kosten:
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Karstadt Haus B: EURO 3.538 je m? (Bezug: NRF)

Bei dieser Betrachtung wurden die Fordermdglichkeiten bisher nicht bertcksich-
tigt.

Die vorgenannten Objektbedingungen am Standort OzD fuhren dazu, dass die Her-
richtung von insgesamt 6 Klassenrdumen sowie 2 Gruppenrdaumen an diesem
Standort als deutlich unwirtschaftlich gegentber der Malinahme ,,Umbau Karstadt
Haus B“ einzustufen ist. Grob abgeschatzt sind die Kosten am Standort OzD ca.
60% hoher.

5.3 Férderung

Zur Uberprifung der aktuellen Férderméglichkeiten fur das Projekt wurde eine
umfassende Recherche unter Einbeziehung der Landesministerien (Bildungsminis-
terium, Innenministerium, Wirtschaftsministerium), des Forderlotsen der Wirt-
schaftsforderung sowie der Stadtplanung durchgefuhrt. Im Ergebnis bleibt festzu-
stellen, dass die bestehenden Férderprogramme heute darauf ausgerichtet sind,
einzelne Themen oder Entwicklungsschwerpunkte zu unterstutzen. Allerdings gibt
es noch keine gezielten Ansatze zur Férderung von innovativen, integrativen und
vernetzten Konzepten, die das neue Bildungs-, Kultur- und Dienstleistungsangebot
im Mixed-Use-Gebdaude abbilden wird.

Die Forderkulisse ist somit auf den neuartigen Ansatz, den dieses Projekt verfolgt,
noch nicht ausgerichtet.

Auch die in Planung befindlichen Férderprogramme lassen keinen Ubergreifenden
Forderansatz erkennen, der den Anforderungen des Projektes entsprechen
kénnte. Forderprogramme, die beispielsweise ein zinsvergunstigtes Darlehen in
Aussicht stellen (z. B. der sog. Baulandentwicklungsfonds), sind aufgrund der Nied-
rigzinsphase weniger attraktiv, zumal sich die Kreditbelastung damit nicht reduzie-
ren lasst. Die EFRE/ GRW-Mittel sind fur eine Forderung ebenfalls nicht geeignet.
Schwerpunktthemen des Bundes sind hierbei derzeit Digitalisierung der Wirtschaft
i. V. m. Nachhaltigkeit, wobei weder die Schul- noch die Hochschulnutzung gefor-
dert werden. Auch der Ankauf von Grundstticken und Gebauden wird nicht gefor-
dert. Zudem sind die Mittel sehr begrenzt.

Gleichwohl wurde seitens der Ministerien dem Projekt sehr viel Aufmerksamkeit
geschenkt. Das Innenministerium hat im Zuge der Gesprache bereits erkannt, dass
die bestehenden Richtlinien des Landes zur Stadtebauftérderung (StBauFR SH
2015) hinsichtlich der Regelungen zur Zuwendungsfahigkeit von Gemeinbedarfs-
und Folgeeinrichtungen eher restriktiv sind. So werden die Gemeinbedarfs- und
Folgeeinrichtungen, die der Schulnutzung dienen (Schulgebaude einschlief3lich der
Schulhofe, der Schulsporthallen und der Schulsportplatze), explizit von einer For-
derung ausgenommen. Denkbar ware moglicherweise eine anteilige Forderung
von anderen Nutzungen, hierfur ware allerdings die Einhaltung des vorgegebenen
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Verfahrens (auBerplanmaRige Fortschreibung des Integrierten Entwicklungskon-
zeptes IEK inkl. Beschluss der Burgerschaft und Freigabe durch das MILIG mit Mal3-
nahmenbewilligung vor Projektbeginn) erforderlich. Insgesamt ist also festzuhal-
ten, dass die Stadtebauférdermittel nicht geeignet sind, das Projekt wesentlich und
schnell zu unterstutzen. Eine Umgestaltung des Schrangen mit Stadtebauférder-
mitteln ist grundsatzlich moglich.

Trotz der vorgenannten Ausfuhrungen sieht das Innenministerium sehr viel Poten-
tial im gewahlten Projektansatz sowie einen deutlichen Bedarf an entsprechenden
Konzepten zur Aufwertung und Aktivierung der Innenstadte. Insofern pruft das In-
nenministerium, ob zukunftig solche Konzepte in die Stadtebauférderung aufge-
nommen werden.

Eine Forderzusage aus dem neuen Forderprogramm zur Starkung der Innenstadte
i. H. v. 500.000,- € konnte das Innenministerium hingegen bereits geben. Daruber
hinaus bringt sich das Innenministerium aktiv in die Suche nach weiteren Forder-
moglichkeiten ein, was das Interesse am Gelingen des Projektes unterstreicht.

Interessant ist das geplante Forderprogramm ,DLC - Digital Learning Campus SH”
des Bildungsministeriums in einer GréBenordnung von 38 Mio. €, mit dem ein lan-
desweites Netzwerk von Lernorten geschaffen werden soll. Geférdert werden ins-
besondere die technische Ausstattung und der Betrieb der Lernorte. Das Projekt
wurde bereits in einem DLC-Workshop des MBWK vorgestellt und ist auch dort auf
grol3es Interesse gestol3en.

Uber das Bildungsministerium dirfte aktuell die héchste Férderung zu erwirken
sein, da das Land beabsichtigt, das IMPULS-Programm aufzustocken. Die Forder-
richtlinien werden aktuell erarbeitet. Fir kommunale Schultrager sollen voraus-
sichtlich rund 110 Mio. € zur Verfugung gestellt werden. Auf die HL entfielen daraus
ca. 9,0 Mio. €, die in die Finanzierung des Projektes flieBen kdnnten.

Ein weiterer Baustein zur Férderung des Projektes kénnte das vom BMI ausgeru-
fene Forderprogramm ,Zukunftsfahige Innenstadte und Zentren” sein. Das Pro-
gramm fordert innovative Konzepte und Handlungsstrategien zur Starkung der
Resilienz und Krisenbewaltigung beim Strukturwandel der Innenstadte und Orts-
zentren. Das Fordervolumen dieses Programms liegt bei insgesamt 250 Mio. €. Die
projektbezogene Férderung liegt zwischen 200 T. und 5 Mio. € mit einer Forder-
quote von bis zu 90 %. Die HL bereitet z.Zt. einen Forderantrag unter Einbeziehung
weiterer Aspekte zur Starkung der Innenstadt vor.

Die Forderlandschaft verandert sich derzeit sehr schnell, so dass laufend weitere
Foérdermoglichkeiten gepruft werden.

Einen wichtigen Baustein der Férderung konnte die Forderung durch Stiftungen
darstellen. Dabei ist eine direkte Forderung des Bauvorhabens genauso denkbar,
wie eine indirekte Forderung Uber die Kooperationspartnerschaften. Erste Gespra-
che sind bereits aufgenommen worden. Da die Férderung insbesondere von Bil-
dung und Kultur einen wichtigen Stiftungszweck im Stiftungswesen darstellt, wird
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davon ausgegangen, dass eine entsprechend ausgerichtete Nutzung grundsatzlich
forderfahig sein durfte. Aufgrund der parallelen Inanspruchnahme von 6ffentli-
chen Férdermitteln und im Hinblick auf Kooperationen kdnnen konkrete Antrage
bzw. Férdermittelzusagen zum jetzigen Zeitpunkt der Projektbearbeitung naturge-
mal noch nicht vorliegen.

5.4. Bewirtschaftung / Betrieb

Ein mogliches Betreiberkonzept ist aufgrund der nicht abschlieRend bekannten
Nutzerstruktur kaum belastbar darzustellen. Die im Rahmen der Beteiligungen ein-
bezogenen Schulen wiinschen sich eine feste Zuordnung von Raumen im Verant-
wortungsbereich der einzelnen Schulen in Selbstverwaltung. Dies entspricht nicht
dem ursprunglichen Konzept einer multifunktionalen Raumnutzung und kann
dazu fuhren, dass einzelne Raumtypen - Klassenrdume - nur gering ausgelastet
werden.

Es wird dringend empfohlen, dass das Mixed-Use-Gebdude eine eigene Bewirt-
schaftung erfahrt. Hierzu kann die KWL GmbH sich vorstellen, Uber die bereits vor-
handene Expertise in der dynamischen Bewirtschaftung des Veranstaltungszent-
rums Media Docks ein Buchungssystem zu entwickeln und zu betreiben, dass so-
wohl die Belange der Schulen als Hauptnutzer berucksichtigt, dabei aber eine kom-
fortable Nutzbarkeit, und damit eine deutliche Steigerung der Auslastung und Wirt-
schaftlichkeit, berticksichtigt. Uber ein entsprechendes System sind Nutzungen der
Raume bis in die spaten Abendstunden maglich, was zu einer erhéhten Frequenz
am Standort, einer hoheren Wirtschaftlichkeit des Gesamtprojektes sowie aktiv zur
Belebung der Innenstadt und der vorhandenen Angebote fuhrt. Hier muss im Rah-
men der weiteren Projektierungen entschieden werden, wie sich das Mixed-use-
Konzept im Projekt entwickeln soll.

5.5 Finanzierung

Eine erste Kostenermittlung fur den Umbau des Karstadt-Gebaudes wurde von der
KWL gefertigt. In Bezug auf die Baukosten kann vor einer umfassenden, techni-
schen Prufung der ortlichen Gegebenheiten nur eine erste, oberflachliche Ein-
schatzung zu den zu erwartenden Umbaukosten getatigt werden. Hierzu wurden
die im Objekt Uberplanten Flachen einer Nutzung zugewiesen und diese mit den
Zahlen des Baukostenindex 2020 multipliziert. Die Indizes wurden mit Abschlagen
zwischen 20% und 30% versehen, da sich die BKI Zahlen auf Neubau der entspre-
chenden Nutzungsarten beziehen. Auf dieser Basis hat die KWL ein Investitionsbe-
darf von brutto ca. 24 Mio. Euro ermittelt, um die Liegenschaft einer Nutzung gem.
aktuellem Projektierungsstand zuzufuhren.

Daneben werden die Baunebenkosten mit pauschalierten 25 % der Gesamtbau-
summe angenommen, sowie eine Position von weiteren 10 % fir Unwagbarkeiten
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ob des frihen Projektstandes veranschlagt. Fur die Projektsteuerung werden pau-
schal 350.000 € angesetzt, fur die externe Kommunikationsberatung Gber den ge-
samten Projektverlauf werden pauschal 200.000 € berucksichtigt.

Die Nutzungsanteile der Flachen (NRF) verteilen sich dabei nach aktuellem Pla-
nungsstand wie folgt:

ca. 5.370 m? schulische Nutzungen als Klassen-/ Sonderraume
ca. 2.634 m2 Dienstleistungs- und Kulturflachen (mixed-use, co-working, Koopera-
tionsbereiche, Blroflachen, usw.)

Aufgrund der derzeit nicht abschliel3end zu bewertenden, finanziellen Aufwande
zur Realisierung des Projektes, ist eine belastbare Kostenermittiung und eine Miet-
preisindikation fur die Dienstleistungs- und Kulturflachen noch nicht zu treffen. Da
die Indikation aber mal3geblich von weiteren Faktoren abhangt, mussten unter an-
derem folgende Punkte zunachst final geklart werden:

Forderkulisse

Betreiber/ Eigentimermodell

Nutzerstruktur/ Flachenverteilung

Nebennutzungen zu einem Schulbetrieb

(Partielle) Forderfahigkeit des Ausbaus der Nutzerbereiche

Inhalte von ggf. abzuschlieRenden Mietvertragen - Stichworte:
Baukostenzuschuss; Investitionskostenumlage; Mietforderungen; etc.

Die von der KWL ermittelten Leistungen und zugehorigen Kosten lassen sich wie
folgt grob unterteilen (Zahlen gerundet):

Schulische Nutzung (rd.5.370 m2): rd. 19.000.000,00 EUR
inkl. Ruckbau, Baunebenkosten, Projektsteuerung und Kommunikationsberatung

Dienstleistungs- und Kulturflachen: rd. 5.000.000,00 EUR
inkl. Baunebenkosten

voraussichtliche Investitionssumme: rd. 24.000.000,00 EUR

Hinzu kommen die Erwerbskosten fur die Immobilie. Diese werden in der nicht6f-
fentlichen Vorlage VO/2021/09711-03 naher beziffert. Wie unter 3.3 dargestellt,
kann aktuell eine Férdersumme von 9,5 Mio. Euro gegengerechnet werden.

Die technische Trennung von Haupthaus und Haus B, die fur eine Nutzung gem.
Konzept notwendig ist, ist komplex, mit dem richtigen Planungsvorlauf jedoch gut
handhabbar. Die Baukosten sind zum heutigen Stand Schatzkosten anhand des
Nutzungsmix und der betreffende Werte des Baukostenindex 2020 mit Abschlagen
aufgrund der vorhandenen Baulichkeiten. Ein Betreibermodell, und damit die
Mietpreiseinschatzung, kann erst aufgegeben werden, wenn Projektkonstellation,
Foérderrahmen und weitere Details im Projekt verbindlich beschlossen wurden.
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Far die Nutzung und Finanzierung der unteren Geschosse fur das Dienstleistungs-
und Kulturangebot ist eine gemeinsame Entwicklung mit den potenziellen Nutzen-
den angedacht. Die Vermietung der Flachen an Dritte kdnnte Uber den Betreiber
KWL als Dienstleister erfolgen, wie bereits heute zwischen HL und KWL beim Kanz-
leigebaude praktiziert.

Im Haushalt 2022 sind 1.0 Mio. Euro (430 TEUR Anmeldung + Resteubertragung
des GMHL) fur die weitere Konzeptionierung und Planung des Projektes vorgese-
hen.

5.6 Grobterminplan

Die KWL GmbH hatim Zuge der Erarbeitung eines Vorplanungskonzeptes zum Pro-
jekt ,Restrukturierung des ehemaligen Karstadt Sport Gebdudes zum Mixed-Use"
eine erste grobe Abschatzung der zeitlichen Ablaufe von Planung und Umsetzung
als Rahmenterminplan vorgenommen. Dieser weist die folgenden, vorlaufigen
~Trerminmeilensteine” auf:

Investitionsbeschluss: 10/ 2021
Vorlage ,Vorplanung”: 06 /2022
Vorlage ,Entwurfsplanung” / EW-Bau: 0972022
Abschluss Ausfuhrungsplanung: 03/2023
Baubeginn / Abschluss vorbereitende Arbeiten: 0572023
Abschluss Ruckbauarbeiten: 07 /2023
Abschluss Erweiterter Rohbau u. Fassade: 1072023
Abschluss Technischer Ausbau u. Innenausbau: 04 /2024
AnschlieRend; Abnahmen und Ubergaben: 07 /2024

Der Zeitplan setzt einen zUgigen Projektstart nach Beschlussfassung durch die Bur-
gerschaft voraus.

Es wird von allen Beteiligten angestrebt, eine Nutzungsaufnahme von schulischen
Zwecken zum Beginn des Schuljahres 2024/2025 zu erzielen.

Anlagen:

Bildimpressionen
Letter of Intent

20

126 von 251 in Zusammenstellung



TOP 4.3

Impressionen Kénigstrale 52-56 (ehem. Karstadt Sport)
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TECHNIKZENTRUM LUBECK Hansestadt
ACCELERATOR LUBECK E

Absichtserkldarung

Wir, das TECHNIKZENTRUM Lubeck (TZL) und die Hansestadt Liubeck, haben das Ziel,
Innovationen und Grundungen zu férdern, das Wirtschaftswachstum in Lubeck starken,
den Technologie- und Wissenstransfer zu erméglichen und neue Kooperationen durch
die Vernetzung von Schulen, Wirtschaft, Forschung und Wissenschaft zu schaffen.

Das gemeinsame Ziel von TZL und der Hansestadt Lubeck ist es, einen Beitrag zur
Starkung des Wirtschafts- und Wissenschaftsstandortes Lubeck zu leisten und ein
positives Umfeld fur Grunder:innen zu schaffen.

Im Rahmen des von der Hansestadt Lubeck geplanten Mixed-Use-Konzeptes im
ehemaligen Karstadt-Sport Gebdude im Zentrum der Lubecker Innenstadt, in dem
Bildung, Kultur und Dienstleistungen in einer bisher einmaligen Kooperation einen
innovativen und kooperativen neuen Ort schaffen, wollen wir im Rahmen der
Konzepterstellung und Umsetzung zusammen wirken.

Neben der Ansiedlung von stadtischen Gymnasien und Angeboten der Lubecker
Hochschulen soll im Mixed-Use-Gebaude Raum flUr innovative Projektideen,
Ausgrundungen und StartUps aus der Region auf ihrem Weg in die Selbststandigkeit
entstehen. Neben Co-Working und Raumen fur StartUps sind PopUp_Stores fur
Grunder:innen unser erklartes Ziel.

Die Parteien sind sich daruber einig, dass diese Absichtserklarung keine rechtliche
Bindung entfaltet.

LUbeck, den 03.09.2021

%4 F. et

Jan Lindenau Dr. Frank Schréder-Oeynhausen
Burgermeister der Hansestadt Lubeck Geschaftsfuhrer Technikzentrum-
Fordergesellschaft mbH Lubeck
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TECHNISCHE % '}:\nol::slf:schule
HOCHSCHULE S UNIVERSITAT ZU LUBECK liibeck
LUBECK

e

Hansestadt

LUBECK LUBECK

Absichtserklarung

Die Starkung und der Ausbau der Attraktivitat des Wissenschaftsstandorts Lubeck durch
innovative Forschung und zukunftsweisende Projekte, wie das seitens der Hansestadt
Lubeck geplante Mixed-Use-Konzept mit den Schwerpunkten Bildung, Kultur und
Dienstleistungen auf dem ehemaligen Karstadt Areal in der Lubecker Innenstadt, sind fur
eine gesicherte 6konomische, 6kologische und soziale Zukunft von Stadt und Gesellschaft
von zentraler Bedeutung.

Mitihren insgesamt Uber 10.000 Studierenden pragen die drei Lubecker Hochschulen das
wissenschaftliche und kulturelle Profil der Hansestadt Lubeck. Wissen und Kénnen zu
vermehren und zu vermitteln ist das gemeinsame Ziel. Die Kernaufgaben der Lubecker
Hochschulen sind die Qualifikation von Fach- und FUihrungskraften, von kunstlerischem
und wissenschaftlichem Nachwuchs sowie Technologie- und Wissenstransfer in die
regionale Wirtschaft.

Wir, die Libecker Hochschulen und die Hansestadt Lubeck sind der festen Uberzeugung,
dass zur Verantwortung von Wissenschaft und Kultur auch der wechselseitige Dialog mit
der Gesellschaft gehort. Transparente Kommunikation Uber Inhalte, Arbeitsweisen und
Haltungen ist hierfur eine wichtige Voraussetzung.

Wir, die Lubecker Hochschulen und die Hansestadt Lubeck, wollen gemeinsam
Kooperationen beférdern, Innovationen vorantreiben und Raum fur Ideen gemeinsam
entwickeln.

Zusammen wollen wir zukunftsorientierte Konzepte der Beratung und Betreuung fur
Studieninteressierte und -berechtigte entwickeln, damit junge Menschen sich bewusst fur
ihren Studiengang entscheiden kénnen.

Im Mixed-Use-Konzept wollen wir gemeinsam ein Angebot als ,Schaufenster der
Wissenschaft” im  Zentrum der Stadt realisieren und durch gezielte
Wissenschaftskommunikation Menschen fur Forschung und Entwicklung gewinnen.

Informations-, Erkundungs-  oder Orientierungsveranstaltungen fur Oberstufen-
schiler:innen, Burger:innen und Gaste Uber die Arbeit der Lubecker Hochschulen und die
angebotenen Studiengange sollen dabei im Fokus stehen.
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130 von 251 in Zusammenstellung



TOP 4.3

Die Parteien sind sich darUber einig, dass diese Absichtserklarung keine rechtliche
Bindung entfaltet.

Labeck, den 05. September 2021

an Lindenau Dr. Muriel Helbig

BUrgermeister Hansestand Lubeck Prasidentin Technische Hochschule Lubeck
lessn - fashad «
. Dr. Gabriele Gillessen-Kaesbach Prof. Rico Gubler

Pradidentin Universitat zu Lubeck Prasident Musikhochschule Lubeck
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musik %
hochschule

kel Hansestadt
LUBECK =
Absichtserkldarung

Die Musikhochschule Libeck (MHL) ist im Wesentlichen auf der Liubecker Altstadtinsel
verortet und damit Teil der kulturellen Identitat im Herzen der Stadt. Musik und
Wissenschaft gehdéren an der MHL zusammen. Auf vielfaltige Art und Weise wirken
Musikwissenschaft, Musikpadagogik, Musiktheorie und Erziehungswissenschaft in die
kunstlerische Praxis hinein. Mehr noch: mit ihren Forschungsschwerpunkten geben sie
Antworten auf essentielle Fragestellungen zu Aufbau und Form von Musik, zur Asthetik,
Funktion und Rezeption bis hin zu Formen der Wahrnehmung und Vermittlung von Musik.
Gemeinsam mit den kunstlerischen Fachern bilden sie den Kern des vollumfanglichen
Labecker Musikstudiums.

Die Lubecker Hochschulen und die Hansestadt Lubeck streben zusammen ein Mixed-Use-
Konzept im ehemaligen Karstadt-Areal in der Lubecker Altstadt an und wollen hier
gemeinsam ein Angebot als ,Schaufenster der Wissenschaft” im Zentrum der Stadt
realisieren. Durch gezielte Wissenschaftskommunikation und zielgruppengerechte
Nutzungskonzepte (z.B. im Bereich der Digitalisierung) sollen Menschen fur Forschung
und Entwicklung gewonnen werden. Dartber hinaus wird eine Kooperation mit den
Lubecker Innenstadt-Gymnasien innerhalb des Mixed-Use-Konzeptes angestrebt.

Die Musikhochschule Lubeck hat hier langjahrige Erfahrung u.a. mit dem Projekt MusiS,
das Kooperationsformate zwischen Schule und Hochschule initiiert, um die
Zusammenarbeit zwischen Schule und Ausbildungsinstitution (Musikhochschule) zu
intensivieren. Aktuell strebt die MHL zusammen mit dem Johanneum zu Lubeck die
Einrichtung eines Musikgymnasiums an.

Wir, die Musikhochschule Libeck (MHL) und die Hansestadt Libeck wollen neben dem
gemeinsamen Auftritt der Lubecker Hochschulen auch fachspezifische Hochschulraume
im Wirkungskreis Altstadt der MHL in Kooperation mit den im Mixed-Use-Haus in Zukunft
ansassigen Gymnasien beférdern und neue Formen der Zusammenarbeit gestalten.

Konkret entwickeln mochte die MHL auf ca. 500 gm Flache die Einrichtung eines
WhiteCube als multifunktionalen, multimedialen Lernort sowie u.a. ein Digital Art Center
und eine digitale Lernwerkstatt fur Musik. Das Ziel ist die Ausweitung neuer Lernfelder in
der digitalen Musik.
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Die Parteien sind sich daruber einig, dass diese Absichtserklarung keine rechtliche
Bindung entfaltet.

Lubeck, den 13. September 2021

Lindenau Prof. Rico(Gubler
urgermeister Hansestand Lubeck Prasident Musikhochschule Lubeck
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Hansestadt LUBECK =

» Nr. VO/2021/10301

offentlich

Liibeck, 29.07.2021
Vorlage

-offentlich-

Verantwortliche Bereiche:
1.203 - Beteiligungscontrolling

Bearbeitung: Irina Lévenich (E-Mail: irina.loevenich@luebeck.de Telefon: 122-2035)

Neufassung der Betriebssatzungen des Eigenbetriebs Kurbetrieb
Traveminde, der eigenbetriebsahnlichen Einrichtung Entsor-
gungsbetriebe Libeck und der eigenbetriebsahnlichen Einrichtung
Lubecker Schwimmbader

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit
23.08.2021 Senat Nichtoffentlich zur Senatsberatung
09.09.2021 Werkausschuss EBL Offentlich zur Vorberatung
13.09.2021  Wirtschaftsausschuss und Ausschuss fir ~ Offentlich zur Vorberatung
den "Kurbetrieb Travemiinde (KBT)"
16.09.2021  Schul- und Sportausschuss Offentlich zur Vorberatung
28.09.2021 Hauptausschuss Offentlich zur Vorberatung
30.09.2021 Burgerschaft der Hansestadt Lubeck Offentlich zur Entscheidung

Beschlussvorschlag:

1. Die Betriebssatzung des Eigenbetriebs Kurbetrieb Travemiinde wird in der Fassung der
Anlage 2 neu gefasst.

2. Die Betriebssatzung der eigenbetriebsahnlichen Einrichtung Entsorgungsbetriebe Liibeck
wird in der Fassung der Anlage 3 neu gefasst.

3. Die Betriebssatzung der eigenbetriebsahnlichen Einrichtung Liibecker Schwimmbéader
wird in der Fassung der Anlage 4 neu gefasst.

Beschlusstext zur Bekanntgabe im 6ffentlichen Teil:
(nur bei nichtéffentlichen Vorlagen)

Verfahren:

Bereiche/Projektgruppen Ergebnis

Kurbetrieb Traveminde Zustimmung
Entsorgungsbetriebe Libeck Zustimmung

Lubecker Schwimmbader Zustimmung

Bereich Recht keine rechtlichen Bedenken
Fachbereichscontrolling Fachbereich 2 Zustimmung
Fachbereichscontrolling Fachbereich 3 Zustimmung

Seite: 1/2
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| Fachbereichscontrolling Fachbereich 4

| Zustimmung |

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen
gem. § 47 f GO ist erfolgt:

Die MalRnahme ist:

Finanzielle Auswirkungen:

Auswirkung auf den Klimaschutz:

Begrindung der Nichtoffentlichkeit
gem. § 35 GO:

Begriindung:
siehe Anlage 1

Anlagen:
1. Begrindung der Vorlage

NO O~ WN

Burgermeister Jan Lindenau

Ja

Nein- Begrindung:

Kinder und Jugendliche sind von der Mal}-
nahme nicht betroffen

neu

freiwillig

vorgeschrieben durch:

Die Landesverordnung Uber die Eigenbe-
triebe der Gemeinden (Eigenbetriebsver-
ordnung — EigvO)

Ja (Anlage 1)

Nein

Nein

Ja — Begriindung:

. Entwurf der neuen Betriebssatzung Kurbetrieb Travemiinde

. Entwurf der neuen Betriebssatzung Entsorgungsbetriebe Liibeck

. Entwurf der neuen Betriebssatzung Libecker Schwimmbader

. Synopse mit bestehender Satzung und Kommentierung Kurbetrieb Travemiinde

. Synopse mit bestehender Satzung und Kommentierung Entsorgungsbetriebe Libeck
. Synopse mit bestehender Satzung und Kommentierung Libecker Schwimmbader
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Begrundung:

Die Hansestadt Lubeck hat einen Eigenbetrieb (Kurbetrieb Travemunde — KBT)
und zwei weitere Sondervermagen, die als eigenbetriebsahnliche Einrichtungen
weitgehend nach den flur Eigenbetriebe geltenden Vorschriften gefuhrt werden
(Entsorgungsbetriebe Lubeck — EBL, Lubecker Schwimmbader — LSB).?

Fur diese Betriebe hat die Burgerschaft nach MaRgabe der Gemeindeordnung
(GO) und der Eigenbetriebsverordnung (EigvVO) Betriebssatzungen erlassen.

Die drei Betriebssatzungen bilden einen Stand von 2004 (KBT), 2006 (LSB) und
2012 (EBL) ab. Historisch bedingt sind die Satzungsregelungen nicht einheitlich
formuliert und teilweise uUberholt. Die Reform des schleswig-holsteinischen
Kommunalwirtschaftsrechts (2016) ist bisher nicht berucksichtigt. Es wird
vorgeschlagen, alle drei Satzungen jeweils insgesamt neu zu fassen geman der
geltenden Rechtslage und auf Grundlage der im Jahr 2019 vom
Landesinnenministerium vero6ffentlichten Mustersatzung fur Eigenbetriebe.

Ziele der MalRnahme:

=  Gewabhrleistung von Rechtssicherheit — durch Abbilden des fortentwickelten
Kommunalwirtschaftsrechts

» Starkung der stadtischen Corporate Governance — durch einheitlich
aufgebaute Regelungen.

Nachteile fur die Kund:innen oder die Beschaftigten der Betriebe ergeben sich
durch die Satzungsmodernisierungen nicht.

Begriffsbestimmungen nach der Gemeindeordnung

Der Kurbetrieb Travemunde (KBT) ist ein Eigenbetrieb der Hansestadt Lubeck
(HL). Ein Eigenbetrieb ist ein wirtschaftliches Unternehmen einer
Gemeinde/Stadt, das keine eigene Rechtspersonlichkeit hat, aber innerhalb des
Verwaltungsapparats eine abgegrenzte Wirtschaftseinheit bildet (8 106
Gemeindeordnung — GO). Organisation und Wirtschaftsfuhrung des Eigenbetriebs
richten sich nach der schleswig-holsteinischen Eigenbetriebsverordnung (EigvO)
und einer Betriebssatzung, die die Burgerschaft nach MalRgabe der
Eigenbetriebsverordnung erlésst.

Die Gemeindeordnung unterscheidet zwischen wirtschaftlichen und nicht
wirtschaftlichen Unternehmen (8§ 101 GO). Als wirtschaftliche Unternehmen (nur
im kommunalrechtlichen Sinn) gelten u. a. nicht: Einrichtungen des Sports, der
Erholung, der Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie Einrichtungen

1 Die SeniorlnnenEinrichtungen (SIE) sind kein Eigenbetrieb und keine
eigenbetriebsdhnliche Einrichtung, sondern ein Bereich der Kernverwaltung. Bundesrecht
schreibt fur Pflegeeinrichtungen aber einen gesonderten Jahresabschluss vor (Pflege-
Buchfuhrungsverordnung). Dementsprechend wird auch eine Wirtschaftsplanung
aufgestellt, die sich formal am Eigenbetriebsrecht orientiert. Eine Betriebssatzung der SIE
besteht nicht, es gelten grundsatzlich die Dienst- und Geschaftsanweisungen der
Stadtverwaltung.
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ahnlicher Art. Sowohl die EBL als auch die LSB gelten also nach der
kommunalrechtlichen Definition nicht als wirtschaftliche Unternehmen. Nur
wirtschaftliche Unternehmen kdnnen Eigenbetriebe sein — sogenannte nicht
wirtschaftliche Unternehmen kdnnen aber ganz oder teilweise nach den
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung gefuhrt werden.

Fur die EBL und die LSB hat die Burgerschaft Betriebssatzungen erlassen, die die
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung abbilden. Beide, EBL und LSB, sind
somit zwar keine ,,echten” Eigenbetriebe, als sog. eigenbetriebsahnliche
Einrichtungen aber in der Praxis weitestgehend wie Eigenbetriebe anzusehen.

) ) LUBECKER
LUBECK & Kurhetrieh Travemiinde LUBECK = Entsorgungsbetriebe SCHWIMM
BADER
* Eigenbetrieb » eigenbetriebsahnliche * eigenbetriebsahnliche
Einrichtung Einrichtung
* EigVO gilt unmittelbar » EigVO gilt per * EigVOgilt per
Betriebssatzung Betriebssatzung
* Betriebssatzung von 2004 * Betriebssatzung von 2012 = Betriebssatzung von 2006

Zusammenfassend werden KBT, EBL und LSB in dieser Vorlage auch als
,Betriebe“ bezeichnet.

Anderungen im Uberblick

Die drei Betriebssatzungen orientieren sich bereits an (ehemaligen)
Mustersatzungen des Landes. Sie unterscheiden sich aber — bedingt durch den
Zeitpunkt ihres Erlasses bzw. ihrer letzten Anderung — im Aufbau und in den
Formulierungen in gréllerem Mal3, als die Unterschiedlichkeit der drei Betriebe es
erfordern wirde.

Durch die Neufassung werden weitgehend einheitlich die Formulierungen der
aktuellen Mustersatzung von 2019 tbernommen — bzw. einheitlich abgewandelt
an die Lubecker Verhaltnisse angepasst. Dort, wo KBT, EBL und LSB sich nach
Art und Umfang ihres Geschéaftes unterscheiden, wird dem aber weiterhin
Rechnung getragen, etwa bei Wertgrenzen fur Zustimmungserfordernisse.

In diesem Sinn ist die Standardisierung der Betriebssatzung vergleichbar der
Standardisierung der Gesellschaftsvertrage stadtischer Beteiligungen nach der
EinfUhrung des Liubecker Public Corporate Governance Kodexes (PCGK).

Bei der Neufassung der Betriebssatzungen werden gendergerechte
Formulierungen verwendet. Eine Bezugnahme auf die Gleichstellungsziele der HL,
wie sie sich bisher nur in der neuesten der drei Satzungen (EBL) findet, wird
einheitlich in allen Betriebssatzungen verankert (8 2 der Neufassung).

m Bestellung der Werkleitung (8 8 der Neufassung)

Die Zustéandigkeit fur die Wahl der Werkleitung ergibt sich aus der
Eigenbetriebsverordnung. Bis Ende 2017 war darin geregelt, dass die
Burgerschaft die Werkleitung bestellt. Inzwischen verweist § 2 Abs. 1 EigVvO fur
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hauptamtlich verwaltete Gemeinden, wie die HL, auf 8§ 65 GO. Danach werden
Personalentscheidungen fur Inhaber:innen von Stellen, die dem Biirgermeister
oder den Senator:innen unmittelbar unterstellt sind und Leitungsaufgaben
erfullen, auf Vorschlag des Blrgermeisters von der Burgerschaft oder vom
Hauptausschuss getroffen. Die Burgerschaft wiederum hat diese Entscheidungen
dem Hauptausschuss Ubertragen (8 9 Abs. 6 der Hauptsatzung). Zustandig fur
die Bestellung der Werkleitung ist also der Hauptausschuss. Die
Betriebssatzungen sind dementsprechend anzupassen.

m Birgerschaft und Werkausschuss (88 10, 12 der Neufassung)

Die Zustandigkeitsverteilung zwischen Burgerschaft und Burgermeister ergibt
sich aus der Gemeindeordnung.

— Die Burgerschaft legt die Ziele und Grundsatze fur die Verwaltung der HL
fest. Sie trifft grundséatzlich alle wichtigen Entscheidungen in
Selbstverwaltungsangelegenheiten und tUberwacht deren Durchfihrung.

— Der Burgermeister leitet die Verwaltung der HL in eigener Zustandigkeit
nach den Zielen und Grundsatzen der Birgerschaft und im Rahmen der
von ihr bereitgestellten Mittel. Organisation und laufende Geschéfte der
Verwaltung fallen in seine Zustandigkeit.

Auch in Bezug auf die Betriebe bleiben wichtige Entscheidungen der Burgerschaft
vorbehalten (88 27 f. GO, 8 5 EigvVO). Die laufenden Geschafte des Betriebs
fuhren die Werkleitungen, der Burgermeister bleibt unbeschadet dessen deren
weisungsbefugter Dienstvorgesetzter.

Um laufende Geschéafte von daruber hinausgehenden zustimmungsbedurftigen
Geschéaften abzugrenzen, enthalten die Betriebssatzungen (alt und neu)
Tatbestandskataloge, nach denen die Werkleitungen die Zustimmung ihres
Werkausschusses einzuholen haben (Gremienvorbehalte).
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Birgermeister a
= gesetzlicher Vertreter

der HL Fachbereichsleitungen

) Biirgerschaft
= Dienstvorgesetzterder = Lejtung des jeweiligen
stadtischen Aufgabengebiets - i
Beschéftigten Grindungsentscheidung

= |eitet die Verwaltung erlasst Betriebssatzung
=  pestimmt » |egtden Tatigkeitsbereich fest
Aufgabenverteilung = bestimmt den Werkausschuss

und Delegation

innerhalb der Werkleitungen . deﬁnie“rt t'.'lt_)er das laufende
Verwaltung . ) Geschaft hinausgehende
= flhren die laufenden Vorgange (Wertgrenzen flr
Geschafte der Betriebe Gremienvorbehalte)

= Vertretung der HL in
Angelegenheiten der
Betriebe

trifft weitere wichtige Entscheidungen
fur den Betrieb (8 5 EigVO), u. a.

= Wirtschaftsplan

= Jahresabschluss

Im Zuge der Neufassung der Betriebssatzungen werden die Tatbestandskataloge,
die historisch bedingt unterschiedlich aufgebaut und formuliert sind, fur alle drei
Betriebe einheitlich strukturiert. Bei den veranschlagten Wertgrenzen ist
aufgrund von Art und Umfang der Betriebe auch kiunftig sachgerecht zu
differenzieren. Insbesondere sind die EBL nach Investitionshaufigkeit und -héhe
deutlich von KBT und LSB zu unterscheiden. Die hoheren Wertgrenzen bei den
EBL haben sich in der Praxis bewahrt und werden grundséatzlich beibehalten. Bei
KBT und LSB hingegen kénnen die Gremienvorbehalte an die fur die
Kernverwaltung geltenden Grenzen angenéhert werden.

Die Zustimmungsvorbehalte der Werkausschiisse sind § 10 der Neufassungen
der Betriebssatzungen zu entnehmen und in den Anlagen 4 bis 6 (Synopsen)
kommentiert. Auf die gesetzlichen Zustandigkeiten der Burgerschaft wird jeweils
in 8 12 verwiesen.

Nach den neu gefassten § 10 (3) b sollen bei Uberschreiten von bestimmten
Wertgrenzen nunmehr Entscheidungen bezuglich der Freigabe zur Umsetzung
von Lieferungen und Leistungen anstelle der direkten Vergabeentscheidungen
durch die hierfir zustandigen Werkausschiisse getroffen werden. Die
Entscheidungszustandigkeiten der Werkausschisse werden damit an das
Verfahren im Hauptausschuss angeglichen.

m Entscheidungen des Blurgermeisters

Alle drei Betriebssatzungen enthalten in ihren bisherigen Fassungen
Paragraphen, die Entscheidungszustandigkeiten des Blrgermeisters aufzahlen
(KBT und EBL jeweils in § 9, LSB in 8§ 6). Dies betrifft (in leicht unterschiedlicher
Formulierung) bedeutende Vertragsabschlisse, Verzichte auf Anspriche,
Abschluss von Miet-/Pachtvertragen, bestimmte Personalentscheidungen.
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Entsprechende Regelungen sind in der Musterbetriebssatzung des Landes nicht
vorgesehen; dies ist auch folgerichtig. Die Aufgaben des Blrgermeisters nach

8 65 GO ergeben sich insoweit abschlielRend aus dem Gesetz und bedurfen keiner
Regelung/Bestatigung durch die Betriebssatzungen. Die Aufgabenabgrenzung
innerhalb der Verwaltung, also etwa zwischen Werkleitungen und Burgermeister,
kann nach der Gemeindeordnung nicht die Burgerschaft durch die
Betriebssatzung regeln. Sie ergibt sich aus vom Blrgermeister zu bestimmenden
organisatorischen Regelungen wie Dienst- und Geschaftsanweisungen. Die o. g.
insoweit missverstandlichen und redundanten Passagen der bisherigen
Betriebssatzungen entfallen daher kiinftig.

m Dienstvorgesetzte:r der Beschaftigten in den Betrieben

Die bisherigen Regelungen (KBT und EBL jeweils § 4 Abs. 5, LSB § 3 Abs. 5),
wonach die Werkleitungen Dienstvorgesetzte der im Betrieb Beschéaftigten sein
sollen, entfallen. Aufgrund § 65 GO ist der Burgermeister oberste Dienstbehérde
und Dienstvorgesetzter der Beschaftigten der Stadtverwaltung, wozu auch die
Betriebe gehoren. Eine Delegation kann nicht durch Betriebssatzung erfolgen.

Die Stellung der Werkleitungen als Vorgesetzte der Beschaftigten ihres jeweiligen
Betriebs mit der Befugnis, diesen in dienstlichen Angelegenheiten fachliche
Weisungen zu erteilen, bleibt unberuhrt.

m Beteiligungsverwaltung (8 11 der Neufassung)

Im Zuge der Reform des Kommunalwirtschaftsrechts durch das Gesetz zur
Starkung der Kommunalwirtschaft wurde die Gemeindeordnung im Jahr 2016 um
8 109 a (Beteiligungsmanagement) erweitert. Eine Bezugnahme darauf findet
sich in der aktuellen Musterbetriebssatzung des Landes von 2019 und wird
Ubernommen. Materielle Anderungen sind damit nicht verbunden.

m Vergutungsoffenlegung (8 14 der Neufassung)

Seit dem 31.07.2015 gilt, dass die Gesamtbezlige der Mitglieder der
Geschéftsfuhrungsorgane sowie die fur die Tatigkeit im Geschaftsjahr gewéahrten
Leistungen fiur die Mitglieder der Aufsichtsorgane auf der Internetseite des
Finanzministeriums sowie im Anhang des Jahresabschlusses individualisiert
offenzulegen sind (Gesetz zur Verdffentlichung der Bezlige der Mitglieder von
Geschéaftsfihrungsorganen und Aufsichtsgremien 6ffentlicher Unternehmen im
Land Schleswig-Holstein, § 97 GO).

Die Offenlegung erfolgt ab 2015 jahrlich. Entsprechend der
Musterbetriebssatzung wird dies kinftig auch in den Betriebssatzungen
festgehalten.

Was sich nicht andert

Die Unternehmensgegenstande (Aufgabenbestimmungen) des KBT, der EBL und
der LSB werden inhaltlich weitestgehend unverandert in die Neufassungen der
Betriebssatzungen ibernommen (jeweils § 2 der neugefassten Satzungen) — bei
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den EBL auf dortige Anregung erweitert um das Thema Klimaschutz. Bei den LSB
wird darauf verzichtet, das inzwischen nicht mehr betriebene Therapiebad am
Behnckenhof zu erwahnen. Beim KBT entféllt eine einleitende Bezugnahme auf
die Lubeck und Travemuiunde Tourismus-Zentrale, die sich durch Zeitablauf
tiberholt hat (rein redaktionelle Anderung).

Unveréndert bleibt auch das jeweilige Stammkapital (8 3).
Die Zuordnung der Werkausschusse wird nicht geandert (8§ 10).

In Libeck etablierte Bezeichnungen wie , Kurdirektor:in“ (KBT), und ,,Direktion*
(EBL) werden (in ggf. gendergerecht angepasster Form) beibehalten.

Die fur die Lubecker Betriebe geltenden Regelungen zum Berichtswesen und zur
Verwaltung ihnen zugeordneter Grundstiicke werden ebenfalls fortgefiihrt, wobei
im Detail bisher unterschiedliche Wortlaute vereinheitlicht werden.

141 von 251 in Zusammenstellung



TOP 5.1

Neufassung der Betriebssatzung Kurbetrieb Travemiinde

Betriebssatzung
fir den Kurbetrieb Travemiinde

Aufgrund des § 4 Abs. 1 und des § 106 der Gemeindeordnung fir Schleswig-Holstein in
Verbindung mit § 6 der Landesverordnung uber die Eigenbetriebe fir das Land Schleswig-
Holstein vom 05. Dezember 2017 (GVOBI. Schl.-H. 2017, 558) wird nach Beschlussfassung
durch die Burgerschaft der Hansestadt Libeck vom [Datum der Beschlussfassung] folgende
Betriebssatzung erlassen:

§ 1 Name des Eigenbetriebs

Der Eigenbetrieb fuhrt die Bezeichnung ,Kurbetrieb Traveminde* (KBT).

§ 2 Gegenstand des Eigenbetriebs

(1) Der Eigenbetrieb Kurbetrieb Travemiinde (KBT) ist ein wirtschaftliches Unternehmen der
Hansestadt Libeck ohne eigene Rechtspersdnlichkeit.

(2) Gegenstand des Unternehmens sind die Schaffung, Pflege, Organisation und Betrieb von
offentlichen touristischen Einrichtungen im Stadtteil Kurort und Seeheilbad Travemuinde,
insbesondere die Wahrnehmung der mit einem Kurbetrieb sowie mit der Nah- und
Kurzzeiterholung verbundenen Aufgaben. Hierbei sind im Rahmen eines modernen
Tourismus-Managements dkonomische, soziokulturelle sowie dkologische und
balneologische Aspekte zu beriicksichtigen. Das Unternehmen ist zu allen MaRnahmen
berechtigt, die der Verwirklichung des Unternehmenszweckes zu dienen geeignet sind.

(3) Dem Eigenbetrieb kdbnnen durch Beschluss der Birgerschaft andere Unternehmen, die
seinen Unternehmenszweck férdern oder in seinen Geschéaftsbereich fallen, angegliedert
werden; flr entsprechende Betriebe der Hansestadt Libeck kann auch die Betriebsfiihrung
Uubernommen werden.

(4) Der Eigenbetrieb ist den Gleichstellungszielen der Hansestadt Liibeck verpflichtet und
soll im Rahmen der Erfullung seiner Aufgaben gemaf Abs. 2 bis 3 zu ihrer Verwirklichung
beitragen.

§ 3 Stammkapital
Das Stammkapital des Eigenbetriebes betragt 2.550.000,00 EUR.
§ 4 Organe des Unternehme

Zustandige Organe des Eigenbetriebes sind:

a) die Burgerschaft der Hansestadt Libeck,

b) der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss flr den ,Kurbetrieb Traveminde (KBT)* als
(,Werkausschuss®),

c) der:die Burgermeister:in,

d) die Werkleitung.

§ 5 Werkleitung

(1) Die Leitung des Eigenbetriebes besteht aus der Werkleitung.
1
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(2) Der:die Werkleiter:in fuhrt die Bezeichnung Kurdirektor:in.

(3) Fir die Werkleitung ist eine standige Vertretung zu bestellen. Die Bestellung erfolgt durch
die Werkleitung in Abstimmung mit dem:der Burgermeister:in.

(4) Dienstvorgesetzte:r der Werkleitung ist der:die Biirgermeister:in. Im Ubrigen bestimmt die
Werkleitung die innere Organisation des Eigenbetriebes.

§ 6 Aufgaben der Werkleitung

(1) Die Werkleitung leitet den Eigenbetrieb und entscheidet in allen Angelegenheiten des
Eigenbetriebes, soweit diese nicht durch die Gemeindeordnung (GO), die Landesverordnung
Uber die Eigenbetriebe (EigVO) oder diese Betriebssatzung anderen Stellen vorbehalten
sind; sie ist fur die wirtschaftliche Flihrung des Eigenbetriebes verantwortlich.

(2) Die Werkleitung hat auf die Einheitlichkeit der Unternehmensfiihrung hinzuwirken. Sie
beaufsichtigt den Geschaftsgang des Eigenbetriebes.

(3) Die Werkleitung vollzieht die Beschlisse der Burgerschaft bzw. des Hauptausschusses,
des Werkausschusses und die Entscheidungen des:der Blrgermeister:in in Angelegenheiten
des Eigenbetriebes.

(4) Der Eigenbetrieb ist nach kaufmannischen Grundsatzen unter Beachtung der
Wirtschaftsgrundsatze des § 107 der GO zu flhren.

(5) Der Werkleitung obliegt die laufende Betriebsfiihrung, dazu gehéren insbesondere:
a) die selbstandige und verantwortliche Leitung des Eigenbetriebes,

b) die Aufstellung des Wirtschaftsplanes und Beifligung der Anlagen vor Beginn des
Wirtschaftsjahres nach § 12 der EigVO,

c) der Abschluss von Vertragen, soweit diese fir die Hansestadt Libeck nicht von
erheblicher finanzieller Bedeutung sind,

d) die Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes nach § 24 der EigVO,

e) Auftragsvergaben unterhalb der in § 10 festgelegten Wertgrenzen.

f) Mehrauszahlungen nach § 14 Abs. 5 EigVO, soweit sie flr das Einzelvorhaben die
Wertgrenze von 25 % des Auszahlungsansatzes und 100.000 EUR netto bezogen auf das
Einzelvorhaben nicht Gbersteigen.

Uber Angelegenheiten, die nicht zur laufenden Betriebsfiihrung gehéren und die dem:der
Blrgermeister:in durch die Hauptsatzung oder die Eigenbetriebsverordnung zur
Entscheidung Ubertragen wurden, entscheidet der:die Blrgermeister:in.

(6) Die Werkleitung hat den:die Burgermeister:in und den Werkausschuss laufend Uber alle
wichtigen Angelegenheiten des Eigenbetriebes zu unterrichten und auf Verlangen jede
Auskunft zu erteilen. Die Unterrichtung soll ohne Verzdgerung und in der Regel schriftlich
geschehen. Die Unterrichtungspflicht besteht fir alle Angelegenheiten von gréRRerer

2
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Tragweite, wie sie beispielsweise beim Auftreten unvorhergesehener Ereignisse, bei neuen
Erkenntnissen, die ein Abweichen von bisherigen Planungen oder Vorstellungen bedingen,
oder bei Bekanntwerden besonderer Angelegenheiten, die die Geschaftspolitik des
Eigenbetriebes oder den Eigenbetrieb in technischer oder wirtschaftlicher Sicht erheblich
berlhren, auftreten kdnnen. Daruber hinaus soll die Werkleitung den:die Birgermeister:in
und den Werkausschuss vierteljahrlich, mindestens jedoch halbjahrlich uber die Entwicklung
der Ertrage und Aufwendungen, der im Stellenplan enthaltenen Stellen sowie Uber die
Abwicklung des Vermogensplanes schriftlich unterrichten.

(7) Die Werkleitung hat dem:der Blrgermeister:in und dem Werkausschuss rechtzeitig den
Entwurf des Wirtschaftsplans, des Jahresabschlusses, des Lageberichts, die
Zwischenberichte und die erforderlichen Informationen zur Durchflihrung des
gesamtstadtischen Berichtswesens und Controllings zuzuleiten; sie hat ihr:ihm ferner alle
MalRnahmen mitzuteilen, die sich auf die Finanzwirtschaft der Hansestadt Liibeck auswirken.

(8) In Fallen, die keinen Aufschub dulden und fiir die die Blrgerschaft, der Hauptausschuss
oder der Werkausschuss zustandig sind, hat die Werkleitung die Entscheidung des:der
Blrgermeister:in einzuholen. Der:die Blrgermeister:in hat die Entscheidungsgriinde und die
Art der Erledigung der Burgerschaft bzw. dem Hauptausschuss oder dem Werkausschuss
unverziglich mitzuteilen. Die Burgerschaft bzw. der Hauptausschuss oder der
Werkausschuss kann die Eilentscheidung aufheben, soweit nicht bereits Rechte Dritter
entstanden sind.

(9) Es ist Aufgabe der Werkleitung, die dem Eigenbetrieb fur dessen Zweck tbergebenen
Grundsticke als Teile des Vermogens des Eigenbetriebes zu verwalten und die
Einrichtungen zu betreiben. Die Werkleitung hat insoweit die sich aus dem
Grundstuickseigentum der Hansestadt Liibeck ergebenden Rechte und Verpflichtungen
wahrzunehmen bzw. zu erfillen. Dieses gilt nicht fir folgende Aufgaben:

a) Erwerb und Veraufierung von Grundstiicken und grundstiicksgleichen Rechten,
b) Registrierung der Grundstiicke im Lagerbuch und Besitzatlas,

c) Antrage an das Katasteramt auf Anderung der Grundstiicksgrenzen und
Eintragungsantrage an das Grundbuchamt,

d) Belastung der Grundstlicke durch Eintragung in die Abteilungen Il und Ill des
Grundbuches,

e) Ubernahme &ffentlich-rechtlicher Baulasten.
§ 7 Vertretung des Eigenbetriebes

(1) Die Werkleitung vertritt die Hansestadt Libeck in den Angelegenheiten des
Eigenbetriebes, die ihrer Entscheidung unterliegen.

(2) Absatz 1 gilt auch fir die Angelegenheiten, in denen die Entscheidung Gbergeordneter
Organe noch herbeigefiihrt werden muss.

(3) Erklarungen des Eigenbetriebes, durch die die Hansestadt Libeck verpflichtet werden
soll und die nach Absatz 1 in die Zustandigkeit der Werkleitung fallen, bedirfen grundsatzlich
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der Schriftform. Fallt die Abgabe der Erklarungen nicht in die Zustandigkeit der Werkleitung,
ist nach § 56 GO zu verfahren.

(4) Die Werkleitung ist ermachtigt, andere Betriebsangehdrige mit ihrer Vertretung zu
beauftragen, soweit es sich um regelmafig wiederkehrende Geschéafte der laufenden
Betriebsfuhrung handelt. Die von der Werkleitung mit ihrer Vertretung beauftragten
Betriebsangehorigen unterzeichnen ,Im Auftrag®.

(5) Vertretungserklarungen bedurfen grundsatzlich der Schriftform. Die Namen der
Vertretungsberechtigten und der Umfang ihrer Vertretungsbefugnis werden durch die
Blrgermeisterin oder den Birgermeister ortlich bekannt gemacht.

§ 8 Bestellung und Abberufung der Werkleitung

(1) Die Werkleitung wird nach § 65 GO i.V.m. der Hauptsatzung bestellt und abberufen.

(2) Der Werkausschuss ist vor der Bestellung und der Abberufung zu beteiligen.

§ 9 Werkausschuss

(1) Zustandiger Ausschuss ist der Wirtschaftsausschuss und Ausschuss fur den ,Kurbetrieb
Traveminde (KBT)“. Seine Aufgaben und die Zusammensetzung werden durch die
Hauptsatzung und diese Betriebssatzung bestimmt. Ihm sollen auch besonders sachkundige
Blrger:innen angehdren.

(2) Der:die Burgermeister:in und die Werkleitung sind berechtigt und auf Verlangen
verpflichtet, an den Sitzungen des Werkausschusses teilzunehmen. Sie sind verpflichtet,
dem Werkausschuss Auskunft zu erteilen. Der:die Burgermeister:in berichtet laufend tber
die wichtigen Angelegenheiten des Eigenbetriebs. Bei der Wahrnehmung dieser Rechte und
Pflichten und derjenigen aus § 10 Abs. 2 kann sich der:die Blrgermeister vertreten lassen.
Im Ubrigen gelten fiir den Werkausschuss die Vorschriften der Geschéftsordnung fiir die
Bulrgerschaft der Hansestadt Liibeck.

§ 10 Aufgaben des Werkausschusses

(1) Der Werkausschuss bereitet die Beschlusse der Blrgerschaft und des
Hauptausschusses in den Angelegenheiten des Eigenbetriebes vor.

(2) Der Werkausschuss kann von dem:der Burgermeister:in und der Werkleitung alle
Auskinfte verlangen, die flr seine Beschlussfassung erforderlich sind.

(3) Der Werkausschuss entscheidet Uber die ihm nach § 5 Abs. 2 EigVO von der
Blrgerschaft Gbertragenen Aufgaben sowie:

a) Mehrauszahlungen nach § 14 Abs. 5 EigVO, soweit sie flr das Einzelvorhaben die
Wertgrenze von 25 % des Auszahlungsansatzes und 100.000 EUR netto bezogen auf das
Einzelvorhaben Ubersteigen.

b) die Freigabe zur Umsetzung von Lieferungen und Leistungen, wenn die Auftragssumme
den Wert von 175.000 EUR netto Ubersteigt.
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c) Uber die Vergabe von Nachtragen, wenn er bereits tber die Freigabe zur Umsetzung des
Hauptauftrags entschieden hat und der Nachtrag 25 % der Auftragssumme Ubersteigt; bei
Nachtragen bis 50.000 EUR netto bezogen auf das Einzelvorhaben entfallt die
Entscheidungsnotwendigkeit.

d) Uber die Vergabe von Auftragen an externe Gutachter:innen bzw. Planungsauftrage mit
einem Auftragswert von mehr als 25.000 EUR netto, soweit diese nicht aufgrund gesetzlicher
Vorgaben erforderlich werden. Ausgenommen sind ferner alle Planungsleistungen, die in
Verbindung mit der Errichtung und Anderung von Bauwerken oder technischen Anlagen

stehen, wie z. B. Architekt:innenleistungen, Tragwerksplanung, Bodengutachten, TGA-
Planung, Vermessung u.a.

Soweit die in Buchst. a), b), ¢) und d) genannten Wertgrenzen nicht Gberschritten werden,
entscheidet die Werkleitung;

(4) Dem Werkausschuss sind vorzulegen:

a) der Zwischenbericht nach § 18 EigVO,

b) der Jahresabschluss nach § 19 EigVO und der Lagebericht nach § 23 EigVO,

c) das Ergebnis der Prifung nach § 24 EigVO.

§ 11 Rechte und Aufgaben der Beteiligungsverwaltung

Die Beteiligungsverwaltung darf sich, soweit andere Rechtsvorschriften nicht
entgegenstehen, jederzeit iber Angelegenheiten des Eigenbetriebes informieren, an
Sitzungen des Werkausschusses teilnehmen und Unterlagen einsehen.

§ 12 Aufgaben der Biirgerschaft

Die Burgerschaft beschlief3t Uber alle wichtigen Angelegenheiten des Eigenbetriebs geman
§ 27 Abs. 1 GO, soweit sie nicht bestimmte Entscheidungen allgemein durch die
Hauptsatzung oder diese Betriebssatzung oder im Einzelfall auf den:die Birgermeister:in
oder den Werkausschuss uUbertragen hat. Sie beschliel3t Gber alle Angelegenheiten des
Eigenbetriebs, fir die sie gemaR § 27 Abs. 1i. V. m. § 28 GO und § 5 EigVO zustandig ist.
§ 13 Wirtschaftsjahr, Wirtschaftsfiihrung, Rechnungswesen

(1) Wirtschaftsjahr ist das Haushaltsjahr der Hansestadt Liibeck.

(2) Fur die Wirtschaftsfihrung und das Rechnungswesen gelten die Vorschriften der EigVO.

§ 14 Wirtschaftsplan und Jahresabschluss

(1) Der Eigenbetrieb hat vor Beginn jedes Wirtschaftsjahres einen Wirtschaftsplan nach den
Vorschriften der EigVO aufzustellen.

(2) Bei dringendem Bedarf ist der Eigenbetrieb berechtigt, im Laufe des Wirtschaftsjahres
Uber die in der Stelleniibersicht vorgesehenen Stellen hinaus ohne Anderung der
Stelleniibersicht bis zu zwei Beschéftigte bis zur Entgeltgruppe 6 TV6D einzustellen. Uber
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die neuen Stellen ist spatestens im Wirtschaftsplan (Stellenlbersicht) fir das nachste
Wirtschaftsjahr zu entscheiden.

(3) Die Werkleitung hat einen Jahresabschluss inkl. Anhang nach Mal3gabe der EigvVO
innerhalb der gesetzlichen Fristen aufzustellen.

(4) Im Anhang, sowie auf der Internetseite des Finanzministeriums gilt § 285 Nummer 9 und
10 des Handelsgesetzbuches mit der Malgabe, dass die Angaben fiir die Mitglieder der
Werkleitung und des Werkausschusses zu machen sind. § 285 Nummer 9 Buchstabe a des
Handelsgesetzbuches (HGB) ist mit der Maligabe anzuwenden, dass die fir die Tatigkeit im
Geschéftsjahr gewahrten Gesamtbezlige der Mitglieder der Werkleitung sowie die fur die
Tatigkeit im Geschaftsjahr gewahrten Leistungen fir die Mitglieder des Werkausschusses im
Anhang des Jahresabschlusses sowie auf der Internetseite des Finanzministeriums fur jede
Personengruppe sowie zusatzlich unter Namensnennung die Bezlige und Leistungen fur
jedes einzelne Mitglied dieser Personengruppe unter Aufgliederung nach Komponenten im
Sinne des § 285 Nummer 9 Buchstabe a HGB angegeben werden, soweit es sich um
Leistungen des Eigenbetriebes handelt. Die individualisierte Ausweisungspflicht gilt auch fur
Leistungen entsprechend § 102 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 Halbsatz 2 der
Gemeindeordnung. § 285 Nummer 8 und § 286 Absatz 2 bis 4 HGB finden keine
Anwendung.

§ 15 Inkrafttreten
(1) Diese Betriebssatzung tritt mit dem Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung vom 13.03.2002 in der Fassung der 1.

Anderungssatzung vom 03.09.2004 aulRer Kraft.
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Neufassung der Betriebssatzung EBL

Betriebssatzung
fur die Entsorgungsbetriebe Liibeck.

Aufgrund des § 4 Abs. 1 und des § 101 Abs. 4 der Gemeindeordnung flr Schleswig-Holstein
in Verbindung mit § 6 der Landesverordnung Uber die Eigenbetriebe flr das Land Schleswig-
Holstein vom 5. Dezember 2017 (GVOBI. Schl.-H. 2017, 558) wird nach Beschlussfassung
durch die Burgerschaft vom [Datum der Beschlussfassung] folgende Betriebssatzung
erlassen:

§ 1 Name des Unternehmens
Das Unternehmen fuhrt die Bezeichnung ,Entsorgungsbetriebe Lubeck®.
§ 2 Gegenstand des Unternehmens

(1) Die Entsorgungsbetriebe Libeck sind ein Unternehmen der Hansestadt Liibeck ohne
eigene Rechtspersdnlichkeiti. S. des § 101 Abs. 4 Gemeindeordnung (GO). Das
Unternehmen ist gemaf den Vorschriften der Landesverordnung uber die Eigenbetriebe
(EigVO) organisatorisch gesondert zu fihren und finanzwirtschaftlich als Sondervermdgen
zu behandeln.

(2) Fur die Gewahrleistung einer sicheren, umwelt- und sozialvertraglichen, nachhaltigen,
klima- und ressourcenschonenden, risikoarmen und gesamtwirtschaftlich kostenguinstigen
Entsorgung von Abwasser und Abfall im Stadtgebiet der Hansestadt Libeck sowie fur die
Reinigung o&ffentlicher Stralten und Platze bilden die Entsorgungsbetriebe Libeck einen
einheitlichen Betrieb (im Nachfolgenden ,Unternehmen® genannt).

(3) Vorrangige Aufgabe des Unternehmens ist die Erflllung der Aufgaben, die sich fir die
Hansestadt Libeck als abfall- und abwasserbeseitigungspflichtige Kérperschaft sowie als
Tragerin der Stral’enreinigungslast ergeben. Das Unternehmen kann alle seinen
Unternehmenszweck férdernden Geschafte betreiben. Dem Unternehmen kénnen andere
Unternehmen, die seinen Unternehmenszweck férdern oder in seinen Geschaftsbereich
fallen, angegliedert werden. Das Unternehmen kann auch die Betriebsfuihrung anderer
Betriebe Ubernehmen.

(4) Dem Unternehmen kénnen auch Aufgaben, die der Hansestadt Liibeck als zustandiger
Behorde obliegen, zur Durchflihrung tUbertragen werden.

(5) Das Unternehmen kann sich in angemessenem Umfang an der Entwicklung neuer
Methoden, die einer moglichst nachhaltigen, klima-, ressourcen- und umweltschonenden
sowie wirtschaftlichen Abwasserbeseitigung, Abfallbehandlung sowie Stral3enreinigung
dienen, beteiligen. Bei der Erfullung seiner Aufgaben soll das Unternehmen grundsatzlich
Maflinahmen ergreifen und Verfahren zur Anwendung bringen, die im Verhaltnis zu anderen
Verfahren im Rahmen des wirtschaftlich Vertretbaren nachhaltig ausgerichtet sind, die
Energie- und Rohstoffressourcen so weitgehend wie méglich schonen und die natirliche
Umwelt und das Klima am wenigsten belasten. Diese Belange sind gegeneinander und
untereinander abzuwagen.
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(6) Investitions- und Wirtschaftsplane sowie alle grundlegenden Planungsprozesse sind
unter weitgehender Beteiligung der Offentlichkeit und unter Darlegung der Abwagungen
nach Abs. 5 Satz 2 und 3 offenzulegen.

(7) Das Unternehmen ist den Gleichstellungszielen der Hansestadt Lubeck verpflichtet und
soll im Rahmen der Erflllung seiner Aufgaben geman Abs. 2 bis 6 zu ihrer Verwirklichung
beitragen.

§ 3 Stammkapital

Das Stammkapital des Unternehmens betragt 5.112.918,81 EUR.

§ 4 Organe des Unternehmens

Zustandige Organe des Unternehmens sind:

a) die Blrgerschaft,
b) der Werkausschuss Entsorgungsbetriebe Libeck (,Werkausschuss®),
c) der:die Burgermeister:in,

d) die Direktion.
§ 5 Direktion

(1) Die Leitung des Unternehmens besteht aus einem:einer Direktor:in (Direktion) als
Werkleitung im Sinne der Eigenbetriebsverordnung.

(2) Fur die Direktion ist eine standige Vertretung zu bestellen. Die Bestellung erfolgt durch
die Direktion in Abstimmung mit dem:der Burgermeister:in.

(3) Dienstvorgesetzte:r der Direktion ist der:die Blirgermeister:in. Im Ubrigen bestimmt die
Direktion die innere Organisation des Unternehmens.

§ 6 Aufgaben der Direktion

(1) Die Direktion leitet das Unternehmen und entscheidet in allen Angelegenheiten des
Unternehmens, soweit diese nicht durch die Gemeindeordnung, die Landesverordnung Utber
die Eigenbetriebe oder diese Betriebssatzung anderen Stellen vorbehalten sind; sie ist fir
die wirtschaftliche Fihrung des Unternehmens verantwortlich.

(2) Die Direktion hat auf die Einheitlichkeit der Unternehmensfihrung hinzuwirken. Sie
beaufsichtigt den Geschaftsgang des Unternehmens.

(3) Die Direktion vollzieht die Beschllisse der Birgerschaft bzw. des Hauptausschusses, des
Werkausschusses und die Entscheidungen des:der Birgermeister:in in Angelegenheiten des
Unternehmens.

(4) Das Unternehmen ist nach kaufmannischen Grundséatzen unter Beachtung der
Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu fihren. Die Direktion ist verpflichtet,
auf eine Beitrags-, Geblhren- und Tarifgestaltung hinzuwirken, die unter Beachtung der
Vermogenserhaltung im Sinne der Eigenbetriebsverordnung eine den Zielen des § 2
entsprechende Aufgabenerfullung gewahrleistet.

(5) Der Direktion obliegt die laufende Betriebsflihrung. Dazu gehdren insbesondere:

a) die selbstandige und verantwortliche Leitung des Unternehmens,
2
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b) die Aufstellung des Wirtschaftsplanes und Beifligung der Anlagen vor Beginn des
Wirtschaftsjahres nach § 12 EigVO,

c) der Abschluss von Vertragen, soweit diese fir die Hansestadt Libeck nicht von
erheblicher finanzieller Bedeutung sind,

d) die Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes nach § 24 EigVO,
e) Auftragsvergaben unterhalb der in § 10 festgelegten Wertgrenzen.

f) Mehrauszahlungen nach § 14 Abs. 5 EigVO, soweit sie flr das Einzelvorhaben die
Wertgrenze von 25 % des Auszahlungsansatzes und 100.000 EUR netto bezogen auf das
Einzelvorhaben nicht Gbersteigen.

Uber Angelegenheiten, die nicht zur laufenden Betriebsfiihrung gehéren und die dem:der
Burgermeister:in durch die Hauptsatzung oder die Eigenbetriebsverordnung zur
Entscheidung Ubertragen wurden, entscheidet der:die Blrgermeister:in.

(6) Die Direktion hat den:die Blirgermeister:in und den Werkausschuss laufend Uber alle
wichtigen Angelegenheiten des Unternehmens zu unterrichten und auf Verlangen jede
Auskunft zu erteilen. Die Unterrichtung soll ohne Verzégerung und in der Regel schriftlich
geschehen. Die Unterrichtungspflicht besteht fur alle Angelegenheiten von gré3erer
Tragweite, wie sie beispielsweise beim Auftreten unvorhergesehener Ereignisse, bei neuen
Erkenntnissen, die ein Abweichen von bisherigen Planungen oder Vorstellungen bedingen,
oder bei Bekanntwerden besonderer Angelegenheiten, die die Geschaftspolitik des
Unternehmens oder das Unternehmen in technischer oder wirtschaftlicher Sicht erheblich
berlhren, auftreten kdnnen. Dartber hinaus soll die Direktion den:die Burgermeister:in und
den Werkausschuss vierteljahrlich, mindestens jedoch halbjahrlich Gber die Entwicklung der
Ertrage und Aufwendungen, der im Stellenplan enthaltenen Stellen sowie ber die
Abwicklung des Vermogensplanes schriftlich unterrichten.

(7) Die Direktion hat dem:der Burgermeister:in und dem Werkausschuss rechtzeitig den
Entwurf des Wirtschaftsplans, des Jahresabschlusses, des Lageberichts, die
Zwischenberichte und die erforderlichen Informationen zur Durchfiihrung des
gesamtstadtischen Berichtswesens und Controllings zuzuleiten; sie hat ihr:ihm ferner alle
MalRnahmen mitzuteilen, die sich auf die Finanzwirtschaft der Hansestadt Libeck auswirken.

(8) In Fallen, die keinen Aufschub dulden und fiir die die Blrgerschaft, der Hauptausschuss
oder der Werkausschuss zustandig sind, hat die Direktion die Entscheidung des:der
Burgermeister:in einzuholen. Die:der Burgermeister:in hat die Entscheidungsgrinde und die
Art der Erledigung der Burgerschaft bzw. dem Hauptausschuss oder dem Werkausschuss
unverziglich mitzuteilen. Die Burgerschaft bzw. der Hauptausschuss oder der
Werkausschuss kann die Eilentscheidung aufheben, soweit nicht bereits Rechte Dritter
entstanden sind.

(9) Es ist Aufgabe der Direktion, die dem Unternehmen fiir dessen Zweck Gibergebenen
Grundstucke als Teile des Vermdgens des Betriebes zu verwalten und die Einrichtungen zu
betreiben. Die Direktion hat insoweit die sich aus dem Grundstiickseigentum der Hansestadt
Libeck ergebenden Rechte und Verpflichtungen wahrzunehmen bzw. zu erflllen. Dieses gilt
nicht fur folgende Aufgaben:
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a) Erwerb und Veraulerung von Grundstiicken und grundstiicksgleichen Rechten,
b) Registrierung der Grundstiicke im Lagerbuch und Besitzatlas,

c) Antrdge an das Katasteramt auf Anderung der Grundstiicksgrenzen und
Eintragungsantrage an das Grundbuchamt,

d) Belastung der Grundstiicke durch Eintragung in die Abteilungen Il und Ill des
Grundbuches,

e) Ubernahme offentlich-rechtlicher Baulasten.
§ 7 Vertretung des Unternehmens

(1) Die Direktion vertritt die Hansestadt Libeck in den Angelegenheiten des Unternehmens,
die ihrer Entscheidung unterliegen.

(2) Absatz 1 gilt auch fur die Angelegenheiten, in denen die Entscheidung Gbergeordneter
Organe noch herbeigefiihrt werden muss.

(3) Erklarungen des Unternehmens, durch die die Hansestadt Libeck verpflichtet werden soll
und die nach Absatz 1 in die Zustandigkeit der Direktion fallen, bedurfen grundsatzlich der
Schriftform. Fallt die Abgabe der Erklarungen nicht in die Zustandigkeit der Direktion, ist
nach § 56 GO zu verfahren.

(4) Die Direktion ist ermachtigt, andere Betriebsangehorige mit ihrer Vertretung zu
beauftragen, soweit es sich um regelmafig wiederkehrende Geschafte der laufenden
Betriebsflihrung handelt. Die von der Direktion mit ihrer Vertretung beauftragten
Betriebsangehorigen unterzeichnen ,Im Auftrag®.

(5) Vertretungserklarungen bedurfen grundsatzlich der Schriftform. Die Namen der
Vertretungsberechtigten und der Umfang ihrer Vertretungsbefugnis werden im Unternehmen
zur Einsichtnahme ausgelegt.

§ 8 Bestellung und Abberufung der Direktion
(1) Die Direktion wird nach § 65 GO i.V.m. der Hauptsatzung bestellt und abberufen.

(2) Der Werkausschuss ist vor der Bestellung und der Abberufung zu beteiligen.

§ 9 Werkausschuss

(1) Zustandiger Ausschuss ist der Werkausschuss Entsorgungsbetriebe Libeck. Seine
Aufgaben und die Zusammensetzung werden durch die Hauptsatzung und diese
Betriebssatzung bestimmt. Inm sollen auch besonders sachkundige Blrger:innen
angehoren.

(2) Die:der Blrgermeister:in und die Direktion sind berechtigt und auf Verlangen verpflichtet,
an den Sitzungen des Werkausschusses teilzunehmen. Sie sind verpflichtet, dem
Werkausschuss Auskunft zu erteilen. Der:die Birgermeister:in berichtet laufend Uber die
wichtigen Angelegenheiten des Unternehmens. Bei der Wahrnehmung dieser Rechte und
Pflichten und derjenigen aus § 10 Abs. 2 kann sich der:die Blrgermeister:in vertreten lassen.
Im Ubrigen gelten fir den Werkausschuss die Vorschriften der Geschéftsordnung fir die
Burgerschaft der Hansestadt Libeck.
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§ 10 Aufgaben des Werkausschusses

(1) Der Werkausschuss bereitet die Beschllisse der Birgerschaft und des
Hauptausschusses in den Angelegenheiten des Unternehmens vor.

(2) Der Werkausschuss kann von dem:dem:der Blrgermeister:in und der Direktion alle
Auskinfte verlangen, die flr seine Beschlussfassung erforderlich sind.

(3) Der Werkausschuss entscheidet Giber die ihm nach § 5 Abs. 2 EigVO von der
Burgerschaft Gbertragenen Aufgaben sowie:

a) Mehrauszahlungen nach § 14 Abs. 5 EigVO, soweit sie flr das Einzelvorhaben die
Wertgrenze von 25 % des Auszahlungsansatzes und 100.000 EUR netto bezogen auf das
Einzelvorhaben Ubersteigen.

b) die Freigabe zur Umsetzung von Lieferungen und Leistungen, wenn die Auftragssumme
den Wert von 250.000 EUR netto Ubersteigt. Fur Lieferungen und Leistungen, die im
Masterplan Stadtentwasserung mit entsprechenden Malinahmen abgebildet sind und dessen
Umsetzung dienen, betragt die Wertgrenze 1.000.000 EUR netto;

c) Uber die Vergabe von Nachtragen, wenn er bereits tber die Freigabe zur Umsetzung des
Hauptauftrags entschieden hat und der Nachtrag 25 % der Auftragssumme Ubersteigt; bei

Nachtragen bis 100.000 EUR netto bezogen auf das Einzelvorhaben entfallt die
Entscheidungsnotwendigkeit.

d) Uber die Vergabe von Auftragen an externe Gutachter:innen bzw. Planungsauftrage mit
einem Auftragswert von mehr als 25.000 EUR netto, soweit diese nicht aufgrund gesetzlicher
Vorgaben erforderlich werden. Ausgenommen sind ferner alle Planungsleistungen, die in
Verbindung mit der Errichtung und Anderung von Bauwerken oder technischen Anlagen
stehen, wie z. B. Architekt:innenleistungen, Tragwerksplanung, Bodengutachten, TGA-
Planung, Vermessung u.a.

Soweit die in Buchst. a), b), ¢) und d) genannten Wertgrenzen nicht tiberschritten werden,
entscheidet die Direktion.

(4) Dem Werkausschuss sind vorzulegen:

a) der Zwischenbericht nach § 18 EigVO,

b) der Jahresabschluss nach § 19 EigVO und der Lagebericht nach § 23 EigVO,

c) das Ergebnis der Prifung nach § 24 EigVO.

§ 11 Rechte und Aufgaben der Beteiligungsverwaltung

Die Beteiligungsverwaltung darf sich, soweit andere Rechtsvorschriften nicht
entgegenstehen, jederzeit Gber Angelegenheiten des Unternehmens informieren, an

Sitzungen des Werkausschusses teilnehmen und Unterlagen einsehen.

§ 12 Aufgaben der Biirgerschaft
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Die Burgerschaft beschlief3t Gber alle wichtigen Angelegenheiten des Unternehmens gemaf
§ 27 Abs. 1 GO, soweit sie nicht bestimmte Entscheidungen allgemein durch die
Hauptsatzung oder diese Betriebssatzung oder im Einzelfall auf den:den:die
Burgermeister:in oder den Werkausschuss uUbertragen hat. Sie beschlie3t Gber alle
Angelegenheiten des Unternehmens, fir die sie gemal § 27 Abs. 1i.V.m. §28 GO und § 5
EigVO zustandig ist.

§ 13 Wirtschaftsjahr, Wirtschaftsfithrung, Rechnungswesen

(1) Wirtschaftsjahr ist das Haushaltsjahr der Hansestadt Lubeck.

(2) Fur die Wirtschaftsfihrung und das Rechnungswesen gelten die Vorschriften der EigVO.
§ 14 Wirtschaftsplan und Jahresabschluss

(1) Das Unternehmen hat vor Beginn jedes Wirtschaftsjahres einen Wirtschaftsplan nach den
Vorschriften der EigVO aufzustellen.

(2) Bei dringendem Bedarf ist das Unternehmen berechtigt, im Laufe des Wirtschaftsjahres
Uber die in der Stelleniibersicht vorgesehenen Stellen hinaus ohne Anderung der
Stelleniibersicht bis zu sechs Beschéftigte bis zur Entgeltgruppe 9 TV8D einzustellen. Uber
die neuen Stellen ist spatestens im Wirtschaftsplan (Stellenlbersicht) fir das nachste
Wirtschaftsjahr zu entscheiden.

(3) Die Direktion hat einen Jahresabschluss inkl. Anhang nach Mafgabe der EigvVO
innerhalb der gesetzlichen Fristen aufzustellen.

(4) Im Anhang sowie auf der Internetseite des Finanzministeriums gilt § 285 Nummer 9 und
10 des Handelsgesetzbuches (HGB) mit der Maligabe, dass die Angaben flir die Mitglieder
der Direktion und des Werkausschusses zu machen sind. § 285 Nummer 9 Buchstabe a des
Handelsgesetzbuches (HGB) ist mit der Malligabe anzuwenden, dass die fir die Tatigkeit im
Geschéftsjahr gewahrten Gesamtbezlige der Mitglieder der Direktion sowie die fir die
Tatigkeit im Geschaftsjahr gewahrten Leistungen fur die Mitglieder des Werkausschusses im
Anhang des Jahresabschlusses sowie auf der Internetseite des Finanzministeriums fur jede
Personengruppe sowie zusatzlich unter Namensnennung die Bezlige und Leistungen fiir
jedes einzelne Mitglied dieser Personengruppe unter Aufgliederung nach Komponenten im
Sinne des § 285 Nummer 9 Buchstabe a HGB angegeben werden, soweit es sich um
Leistungen des Unternehmens handelt. Die individualisierte Ausweisungspflicht gilt auch fur
Leistungen entsprechend § 102 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 Halbsatz 2 GO. § 285 Nummer 8
und § 286 Absatz 2 bis 4 HGB finden keine Anwendung.

§ 15 Inkrafttreten
(1) Diese Betriebssatzung tritt mit dem Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung vom 05.09.2012 aul3er Kraft.
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Neufassung der Betriebssatzung der Liibecker Schwimmbader
Betriebssatzung fir die Liibecker Schwimmbader

Aufgrund des § 4 Abs. 1 und des § 101 Abs. 4 der Gemeindeordnung fir Schleswig-Holstein
in Verbindung mit § 6 der Landesverordnung Uber die Eigenbetriebe flr das Land Schleswig-
Holstein vom 5. Dezember 2017 (GVOBI. Schl.-H. 2017, 558) wird nach Beschlussfassung
durch die Burgerschaft vom [Datum der Beschlussfassung] folgende Betriebssatzung
erlassen:

§ 1 Name des Unternehmens
Das Unternehmen flihrt die Bezeichnung ,Libecker Schwimmbader®.
§ 2 Gegenstand des Unternehmens

(1) Die Lubecker Schwimmbader (LSB) sind ein Unternehmen der Hansestadt Libeck ohne
eigene Rechtspersonlichkeit i. S. des § 101 Abs. 4 Gemeindeordnung (GO). Das
Unternehmen ist gemaf den Vorschriften der Landesverordnung uber die Eigenbetriebe
(EigVO) organisatorisch gesondert zu fihren und finanzwirtschaftlich als Sondervermégen
zu behandeln.

(2) Gegenstand des Betriebes ist die Bereitstellung und Instandhaltung der Grundstlicke,
Gebaude und technischen Einrichtungen fir die wirtschaftliche Verwaltung des Vermdgens
sowie der Betrieb der 6ffentlichen Schwimmhallen, Frei- und Flussbader, Badestellen oder
Saunen.

(3) Dem Betrieb kdnnen durch Beschluss der Blrgerschaft andere Unternehmen, die seinen
Unternehmenszweck férdern oder in seinen Geschaftsbereich fallen, angegliedert werden;
fur entsprechende Betriebe der Hansestadt Liibeck kann auch die Betriebsflihrung
Ubernommen werden.

(4) Das Unternehmen ist den Gleichstellungszielen der Hansestadt Libeck verpflichtet und
soll im Rahmen der Erfullung seiner Aufgaben geman Abs. 2 bis 4 zu ihrer Verwirklichung
beitragen.

§ 3 Stammkapital
Das Stammkapital des Unternehmens betragt 1.500.000 EUR.
§ 4 Organe des Unternehmens

Zustandige Organe des Unternehmens sind:

a) die Birgerschaft,
b) der Schul- und Sportausschuss als (,Werkausschuss®),
c) der:die Burgermeister:in,

d) die Werkleitung.
§ 5 Werkleitung

(1) Die Leitung des Unternehmens besteht aus einem:einer Direktor:in als Werkleitung im
Sinne der Eigenbetriebsverordnung.
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(2) Fur die Werkleitung ist eine standige Vertretung zu bestellen. Die Bestellung erfolgt durch
die Werkleitung in Abstimmung mit dem:der Burgermeister:in.

(3) Dienstvorgesetzte:r der Werkleitung ist der:die Biirgermeister:in. Im Ubrigen bestimmt die
Werkleitung die innere Organisation des Unternehmens.

§ 6 Aufgaben der Werkleitung

(1) Die Werkleitung leitet das Unternehmen und entscheidet in allen Angelegenheiten des
Unternehmens, soweit diese nicht durch die Gemeindeordnung, die Landesverordnung Utber
die Eigenbetriebe oder diese Betriebssatzung anderen Stellen vorbehalten sind; sie ist fir
die wirtschaftliche Fihrung des Unternehmens verantwortlich.

(2) Die Werkleitung hat auf die Einheitlichkeit der Unternehmensfiihrung hinzuwirken. Sie
beaufsichtigt den Geschaftsgang des Unternehmens.

(3) Die Werkleitung vollzieht die Beschlisse der Burgerschaft bzw. des Hauptausschusses,
des Werkausschusses und die Entscheidungen des:der Burgermeister:in in Angelegenheiten
des Unternehmens.

(4) Das Unternehmen ist nach kaufmannischen Grundséatzen unter Beachtung der
Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu fuhren.

(5) Der Werkleitung obliegt die laufende Betriebsflihrung. Dazu gehéren insbesondere:
a) die selbstandige und verantwortliche Leitung des Unternehmens,

b) die Aufstellung des Wirtschaftsplanes und Beiftigung der Anlagen vor Beginn des
Wirtschaftsjahres nach § 12 EigVO,

c) der Abschluss von Vertragen, soweit diese fir die Hansestadt Liibeck nicht von
erheblicher finanzieller Bedeutung sind,

d) die Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes nach § 24 EigVO,
e) Auftragsvergaben unterhalb der in § 10 festgelegten Wertgrenzen.

f) Mehrauszahlungen nach § 14 Abs. 5 EigVO, soweit sie fur das Einzelvorhaben die
Wertgrenze von 25 % des Auszahlungsansatzes und 100.000 EUR netto bezogen auf das
Einzelvorhaben nicht Gbersteigen.

Uber Angelegenheiten, die nicht zur laufenden Betriebsfiihrung gehéren und die dem:der
Blrgermeister:in durch die Hauptsatzung oder die Eigenbetriebsverordnung zur
Entscheidung Ubertragen wurden, entscheidet der:die Blrgermeister:in.

(6) Die Werkleitung hat den:die Burgermeister:in und den Werkausschuss laufend Uber alle
wichtigen Angelegenheiten des Unternehmens zu unterrichten und auf Verlangen jede
Auskunft zu erteilen. Die Unterrichtung soll ohne Verzégerung und in der Regel schriftlich
geschehen. Die Unterrichtungspflicht besteht fur alle Angelegenheiten von gré3erer
Tragweite, wie sie beispielsweise beim Auftreten unvorhergesehener Ereignisse, bei neuen
Erkenntnissen, die ein Abweichen von bisherigen Planungen oder Vorstellungen bedingen,
oder bei Bekanntwerden besonderer Angelegenheiten, die die Geschaftspolitik des
Unternehmens oder das Unternehmen in technischer oder wirtschaftlicher Sicht erheblich
berlhren, auftreten kdnnen. Daruber hinaus soll die Werkleitung den:die Birgermeister:in
und den Werkausschuss vierteljahrlich, mindestens jedoch halbjahrlich tGber die Entwicklung
der Ertrage und Aufwendungen, der im Stellenplan enthaltenen Stellen sowie Uber die
Abwicklung des Vermogensplanes schriftlich unterrichten.

2
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(7) Die Werkleitung hat dem:der Burgermeister:in und dem Werkausschuss rechtzeitig den
Entwurf des Wirtschaftsplans, des Jahresabschlusses, des Lageberichts, die
Zwischenberichte und die erforderlichen Informationen zur Durchfiihrung des
gesamtstadtischen Berichtswesens und Controllings zuzuleiten; sie hat ihr:ihm ferner alle
MaRnahmen mitzuteilen, die sich auf die Finanzwirtschaft der Hansestadt Liibeck auswirken.

(8) In Fallen, die keinen Aufschub dulden und fiir die die Blrgerschaft, der Hauptausschuss
oder der Werkausschuss zustandig sind, hat die Werkleitung die Entscheidung des:der
Blrgermeister:in einzuholen. Der:die Blrgermeister:in hat die Entscheidungsgriinde und die
Art der Erledigung der Blrgerschaft bzw. dem Hauptausschuss oder dem Werkausschuss
unverziglich mitzuteilen. Die Burgerschaft bzw. der Hauptausschuss oder der
Werkausschuss kann die Eilentscheidung aufheben, soweit nicht bereits Rechte Dritter
entstanden sind.

(9) Es ist Aufgabe der Werkleitung, die dem Unternehmen flr dessen Zweck Uibergebenen
Grundstticke als Teile des Vermdgens des Betriebes zu verwalten und die Einrichtungen zu
betreiben. Die Werkleitung hat insoweit die sich aus dem Grundstlickseigentum der
Hansestadt Libeck ergebenden Rechte und Verpflichtungen wahrzunehmen bzw. zu
erfillen. Dieses gilt nicht fir folgende Aufgaben:

a) Erwerb und Veraulerung von Grundstiicken und grundstiicksgleichen Rechten,
b) Registrierung der Grundstiicke im Lagerbuch und Besitzatlas,

c) Antrage an das Katasteramt auf Anderung der Grundstiicksgrenzen und
Eintragungsantrage an das Grundbuchamt,

d) Belastung der Grundstiicke durch Eintragung in die Abteilungen Il und Il des
Grundbuches,

e) Ubernahme offentlich-rechtlicher Baulasten.

§ 7 Vertretung des Unternehmens

(1) Die Werkleitung vertritt die Hansestadt Libeck in den Angelegenheiten des
Unternehmens, die ihrer Entscheidung unterliegen.

(2) Absatz 1 gilt auch fur die Angelegenheiten, in denen die Entscheidung Gbergeordneter
Organe noch herbeigeflhrt werden muss.

(3) Erklarungen des Unternehmens, durch die die Hansestadt Libeck verpflichtet werden soll
und die nach Absatz 1 in die Zustandigkeit der Werkleitung fallen, bedurfen grundsatzlich der
Schriftform. Fallt die Abgabe der Erklarungen nicht in die Zustandigkeit der Werkleitung, ist
nach § 56 GO zu verfahren.

(4) Die Werkleitung ist ermachtigt, andere Betriebsangehérige mit ihrer Vertretung zu
beauftragen, soweit es sich um regelmafig wiederkehrende Geschafte der laufenden
Betriebsfuhrung handelt. Die von der Werkleitung mit ihrer Vertretung beauftragten
Betriebsangehdrigen unterzeichnen ,im Auftrag®.

(5) Vertretungserklarungen bedurfen grundsatzlich der Schriftform. Die Namen der
Vertretungsberechtigten und der Umfang ihrer Vertretungsbefugnis werden im Unternehmen
zur Einsichtnahme ausgelegt.
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§ 8 Bestellung und Abberufung der Werkleitung
(1) Die Werkleitung wird nach § 65 GO i.V.m. der Hauptsatzung bestellt und abberufen.

(2) Der Werkausschuss ist vor der Bestellung und der Abberufung zu beteiligen.

§ 9 Werkausschuss

(1) Zustandiger Ausschuss ist der Schul- und Sportausschuss der Hansestadt Liibeck. Seine
Aufgaben und die Zusammensetzung werden durch die Hauptsatzung und diese
Betriebssatzung bestimmt. Inm sollen auch besonders sachkundige Blrger:innen
angehoren.

(2) Der:die Burgermeister:in und die Werkleitung sind berechtigt und auf Verlangen
verpflichtet, an den Sitzungen des Werkausschusses teilzunehmen. Sie sind verpflichtet,
dem Werkausschuss Auskunft zu erteilen. Der:die Birgermeister:in berichtet laufend tber
die wichtigen Angelegenheiten des Unternehmens. Bei der Wahrnehmung dieser Rechte
und Pflichten und derjenigen aus § 10 Abs. 2 kann sich der:die Blrgermeister:in vertreten
lassen. Im Ubrigen gelten fiir den Werkausschuss die Vorschriften der Geschéftsordnung fiir
die Burgerschaft der Hansestadt Libeck.

§ 10 Aufgaben des Werkausschusses

(1) Der Werkausschuss bereitet die Beschllisse der Birgerschaft und des
Hauptausschusses in den Angelegenheiten des Unternehmens vor.

(2) Der Werkausschuss kann von dem:der Blirgermeister:in und der Werkleitung alle
Auskunfte verlangen, die fur seine Beschlussfassung erforderlich sind.

(3) Der Werkausschuss entscheidet tber die ihm nach § 5 Abs. 2 EigVO von der
Burgerschaft Gbertragenen Aufgaben sowie:

a) Mehrauszahlungen nach § 14 Abs. 5 EigVO, soweit sie fir das Einzelvorhaben die
Wertgrenze von 25 % des Auszahlungsansatzes und 100.000 EUR netto bezogen auf das
Einzelvorhaben Ubersteigen.

b) die Freigabe zur Umsetzung von Lieferungen und Leistungen, wenn die Auftragssumme
den Wert von 175.000 EUR netto Ubersteigt.

c) Uber die Vergabe von Nachtragen, wenn er bereits tGber die Freigabe zur Umsetzung des
Hauptauftrags entschieden hat und der Nachtrag 25 % der Auftragssumme Ubersteigt; bei
Nachtragen bis 100.000 EUR netto bezogen auf das Einzelvorhaben entfallt die
Entscheidungsnotwendigkeit;

d) Uber die Vergabe von Auftragen an externe Gutachter:innen bzw. Planungsauftrage mit
einem Auftragswert von mehr als 25.000 EUR netto, soweit diese nicht aufgrund gesetzlicher
Vorgaben erforderlich werden. Ausgenommen sind ferner alle Planungsleistungen, die in
Verbindung mit der Errichtung und Anderung von Bauwerken oder technischen Anlagen
stehen, wie z. B. Architekt:innenleistungen, Tragwerksplanung, Bodengutachten, TGA-
Planung, Vermessung u.a.
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Soweit die in Buchst. a), b), ¢) und d) genannten Wertgrenzen nicht Gberschritten werden,
entscheidet die Werkleitung.

(4) Dem Werkausschuss sind vorzulegen:

a) der Zwischenbericht nach § 18 EigVO,
b) der Jahresabschluss nach § 19 EigVO und der Lagebericht nach § 23 EigVO,

c) das Ergebnis der Prifung nach § 24 EigVO.

§ 11 Rechte und Aufgaben der Beteiligungsverwaltung

Die Beteiligungsverwaltung darf sich, soweit andere Rechtsvorschriften nicht
entgegenstehen, jederzeit Gber Angelegenheiten des Unternehmens informieren, an
Sitzungen des Werkausschusses teilnehmen und Unterlagen einsehen.

§ 12 Aufgaben der Biirgerschaft

Die Burgerschaft beschlief3t Gber alle wichtigen Angelegenheiten des Unternehmens gemaf
§ 27 Abs. 1 GO, soweit sie nicht bestimmte Entscheidungen allgemein durch die
Hauptsatzung oder diese Betriebssatzung oder im Einzelfall auf den:die Birgermeister:in
oder den Werkausschuss Ubertragen hat. Sie beschlie3t Gber alle Angelegenheiten des
Unternehmens, fur die sie gemal § 27 Abs. 1i. V. m. § 28 GO und § 5 EigVO zustandig ist.

§ 13 Wirtschaftsjahr, Wirtschaftsfiihrung, Rechnungswesen

(1) Wirtschaftsjahr ist das Haushaltsjahr der Hansestadt Libeck.

(2) Fur die Wirtschaftsfiuhrung und das Rechnungswesen gelten die Vorschriften der EigVO.
§ 14 Wirtschaftsplan und Jahresabschluss

(1) Das Unternehmen hat vor Beginn jedes Wirtschaftsjahres einen Wirtschaftsplan nach den
Vorschriften der EigVO aufzustellen.

(2) Bei dringendem Bedarf ist das Unternehmen berechtigt, im Laufe des Wirtschaftsjahres
Uber die in der Stelleniibersicht vorgesehenen Stellen hinaus ohne Anderung der
Stelleniibersicht bis zu drei Beschéftigte bis zur Entgeltgruppe 6 TVSD einzustellen. Uber die
neuen Stellen ist spatestens im Wirtschaftsplan (Stellenlibersicht) fir das nachste
Wirtschaftsjahr zu entscheiden.

(3) Die Werkleitung hat einen Jahresabschluss inkl. Anhang nach Malgabe der EigvVO
innerhalb der gesetzlichen Fristen aufzustellen.

(4) Im Anhang sowie auf der Internetseite des Finanzministeriums gilt § 285 Nummer 9 und
10 des Handelsgesetzbuches (HGB) mit der MaRgabe, dass die Angaben flr die Mitglieder
der Werkleitung und des Werkausschusses zu machen sind. § 285 Nummer 9 Buchstabe a
des Handelsgesetzbuches (HGB) ist mit der Malkgabe anzuwenden, dass die fir die
Tatigkeit im Geschéftsjahr gewahrten Gesamtbeziige der Mitglieder der Werkleitung sowie
die fur die Tatigkeit im Geschaftsjahr gewahrten Leistungen fir die Mitglieder des
Werkausschusses im Anhang des Jahresabschlusses sowie auf der Internetseite des
Finanzministeriums fir jede Personengruppe sowie zusatzlich unter Namensnennung die
Bezuge und Leistungen fir jedes einzelne Mitglied dieser Personengruppe unter

5
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Aufgliederung nach Komponenten im Sinne des § 285 Nummer 9 Buchstabe a HGB
angegeben werden, soweit es sich um Leistungen des Unternehmens handelt. Die
individualisierte Ausweisungspflicht gilt auch fiir Leistungen entsprechend § 102 Absatz 2
Satz 1 Nummer 8 Halbsatz 2 GO. § 285 Nummer 8 und § 286 Absatz 2 bis 4 HGB finden
keine Anwendung.

§ 15 Inkrafttreten

(1) Diese Betriebssatzung tritt mit dem Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung vom 01.01.2006 auler Kraft.
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Stand: 10.08.2021

Betriebssatzung fiir den
Kurbetrieb Travemiinde
(KBT) vom 13.03.2002 in
der Fassung der 1.
Anderungssatzung vom
03.09.2004

Zum Beschluss vorgeschlagene

Neufassung der
Betriebssatzung Kurbetrieb
Travemiinde

Kommentare und Erlauterungen

Betriebssatzung
fir den Kurbetrieb Travemiinde

Aufgrund des § 4 Abs. 1 und des
§ 106 der Gemeindeordnung flr
Schleswig-Holstein in Verbindung
mit § 6 der Landesverordnung
Uber die Eigenbetriebe flir das
Land Schleswig-Holstein vom 05.
Dezember 2017 (GVOBI. Schl.-H.
2017, 558) wird nach
Beschlussfassung durch die
Burgerschaft der Hansestadt
Libeck vom [Datum der
Beschlussfassung] folgende
Betriebssatzung erlassen:

Die gesetzlichen Grundlagen sind
den aktuellen Regelungen
anzupassen.

§ 2 Name des
Unternehmens

Das Unternehmen fihrt die
Bezeichnung ,Kurbetrieb
Traveminde® (KBT).

§ 1 Name des Eigenbetriebs

Der Eigenbetrieb flhrt die
Bezeichnung ,Kurbetrieb
Travemunde® (KBT).

Zur Vereinheitlichung findet sich
nach dem Vorbild der
Mustersatzung des Landes
Schleswig-Holstein
(Mustersatzung) der Name des
Unternehmens jeweils in § 1, der
Gegenstand in § 2.
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§ 1 Gegenstand und
Aufgabe des
Eigenbetriebes
Kurbetrieb Travemiinde
(KBT)

(1) Als Nachfolger der
Libeck und Traveminde
Tourismus-Zentrale (LTZ)
ist der Kurbetrieb
Travemunde (KBT) — im
nachfolgenden
,unternehmen® genannt —
ein Eigenbetrieb der
Hansestadt Lubeck.

§ 2 Gegenstand des
Eigenbetriebs

(1) Der Eigenbetrieb Kurbetrieb
Travemunde (KBT) st ein
wirtschaftliches Unternehmen der
Hansestadt Lubeck ohne eigene
Rechtspersonlichkeit.

(2) Gegenstand des
Unternehmens sind die

Anpassung entsprechend der
Mustersatzung/

Begriindung siehe oben. Es
entféllt die einleitende
Bezugnahme auf die Liibeck und
Travemiinde Tourismus-Zentrale,
die sich durch Zeitablauf iiberholt
hat (rein redaktionelle Anderung).

Der bisherige
Unternehmensgegenstand des
KBT wird unveréndert

(2) Gegenstand des Schaffung, Pflege, Organisation beibehalten.
Unternehmens sind die und Betrieb von 6ffentlichen
Schaffung, Pflege, touristischen Einrichtungen im
Organisation und Betrieb | Stadtteil Kurort und Seeheilbad
}[’0” @Ifenrt]lichzr) ht Travemiinde, insbesondere die
e AT Se" | Watmenung cer it e
Travemiinde, insbesondere Kurbetrieb sowie mit der Nah- und
die Wahrnehmung der mit | Kurzzeiterholung verbundenen
einem Kurbetrieb sowie mit | Aufgaben. Hierbei sind im
der Nah- und Rahmen eines modernen
Kurzzeiterholung Tourismus-Managements
ve_rbun_de_neq Aufgaben. okonomische, soziokulturelle
Hierbei sind im Rahmen L .
eines modernen sowie oko.Ioglsche und
Tourismus-Managements balneologische Aspekte zu
okonomische, sozio- bertcksichtigen. Das

2
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kulturelle sowie
Okologische und
balneologische Aspekte zu
bertcksichtigen. Das
Unternehmen ist zu allen
Maflnahmen berechtigt, die
der Verwirklichung des
Unternehmenszweckes zu
dienen geeignet sind.

(3) Dem Unternehmen
kénnen durch Beschluss
der Burgerschaft andere
Unternehmen, die seinen
Unternehmenszweck
fordern oder in seinen
Geschaftsbereich fallen,
angegliedert werden; fur
entsprechende Betriebe
der Hansestadt Lubeck
kann auch die
Betriebsflihrung
Ubernommen werden.

Unternehmen ist zu allen
Maflnahmen berechtigt, die der
Verwirklichung des
Unternehmenszweckes zu dienen
geeignet sind.

(3) Dem Eigenbetrieb kénnen
durch Beschluss der Birgerschaft
andere Unternehmen, die seinen
Unternehmenszweck férdern oder
in seinen Geschaftsbereich fallen,
angegliedert werden; flr
entsprechende Betriebe der
Hansestadt Libeck kann auch die
Betriebsflihrung Gbernommen
werden.

(4) Der Eigenbetrieb ist den
Gleichstellungszielen der
Hansestadt Libeck verpflichtet
und soll im Rahmen der Erfillung
seiner Aufgaben gemaf Abs. 2
bis 3 zu ihrer Verwirklichung
beitragen.

Die Gleichstellungsziele wurden
einheitlich in alle drei
Betriebssatzungen aufgenommen.
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§ 3 Stammkapital

Das Stammkapital des
Unternehmens betragt
2.550.000 EURO

(in Worten:
zweimillionenfinfhundertfu
nfzigtausend).

§ 3 Stammkapital

Das Stammkapital des
Eigenbetriebes betragt
2.550.000,00 EUR.

Das bisherige Stammbkapital des
KBT wird unveréndert
beibehalten.

Organe in der bestehenden
Betriebssatzung nicht
genannt

§ 4 Organe des Unternehme

Zustandige Organe des
Eigenbetriebes sind:

a) die Blrgerschaft der
Hansestadt Libeck,
b) der Wirtschaftsausschuss

und Ausschuss fur den
,Kurbetrieb Travemunde (KBT)“
als (,Werkausschuss®),
c) der:die Blrgermeister:in,
d) die Werkleitung.

Die Organe sind bisher nicht
explizit im Satzungstext
aufgelistet; dies wird aus der
Mustersatzung libernommen.
Materielle Anderungen sind damit
nicht verbunden, es bleibt insoweit
bei den bisherigen
Zusténdigkeiten.

§ 4 Werkleitung

(1) Zur Leitung des
Eigenbetriebes wird eine
Werkleiterin oder ein
Werkleiter bestellt.

(2) Die Werkleiterin/der
Werkleiter flihrt die
Bezeichnung
Kurdirektorin/Kurdirektor.

§ 5 Werkleitung

(1) Die Leitung des
Eigenbetriebes besteht aus der
Werkleitung.

(2) Der:die Werkleiter:in fuhrt die
Bezeichnung Kurdirektor:in.

(3) Fur die Werkleitung ist eine
standige Vertretung zu bestellen.

Die bisherige Terminologie bleibt
bestehen und die
Vertretungsregelungen werden
vereinfacht.
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Die Bestellung erfolgt durch die Die Vertretungsregelung wird

(3) Vertreterin oder Werkleitung in Abstimmung mit nach dem Vorbild der

Vertreter der dem:der Blrgermeister:in. Mustersatzung allgemeingdiltiger
Werkleiterin/des formuliert./

Werkleiters ist die (4) Dienstvorgesetzte:r der Zur Bestellung/Abberufung der
Leiterin/der Leiter des Werkleitung ist der:die Werkleitung s. u. bei § 8.
Sachgebietes Burgermeister:in. Im Ubrigen

Liegenschaften/Kurabgabe. | bestimmt die Werkleitung die Anpassung an die Mustersatzung

innere Organisation des
(4) Dienstvorgesetzte oder | Eigenbetriebes.
Dienstvorgesetzter der
Werkleiterin/des
Werkleiters ist die
Burgermeisterin oder der
Burgermeister der
Hansestadt Lubeck.

(5) Die Werkleiterin oder
der Werkleiter ist als
standige/r Vertreter/in der
Blrgermeisterin

oder des Birgermeisters
Dienstvorgesetzte oder
Dienstvorgesetzter der
Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des
Unternehmens.

§ 5 Aufgaben der

Werkleitung § 6 Aufgaben der Werkleitung
(1) Der Kurbetrieb (1) Die Werkleitung leitet den
Traveminde (KBT) ist Eigenbetrieb und entscheidet in
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gemal den Vorschriften
der
Eigenbetriebsverordnung
organisatorisch gesondert
zu flhren und
finanzwirtschaftlich als
Sondervermdgen zu
behandeln. Die Werkleitung
leitet das Unternehmen
selbstandig und
entscheidet in allen
Angelegenheiten des
Unternehmens, soweit
nicht durch die
Gemeindeordnung, die
Eigenbetriebsverordnung,
die Hauptsatzung oder
diese Betriebssatzung
etwas anderes bestimmt
wird; die Werkleitung ist fur
die wirtschaftliche Flhrung
des Unternehmens
verantwortlich. Weiterhin
vollzieht die Werkleitung
die Beschlusse der
Blrgerschaft, des
Werkausschusses und die
Entscheidungen der
Burgermeisterin oder des
Blrgermeisters in
Angelegenheiten des
Unternehmens.

allen Angelegenheiten des
Eigenbetriebes, soweit diese nicht
durch die Gemeindeordnung
(GO), die Landesverordnung Uber
die Eigenbetriebe (EigVO) oder
diese Betriebssatzung anderen
Stellen vorbehalten sind; sie ist fir
die wirtschaftliche Fihrung des
Eigenbetriebes verantwortlich.

(2) Die Werkleitung hat auf die
Einheitlichkeit der
Unternehmensfiihrung
hinzuwirken. Sie beaufsichtigt den
Geschaftsgang des
Eigenbetriebes.

(3) Die Werkleitung vollzieht die
BeschlUsse der Birgerschaft bzw.
des Hauptausschusses, des
Werkausschusses und die
Entscheidungen des:der
Burgermeister:in in
Angelegenheiten des
Eigenbetriebes.

(4) Der Eigenbetrieb ist nach
kaufmannischen Grundsatzen
unter Beachtung der
Wirtschaftsgrundsatze des § 107
der GO zu fuhren.
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(2) Das Unternehmen ist
nach kaufméannischen
Grundsatzen zu fuhren.

(3) Die laufende
Betriebsflihrung obliegt der
Werkleitung. Dazu gehéren
alle regelmafRig
wiederkehrenden
MalRnahmen, die zur
Durchflihrung der
Aufgaben, zur
Aufrechterhaltung des
Betriebes, zur
Uberwachung und
Instandsetzung der
Anlagen und zum

Einsatz des Personals
notwendig sind. Dazu
gehort auch die
Durchflihrung des
Wirtschaftsplanes. Die
besonderen
Zustandigkeiten nach den
§§ 8, 9, 10 bleiben
unberihrt.

(4) Die Werkleitung hat die
Blrgermeisterin oder den
Blrgermeister und den
Werkausschuss laufend
uber alle wichtigen
Angelegenheiten des
Unternehmens zu

(5) Der Werkleitung obliegt die
laufende Betriebsfiihrung, dazu
gehoren insbesondere:

a) die selbstandige und
verantwortliche Leitung des
Eigenbetriebes,

b) die Aufstellung des
Wirtschaftsplanes und Beifligung
der Anlagen vor Beginn des
Wirtschaftsjahres nach § 12 der
EigVO,

c) der Abschluss von Vertragen,
soweit diese fur die Hansestadt
Lubeck nicht von erheblicher
finanzieller Bedeutung sind,

d) die Aufstellung des
Jahresabschlusses und des
Lageberichtes nach § 24 der
EigVO,

e) Auftragsvergaben unterhalb der
in § 10 festgelegten Wertgrenzen.

f) Mehrauszahlungen nach § 14
Abs. 5 EigVO, soweit sie fir das
Einzelvorhaben die Wertgrenze
von 25 % des
Auszahlungsansatzes und
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unterrichten und auf
Verlangen jede Auskunft zu
erteilen.

(5) Die Werkleitung hat der
Blrgermeisterin oder dem
Blrgermeister rechtzeitig
den Entwurf des
Wirtschaftsplanes, des
Jahresabschlusses, des
Lageberichtes sowie die
Zwischenberichte, die
erforderlichen
Informationen zur
Durchfiihrung des gesamt-
stadtischen
Berichtswesens und
Controllings zuzuleiten; sie
hat ferner alle MalRnahmen
mitzuteilen, die sich auf die
Finanzwirtschaft der
Hansestadt Libeck
auswirken.

(6) In Fallen, die keinen
Aufschub dulden und far
die die Blrgerschaft oder
der Werkausschuss
zustandig sind, hat die
Werkleitung die

100.000 EUR netto bezogen auf
das Einzelvorhaben nicht
Ubersteigen.

Uber Angelegenheiten, die nicht
zur laufenden Betriebsflihrung
gehoéren und die dem:der
Burgermeister:in durch die
Hauptsatzung oder die
Eigenbetriebsverordnung zur
Entscheidung Ubertragen wurden,
entscheidet der:die
Burgermeister:in.

(6) Die Werkleitung hat den:die
Burgermeister:in und den
Werkausschuss laufend Uber alle
wichtigen Angelegenheiten des
Eigenbetriebes zu unterrichten
und auf Verlangen jede Auskunft
zu erteilen. Die Unterrichtung soll
ohne Verzoégerung und in der
Regel schriftlich geschehen. Die
Unterrichtungspflicht besteht flr
alle Angelegenheiten von
grolierer Tragweite, wie sie
beispielsweise beim Auftreten
unvorhergesehener Ereignisse,

Verfahren in Anwendung des § 65
Abs. 4 GO
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Entscheidung der
Blrgermeisterin oder des
Blrgermeisters einzuholen.

(7) Es ist Aufgabe der
Werkleitung, die dem
Unternehmen fur dessen
Zweck Ubergebenen
stadteigenen Grundstlicke
als Teile des Vermogens
des Unternehmens zu
verwalten. Die Werkleitung
hat insoweit die sich aus
dem Grundstlickseigentum
der Hansestadt Lubeck
ergebenden Rechte und
Verpflichtungen
wahrzunehmen bzw. zu
erflllen. Dieses gilt nicht fur
folgende Aufgaben:

a) Erwerb und
Veraulierung von
Grundstucken und
grundstlicksgleichen
Rechten;

b) Antrage an das
Katasteramt auf Anderung
der Grundstucksgrenzen
und Eintragungsantrage an
das Grundbuchamt;

c) Belastung der
Grundstucke durch
Eintragungen in die

bei neuen Erkenntnissen, die ein
Abweichen von bisherigen
Planungen oder Vorstellungen
bedingen, oder bei
Bekanntwerden besonderer
Angelegenheiten, die die
Geschéftspolitik des
Eigenbetriebes oder den
Eigenbetrieb in technischer oder
wirtschaftlicher Sicht erheblich
berlhren, auftreten kénnen.
Daruber hinaus soll die
Werkleitung den:die
Blrgermeister:in und den
Werkausschuss vierteljahrlich,
mindestens jedoch halbjahrlich
Uber die Entwicklung der Ertrage
und Aufwendungen, der im
Stellenplan enthaltenen Stellen
sowie Uber die Abwicklung des
Vermdgensplanes schriftlich
unterrichten.

(7) Die Werkleitung hat dem:der
Blrgermeister:in und dem
Werkausschuss rechtzeitig den
Entwurf des Wirtschaftsplans, des
Jahresabschlusses, des
Lageberichts, die
Zwischenberichte und die
erforderlichen Informationen zur
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Abteilungen 2 und 3 des
Grundbuches;

d) Ubernahme &ffentlich-
rechtlicher Baulasten;

e) Registrierung der
Grundstlicke im Lagerbuch
bzw. Besitzatlas.

Durchfiihrung des
gesamtstadtischen
Berichtswesens und Controllings
zuzuleiten; sie hat ihr:ihm ferner
alle MaRnahmen mitzuteilen, die
sich auf die Finanzwirtschaft der
Hansestadt Libeck auswirken.

(8) In Fallen, die keinen Aufschub
dulden und fur die die
Burgerschaft, der
Hauptausschuss oder der
Werkausschuss zustandig sind,
hat die Werkleitung die
Entscheidung des:der
Blrgermeister:in einzuholen.
Der:die Blrgermeister:in hat die
Entscheidungsgriinde und die Art
der Erledigung der Blrgerschaft
bzw. dem Hauptausschuss oder
dem Werkausschuss unverzuglich
mitzuteilen. Die Birgerschaft bzw.
der Hauptausschuss oder der
Werkausschuss kann die
Eilentscheidung aufheben, soweit
nicht bereits Rechte Dritter
entstanden sind.

(9) Es ist Aufgabe der
Werkleitung, die dem Eigenbetrieb
fur dessen Zweck Ubergebenen
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Grundstiicke als Teile des
Vermogens des Eigenbetriebes zu
verwalten und die Einrichtungen
zu betreiben. Die Werkleitung hat
insoweit die sich aus dem
Grundstuickseigentum der
Hansestadt Libeck ergebenden
Rechte und Verpflichtungen
wahrzunehmen bzw. zu erflllen.
Dieses qilt nicht fur folgende
Aufgaben:

a) Erwerb und VeraulRerung von
Grundstiicken und
grundstlicksgleichen Rechten,

b) Registrierung der Grundstiicke
im Lagerbuch und Besitzatlas,

c) Antrage an das Katasteramt auf
Anderung der
Grundstiicksgrenzen und
Eintragungsantrage an das
Grundbuchamt,

d) Belastung der Grundstlicke
durch Eintragung in die
Abteilungen Il und Ill des
Grundbuches,

e) Ubernahme &ffentlich-
rechtlicher Baulasten.
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§ 6 Vertretung und
Verpflichtungserklarunge
n

(1) Die Werkleiterin oder
der Werkleiter vertritt die
Hansestadt Libeck in den
Angelegenheiten des
Unternehmens, die
ihrer/seiner Entscheidung
unterliegen.

(2) In Angelegenheiten, in
denen die Entscheidung
der Blrgerschaft, des
Haupt- oder
Werkausschusses oder der
Burgermeisterin oder des
Blrgermeisters
herbeizuflhren ist, wird die
Werkleiterin oder der
Werkleiter mit der
Ausflihrung der gefassten
Entscheidung beauftragt,
es sei denn, die
Blrgermeisterin oder der
Burgermeister trifft im
Einzelfall eine besondere
Regelung.

(3) Die Hansestadt Liubeck
wird in Angelegenheiten
des Unternehmens von der
Werkleiterin oder dem
Werkleiter vertreten. Im

§ 7 Vertretung des
Eigenbetriebes

(1) Die Werkleitung vertritt die
Hansestadt Lubeck in den
Angelegenheiten des
Eigenbetriebes, die ihrer
Entscheidung unterliegen.

(2) Absatz 1 gilt auch fir die
Angelegenheiten, in denen die
Entscheidung Gibergeordneter
Organe noch herbeigefihrt
werden muss.

(3) Erklarungen des
Eigenbetriebes, durch die die
Hansestadt Libeck verpflichtet
werden soll und die nach Absatz 1
in die Zustandigkeit der
Werkleitung fallen, bedurfen
grundsatzlich der Schriftform. Fallt
die Abgabe der Erklarungen nicht
in die Zustandigkeit der
Werkleitung, ist nach § 56 GO zu
verfahren.

(4) Die Werkleitung ist ermachtigt,
andere Betriebsangehdrige mit
ihrer Vertretung zu beauftragen,
soweit es sich um regelmaRig

Anpassung an die Mustersatzung
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Verhinderungsfall tritt an
ihre/seine Stelle die
Leiterin/der Leiter des
Sachgebietes
Liegenschaften/Kurabgabe.

(4) Die Werkleiterin oder
der Werkleiter
unterzeichnet unter dem
Namen des Eigenbetriebes
ohne Angabe eines
Vertretungsverhaltnisses.
Das gilt auch in den Fallen
des Absatzes 2. Fihrt der
Eigenbetrieb hoheitliche
Akte aus (z.B. Erteilung
von Abgabebescheiden),
zeichnet die Werkleitung
unter der Bezeichnung
Burgermeister der
Hansestadt Lubeck —
Kurbetrieb Travemunde —
mit dem Zusatz ,Im
Auftrage®.

(5) Die Werkleitung ist
ermachtigt, andere
Betriebsangehdrige mit
ihrer Vertretung zu
beauftragen, soweit es sich
um regelmafig
wiederkehrende Geschéfte
der laufenden
Betriebsfihrung handelt.
Die von der Werkleitung mit

wiederkehrende Geschafte der
laufenden Betriebsfiihrung
handelt. Die von der Werkleitung
mit ihrer Vertretung beauftragten
Betriebsangehdrigen
unterzeichnen ,Im Auftrag®.

(5) Vertretungserklarungen
bedirfen grundsatzlich der
Schriftform. Die Namen der
Vertretungsberechtigten und der
Umfang ihrer Vertretungsbefugnis
werden durch die Birgermeisterin
oder den Blrgermeister 6rtlich
bekannt gemacht.
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ihrer Vertretung
beauftragten
Betriebsangehorigen
unterzeichnen “Im
Auftrage®.

(6)
Verpflichtungserklarungen,
die nach Absatz 1 oder 2 in
die Zustandigkeit der
Werkleitung fallen,
bedirfen grundsatzlich der
Schriftform.

(7) Der Kreis der
Vertretungsberechtigten
und der Umfang ihrer
Vertretungsbefugnis
werden durch die
Blrgermeisterin oder den
Burgermeister in dem fur
Bekanntmachungen der
Hansestadt Lubeck
bestimmten
Publikationsorgan
veroffentlicht.
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§ 8 Bestellung und Abberufung
der Werkleitung

(1) Die Werkleitung wird nach § 65
GO i.V.m. der Hauptsatzung
bestellt und abberufen.

(2) Der Werkausschuss ist vor der
Bestellung und der Abberufung zu
beteiligen.

Bis Ende 2017 sah die
Eigenbetriebsverordnung vor,
dass die Biirgerschaft die
Werkleitung bestellt. Das Land hat
die Eigenbetriebsverordnung
nunmehr dahingehend geéndert,
dass sich die Zusténdigkeit nach
§ 65 Gemeindeordnung richtet.
Die Betriebssatzungen sind
dementsprechend anzupassen.

Nach § 65 GO werden
Personalentscheidungen fiir
Inhaber:innen von Stellen, die
Biirgermeister:in oder Senator:in
unmittelbar unterstellt sind und
Leitungsaufgaben effiillen, auf
Buirgermeister:innenvorschlag
grundsétzlich von der
Biirgerschatft getroffen, die die
Zusténdigkeit dem
Hauptausschuss (bertragen kann.
Die Biirgerschaft hat von dieser
Méglichkeit Gebrauch gemacht
(§ 9 Abs. 6 der Hauptsatzung),
sodass die Zusténdigkeit beim
Hauptausschuss liegt.

§ 7 Werkausschuss

(1) Die Burgerschaft wahlt
fir das Unternehmen einen

§ 9 Werkausschuss

(1) Zustandiger Ausschuss ist der
Wirtschaftsausschuss und

Anpassung an die Mustersatzung
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Werkausschuss. Seine
Zusammensetzung wird
durch die Hauptsatzung
bestimmt.

(2) Die Werkleitung ist
berechtigt und auf
Verlangen verpflichtet, an
den Sitzungen des
Werkausschusses
teilzunehmen. Sie ist
verpflichtet, dem
Werkausschuss Auskunft
Zu erteilen.

Ausschuss fur den ,Kurbetrieb
Traveminde (KBT)*“. Seine
Aufgaben und die
Zusammensetzung werden durch
die Hauptsatzung und diese
Betriebssatzung bestimmt. Ihm
sollen auch besonders
sachkundige Burger:innen
angehdren.

(2) Der:die Burgermeister:in und
die Werkleitung sind berechtigt
und auf Verlangen verpflichtet, an
den Sitzungen des
Werkausschusses teilzunehmen.
Sie sind verpflichtet, dem
Werkausschuss Auskunft zu
erteilen. Der:die Blrgermeister:in
berichtet laufend Uber die
wichtigen Angelegenheiten des
Eigenbetriebs. Bei der
Wahrnehmung dieser Rechte und
Pflichten und derjenigen aus § 10
Abs. 2 kann sich der:die
Blrgermeister vertreten lassen. Im
Ubrigen gelten fiir den
Werkausschuss die Vorschriften
der Geschaftsordnung fir die
Burgerschaft der Hansestadt
Lubeck.
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§ 8 Aufgaben des
Werkausschusses

(1) Der Werkausschuss
bereitet die Beschliisse der
Blrgerschaft in
Angelegenheiten des
Unternehmens vor.

(2) Der Werkausschuss
kann von der Werkleitung
alle Auskinfte verlangen,
die fir seine Beschlisse
erforderlich sind; die
Werkleitung soll ihn laufend
Uber die wichtigen
Angelegenheiten des
Unternehmens
unterrichten.

(3) Der Werkausschuss
entscheidet tber

a) die Vergabe von
Lieferungen und
Leistungen, wenn die
Auftragssumme flr das
Gesamtprojekt den Betrag
von EUR 100.000,--
Ubersteigt.

b) Mehrausgaben nach

§ 14 Abs. 5 EigVO, soweit
sie im Einzelfall EUR
50.000,-- tUbersteigen und

§ 10 Aufgaben des
Werkausschusses

(1) Der Werkausschuss bereitet
die Beschlisse der Blrgerschaft

und des Hauptausschusses in den

Angelegenheiten des
Eigenbetriebes vor.

(2) Der Werkausschuss kann von
dem:der Blrgermeister:in und der
Werkleitung alle Auskunfte
verlangen, die fir seine
Beschlussfassung erforderlich
sind.

(3) Der Werkausschuss
entscheidet tber die ihm nach § 5
Abs. 2 EigVO von der
Blrgerschaft Gbertragenen
Aufgaben sowie:

a) Mehrauszahlungen nach § 14
Abs. 5 EigVO, soweit sie fir das
Einzelvorhaben die Wertgrenze
von 25 % des
Auszahlungsansatzes und
100.000 EUR netto bezogen auf
das Einzelvorhaben Ubersteigen.

b) die Freigabe zur Umsetzung
von Lieferungen und Leistungen,

Die Tatbestandsbeschreibung der
Zustimmungserfordernisse wird
fur alle drei Betriebe
vereinheitlicht, die Héhe der
Wertgrenzen bestimmt sich nach
dem jeweiligen Geschéftsumfang
und féllt daher unterschiedlich
aus. Die bisherigen Betrdge
werden, wo sinnvoll, angepasst,
ansonsten beibehalten.

Regelung in Anlehnung an die in
§ 1 Abs. 1 Punkt 1 (Spiegelstrich
3) getroffenen Regelungen in der
Zusténdigkeitsordung in der am
28.04.2016 von der Blirgerschatft
beschlossenen Fassung
tibernommen

Entscheidungen des
Werkausschusses sollen bereits
bei der Freigabe vor der Vergabe
erfolgen/Angleichung an
Verfahren des Hauptausschusses
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aus eigenen Mitteln des
Unternehmens gedeckt
werden kénnen.

(4) Dem Werkausschuss
sind zur Kenntnisnahme
vorzulegen:

a) der Zwischenbericht
nach § 18 EigVO;

b) Jahresabschluss nach

§ 19 EigVO und der
Lagebericht nach § 23
EigVO;

c) der Prifungsbericht nach
§ 24 EigVO.

wenn die Auftragssumme den
Wert von 175.000 EUR netto
Ubersteigt.

c) Uber die Vergabe von
Nachtragen, wenn er bereits uber
die Freigabe zur Umsetzung des
Hauptauftrags entschieden hat
und der Nachtrag 25 % der
Auftragssumme Ubersteigt; bei
Nachtragen bis 50.000 EUR netto
bezogen auf das Einzelvorhaben
entfallt die
Entscheidungsnotwendigkeit.

d) Uber die Vergabe von
Auftragen an externe
Gutachter:innen bzw.
Planungsauftrage mit einem
Auftragswert von mehr als
25.000 EUR netto, soweit diese
nicht aufgrund gesetzlicher
Vorgaben erforderlich werden.
Ausgenommen sind ferner alle
Planungsleistungen, die in
Verbindung mit der Errichtung und
Anderung von Bauwerken oder
technischen Anlagen stehen, wie
z. B. Architekt:innenleistungen,
Tragwerksplanung,
Bodengutachten, TGA-Planung,
Vermessung u.a.

Regelung in Anlehnung an die in
§ 1 Abs. 1 Punkt 1 (Spiegelstrich
2) getroffenen Regelungen in der
Zusténdigkeitsordung in der am
28.04.2016 von der Blirgerschaft
beschlossenen Fassung
tibernommen

Im Ubrigen werden ausfiihrliche
Regelungen der bisherigen
Satzung (etwa zum
Berichtswesen) in die neue
Satzung (ibernommen.
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Soweit die in Buchst. a), b), ¢) und
d) genannten Wertgrenzen nicht
Uberschritten werden, entscheidet
die Werkleitung;

(4) Dem Werkausschuss sind
vorzulegen:

a) der Zwischenbericht nach § 18
EigVO,

b) der Jahresabschluss nach
§ 19 EigVO und der
Lagebericht nach § 23 EigVO,

c) das Ergebnis der Prifung
nach § 24 EigVO.
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Keine Regelung in der
Satzung

§ 11 Rechte und Aufgaben der
Beteiligungsverwaltung

Die Beteiligungsverwaltung darf
sich, soweit andere
Rechtsvorschriften nicht
entgegenstehen, jederzeit tber
Angelegenheiten des
Eigenbetriebes informieren, an
Sitzungen des Werkausschusses
teilnehmen und Unterlagen
einsehen.

Das Land empfiehlt in der
Mustersatzung die Formulierung
vor dem Hintergrund des neuen
§ 109 a GO. Sie wird
tibernommen. Materielle
Anderungen sind damit nicht
verbunden.
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§ 9 Entscheidungen der
Birgermeisterin oder des
Biirgermeisters

(1) Die Burgermeisterin
oder der Burgermeister
vertritt das Unternehmen in
der Bilrgerschaft und im
Werkausschuss. Sie oder
er bereitet die
Entscheidungen der
Blrgerschaft und des
Werkausschusses in
Angelegenheiten des
Unternehmens vor und
Uberwacht die
Durchflhrung.

(2) Die Burgermeisterin
oder der Burgermeister
entscheidet in
Angelegenheiten des
Unternehmens Uber die ihr
oder ihm nach § 65 GO
allgemein zugewiesenen
Aufgaben sowie in allen
Angelegenheiten des
Unternehmens, die nicht
zur laufenden
Betriebsfiihrung gehoren,
die ihr oder ihm nach der
Hauptsatzung oder nach
der
Eigenbetriebsverordnung

Alle drei Betriebssatzungen
enthalten in ihren bisherigen
Fassungen Paragraphen, die
Entscheidungszusténdigkeiten
des Blirgermeisters aufzéhlen
(KBT und EBL jeweils in § 9, LSB
in § 6). Entsprechende
Regelungen sind in der
Musterbetriebssatzung des
Landes nicht vorgesehen, dies ist
auch folgerichtig. Die Aufgaben
des Biirgermeisters nach § 65 GO
ergeben sich insoweit
abschlieBend aus dem Gesetz
und bed(irfen keiner
Regelung/Bestétigung durch die
Betriebssatzungen. Die
Aufgabenabgrenzung innerhalb
der Verwaltung, also etwa
zwischen Werkleitungen und
Btirgermeister, kann nach der
Gemeindeordnung nicht die
Biirgerschaft durch die
Betriebssatzung regeln. Sie ergibt
sich aus vom Biirgermeister zu
bestimmenden organisatorischen
Regelungen wie Dienst- und
Geschéftsanweisungen. Die o. g.
insoweit missversténdlichen und
redundanten Passagen der
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zugewiesen sind,
insbesondere Uber

a) den Abschluss von
Vertragen, die fur die
Hansestadt Libeck von
erheblicher finanzieller
Bedeutung sind, soweit sie
nicht zur laufenden
Betriebsflihrung gehoéren
und unterrichtet dartber bei
Bedarf den
Werkausschuss,

b) Verzicht auf Anspriche
des Unternehmens,
unentgeltliche Verfliigungen
Uber bewegliche Sachen,
Forderungen und andere
Rechte im Rahmen der in
der Hauptsatzung
festgelegten Wertgrenzen,

c¢) Miet- und Pachtvertrage
im Wert von jahrlich mehr
als 120.000 EURO,
Leasingvertrage im
Rahmen der in der
Hauptsatzung festgelegten
Wertgrenzen. Die Werte
werden in Anwendung des
§ 25 des Gesetzes Uber die
Kosten in Angelegenheiten
der freiwilligen
Gerichtsbarkeit
(Kostenordnung) in der

bisherigen Betriebssatzungen
entfallen daher kiinftig.
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jeweils geltenden Fassung
ermittelt.

a) die Fuhrung von
Rechtsstreitigkeiten und
der Abschluss von
Vergleichen, wenn die An-
gelegenheit von erheblicher
wirtschaftlicher Bedeutung
ist, im Rahmen der in der
Hauptsatzung festgelegten
Wertgrenzen,

b) die Einstellung und
Hohergruppierung der
Beschaftigten ab

Entgeltgruppe |b BAT.

§ 10 Aufgaben der
Birgerschaft

(1) Die Burgerschaft
beschliel3t Uber alle
wichtigen Angelegenheiten
des Unternehmens gemaf}
§ 27 Abs. 1 GO, soweit sie
nicht bestimmte
Entscheidungen allgemein,
durch Hauptsatzung oder
diese Betriebssatzung oder
im Einzelfall auf die
Blrgermeisterin oder den
Blrgermeister und den

§ 12 Aufgaben der Biirgerschaft

Die Birgerschaft beschlief3t Gber
alle wichtigen Angelegenheiten
des Eigenbetriebs geman § 27
Abs. 1 GO, soweit sie nicht
bestimmte Entscheidungen
allgemein durch die Hauptsatzung
oder diese Betriebssatzung oder
im Einzelfall auf den:die
Blrgermeister:in oder den
Werkausschuss Ubertragen hat.
Sie beschliel3t Uber alle
Angelegenheiten des
Eigenbetriebs, fir die sie geman
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Werkausschuss Ubertragen
hat.

(2) Sie beschlief3t Uber alle
Angelegenheiten, fiir die
sie gemass § 28 GO und
§ 5 EigVO zustandig ist.

§ 27 Abs. 1i.V.m. § 28 GO und
§ 5 EigVO zustandig ist.

§ 11 Personalwirtschaft

(1) Die Werkleiterin oder
der Werkleiter wird durch
Beschluss der Burgerschaft
bestellt und abberufen.

(2) GemaR § 9 Abs. 2 e
entscheidet die
Blrgermeisterin oder der
Blrgermeister tber die
Einstellung und
Hohergruppierung von
Angestellten ab
Vergutungsgruppe |b BAT.

(3) Soweit sich nicht nach
den Absatzen 1 und 2 eine
andere Zustandigkeit
ergibt, entscheidet die
Werkleitung Uber
Angelegenheiten der
Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des
Unternehmens.

§ 11 beinhaltet bisher
organisatorische Regelungen, die
gemal § 65 GO nicht durch
Betriebssatzung getroffen werden
kdnnen und insoweit ohnehin nur
deklaratorischen Charakter
hatten. Die
Kommunalaufsichtsbehérde hat
die Aufnahme in die Satzung zu
Recht kritisiert.

Eine dem bisherigen § 11 Abs. 6
dhnelnde Passage findet sich neu
in § 14 Abs. 2, kiinftig ausgestaltet
als (korrekterweise durch Satzung
zu regelnde)
Zusténdigkeitsabgrenzung
zwischen dem Werkausschuss
und der hauptamtlichen
Verwaltung (Werkleitung).
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(4) GemaR § 11
Gleichstellungsgesetz des
Landes Schleswig-Holstein
vom 13.12.1994 (GVOBI.
Schl.-H. S. 562) wird ein
Frauenforderplan
aufgestellt.

(5) Die Werkleitung hat ein
Vorschlagsrecht, soweit die
Personalentscheidungen
anderen Stellen
vorbehalten sind und nicht
sie selbst betreffen.

Die entscheidende Stelle
ist an die Vorschlage der
Werkleitung nicht
gebunden.

(6) Bei dringendem Bedarf
ist die Werkleitung
berechtigt, im
Einvernehmen mit der
Blrgermeisterin oder dem
Burgermeister im Laufe des
Wirtschaftsjahres bis zu
drei Angestellte der
Vergutungsgruppen bis VI
b BAT und bis zu drei
Lohnempfanger Uber die in
der Stellenubersicht
vorgesehenen Stellen
hinaus ohne Anderung der
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Stellentbersicht
einzustellen. Uber die
neuen Stellen ist
spatestens im
Wirtschaftsplan
(Stellentbersicht) fur das
nachste Wirtschaftsjahr zu
entscheiden.

Keine Regelung in der
Satzung

§ 13 Wirtschaftsjahr,
Wirtschaftsfiihrung,
Rechnungswesen

(1) Wirtschaftsjahr ist das
Haushaltsjahr der Hansestadt
Lubeck.

(2) Fur die Wirtschaftsfihrung und
das Rechnungswesen gelten die
Vorschriften der EigVO.

Anpassung an die Mustersatzung

Keine Regelung in der
Satzung

§ 14 Wirtschaftsplan und
Jahresabschluss

(1) Der Eigenbetrieb hat vor
Beginn jedes Wirtschaftsjahres
einen Wirtschaftsplan nach den
Vorschriften der EigVO
aufzustellen.

(2) Bei dringendem Bedarf ist der
Eigenbetrieb berechtigt, im Laufe

Abs. 2 definiert die in § 12 Abs. 4
Nr. 4 EigVO geregelte ,erhebliche
Anderung der im Stellenplan
ausgewiesenen Stellen” néher.
Sollen (ber den dort genannten
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des Wirtschaftsjahres Gber die in
der Stellenubersicht
vorgesehenen Stellen hinaus
ohne Anderung der
Stellentbersicht bis zu zwei
Beschaftigte bis zu Entgeltgruppe
6 TVAD einzustellen. Uber die
neuen Stellen ist spatestens im
Wirtschaftsplan (Stellenibersicht)
fur das nachste Wirtschaftsjahr zu
entscheiden.

(3) Die Werkleitung hat einen
Jahresabschluss inkl. Anhang
nach MalRgabe der EigVO
innerhalb der gesetzlichen Fristen
aufzustellen.

(4) Im Anhang, sowie auf der
Internetseite des
Finanzministeriums gilt § 285
Nummer 9 und 10 des
Handelsgesetzbuches mit der
MaRgabe, dass die Angaben flr
die Mitglieder der Werkleitung und
des Werkausschusses zu machen
sind. § 285 Nummer 9 Buchstabe
a des Handelsgesetzbuches
(HGB) ist mit der MalRgabe
anzuwenden, dass die fir die
Tatigkeit im Geschaftsjahr

Umfang hinaus unterjéhrig Stellen
geschaffen werden, stellt dies
eine erhebliche Anderung dar,
sodass der Stellenplan
anzupassen ist (Werkausschuss,
Biirgerschaft). Siehe bisherige
Regelung unter § 11 Abs. 6+

In Abs. 4 werden (zwingende)
landesrechtliche Vorschriften zur
Offenlegung von Organbeziigen
wiedergegeben (vgl. § 97 GO).
Sie entsprechen denen, die auch
fir die Gesellschaften mit
stédtischer Beteiligung gelten.
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gewahrten Gesamtbezlige der
Mitglieder der Werkleitung sowie
die fur die Tatigkeit im
Geschéftsjahr gewahrten
Leistungen fur die Mitglieder des
Werkausschusses im Anhang des
Jahresabschlusses sowie auf der
Internetseite des
Finanzministeriums fir jede
Personengruppe sowie zusatzlich
unter Namensnennung die
Bezlige und Leistungen fir jedes
einzelne Mitglied dieser
Personengruppe unter
Aufgliederung nach Komponenten
im Sinne des § 285 Nummer 9
Buchstabe a HGB angegeben
werden, soweit es sich um
Leistungen des Eigenbetriebes
handelt. Die individualisierte
Ausweisungspflicht gilt auch fir
Leistungen entsprechend § 102
Absatz 2 Satz 1 Nummer 8
Halbsatz 2 der Gemeindeordnung.
§ 285 Nummer 8 und § 286
Absatz 2 bis 4 HGB finden keine
Anwendung.
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§ 12 Inkrafttreten

(1) Diese Betriebssatzung
tritt am 22.09.2004 in Kraft.

§ 15 Inkrafttreten

(1) Diese Betriebssatzung tritt mit
dem Tage nach ihrer
Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die
Betriebssatzung vom 13.03.2002
in der Fassung der 1.
Anderungssatzung vom
03.09.2004 auler Kraft.
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Stand: 10.08.2021

Betriebssatzung der EBL
in der Fassung vom
05.09.2012

Zum Beschluss vorgeschlagene

Neufassung der
Betriebssatzung EBL

Kommentare und Erlauterungen

Aufgrund der §§ 4 und 101
Abs. 2 der
Gemeindeordnung fur
Schleswig-Holstein in
Verbindung mit § 6 der
Eigenbetriebsverordnung
fur Schleswig-Holstein hat
die Burgerschaft in ihrer
Sitzung am 30.08.2012
folgende Betriebssatzung
beschlossen:

Betriebssatzung
fur die Entsorgungsbetriebe
Lubeck.

Aufgrund des § 4 Abs. 1 und des
§ 101 Abs. 4 der
Gemeindeordnung fur Schleswig-
Holstein in Verbindung mit § 6 der
Landesverordnung Uber die
Eigenbetriebe flr das Land
Schleswig-Holstein vom 5.
Dezember 2017 (GVOBI. Schl.-H.
2017, 558) wird nach
Beschlussfassung durch die
Blrgerschaft vom [Datum der
Beschlussfassung] folgende
Betriebssatzung erlassen:

Die gesetzlichen Grundlagen sind
den aktuellen Regelungen
anzupassen.

In der Betriebssatzung der
Entsorgungsbetriebe Liibeck
(EBL) ist § 101 Abs. 4
Gemeindeordnung flir Schleswig-
Holstein (GO) zu nennen, weil

§ 106 GO nur fir wirtschaftliche
Unternehmen gilt. Einrichtungen
des Bildungs-, Gesundheits- und
Sozialwesens, der Kultur, des
Sports, der Erholung, der
Abfallentsorgung und
Abwasserbeseitigung sowie
Einrichtungen &hnlicher Art gelten
nach § 101 Abs. 4 nicht als
wirtschaftliche Unternehmen.

§ 2 Name des Betriebs

Das Unternehmen fihrt die
Bezeichnung
»Entsorgungsbetriebe
Libeck".

§ 1 Name des Unternehmens

Das Unternehmen fuhrt die
Bezeichnung
»Entsorgungsbetriebe Libeck".

Einrichtungen der
Abfallentsorgung und
Abwasserbeseitigung sowie
Einrichtungen &hnlicher Art gelten
nach der Gemeindeordnung
(siehe oben) nicht als
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wirtschaftliche Unternehmen und
kénnen daher keine Eigenbetriebe
sein. Sie kbnnen aber nach den
Vorschriften der
Eigenbetriebsverordnung gefiihrt
werden. Als Bezeichnung der EBL
wird deshalb nicht ,Eigenbetrieb”
sondern ,Unternehmen*®
verwendet. Dies entspricht dem
Status quo.

Zur Vereinheitlichung findet sich
nach dem Vorbild der
Mustersatzung des Landes
Schleswig-Holstein
(Mustersatzung) der Name des
Unternehmens jeweils in § 1, der
Gegenstand in § 2.

§ 1 Gegenstand und
Aufgabe der
Entsorgungsbetriebe
Lubeck

§ 2 Gegenstand des
Unternehmens

(1) Die Entsorgungsbetriebe
Lubeck sind ein Unternehmen der
Hansestadt Libeck ohne eigene
Rechtspersonlichkeit i. S. des

§ 101 Abs. 4 Gemeindeordnung
(GO). Das Unternehmen ist
gemal den Vorschriften der
Landesverordnung Uber die
Eigenbetriebe (EigVO)
organisatorisch gesondert zu

Anpassung entsprechend der
Mustersatzung/
Begriindung siehe oben

Der bisherige
Unternehmensgegenstand der
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(1) Fir die Gewahrleistung
einer sicheren, umwelt- und
sozialvertraglichen,
ressourcenschonenden,
risikoarmen und
gesamtwirtschaftlich
kostenguinstigen
Entsorgung von Abwasser
und Abfall im Stadtgebiet
der Hansestadt Lubeck
sowie fur die Reinigung
offentlicher Stralien und
Platze bilden die
Entsorgungsbetriebe einen
einheitlichen Betrieb (im
Nachfolgenden
,unternehmen“ genannt).
Das Unternehmen besteht
aus den Betriebssparten
~Stadtentwasserung” und
~otadtreinigung®.

(2) Vorrangige Aufgabe des
Unternehmens ist die
Erflllung der Aufgaben, die
sich fur die Hansestadt
Libeck als abfall- und
abwasserbeseitigungspflich
tige Korperschaft sowie als
Tragerin der
Strallenreinigungslast
ergeben. Das
Unternehmen kann alle
seinen Unterneh-
menszweck fordernden

fuhren und finanzwirtschaftlich als
Sondervermdgen zu behandeln.

(2) Fir die Gewahrleistung einer
sicheren, umwelt- und
sozialvertraglichen, nachhaltigen,
klima- und
ressourcenschonenden,
risikoarmen und
gesamtwirtschaftlich
kostenginstigen Entsorgung von
Abwasser und Abfall im
Stadtgebiet der Hansestadt
Lubeck sowie fur die Reinigung
offentlicher Strallen und Platze
bilden die Entsorgungsbetriebe
LlUbeck einen einheitlichen Betrieb
(im Nachfolgenden
,2Unternehmen“ genannt).

(3) Vorrangige Aufgabe des
Unternehmens ist die Erflillung
der Aufgaben, die sich flr die
Hansestadt Libeck als abfall- und
abwasserbeseitigungspflichtige
Kdrperschaft sowie als Tragerin
der Stral3enreinigungslast
ergeben. Das Unternehmen kann
alle seinen Unternehmenszweck
fordernden Geschéfte betreiben.

EBL wird um den nachhaltigen
und klimaschonenden Aspekt
ergénzt, ansonsten unverdndert
beibehalten.

Die Sparten werden nicht mehr
explizit genannt.
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Geschafte betreiben. Dem
Unternehmen kénnen
andere Unternehmen, die
seinen
Unternehmenszweck
fordern oder in seinen
Geschaftsbereich fallen,
angegliedert werden. Das
Unternehmen kann auch
die Betriebsfuhrung
anderer Betriebe Uber-
nehmen.

(3) Dem Unternehmen
kénnen auch Aufgaben, die
der Hansestadt Lubeck als
zustandiger Behorde
obliegen, zur Durchfihrung
Ubertragen werden.

(4) Das Unternehmen kann
sich in angemessenem
Umfang an der Entwicklung
neuer Methoden, die einer
madglichst ressourcen- und
umweltschonenden sowie
wirtschaftlichen Ab-
wasserbeseitigung,
Abfallbehandlung sowie
Strallenreinigung dienen,
beteiligen. Bei der Erflllung
seiner Aufgaben soll das
Unternehmen grundsatzlich
Maflnahmen ergreifen und

Dem Unternehmen kénnen
andere Unternehmen, die seinen
Unternehmenszweck fordern oder
in seinen Geschaftsbereich fallen,
angegliedert werden. Das
Unternehmen kann auch die
Betriebsflihrung anderer Betriebe
ubernehmen.

(4) Dem Unternehmen kénnen
auch Aufgaben, die der
Hansestadt Lubeck als
zustandiger Behoérde obliegen, zur
Durchflihrung Ubertragen werden.

(5) Das Unternehmen kann sich in
angemessenem Umfang an der
Entwicklung neuer Methoden, die
einer moglichst nachhaltigen,
klima-, ressourcen- und
umweltschonenden sowie
wirtschaftlichen
Abwasserbeseitigung,
Abfallbehandlung sowie
Straldenreinigung dienen,
beteiligen. Bei der Erflllung seiner
Aufgaben soll das Unternehmen
grundsatzlich Malnahmen
ergreifen und Verfahren zur

Berticksichtigung des
nachhaltigen und
klimaschonenden Aspektes

Anpassung des Bezuges
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Verfahren zur Anwendung
bringen, die im Verhaltnis
zu anderen Verfahren im
Rahmen des wirtschaftlich
Vertretbaren die Energie-
und Rohstoffressourcen so
weitgehend wie madglich
schonen und die naturliche
Umwelt am wenigsten
belasten. Diese Belange
sind gegeneinander und
untereinander abzuwagen.

(5) Investitions- und
Wirtschaftsplane sowie alle
grundlegenden
Planungsprozesse sind un-
ter weitgehender
Beteiligung der
Offentlichkeit und unter
Darlegung der
Abwagungen nach Abs. 4
Satz 2 und 3 offenzulegen.

(6) Das Unternehmen ist
den Gleichstellungszielen
der Hansestadt Lubeck
verpflichtet und soll im
Rahmen der Erflllung
seiner Aufgaben geman
Abs. 1 bis 4 zu ihrer
Verwirklichung beitragen.

Anwendung bringen, die im
Verhaltnis zu anderen Verfahren
im Rahmen des wirtschaftlich
Vertretbaren nachhaltig
ausgerichtet sind, die Energie-
und Rohstoffressourcen so
weitgehend wie mdglich schonen
und die nattrliche Umwelt und
das Klima am wenigsten belasten.
Diese Belange sind
gegeneinander und untereinander
abzuwagen.

(6) Investitions- und
Wirtschaftsplane sowie alle
grundlegenden Planungsprozesse
sind unter weitgehender
Beteiligung der Offentlichkeit und
unter Darlegung der Abwagungen
nach Abs. 5 Satz 2 und 3
offenzulegen.

(7) Das Unternehmen ist den
Gleichstellungszielen der
Hansestadt Libeck verpflichtet
und soll im Rahmen der Erfillung
seiner Aufgaben gemaf Abs. 2
bis 6 zu ihrer Verwirklichung
beitragen.

Die Gleichstellungsziele wurden
einheitlich in alle drei
Betriebssatzungen aufgenommen.
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§ 3 Stammkapital

Das Stammkapital des
Unternehmens betragt
5.112.918,81 €.

§ 3 Stammkapital

Das Stammkapital des
Unternehmens betragt
5.112.918,81 EUR.

Das bisherige Stammbkapital der
EBL wird unveréndert
beibehalten.

Organe in der bestehenden
Betriebssatzung nicht
genannt

§ 4 Organe des Unternehmens

Zustandige Organe des
Unternehmens sind:

a) die Blrgerschaft,

b) der Werkausschuss
Entsorgungsbetriebe Libeck

Die Organe sind bisher nicht
explizit im Satzungstext
aufgelistet; dies wird aus der
Mustersatzung libernommen.
Materielle Anderungen sind damit
nicht verbunden, es bleibt insoweit
bei den bisherigen

(,Werkausschuss®), Zustandigkeiten.
c) der:die Burgermeister:in,
d) die Direktion.

6
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§ 4 Direktion

(1) Die Leitung des
Unternehmens besteht aus
einer Direktorin oder einem
Direktor (Direktion) als
Werkleitung im Sinne der
Eigenbetriebsverordnung.
Die Direktorin oder der
Direktor vertritt die
Hansestadt Libeck in den
Angelegenheiten des
Unternehmens.

(2) Die Direktorin oder der
Direktor wird durch
Beschluss der Burgerschaft
bestellt und abberufen.

(3) Bei Verhinderung der
Direktorin oder des
Direktors wird diese oder
dieser gemeinschaftlich
durch die Leiterinnen oder
Leiter der Sparten
Lotadtentwasserung“ und
~otadtreinigung® vertreten.
Kommt eine Einigung
zwischen den Leiterinnen
oder Leitern der
Betriebssparten nicht
zustande, wird die Leiterin
oder der Leiter der
Abteilung
.Planung/Neubau*

§ 5 Direktion

(1) Die Leitung des Unternehmens
besteht aus einem:einer
Direktor:in (Direktion) als
Werkleitung im Sinne der
Eigenbetriebsverordnung.

(2) Fur die Direktion ist eine
standige Vertretung zu bestellen.
Die Bestellung erfolgt durch die
Direktion in Abstimmung mit
dem:der Burgermeister:in.

Die bisherige Terminologie bleibt
bestehen und die
Vertretungsregelungen werden
vereinfacht.

Die Vertretungsregelung wird
nach dem Vorbild der
Mustersatzung allgemeingdiltiger
formuliert./

Zur Bestellung/Abberufung der
Direktion s. u. bei § 8.
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hinzugezogen. Eine
Entscheidung fallt dann mit
einfacher Mehrheit. Ist eine
der Spartenleiterinnen oder
einer der Spartenleiter
verhindert, so rickt die
oder der jeweils mit der
Vertretung der
Spartenleiterin oder des
Spartenleiters beauftragte
Abteilungsleiterin oder
Abteilungsleiter nach.

(4) Die Direktorin oder der
Direktor hat auf die
Einheitlichkeit der
Unternehmensfuhrung hin-
zuwirken. Sie oder er
beaufsichtigt den
Geschaftsgang des
Unternehmens.

(5) Die Direktorin oder der
Direktor ist als standige
Vertreterin oder standiger
Vertreter der
Burgermeisterin oder des
Blrgermeisters
Dienstvorgesetzte oder
Dienstvorgesetzter der
Beamtinnen und Beamten
sowie der Beschaftigten
des Unternehmens.
Dienstvorgesetzte oder
Dienstvorgesetzter der

(3) Dienstvorgesetzte:r der
Direktion ist der:die
Burgermeister:in. Im Ubrigen
bestimmt die Direktion die innere
Organisation des Unternehmens.

Fr die Einheitlichkeit der
Unternehmensfiihrung siehe § 6
Abs. 2.

Anpassung an die Mustersatzung
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Direktorin oder des
Direktors ist die
Burgermeisterin oder der
Burgermeister.

§ 5 Aufgaben der
Direktion

(1) Das Unternehmen ist
gemal den Vorschriften
der
Eigenbetriebsverordnung
organisatorisch gesondert
zu fuhren und
finanzwirtschaftlich als
Sondervermdgen zu
behandeln.

(2) Die Direktion leitet das
Unternehmen selbststandig
und entscheidet in allen
Angelegenheiten des
Unternehmens, soweit
nicht durch die
Gemeindeordnung, die
Eigenbetriebsverordnung,
die Hauptsatzung oder
diese Betriebssatzung
etwas anderes bestimmt
wird; sie ist fur die
wirtschaftliche Flhrung des
Unternehmens
verantwortlich. Weiterhin
vollzieht die Direktion die
Beschliisse der

§ 6 Aufgaben der Direktion

(1) Die Direktion leitet das
Unternehmen und entscheidet in
allen Angelegenheiten des
Unternehmens, soweit diese nicht
durch die Gemeindeordnung, die
Landesverordnung uber die
Eigenbetriebe oder diese
Betriebssatzung anderen Stellen
vorbehalten sind; sie ist fur die
wirtschaftliche Flhrung des
Unternehmens verantwortlich.

(2) Die Direktion hat auf die
Einheitlichkeit der
Unternehmensfuhrung
hinzuwirken. Sie beaufsichtigt den
Geschaftsgang des
Unternehmens.

(3) Die Direktion vollzieht die
Beschlisse der Birgerschaft bzw.
des Hauptausschusses, des
Werkausschusses und die
Entscheidungen des:der
Blrgermeister:in in
Angelegenheiten des
Unternehmens.
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Burgerschaft, des
Werkausschusses und die
Entscheidungen der
Burgermeisterin oder des
Blrgermeisters in
Angelegenheiten des
Unternehmens.

(3) Das Unternehmen ist
nach kaufmannischen
Grundsatzen zu fuhren. Die
Direktion ist verpflichtet, auf
eine Beitrags-, Geblhren-
und Tarifgestaltung
hinzuwirken, die unter
Beachtung der
Vermogenserhaltung im
Sinne der
Eigenbetriebsverordnung
eine den Zielen des § 1
entsprechende Entsorgung
und die Reinhaltung
offentlicher Straf3en und
Platze gewahrleistet.

4) Die laufende
Betriebsfiihrung obliegt der
Direktion. Dazu gehoren
alle regelmalig wie-
derkehrenden
MalRnahmen, die zur
Durchflihrung der
Aufgaben, zur
Aufrechterhaltung des
Betriebes, zur

(4) Das Unternehmen ist nach
kaufmannischen Grundsatzen
unter Beachtung der Grundsatze
der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit zu fihren. Die
Direktion ist verpflichtet, auf eine
Beitrags-, Gebulhren- und
Tarifgestaltung hinzuwirken, die
unter Beachtung der
Vermoégenserhaltung im Sinne der
Eigenbetriebsverordnung eine den
Zielen des § 2 entsprechende
Aufgabenerflllung gewahrleistet.

(5) Der Direktion obliegt die
laufende Betriebsfiihrung. Dazu
gehoren insbesondere:

a) die selbstandige und
verantwortliche Leitung des
Unternehmens,

b) die Aufstellung des
Wirtschaftsplanes und Beifligung
der Anlagen vor Beginn des
Wirtschaftsjahres nach § 12
EigVO,

198 von 251 in Zusammenstellung

10




Uberwachung und
Instandsetzung der
Anlagen und zum Einsatz
des Personals notwendig
sind. Dazu gehért auch die
Durchfihrung des
Wirtschaftsplanes. Die
besonderen
Zustandigkeiten nach §§ 8,
9, 10 und 11 bleiben
unberuahrt.

(5) Die Direktion hat die
Blrgermeisterin oder den
Blrgermeister tber alle
wichtigen Angelegenheiten
des Unternehmens laufend
zu unterrichten und auf
Verlangen jede Auskunft zu
erteilen.

c) der Abschluss von Vertragen,
soweit diese fir die Hansestadt
Libeck nicht von erheblicher
finanzieller Bedeutung sind,

d) die Aufstellung des
Jahresabschlusses und des
Lageberichtes nach § 24 EigVO,

e) Auftragsvergaben unterhalb der
in § 10 festgelegten Wertgrenzen.

f) Mehrauszahlungen nach § 14
Abs. 5 EigVO, soweit sie fir das
Einzelvorhaben die Wertgrenze
von 25 % des
Auszahlungsansatzes und
100.000 EUR netto bezogen auf
das Einzelvorhaben nicht
Ubersteigen.

Uber Angelegenheiten, die nicht
zur laufenden Betriebsflihrung
gehoéren und die dem:der
Blrgermeister:in durch die
Hauptsatzung oder die
Eigenbetriebsverordnung zur
Entscheidung Ubertragen wurden,
entscheidet der:die
Burgermeister:in.

Verfahren in Anwendung des § 65
Abs. 4 GO
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(6) Die Burgermeisterin
oder der Burgermeister
schlie3t jahrlich mit der
Direktorin oder dem
Direktor eine
Zielvereinbarung fir das
Unternehmen ab, die sich,
soweit vorhanden, an den
Regelungen des Public
Corporate Governance
Kodexes oder eines
vergleichbaren Regelwerks
der Hansestadt Lubeck
orientiert.

(6) Die Direktion hat den:die
Blrgermeister:in und den
Werkausschuss laufend Uber alle
wichtigen Angelegenheiten des
Unternehmens zu unterrichten
und auf Verlangen jede Auskunft
zu erteilen. Die Unterrichtung soll
ohne Verzoégerung und in der
Regel schriftlich geschehen. Die
Unterrichtungspflicht besteht flr
alle Angelegenheiten von
grolierer Tragweite, wie sie
beispielsweise beim Auftreten
unvorhergesehener Ereignisse,
bei neuen Erkenntnissen, die ein
Abweichen von bisherigen
Planungen oder Vorstellungen
bedingen, oder bei
Bekanntwerden besonderer
Angelegenheiten, die die
Geschéftspolitik des
Unternehmens oder das
Unternehmen in technischer oder
wirtschaftlicher Sicht erheblich
berihren, auftreten konnen.
Daruber hinaus soll die Direktion
den:die Burgermeister:in und den
Werkausschuss vierteljahrlich,
mindestens jedoch halbjahrlich
Uber die Entwicklung der Ertrage
und Aufwendungen, der im
Stellenplan enthaltenen Stellen
sowie Uber die Abwicklung des

Die Umschreibung der
Zustandigkeiten in
Liegenschaftsangelegenheiten
wird im Sinne einer einheitlichen
stadtischen Corporate
Governance an die
Formulierungen angeglichen, die
bereits flir den Kurbetrieb
Travemiinde und die Libecker
Schwimmbaéader bestehen.
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(7) Die Direktion hat der
Blrgermeisterin oder dem
Burgermeister rechtzeitig
den Entwurf des
Wirtschaftsplanes, des
Jahresabschlusses, des
Lageberichts, die
Zwischenberichte und die
erforderlichen
Informationen zur
Durchflihrung des
gesamtstadtischen
Berichtswesens und
Controllings zuzuleiten; sie
hat ihr oder ihnm ferner alle
MaRnahmen mitzuteilen,
die sich auf die
Finanzwirtschaft der
Hansestadt Lubeck
auswirken.

(8) In Fallen, die keinen
Aufschub dulden und fir
die die Blrgerschaft oder
der Werkausschuss
zustandig ist, hat die
Direktion die Entscheidung
der Blrgermeisterin oder
des

Blrgermeisters einzuholen.

Vermogensplanes schriftlich
unterrichten.

(7) Die Direktion hat dem:der
Blrgermeister:in und dem
Werkausschuss rechtzeitig den
Entwurf des Wirtschaftsplans, des
Jahresabschlusses, des
Lageberichts, die
Zwischenberichte und die
erforderlichen Informationen zur
Durchflihrung des
gesamtstadtischen
Berichtswesens und Controllings
zuzuleiten; sie hat ihr:ihm ferner
alle MaRnahmen mitzuteilen, die
sich auf die Finanzwirtschaft der
Hansestadt Libeck auswirken.

(8) In Fallen, die keinen Aufschub
dulden und fur die die
Blrgerschaft, der
Hauptausschuss oder der
Werkausschuss zustandig sind,
hat die Direktion die Entscheidung
des:der Blrgermeister:in
einzuholen. Die:der
Blrgermeister:in hat die
Entscheidungsgrinde und die Art
der Erledigung der Blrgerschaft
bzw. dem Hauptausschuss oder
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(9) Es ist Aufgabe der
Direktion, die dem
Unternehmen flr dessen
Zweck Ubergebenen
stadtischen Grundstlicke
als Teile des Vermogens
des Unternehmens zu
verwalten. Die Direktion hat
insoweit die sich aus dem
Grundstlickseigentum der
Hansestadt Liibeck erge-
benden Rechte und
Verpflichtungen
wahrzunehmen bzw. zu
erflllen. Fir die folgenden
Angelegenheiten hat sie
eine Abstimmung mit dem
bei der Hansestadt Libeck
fur Liegenschaften
zustandigen Bereich
herbeizuflihren:

a) Erwerb und
Veraulierung von
Grundstucken und
grundstlicksgleichen
Rechten;

b) Registrierung der
Grundstlicke im Lagerbuch
und Besitzatlas;

dem Werkausschuss unverzliglich
mitzuteilen. Die Birgerschaft bzw.
der Hauptausschuss oder der
Werkausschuss kann die
Eilentscheidung aufheben, soweit
nicht bereits Rechte Dritter
entstanden sind.

(9) Es ist Aufgabe der Direktion,
die dem Unternehmen fir dessen
Zweck ubergebenen Grundstlicke
als Teile des Vermogens des
Betriebes zu verwalten und die
Einrichtungen zu betreiben. Die
Direktion hat insoweit die sich aus
dem Grundstiickseigentum der
Hansestadt Libeck ergebenden
Rechte und Verpflichtungen
wahrzunehmen bzw. zu erfillen.
Dieses gilt nicht fur folgende
Aufgaben:

a) Erwerb und VeraulRerung von
Grundstiicken und
grundstlicksgleichen Rechten,

b) Registrierung der Grundstiicke
im Lagerbuch und Besitzatlas,

c) Antrage an das Katasteramt
auf Anderung der
Grundstucksgrenzen und
Eintragungsantrage an das
Grundbuchamt,
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c) Antrage an das
Katasteramt auf Anderung
der Grundstlicksgrenzen
und Eintragungsantrage
des Grundbuchamtes;

d) Belastung der
Grundstucke durch
Eintragungen in die
Abteilungen Il und Ill des
Grundbuches;

e) Ubernahme &ffentlich-
rechtlicher Baulasten.

d) Belastung der Grundstiicke
durch Eintragung in die
Abteilungen Il und Il des
Grundbuches,

e) Ubernahme offentlich-
rechtlicher Baulasten.

§ 6 Vertretung und
Verpflichtungs-
erklarungen

(1) Die Direktorin oder der
Direktor vertritt die
Hansestadt Libeck in den
Angelegenheiten des
Unternehmens, die der
Entscheidung der Direktion
unterliegen. In
Angelegenheiten, in denen
die Entscheidung der
Blrgerschaft, des
Werkausschusses oder der
Burgermeisterin oder des
Blrgermeisters
herbeizuflhren ist, wird die
Direktion mit der
Ausflhrung der

§ 7 Vertretung des
Unternehmens

(1) Die Direktion vertritt die
Hansestadt Libeck in den
Angelegenheiten des
Unternehmens, die ihrer
Entscheidung unterliegen.

(2) Absatz 1 gilt auch fir die
Angelegenheiten, in denen die
Entscheidung Ubergeordneter
Organe noch herbeigefiihrt
werden muss.

(3) Erklarungen des
Unternehmens, durch die die
Hansestadt Libeck verpflichtet

Anpassung an die Mustersatzung
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gefassten Entscheidung
beauftragt, es sei denn,
dass die Burgermeisterin
oder der Burgermeister im
Einzelfall eine besondere
Regelung trifft.

(2) Die Direktion ist
ermachtigt, andere
Betriebsangehdrige mit
ihrer Vertretung zu
beauftragen, soweit es sich
um regelmafig
wiederkehrende Geschéfte
der laufenden
Betriebsfihrung handelt.
Die von der Direktion mit
ihrer Vertretung
beauftragten
Betriebsangehorigen
unterzeichnen ,Im Auftrag®.

(3) Vertretungserklarungen
bedirfen grundsatzlich der
Schriftform.

(4) Der Kreis der
Vertretungsberechtigten
und der Umfang ihrer
Vertretungsbefugnis
werden durch die
Blrgermeisterin oder den
Burgermeister in dem fur
Bekanntmachungen der

werden soll und die nach Absatz 1
in die Zustandigkeit der Direktion
fallen, bedurfen grundsatzlich der
Schriftform. Fallt die Abgabe der
Erklarungen nicht in die
Zustandigkeit der Direktion, ist
nach § 56 GO zu verfahren.

(4) Die Direktion ist erméachtigt,
andere Betriebsangehdrige mit
ihrer Vertretung zu beauftragen,
soweit es sich um regelmaRig
wiederkehrende Geschafte der
laufenden Betriebsflhrung
handelt. Die von der Direktion mit
ihrer Vertretung beauftragten
Betriebsangehorigen
unterzeichnen ,Im Auftrag®.

(5) Vertretungserklarungen
bedirfen grundsatzlich der
Schriftform. Die Namen der
Vertretungsberechtigten und der
Umfang ihrer Vertretungsbefugnis
werden im Unternehmen zur
Einsichtnahme ausgelegt.

Regelung in Anwendung des §4
Abs. 3 Eigenbetriebsverordnung -
EigvO
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Han-sestadt Lubeck
bestimmten
Publikationsorgan
veroffentlicht.

§ 8 Bestellung und Abberufung
der Direktion

(1) Die Direktion wird nach § 65
GO i.V.m. der Hauptsatzung
bestellt und abberufen.

(2) Der Werkausschuss ist vor der
Bestellung und der Abberufung zu
beteiligen.

Bis Ende 2017 sah die
Eigenbetriebsverordnung vor,
dass die Biirgerschaft die
Werkleitung (Direktion) bestellt.
Das Land hat die
Eigenbetriebsverordnung
nunmehr dahingehend geéndert,
dass sich die Zusténdigkeit nach
§ 65 Gemeindeordnung richtet.
Die Betriebssatzungen sind
dementsprechend anzupassen.

Nach § 65 GO werden
Personalentscheidungen fiir
Inhaber:innen von Stellen, die
Birgermeister:in oder Senator:in
unmittelbar unterstellt sind und
Leitungsaufgaben erfiillen, auf
Biirgermeister:innenvorschlag
grundsétzlich von der
Blirgerschatft getroffen, die die
Zustéandigkeit dem
Hauptausschuss Ubertragen kann.
Die Biirgerschaft hat von dieser
Mboglichkeit Gebrauch gemacht
(§ 9 Abs. 6 der Hauptsatzung),
sodass die Zusténdigkeit beim
Hauptausschuss liegt.
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§ 7 Werkausschuss

(1) Zustandiger Ausschuss
ist der Werkausschuss
Entsorgungsbetriebe
Lubeck.

(2) Die Burgermeisterin
oder der Burgermeister und
die Direktion sind
berechtigt und auf
Verlangen verpflichtet, an
den Sitzungen des
Werkausschusses
teilzunehmen. Sie sind ver-
pflichtet, dem
Werkausschuss Auskunft
zu erteilen. Die
Burgermeisterin oder der
Blrgermeister berichtet
laufend Uber die wichtigen
Angelegenheiten des
Unternehmens. Bei der
Wahrnehmung dieser
Rechte und Pflichten und
derjenigen aus § 8 Abs. 2
kann sich die Bur-
germeisterin oder der
Burgermeister vertreten
lassen. Im Ubrigen gelten

§ 9 Werkausschuss

(1) Zustandiger Ausschuss ist der
Werkausschuss
Entsorgungsbetriebe Libeck.
Seine Aufgaben und die
Zusammensetzung werden durch
die Hauptsatzung und diese
Betriebssatzung bestimmt. Ihm
sollen auch besonders
sachkundige Birger:innen
angehoren.

(2) Die:der Burgermeister:in und
die Direktion sind berechtigt und
auf Verlangen verpflichtet, an den
Sitzungen des Werkausschusses
teilzunehmen. Sie sind
verpflichtet, dem Werkausschuss
Auskunft zu erteilen. Der:die
Blrgermeister:in berichtet laufend
Uber die wichtigen
Angelegenheiten des
Unternehmens. Bei der
Wahrnehmung dieser Rechte und
Pflichten und derjenigen aus § 10
Abs. 2 kann sich der:die
Burgermeister:in vertreten lassen.
Im Ubrigen gelten fir den
Werkausschuss die Vorschriften
der Geschaftsordnung fir die
Burgerschaft der Hansestadt
Lubeck.

Anpassung an die Mustersatzung
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fur den Werkausschuss die
Regelungen der
Geschaftsordnung fir die
Burgerschaft der
Hansestadt Libeck.

§ 8 Aufgaben des
Werkausschusses

(1) Der Werkausschuss
bereitet die Beschllisse der
Burgerschaft in
Angelegenheiten des
Unternehmens vor.

(2) Der Werkausschuss
kann von der
Blrgermeisterin oder dem
Blrgermeister und der Di-
rektion alle Auskiinfte
verlangen, die fir seine
Beschlussfassung
erforderlich sind.

(3) Der Werkausschuss
entscheidet Uber:

a) Die Vergabe von
Lieferungen und
Leistungen, wenn die
Auftragssumme den Betrag

§ 10 Aufgaben des
Werkausschusses

(1) Der Werkausschuss bereitet
die Beschlusse der Burgerschaft
und des Hauptausschusses in den
Angelegenheiten des
Unternehmens vor.

(2) Der Werkausschuss kann von
dem:dem:der Burgermeister:in
und der Direktion alle Auskunfte
verlangen, die fir seine
Beschlussfassung erforderlich
sind.

(3) Der Werkausschuss
entscheidet tber die ihm nach § 5
Abs. 2 EigVO von der
Burgerschaft Gbertragenen
Aufgaben sowie:

a) Mehrauszahlungen nach § 14
Abs. 5 EigVO, soweit sie fir das

Die Tatbestandsbeschreibung der
Zustimmungserfordernisse wird
fiir alle drei Betriebe
vereinheitlicht, die Héhe der
Wertgrenzen bestimmt sich nach
dem jeweiligen Geschéftsumfang
und féllt daher unterschiedlich
aus. Die bisherigen Betrége
werden, wo sinnvoll, angepasst,
ansonsten beibehalten.

Regelung in Anlehnung an die in
§ 1 Abs. 1 Punkt 1 (Spiegelstrich
3) getroffenen Regelungen in der
Zusténdigkeitsordung in der am
28.04.2016 von der Blirgerschatft
beschlossenen Fassung

von 250.000,00 € Einzelvorhaben die Wertgrenze libernommen
Ubersteigt, von 25 % des
Auszahlungsansatzes und
19
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b) Mehrausgaben nach

§ 14 Abs. 5 EigVO, soweit
sie im Einzelfall den Betrag
von 25 % der
Auftragssumme oder die
Wertgrenze von
100.000,00 € bersteigen
und aus eigenen Mitteln
des Unternehmens gedeckt
werden kénnen. Soweit die
Wertgrenzen nicht
Uberschritten werden,
entscheidet die Direktion.

c) Die Vergabe von
Lieferungen und
Leistungen, wenn durch
den Nachtrag die
Wertgrenze des
Gesamtauftrages von
250.000,00 € Gberschritten
wird. Soweit die
Wertgrenze von
250.000,00 € nicht
Uberschritten wird,
entscheidet die Direktion.
Der Ausschuss entscheidet
ebenfalls tUber die Vergabe
von Nachtragen, wenn er
bereits Uber die Vergabe
des Hauptauftrages
entschieden hat und der
Nachtrag 25 % des
Hauptauftragsvolumens

100.000 EUR netto bezogen auf
das Einzelvorhaben Ubersteigen.

b) die Freigabe zur Umsetzung
von Lieferungen und Leistungen,
wenn die Auftragssumme den
Wert von 250.000 EUR netto
Ubersteigt. Fur Lieferungen und
Leistungen, die im Masterplan
Stadtentwasserung mit
entsprechenden MalRnahmen
abgebildet sind und dessen
Umsetzung dienen, betragt die
Wertgrenze 1.000.000 EUR netto;

c) Uber die Vergabe von
Nachtragen, wenn er bereits tber
die Freigabe zur Umsetzung des
Hauptauftrags entschieden hat
und der Nachtrag 25 % der
Auftragssumme Ubersteigt; bei
Nachtragen bis 100.000 EUR
netto bezogen auf das
Einzelvorhaben entfallt die
Entscheidungsnotwendigkeit.

d) dber die Vergabe von
Auftragen an externe
Gutachter:innen bzw.
Planungsauftrage mit einem
Auftragswert von mehr als 25.000
EUR netto, soweit diese nicht
aufgrund gesetzlicher Vorgaben
erforderlich werden.

Entscheidungen des
Werkausschusses sollen bereits
bei der Freigabe vor der Vergabe
erfolgen/Angleichung an
Verfahren des Hauptausschusses

Neu in Buchst. b) aufgenommen
ist eine Differenzierung zwischen
Vergaben fiir Lieferungen und
Leistungen, die im Masterplan
Stadtentwésserung mit
Malnahmen abgebildet sind und
sonstigen Vergaben. Hintergrund
sind die regelméaf3ig héheren
Auftragssummen fiir
Bauleistungen im Kanalbau und
die anstehende Umsetzung des
Masterplans Stadtentwésserung.

Regelung in Anlehnung an die in
§ 1 Abs. 1 Punkt 1 (Spiegelstrich
2) getroffenen Regelungen in der
Zusténdigkeitsordung in der am

28.04.2016 von der Blirgerschaft
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oder den Betrag von
100.000,00 € Ubersteigt.

(4) Dem Werkausschuss
sind vorzulegen:

a) der Zwischenbericht
nach § 18 EigVvO,

b) der
Jahresabschluss
nach § 19 EigvO
und der Lagebericht
nach § 23 EigVO,

c) der Prifungsbericht
nach § 24 EigVO.

Ausgenommen sind ferner alle
Planungsleistungen, die in
Verbindung mit der Errichtung und
Anderung von Bauwerken oder
technischen Anlagen stehen, wie
z. B. Architekt:inn enleistungen,
Tragwerksplanung,
Bodengutachten, TGA-Planung,
Vermessung u.a.

Soweit die in Buchst. a), b), ¢) und
d) genannten Wertgrenzen nicht
Uberschritten werden, entscheidet
die Direktion.

(4) Dem Werkausschuss sind
vorzulegen:

a) der Zwischenbericht nach § 18
EigVO,

b) der Jahresabschluss nach
§ 19 EigVO und der
Lagebericht nach § 23 EigVO,

c) das Ergebnis der Prifung
nach § 24 EigVO.

beschlossenen Fassung
tibernommen

Im Ubrigen werden ausfiihrliche
Regelungen der bisherigen
Satzung (etwa zum
Berichtswesen) in die neue
Satzung (ibernommen.
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Keine Regelung in der
Satzung

§ 11 Rechte und Aufgaben der
Beteiligungsverwaltung

Die Beteiligungsverwaltung darf
sich, soweit andere
Rechtsvorschriften nicht
entgegenstehen, jederzeit tber
Angelegenheiten des
Unternehmens informieren, an
Sitzungen des Werkausschusses
teilnehmen und Unterlagen
einsehen.

Das Land empfiehlt in der
Mustersatzung die Formulierung
vor dem Hintergrund des neuen
§ 109 a GO. Sie wird
tibernommen. Materielle
Anderungen sind damit nicht
verbunden.
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§ 9 Entscheidungen der
Birgermeisterin oder des
Biirgermeisters

(1) Die Burgermeisterin
oder der Burgermeister
vertritt das Unternehmen
im Werkausschuss. Sie
oder er bereitet die
Entscheidungen der
Burgerschaft und des
Werkausschusses in An-
gelegenheiten des
Unternehmens vor und
Uberwacht ihre
Durchflihrung.

(2) Die Burgermeisterin
oder der Burgermeister
entscheidet in
Angelegenheiten des
Unternehmens Uber die ihr
oder ihm nach § 65 GO
allgemein zugewiesenen
Aufgaben sowie in allen
Angelegenheiten des
Unternehmens, die nicht
zur laufenden
Betriebsfiihrung gehéren,
die ihr oder ihm nach
Hauptsatzung oder nach
Eigenbetriebsverordnung
zugewiesen sind,
insbesondere Uber

Alle drei Betriebssatzungen
enthalten in ihren bisherigen
Fassungen Paragraphen, die
Entscheidungszusténdigkeiten
des Blirgermeisters aufzéhlen
(KBT und EBL jeweils in § 9, LSB
in § 6). Entsprechende
Regelungen sind in der
Musterbetriebssatzung des
Landes nicht vorgesehen, dies ist
auch folgerichtig. Die Aufgaben
des Biirgermeisters nach § 65 GO
ergeben sich insoweit
abschlieBend aus dem Gesetz
und bed(irfen keiner
Regelung/Bestétigung durch die
Betriebssatzungen. Die
Aufgabenabgrenzung innerhalb
der Verwaltung, also etwa
zwischen Werkleitungen und
Btirgermeister, kann nach der
Gemeindeordnung nicht die
Biirgerschaft durch die
Betriebssatzung regeln. Sie ergibt
sich aus vom Biirgermeister zu
bestimmenden organisatorischen
Regelungen wie Dienst- und
Geschéftsanweisungen. Die o. g.
insoweit missversténdlichen und
redundanten Passagen der
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a) den Abschluss von
Vertragen, die fir die
Hansestadt Libeck von
erheblicher finanzieller
Bedeutung sind, soweit sie
nicht zur laufenden
Betriebsfuhrung gehéren,
und unterrichtet dartiber bei
Bedarf den
Werkausschuss,

b) den Verzicht auf
Anspriiche des
Unternehmens, die
unentgeltliche Verfigung
Uber bewegliche Sachen,
Forderungen und andere
Rechte im Rahmen der in
der Hauptsatzung
festgelegten Wertgrenzen,

c¢) Miet- und Pachtvertrage
im Wert von mehr als
250.000,00 €,
Leasingvertrage im
Rahmen der in der
Hauptsatzung festgelegten
Wertgrenzen. Die Werte
werden in Anwendung des
§ 25 des Gesetzes Uber die
Kosten in Angelegenheiten
der freiwilligen
Gerichtsbarkeit
(Kostenordnung) i. d.
jeweils geltenden Fassung
ermittelt.

bisherigen Betriebssatzungen
entfallen daher kiinftig.
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d) die Fuhrung von
Rechtsstreitigkeiten und
den Abschluss von
Vergleichen, wenn die An-
gelegenheit von erheblicher
wirtschaftlicher Bedeutung
ist, im Rahmen der in der
Hauptsatzung festgelegten
Wertgrenzen,

e) die Einstellung und
Hohergruppierung der
Beschaftigten ab
Entgeltgruppe 14 TVAD so-
wie die Gewahrung von
Uber- und aufertariflichen
Leistungen.

§ 10 Aufgaben der
Biirgerschaft

Die Blrgerschaft beschlief3t
uber alle wichtigen
Angelegenheiten des
Unternehmens gemal § 27
Abs. 1 GO, soweit sie nicht
bestimmte Entscheidungen
allgemein durch die
Hauptsatzung oder diese
Betriebssatzung oder im
Einzelfall auf die
Blrgermeisterin oder den
Blrgermeister oder den

§ 12 Aufgaben der Biirgerschaft

Die Birgerschaft beschlief3t Gber
alle wichtigen Angelegenheiten
des Unternehmens geman § 27
Abs. 1 GO, soweit sie nicht
bestimmte Entscheidungen
allgemein durch die Hauptsatzung
oder diese Betriebssatzung oder
im Einzelfall auf den:den:die
Blrgermeister:in oder den
Werkausschuss ubertragen hat.
Sie beschlief3t Uber alle
Angelegenheiten des

213 von 251 in Zusammenstellung

25




Werkausschuss Ubertragen
hat. Sie beschlief3t Gber
alle Angelegenheiten, fur
die sie gemafl § 28 GO und
§ 5 EigVO zustandig ist.

Unternehmens, flr die sie geman
§ 27 Abs. 1i.V.m. § 28 GO und
§ 5 EigVO zustandig ist.

§ 11 Personalwirtschaft

(1) Soweit nicht nach § 9
Abs. 2 andere Stellen
zustandig sind, entscheidet
die Direktion tber
Angelegenheiten der
Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des
Unternehmens.

(2) Die Direktion hat ein
Vorschlagsrecht, soweit die
Personalentscheidung
anderen Stellen
vorbehalten sind und nicht
die Direktion betreffen.

(3) Die Direktion hat im
Rahmen der
Personalentwicklung
MalRnahmen zu ergreifen,
um einen motivierten und
leistungsfahigen
Personalkdrper zu
entwickeln und zu
erhaltenen.

§ 11 beinhaltet bisher
organisatorische Regelungen, die
geméll § 65 GO nicht durch
Betriebssatzungen getroffen
werden kbnnen und insoweit
ohnehin nur deklaratorischen
Charakter hatten. Die
Kommunalaufsichtsbeh6rde hat
die Aufnahme in die Satzung zu
Recht kritisiert.

Eine dem bisherigen § 11 Abs. 4
dhnelnde Passage findet sich neu
in § 14 Abs. 2, kiinftig ausgestaltet
als (korrekterweise durch Satzung
zu regelnde)
Zusténdigkeitsabgrenzung
zwischen dem Werkausschuss
und der hautptamtlichen
Verwaltung (Direktion).
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(4) Bei dringendem Bedarf
ist die Direktion berechtigt,
im Einvernehmen mit der
Blrgermeisterin oder dem
Blrgermeister im Laufe des
Wirtschaftsjahres bis zu
funf Beschaftigte bis zu
Entgeltgruppe 13 TV6D
und bis zu zehn
Beschaftigte bis zu
Entgeltgruppe 6 TV6D Uber
die in der Stellentbersicht
vorgesehenen Stellen
hinaus ohne Anderung der
Stellenubersicht
einzustellen. Uber die
neuen Stellen ist
spatestens im
Wirtschaftsplan
(Stellentibersicht) fur das
nachste Wirtschaftsjahr zu
entscheiden.

(5) Es wird ein
Frauenforderplan
aufgestellt und
fortgeschrieben.

Keine Regelung in der
Satzung

§ 13 Wirtschaftsjahr,
Wirtschaftsfiihrung,
Rechnungswesen

Anpassung an die Mustersatzung
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(1) Wirtschaftsjahr ist das
Haushaltsjahr der Hansestadt
Lubeck.

(2) Fur die Wirtschaftsfihrung und
das Rechnungswesen gelten die
Vorschriften der EigVO.

Keine Regelung in der
Satzung

§ 14 Wirtschaftsplan und
Jahresabschluss

(1) Das Unternehmen hat vor
Beginn jedes Wirtschaftsjahres
einen Wirtschaftsplan nach den
Vorschriften der EigvVO
aufzustellen.

(2) Bei dringendem Bedarf ist das
Unternehmen berechtigt, im Laufe
des Wirtschaftsjahres Uber die in
der Stellentbersicht
vorgesehenen Stellen hinaus
ohne Anderung der
Stellenubersicht bis zu sechs
Beschaftigte bis zur Entgeltgruppe
9 TV&D einzustellen. Uber die
neuen Stellen ist spatestens im
Wirtschaftsplan (Stellenlibersicht)
fur das nachste Wirtschaftsjahr zu
entscheiden.

(3) Die Direktion hat einen
Jahresabschluss inkl. Anhang

Absatz 2 definiert die in § 12
Abs. 4 Nr. 4 EigVO ,erhebliche
Anderung der im Stellenplan
ausgewiesenen Stellen” néher.
Sollen (iber den dort genannten
Umfang hinaus unterjéhrig Stellen
geschaffen werden, stellt dies
eine erhebliche Anderung dar,
sodass der Stellenplan
anzupassen ist (Werkausschuss,
Biirgerschaft). Siehe bisherige
Regelung unter § 11 Abs. 4
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nach MalRgabe der EigVO
innerhalb der gesetzlichen Fristen
aufzustellen.

(4) Im Anhang sowie auf der
Internetseite des
Finanzministeriums gilt § 285
Nummer 9 und 10 des
Handelsgesetzbuches (HGB) mit
der Maligabe, dass die Angaben
fur die Mitglieder der Direktion und
des Werkausschusses zu machen
sind. § 285 Nummer 9 Buchstabe
a des Handelsgesetzbuches
(HGB) ist mit der Maltgabe
anzuwenden, dass die fir die
Tatigkeit im Geschaftsjahr
gewahrten Gesamtbezlige der
Mitglieder der Direktion sowie die
fur die Tatigkeit im Geschéaftsjahr
gewahrten Leistungen flr die
Mitglieder des Werkausschusses
im Anhang des
Jahresabschlusses sowie auf der
Internetseite des
Finanzministeriums fir jede
Personengruppe sowie zusatzlich
unter Namensnennung die
Bezlge und Leistungen fir jedes
einzelne Mitglied dieser
Personengruppe unter
Aufgliederung nach Komponenten
im Sinne des § 285 Nummer 9
Buchstabe a HGB angegeben

In Abs. 4 werden (zwingende)
landesrechtliche Vorschriften zur
Offenlegung von Organbeziigen
wiedergegeben (vgl. § 97 GO).
Sie entsprechen denen, die auch
flir die Gesellschaften mit
stadtischer Beteiligung gelten.
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werden, soweit es sich um
Leistungen des Unternehmens
handelt. Die individualisierte
Ausweisungspflicht gilt auch fir
Leistungen entsprechend § 102
Absatz 2 Satz 1 Nummer 8
Halbsatz 2 GO. § 285 Nummer 8
und § 286 Absatz 2 bis 4 HGB
finden keine Anwendung.

§ 12 Inkrafttreten

(1) Diese Betriebssatzung
tritt am Tage nach ihrer
Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die
Betriebssatzung der
Entsorgungsbetriebe
Libeck vom 06.07.1998,
zuletzt geandert durch
Satzung vom 15.09.2004,
auler Kraft.

§ 15 Inkrafttreten

(1) Diese Betriebssatzung tritt mit
dem Tag nach ihrer
Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die
Betriebssatzung vom 05.09.2012
auler Kraft.
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Stand: 10.08.2021

Zum Beschluss vorgeschlagene | Kommentare und Erlauterungen
Betriebssatzung der Neufassung der
Libecker Schwimmbader in | Betriebssatzung der Liibecker
der Fassung vom 01.01.2006 | Schwimmbader
Betriebssatzung Die gesetzlichen Grundlagen sind
fur die Lubecker den aktuellen Regelungen
Schwimmbader anzupassen.
Aufgrund der § 4 Abs. 1 und
des § 101 (106) der Aufgrund des § 4 Abs. 1 und In der Betriebssatzung der
Gemeindeordnung fur des § 101 Abs. 4 der Liibecker Schwimmbéder ist § 101
Schleswig-Holstein in Gemeindeordnung fiir Abs. 4 Gemeindeordnung fiir
Verbindung mit§ 6der | Schleswig-Holstein in Schleswig-Holstein zu nennen,
Eigenbetriebsverordnung fir | verbindung mit § 6 der weil § 106 GO nur fiir
das Land Schleswig-Holstein | | andesverordnung tiber die wirtschaftliche Unternehmen gilt.
vom 29.12.1988 (GVOBI. Eigenbetriebe fiir das Land Einrichtungen des Bildungs-,
Sclhlt.-![-lols:t. ;9?:& S. :]1)’ Schleswig-Holstein vom 5. Gesundheits- und Sozialwesens,
\Z/Léreof dr?l?r?n v(ca)m 1u6rc Juni Dezember 2017 (GVOBI. Schl.- | der Kultur, des Sports, der
1998 (GVOgBI Schi -H Ist H. 2017, 558) wird nach Erholung, der Abfallentsorgung
. Schl.-Holst. . i, ;
1987, S. 210) wird folgende B?schlussfassung durch die ur]d Abwassert.)'esglt/gung sowie
Betriebssatzung erlassen: Burgerschaft vom [Datum der Einrichtungen &hnlicher An‘ gelten
Beschlussfassung] folgende nach § 101 Abs. 4 GO nicht als
Betriebssatzung erlassen: wirtschaftliche Unternehmen.
§ 2 Name und § 1 Name des Unternehmens | Einrichtungen des Sports und der
Stammkapital des Erholung gelten nach der GO
Eigenbetriebes Das Unternehmen flihrt die (siehe oben) nicht als
Bezeichnung ,Lubecker wirtschaftliche Unternehmen und
(1) Der Betrieb wird als Schwimmbéader*. kénnen daher keine Eigenbetriebe
eigenbetriebsahnliche sein. Sie kbnnen aber nach den

1
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Einrichtung nach den
Vorschriften der
Eigenbetriebsverordnung
gefihrt.

(2) Der Betrieb fihrt den
Namen ,Libecker
Schwimmbader*.

(3) Das Stammkapital des
Betriebes betragt 1.500.000,-
-Euro.

Vorschriften der
Eigenbetriebsverordnung gefiihrt
werden. Als Bezeichnung der LSB
wird deshalb nicht ,Eigenbetrieb”
sondern ,Unternehmen*®
verwendet. Dies entspricht dem
Status quo.

Zur Vereinheitlichung findet sich
nach dem Vorbild der
Mustersatzung des Landes
Schleswig-Holstein
(Mustersatzung) der Name des
Unternehmens jeweils in § 1, der
Gegenstand in § 2.

§ 1 Gegenstand des
Betriebes

(1) Gegenstand des
Betriebes ist die
Bereitstellung und
Instandhaltung der
Grundstlicke, Gebaude und
technischen Einrichtungen
fir die wirtschaftliche
Verwaltung des Vermoégens
sowie der Betrieb der
offentlichen Schwimmbhallen,
Frei- und Flussbader oder
Badestellen, Saunen, sowie
des Therapietrakts Am
Behnckenhof.

§ 2 Gegenstand des
Unternehmens

(1) Die Lubecker
Schwimmbader (LSB) sind ein
Unternehmen der Hansestadt
Libeck ohne eigene
Rechtspersonlichkeit i. S. des
§ 101 Abs. 4 Gemeindeordnung
(GO). Das Unternehmen ist
gemal den Vorschriften der
Landesverordnung tber die
Eigenbetriebe (EigVO)
organisatorisch gesondert zu
fuhren und finanzwirtschaftlich
als Sondervermdgen zu
behandeln.

Anpassung entsprechend der
Mustersatzung; Begriindung siehe
oben.

Der Therapietrakt Am
Behnckenhof wird nicht mehr
betrieben. Der bisherige
Unternehmensgegenstand der
LSB wird ansonsten inhaltlich
unveréndert beibehalten.
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(2) Gegenstand des Betriebes
ist die Bereitstellung und
Instandhaltung der
Grundstuicke, Gebaude und
technischen Einrichtungen fur
die wirtschaftliche Verwaltung
des Vermogens sowie der
Betrieb der offentlichen
Schwimmbhallen, Frei- und
Flussbader, Badestellen oder
Saunen.

(3) Dem Betrieb kénnen durch
Beschluss der Burgerschaft
andere Unternehmen, die
seinen Unternehmenszweck
férdern oder in seinen
Geschaftsbereich fallen,
angegliedert werden; fur
entsprechende Betriebe der
Hansestadt Libeck kann auch
die Betriebsflihrung
Ubernommen werden.

(4) Das Unternehmen ist den
Gleichstellungszielen der
Hansestadt Libeck verpflichtet
und soll im Rahmen der
Erflllung seiner Aufgaben
gemal Abs. 2 bis 4 zu ihrer
Verwirklichung beitragen.

Die Gleichstellungsziele wurden
einheitlich in alle drei
Betriebssatzungen aufgenommen.
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§ 3 Stammkapital

Das Stammkapital des
Unternehmens betragt
1.500.000 EUR.

Das bisherige Stammbkapital der
LSB wird unveréndert beibehalten
(bisher § 2 Abs. 3).

Organe in der bestehenden
Betriebssatzung nicht
genannt

§ 4 Organe des Unternehmens

Zustandige Organe des
Unternehmens sind:

a) die Burgerschaft,

b) der Schul- und
Sportausschuss als
(,Werkausschuss®),

c) der:die Burgermeister:in,
d) die Werkleitung.

Die Organe sind bisher nicht
explizit im Satzungstext
aufgelistet; dies wird aus der
Mustersatzung libernommen.
Materielle Anderungen sind damit
nicht verbunden, es bleibt insoweit
bei den bisherigen
Zusténdigkeiten.

§ 3 Werkleitung

(1) Zur Leitung des Betriebes
wird eine Werkleiterin oder
ein Werkleiter bestellt.

(2) Die Werkleiterin oder der
Werkleiter fuhrt die
Bezeichnung Direktorin oder
Direktor.

(3) Die Direktorin oder der
Direktor wird durch
Beschluss der Burgerschaft
der Hansestadt Libeck
bestellt und abberufen.

§ 5 Werkleitung

(1) Die Leitung des
Unternehmens besteht aus
einem:einer Direktor:in als
Werkleitung im Sinne der
Eigenbetriebsverordnung.

(2) Fur die Werkleitung ist eine
standige Vertretung zu
bestellen. Die Bestellung erfolgt
durch die Werkleitung in

Die bisherige Terminologie bleibt
bestehen, und die
Vertretungsregelungen werden
vereinfacht.

Die Vertretungsregelung wird
nach dem Vorbild der
Mustersatzung allgemeingdiltiger
formuliert./
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(4) Die Direktorin oder der
Direktor vertritt den Betrieb.
Sie oder er stellt die Werk-
leitung im Sinne der
Eigenbetriebsverordnung
dar, hat auf die Einheitlichkeit
der Unternehmensfiihrung
hinzuwirken und beaufsichtigt
den Geschaftsgang des
Unternehmens.

(5) Die Werkleiterin oder der
Werkleiter ist als standige
Vertretung der
Blrgermeisterin oder des
Blrgermeisters
Dienstvorgesetzte oder
Dienstvorgesetzter der
Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des
Unternehmens.

(6) Vertreterin oder Vertreter
der Werkleiterin oder des
Werkleiters ist die Inhaberin
oder der Inhaber der
Planstelle 4.525.02 des
Betriebs.

(7) Dienstvorgesetzte oder
Dienstvorgesetzter der
Werkleitung ist die
Burgermeisterin oder der
Blrgermeister.

Abstimmung mit dem:der
Blrgermeister:in.

(3) Dienstvorgesetzte:r der
Werkleitung ist der:die
Biirgermeister:in. Im Ubrigen
bestimmt die Werkleitung die
innere Organisation des
Unternehmens.

Zur Bestellung/Abberufung der
Werkleitung s. u. bei § 8.

Fiir die Einheitlichkeit der
Unternehmensfiihrung siehe § 6
Abs. 2.

Anpassung an die Mustersatzung
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§ 4 Aufgaben der
Werkleitung

(1) Das Unternehmen ist
gemal Vorschriften der
Eigenbetriebsverordnung
organisatorisch gesondert zu
fuhren und
finanzwirtschaftlich als
Sondervermdgen zu
behandeln.

(2) Die Werkleitung leitet das
Unternehmen selbstandig
und entscheidet in allen
Angelegenheiten des
Eigenbetriebes, soweit nicht
durch Gemeindeordnung,
Eigenbetriebsverordnung,
Hauptsatzung und diese
Betriebssatzung etwas
anderes bestimmt wird; sie ist
fur die wirtschaftliche
FUhrung des Unternehmens
verantwortlich. Weiterhin
vollzieht die Werkleitung die
Beschlisse der Blrgerschaft,
des Werkausschusses und
die Entscheidungen der
Burgermeisterin oder des
Blrgermeisters, es sei denn,
dass im Einzelfall eine

§ 6 Aufgaben der Werkleitung

(1) Die Werkleitung leitet das
Unternehmen und entscheidet in
allen Angelegenheiten des
Unternehmens, soweit diese
nicht durch die
Gemeindeordnung, die
Landesverordnung tber die
Eigenbetriebe oder diese
Betriebssatzung anderen Stellen
vorbehalten sind; sie ist fir die
wirtschaftliche Flhrung des
Unternehmens verantwortlich.

(2) Die Werkleitung hat auf die
Einheitlichkeit der
Unternehmensflihrung
hinzuwirken. Sie beaufsichtigt
den Geschéaftsgang des
Unternehmens.

(3) Die Werkleitung vollzieht die
Beschlisse der Birgerschaft
bzw. des Hauptausschusses,
des Werkausschusses und die
Entscheidungen des:der
Blrgermeister:in in
Angelegenheiten des
Unternehmens.
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besondere Regelung
getroffen wurde.

(3) Das Unternehmen ist
nach kaufméannischen
Grundsatzen zu fuhren.

(4) Die laufende
Betriebsfiihrung obliegt der
Werkleitung. Dazu gehéren
alle regelmafig
wiederkehrenden
MaRnahmen, die zur
Durchflihrung der Aufgaben
und des Wirtschaftsplanes,
zur Aufrechterhaltung des
Betriebes, zur Uberwachung
und Instandsetzung der
Anlagen und zum Einsatz
des Personals notwendig
sind. Die besonderen
Zustandigkeiten nach den
§§ 6, 8 und 9 bleiben
unberihrt.

(5) Die Werkleitung hat die
Blrgermeisterin oder den
Blrgermeister tber alle
wichtigen Angelegenheiten
des Betriebes laufend zu
unterrichten und auf
Verlangen jede Auskunft zu
erteilen. Dies erfolgt
grundsatzlich im Rahmen der
regelmafligen

(4) Das Unternehmen ist nach
kaufmannischen Grundsatzen
unter Beachtung der
Grundsatze der
Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit zu flhren.

(5) Der Werkleitung obliegt die
laufende Betriebsflihrung. Dazu
gehoren insbesondere:

a) die selbstandige und
verantwortliche Leitung des
Unternehmens,

b) die Aufstellung des
Wirtschaftsplanes und
Beiftigung der Anlagen vor
Beginn des Wirtschaftsjahres
nach § 12 EigVO,

c) der Abschluss von Vertragen,
soweit diese flr die Hansestadt
Libeck nicht von erheblicher
finanzieller Bedeutung sind,

d) die Aufstellung des
Jahresabschlusses und des
Lageberichtes nach § 24 EigVO,

e) Auftragsvergaben unterhalb
der in § 10 festgelegten
Wertgrenzen.
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Berichterstattung im Zuge
des gesamtstadtischen
Berichtswesens.

(6) Die Werkleitung schlief3t
jahrlich mit der
Bldrgermeisterin oder dem
Blrgermeister eine
Vereinbarung Uber
quantifizierbare
Leistungsziele des Betriebes
und die finanziellen
Austauschbeziehungen ab
(Leistungskontrakt). Im
Rahmen des
Leistungskontraktes sind
messbare Ziele zur
Forderung des
Gleichstellungsauftrages zu
vereinbaren.

(7) Die Werkleitung hat der
Blrgermeisterin oder dem

f) Mehrauszahlungen nach § 14
Abs. 5 EigVO, soweit sie fur das
Einzelvorhaben die Wertgrenze
von 25 % des
Auszahlungsansatzes und
100.000 EUR netto bezogen auf
das Einzelvorhaben nicht
Ubersteigen.

Uber Angelegenheiten, die nicht
zur laufenden Betriebsflihrung
gehoéren und die dem:der
Burgermeister:in durch die
Hauptsatzung oder die
Eigenbetriebsverordnung zur
Entscheidung Ubertragen
wurden, entscheidet der:die
Blrgermeister:in.

(6) Die Werkleitung hat den:die
Blrgermeister:in und den
Werkausschuss laufend tber
alle wichtigen Angelegenheiten
des Unternehmens zu
unterrichten und auf Verlangen
jede Auskunft zu erteilen. Die
Unterrichtung soll ohne
Verzdgerung und in der Regel
schriftlich geschehen. Die
Unterrichtungspflicht besteht fir
alle Angelegenheiten von
groRerer Tragweite, wie sie
beispielsweise beim Auftreten
unvorhergesehener Ereignisse,

Verfahren in Anwendung des § 65
Abs. (4) GO
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Blrgermeister sowie der
Fachbereichsleiterin oder
dem Fachbereichsleiter
rechtzeitig den unter
Bericksichtigung des
Leistungskontraktes
erstellten Entwurf des
Wirtschaftsplanes, des
Jahresabschlusses, des
Lageberichtes und der
Zwischenberichte
vorzulegen, sie hat ihr oder
ihm ferner alle MalRnahmen
mitzuteilen, die sich auf die
Finanzwirtschaft der
Hansestadt Libeck
besonders auswirken. Nach
Abschluss des
Geschéftsjahres berichtet die
Werkleitung Uber die
Abwicklung des
entsprechenden Leistungs-
kontraktes und erteilt die
erforderlichen Informationen
zur Durchflihrung des
gesamtstadtischen
Berichtswesens und
Controllings.

(8) In Fallen, die keinen
Aufschub dulden, und fur die
die Birgerschaft zustandig
ist, hat die Werkleitung die
Eilentscheidung der

bei neuen Erkenntnissen, die
ein Abweichen von bisherigen
Planungen oder Vorstellungen
bedingen, oder bei
Bekanntwerden besonderer
Angelegenheiten, die die
Geschaftspolitik des
Unternehmens oder das
Unternehmen in technischer
oder wirtschaftlicher Sicht
erheblich berihren, auftreten
kénnen. Daruber hinaus soll die
Werkleitung den:die
Burgermeister:in und den
Werkausschuss vierteljahrlich,
mindestens jedoch halbjahrlich
Uber die Entwicklung der
Ertrage und Aufwendungen, der
im Stellenplan enthaltenen
Stellen sowie Uber die
Abwicklung des
Vermogensplanes schriftlich
unterrichten.

(7) Die Werkleitung hat dem:der
Blrgermeister:in und dem
Werkausschuss rechtzeitig den
Entwurf des Wirtschaftsplans,
des Jahresabschlusses, des
Lageberichts, die
Zwischenberichte und die
erforderlichen Informationen zur
Durchfiihrung des
gesamtstadtischen
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Burgermeisterin oder des
Blrgermeisters einzuholen.

(9) Es ist Aufgabe der
Werkleitung, die dem
Unternehmen fur dessen
Zweck Ubergebenen
Grundstiicke als Teile des
Vermogens des Betriebes zu
verwalten und die
Einrichtungen zu betreiben.
Die Werkleitung hat insoweit
die sich aus dem Grund-
stlickseigentum der Hanse-
stadt Lubeck ergebenden
Rechte und Verpflichtungen
wahrzunehmen bzw. zu
erflllen. Dieses gilt nicht fur
folgende Aufgaben:

a. Erwerb und Verauflerung
von Grundstucken und
grundstlicksgleichen
Rechten,

b. Registrierung der
Grundstlicke im Lagerbuch
und Besitzatlas,

c. Antrage an das
Katasteramt auf Anderung

Berichtswesens und
Controllings zuzuleiten; sie hat
ihr:ihm ferner alle MaRnahmen
mitzuteilen, die sich auf die
Finanzwirtschaft der Hansestadt
Libeck auswirken.

(8) In Fallen, die keinen
Aufschub dulden und fur die die
Bilrgerschaft, der
Hauptausschuss oder der
Werkausschuss zustandig sind,
hat die Werkleitung die
Entscheidung des:der
Blrgermeister:in einzuholen.
Der:die Burgermeister:in hat die
Entscheidungsgrunde und die
Art der Erledigung der
Bilrgerschaft bzw. dem
Hauptausschuss oder dem
Werkausschuss unverzuglich
mitzuteilen. Die Blrgerschaft
bzw. der Hauptausschuss oder
der Werkausschuss kann die
Eilentscheidung aufheben,
soweit nicht bereits Rechte
Dritter entstanden sind.
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der Grundstlicksgrenzen und
Eintragungsantrage an das
Grundbuchamt,

d. Belastung der
Grundstlicke durch
Eintragung in die Abteilungen
[I'und Il des Grundbuches,
e. Ubernahme offentlich-
rechtlicher Baulasten.

(9) Es ist Aufgabe der
Werkleitung, die dem
Unternehmen fir dessen Zweck
Ubergebenen Grundstilicke als
Teile des Vermdgens des
Betriebes zu verwalten und die
Einrichtungen zu betreiben. Die
Werkleitung hat insoweit die
sich aus dem
Grundstlickseigentum der
Hansestadt Liibeck ergebenden
Rechte und Verpflichtungen
wahrzunehmen bzw. zu erfillen.
Dieses gilt nicht fur folgende
Aufgaben:

a) Erwerb und Veraulierung
von Grundstiicken und
grundstlicksgleichen
Rechten,

b) Registrierung der
Grundstucke im Lagerbuch
und Besitzatlas,

c) Antrage an das Katasteramt
auf Anderung der
Grundstlicksgrenzen und
Eintragungsantrage an das
Grundbuchamt,

d) Belastung der Grundstiicke
durch Eintragung in die
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Abteilungen Il und Ill des
Grundbuches,

e) Ubernahme offentlich-
rechtlicher Baulasten.

§ 5 Vertretung und
Verpflichtungserkldarungen

(1) Die Werkleitung vertritt
die Hansestadt Lubeck in
den Angelegenheiten des
Unternehmens, die ihrer
Entscheidung unterliegen. In
Angelegenheiten, in denen
die Entscheidung der
Burgerschaft, des
Werkausschusses oder der
Burgermeisterin/des
Blrgermeisters
herbeizufiihren ist, wird die
Werkleitung mit der
Ausfihrung der gefassten
Entscheidung beauftragt, es
sei denn, dass die
Blrgermeisterin oder der
Bilrgermeister im Einzelfall
eine besondere Regelung
trifft.

(2) Die Werkleitung ist
ermachtigt, andere

§ 7 Vertretung des
Unternehmens

(1) Die Werkleitung vertritt die
Hansestadt Libeck in den
Angelegenheiten des
Unternehmens, die ihrer
Entscheidung unterliegen.

(2) Absatz 1 gilt auch fur die
Angelegenheiten, in denen die
Entscheidung Ubergeordneter
Organe noch herbeigeflihrt
werden muss.

(3) Erklarungen des
Unternehmens, durch die die
Hansestadt Libeck verpflichtet
werden soll und die nach Absatz
1 in die Zustandigkeit der
Werkleitung fallen, bedurfen
grundsatzlich der Schriftform.
Fallt die Abgabe der
Erklarungen nicht in die
Zustandigkeit der Werkleitung,
ist nach § 56 GO zu verfahren.

Anpassung an die Mustersatzung
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Betriebsangehorige mit ihrer
Vertretung zu beauftragen,
soweit es sich um regelmaRig
wiederkehrende Geschéfte
der laufenden
Betriebsfuihrung handelt.

(3) Die von der Werkleitung
mit ihrer Vertretung

(4) Die Werkleitung ist
ermachtigt, andere
Betriebsangehdrige mit ihrer
Vertretung zu beauftragen,
soweit es sich um regelmaRig
wiederkehrende Geschéfte der
laufenden Betriebsfuhrung
handelt. Die von der

Regelung in Anwendung des §4
Abs. 3 Eigenbetriebsverordnung -
EigvO

Zu den bisher in Abs. 5 und 6
enthaltenen
Zustéandigkeitsvorschriften s. bei

beauftragten Werkleitung mit ihrer Vertretung | § 6 (Aufgaben der Werkleitung)
Betriebsangehdrigen beauftragten und bei § 14 Abs. 2
unterzeichnen ,im Auftrage“. | Betriebsangehdrigen (Stellenschaffung).
unterzeichnen ,im Auftrag®.
(4) Der Kreis der (5) Vertretungserklarungen
Vertretungsberechtigten und | bedirfen grundsatzlich der
der Umfang ihrer Schriftform. Die Namen der
Vertretungsbefugnis werden | Vertretungsberechtigten und der
durch die Burgermeisterin Umfang ihrer
oder den Blrgermeister in Vertretungsbefugnis werden im
dem fir Bekanntmachungen | Unternehmen zur
der Hansestadt Libeck Einsichtnahme ausgelegt.
bestimmten
Publikationsorgan
veroffentlicht.
(5) Die Werkleitung ist
berechtigt, bei dringendem
Bedarf bis zu drei
Mitarbeiterinnen oder
Mitarbeiter Gber die in der
Stellenubersicht
vorgesehenen Stellen hinaus
bis zur Entgeltgruppe IV b
13
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BAT einzustellen. Uber die
neuen Stellen ist spatestens
im Wirtschaftsplan fir das
nachste Wirtschaftsjahr zu
entscheiden.

(6) Sie entscheidet ferner
uber

a) den Abschluss von
Vertragen, die zur laufenden
Betriebsfiihrung gehéren,

b) darliber hinaus bis zu
einer Wertgrenze von
100.000,-- Euro,

c) Mehrausgaben flr
Einzelvorhaben nach § 14
Abs. 5 EigVO bis zu einer
Wertgrenze von 100.000,--
Euro, soweit sie aus eigenen
Mitteln des Unternehmens
gedeckt werden kdnnen,

d) Miet- und Pachtvertrage
bis zum Werte von 100.000
Euro jahrlich,

e) den Abschluss von
Leasingvertragen bis zu einer
jahrlichen Belastung von
12.000,-- Euro

f) die Fihrung von
Rechtsstreitigkeiten incl.
Abschluss von Vergleichen,
wenn der Anspruch einen
Betrag von

Alle drei Betriebssatzungen
enthalten in ihren bisherigen
Fassungen Paragraphen, die
Entscheidungszusténdigkeiten
des Biirgermeisters aufzahlen
(KBT und EBL jeweils in § 9, LSB
in § 6). Entsprechende
Regelungen sind in der
Musterbetriebssatzung des
Landes nicht vorgesehen, dies ist
auch folgerichtig. Die Aufgaben
des Blirgermeisters nach § 65 GO
ergeben sich insoweit
abschlieBend aus dem Gesetz
und bed(irfen keiner
Regelung/Bestétigung durch die
Betriebssatzungen. Die
Aufgabenabgrenzung innerhalb
der Verwaltung, also etwa
zwischen Werkleitungen und
Biirgermeister, kann nach der
Gemeindeordnung nicht die

232 von 251 in Zusammenstellung

14




50.000,-- Euro nicht Blirgerschaft durch die

Ubersteigt. Betriebssatzung regeln. Sie ergibt
sich aus vom Bilrgermeister zu
(7) Verpflichtungserklarungen bestimmenden organisatorischen

bedirfen grundsatzlich der

_ Regelungen wie Dienst- und
Schriftform.

Geschéftsanweisungen. Die o. g.
§ 6 Entscheidungen der insoweit missversténdlichen und

Biirgermeisterin oder des redundanten Passagen der
Biirgermeisters bisherigen Betriebssatzungen
entfallen daher kiinftig.

(1) Die Burgermeisterin oder
der Blrgermeister vertritt das
Unternehmen in der
Burgerschaft und im
Werkausschuss. Sie oder er
bereitet die Entscheidungen
der Burgerschaft und des
Werkausschusses in
Angelegenheiten des
Unternehmens vor und
Uberwacht die Durchfiihrung.

(2) Die Burgermeisterin oder
der Blrgermeister
entscheidet in
Angelegenheiten des
Unternehmens Uber die ihr
oder ihm nach Hauptsatzung
oder nach
Eigenbetriebsverordnung
zugewiesen sind,
insbesondere Uber:

15
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a) Den Abschluss von
Vertragen, die fir die
Hansestadt Liibeck von
erheblicher finanzieller
Bedeutung sind, soweit sie
nicht zur laufenden
Betriebsfiihrung gehéren und
unterrichtet dartber bei
Bedarf den Werkausschuss,
b) Verzicht auf Anspriche
des Unternehmens,
unentgeltliche Verfligung
Uber bewegliche Sachen,
Forderungen und andere
Rechte im Rahmen der in der
Hauptsatzung festgelegten
Wertgrenzen,

c) Miet- und Pachtvertrage im
Werte von mehr als Euro
100.000,--, Leasing-Vertrage
im Rahmen der in der
Hauptsatzung festgelegten
Wertgrenzen,

d) Die FUhrung von
Rechtsstreitigkeiten und der
Abschluss von Vergleichen,
wenn die Angelegenheit von
erheblicher wirtschaftlicher
Bedeutung ist, im Rahmen
der in der Hauptsatzung
festgelegten Wertgrenzen.
e) Die Bestellung der
Vertreterin oder des
Vertreters der Direktion.
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§ 8 Bestellung und
Abberufung der Werkleitung

(1) Die Werkleitung wird nach
§ 65 GO i.V.m. der
Hauptsatzung bestellt und
abberufen.

(2) Der Werkausschuss ist vor
der Bestellung und der
Abberufung zu beteiligen.

Bis Ende 2017 sah die
Eigenbetriebsverordnung vor,
dass die Biirgerschaft die
Werkleitung bestellt. Das Land hat
die Eigenbetriebsverordnung
nunmehr dahingehend geéndert,
dass sich die Zusténdigkeit nach
§ 65 Gemeindeordnung richtet.
Die Betriebssatzungen sind
dementsprechend anzupassen.

Nach § 65 GO werden
Personalentscheidungen fiir
Inhaber:innen von Stellen, die
Biirgermeister:in oder Senator:in
unmittelbar unterstellt sind und
Leitungsaufgaben erfiillen, auf
Biirgermeister:innenvorschlag
grundsétzlich von der
Blirgerschatft getroffen, die die
Zustéandigkeit dem
Hauptausschuss Ubertragen kann.
Die Biirgerschaft hat von dieser
Méglichkeit Gebrauch gemacht
(§ 9 Abs. 6 der Hauptsatzung),
sodass die Zusténdigkeit beim
Hauptausschuss liegt.
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§ 7 Werkausschuss

(1) Als Werkausschuss des
Betriebs Lubecker
Schwimmbader ist der
Ausschuss fur Schule und
Sport eingesetzt.

(2) Die Werkleitung ist
berechtigt und auf Verlangen
verpflichtet, an den
Sitzungen des
Werkausschusses
teilzunehmen. Sie ist
verpflichtet, dem
Werkausschuss Auskunft zu
erteilen.

§ 9 Werkausschuss

(1) Zustandiger Ausschuss ist
der Schul- und Sportausschuss
der Hansestadt Libeck. Seine
Aufgaben und die
Zusammensetzung werden
durch die Hauptsatzung und
diese Betriebssatzung bestimmt.
Ihm sollen auch besonders
sachkundige Blrger:innen
angehoren.

(2) Der:die Burgermeister:in und
die Werkleitung sind berechtigt
und auf Verlangen verpflichtet,
an den Sitzungen des
Werkausschusses
teilzunehmen. Sie sind
verpflichtet, dem
Werkausschuss Auskunft zu
erteilen. Der:die
Burgermeister:in berichtet
laufend Uber die wichtigen
Angelegenheiten des
Unternehmens. Bei der
Wahrnehmung dieser Rechte
und Pflichten und derjenigen
aus § 10 Abs. 2 kann sich
der:die Burgermeister:in
vertreten lassen. Im Ubrigen
gelten fir den Werkausschuss
die Vorschriften der
Geschaftsordnung fir die

Anpassung an die Mustersatzung
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Bilrgerschaft der Hansestadt
Lubeck.

§ 8 Aufgaben des
Werkausschusses

(1) Der Werkausschuss
bereitet die Beschllsse der
Blrgerschaft in
Angelegenheiten des
Unternehmens vor.

(2) Der Werkausschuss kann
von der Werkleitung alle
Auskulnfte verlangen, die fur
seine Beschlussfassung
erforderlich sind; die
Werkleitung soll ihn laufend
Uber die wichtigen
Angelegenheiten des
Unternehmens unterrichten.

(3) Der Werkausschuss
entscheidet tUber

a) den Abschluss von
Vertragen, die nicht zur
laufenden Betriebsflhrung
gehoren, wenn die
Auftragssumme den Betrag
von 200.000,-- Euro
Ubersteigt,

b) sowie Mehrausgaben nach
§ 14 Abs. 5 EigVO, soweit

§ 10 Aufgaben des
Werkausschusses

(1) Der Werkausschuss bereitet
die BeschllUsse der Burgerschaft
und des Hauptausschusses in
den Angelegenheiten des
Unternehmens vor.

(2) Der Werkausschuss kann
von dem:der Burgermeister:in
und der Werkleitung alle
Auskiinfte verlangen, die flr
seine Beschlussfassung
erforderlich sind.

(3) Der Werkausschuss
entscheidet Uber die ihm nach
§ 5 Abs. 2 EigVO von der
Birgerschaft Gbertragenen
Aufgaben sowie:

a) Mehrauszahlungen nach § 14
Abs. 5 EigVO, soweit sie fur das
Einzelvorhaben die Wertgrenze
von 25 % des
Auszahlungsansatzes und
100.000 EUR netto bezogen auf
das Einzelvorhaben
Ubersteigen.

Die Tatbestandsbeschreibung der
Zustimmungserfordernisse wird
fiir alle drei Betriebe
vereinheitlicht, die Hbéhe der
Wertgrenzen bestimmt sich nach
dem jeweiligen Geschéftsumfang
und féllt daher unterschiedlich
aus. Die bisherigen Betrége
werden, wo sinnvoll, angepasst,
ansonsten beibehalten.

Regelung in Anlehnung an die in
§ 1 Abs. 1 Punkt 1 (Spiegelstrich
3) getroffenen Regelungen in der
Zusténdigkeitsordung in der am
28.04.2016 von der Blirgerschaft
beschlossenen Fassung
tibernommen

Entscheidungen des
Werkausschusses sollen bereits
bei der Freigabe vor der Vergabe
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sie im Einzelfall den Betrag
von 200.000,-- Euro
Ubersteigen und aus eigenen
Mitteln des Unternehmens
gedeckt werden kdnnen.

(4) Der Werkausschuss
empfiehlt den fir die Prifung
des Jahresabschlusses vom
Landesrechnungshof zu
beauftragenden Prufer
geman
Kommunalprifungsgesetz.

(5) Dem Werkausschuss
sind vorzulegen:

b) die Freigabe zur Umsetzung
von Lieferungen und
Leistungen, wenn die
Auftragssumme den Wert von
175.000 EUR netto Ubersteigt.

c) Uber die Vergabe von
Nachtragen, wenn er bereits
Uber die Freigabe zur
Umsetzung des Hauptauftrags
entschieden hat und der
Nachtrag 25 % der
Auftragssumme Ubersteigt; bei
Nachtragen bis 100.000 EUR
entfallt die

erfolgen/Angleichung an
Verfahren des Hauptausschusses

Entscheidungsnotwendigkeit. Regelung in Anlehnung an die in
§ 1 Abs. 1 Punkt 1 (Spiegelstrich

a) Wirtschaftsplan nach § 12
2) getroffenen Regelungen in der

d) Uber die Vergabe von

EigVO

b) Zwischenbericht nach
§ 18 EigVvO,

c) Jahresbericht nach § 19
EigVO sowie Lagebericht
nach § 23 EigVO,

d) Prifungsbericht nach § 24
EigvO

e) Leistungskontrakt nach § 4
Abs. 6 und Bericht Uber die
Abwicklung nach § 4 Abs. 7

Auftragen an externe
Gutachter:innen bzw.
Planungsauftrage mit einem
Auftragswert von mehr als
25.000 EUR netto, soweit diese
nicht aufgrund gesetzlicher
Vorgaben erforderlich werden.
Ausgenommen sind ferner alle
Planungsleistungen, die in
Verbindung mit der Errichtung
und Anderung von Bauwerken
oder technischen Anlagen
stehen, wie z. B.
Architekt:innenleistungen,
Tragwerksplanung,

Zusténdigkeitsordung in der am
28.04.2016 von der Blirgerschatft
beschlossenen Fassung
tibernommen

Im Ubrigen werden ausfiihrliche
Regelungen der bisherigen
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Bodengutachten, TGA-Planung,
Vermessung u.a.

Soweit die in Buchst. a), b), ¢)
und d) genannten Wertgrenzen
nicht Gberschritten werden,
entscheidet die Werkleitung.

(4) Dem Werkausschuss sind
vorzulegen:

a) der Zwischenbericht nach
§ 18 EigVoO,

b) der Jahresabschluss nach
§ 19 EigVO und der
Lagebericht nach § 23
EigVoO,

c) das Ergebnis der Prifung
nach § 24 EigVO.

Satzung (etwa zum
Berichtswesen) in die neue
Satzung (ibernommen.

Keine Regelung in der
Satzung

§ 11 Rechte und Aufgaben der
Beteiligungsverwaltung

Die Beteiligungsverwaltung darf
sich, soweit andere
Rechtsvorschriften nicht
entgegenstehen, jederzeit Uber
Angelegenheiten des

Das Land empfiehlt in der
Mustersatzung die Formulierung
vor dem Hintergrund des neuen
§ 109 a GO. Sie wird
tibernommen. Materielle
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Unternehmens informieren, an
Sitzungen des
Werkausschusses teilnehmen
und Unterlagen einsehen.

Anderungen sind damit nicht
verbunden.

§ 9 Aufgaben der
Birgerschaft

Die Birgerschaft beschlief3t
uber alle wichtigen
Angelegenheiten des
Unternehmens gem. § 27
Abs. 1 GO, soweit sie nicht
bestimmte Entscheidungen
allgemein durch
Hauptsatzung oder diese
Betriebssatzung oder im
Einzelfall auf die
Blrgermeisterin oder den
Blrgermeister oder den
Werkausschuss Ubertragen
hat. Sie beschlie3t Gber alle
Angelegenheiten, fir die sie
gem. § 28 GO und § 5 EigvVO
zustandig ist.

§ 12 Aufgaben der
Biirgerschaft

Die Bulrgerschaft beschlief3t
Uber alle wichtigen
Angelegenheiten des
Unternehmens gemanR § 27
Abs. 1 GO, soweit sie nicht
bestimmte Entscheidungen
allgemein durch die
Hauptsatzung oder diese
Betriebssatzung oder im
Einzelfall auf den:die
Blrgermeister:in oder den
Werkausschuss ubertragen hat.
Sie beschliel3t tber alle
Angelegenheiten des
Unternehmens, fir die sie
gemal § 27 Abs. 1i.V.m. § 28
GO und § 5 EigVO zustandig ist.

Keine Regelung in der
Satzung

§ 13 Wirtschaftsjahr,
Wirtschaftsfiihrung,
Rechnungswesen

Anpassung an die Mustersatzung
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(1) Wirtschaftsjahr ist das
Haushaltsjahr der Hansestadt
Lubeck.

(2) Fur die Wirtschaftsfihrung
und das Rechnungswesen
gelten die Vorschriften der
EigVO.

Keine Regelung in der
Satzung

§ 14 Wirtschaftsplan und
Jahresabschluss

(1) Das Unternehmen hat vor
Beginn jedes Wirtschaftsjahres
einen Wirtschaftsplan nach den
Vorschriften der EigvVO
aufzustellen.

(2) Bei dringendem Bedarf ist
das Unternehmen berechtigt, im
Laufe des Wirtschaftsjahres
Uber die in der Stellentbersicht
vorgesehenen Stellen hinaus
ohne Anderung der
StellenUbersicht bis zu drei
Beschaftigte bis zur
Entgeltgruppe 6 TVAD
einzustellen. Uber die neuen
Stellen ist spatestens im
Wirtschaftsplan
(Stellentbersicht) fir das
nachste Wirtschaftsjahr zu
entscheiden.

Abs. 2 definiert die in § 12 Abs. 4
Nr. 4 EigVO ,erhebliche Anderung
der im Stellenplan ausgewiesenen
Stellen“ néher. Sollen liber den
dort genannten Umfang hinaus
unterjahrig Stellen geschaffen
werden, stellt dies eine erhebliche
Anderung dar, sodass der
Stellenplan anzupassen ist
(Werkausschuss, Biirgerschafft).
Siehe bisherige Regelung unter
§5Abs. 5

241 von 251 in Zusammenstellung

23




(3) Die Werkleitung hat einen
Jahresabschluss inkl. Anhang
nach MalRRgabe der EigVO
innerhalb der gesetzlichen
Fristen aufzustellen.

(4) Im Anhang sowie auf der
Internetseite des
Finanzministeriums gilt § 285
Nummer 9 und 10 des
Handelsgesetzbuches (HGB)
mit der Maligabe, dass die
Angaben fir die Mitglieder der
Werkleitung und des
Werkausschusses zu machen
sind. § 285 Nummer 9
Buchstabe a des
Handelsgesetzbuches (HGB) ist
mit der Maligabe anzuwenden,
dass die fur die Tatigkeit im
Geschéftsjahr gewahrten
Gesamtbezilige der Mitglieder
der Werkleitung sowie die fur
die Tatigkeit im Geschaftsjahr
gewahrten Leistungen fur die
Mitglieder des
Werkausschusses im Anhang
des Jahresabschlusses sowie
auf der Internetseite des
Finanzministeriums fir jede
Personengruppe sowie
zusatzlich unter
Namensnennung die Bezige

In Abs. 4 werden (zwingende)
landesrechtliche Vorschriften zur
Offenlegung von Organbeziigen
wiedergegeben (vgl. § 97 GO).
Sie entsprechen denen, die auch
flir die Gesellschaften mit
stadtischer Beteiligung gelten.
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und Leistungen fir jedes
einzelne Mitglied dieser
Personengruppe unter
Aufgliederung nach
Komponenten im Sinne des

§ 285 Nummer 9 Buchstabe a
HGB angegeben werden, soweit
es sich um Leistungen des
Unternehmens handelt. Die
individualisierte
Ausweisungspflicht gilt auch fur
Leistungen entsprechend § 102
Absatz 2 Satz 1 Nummer 8
Halbsatz 2 GO. § 285 Nummer
8 und § 286 Absatz 2 bis 4 HGB
finden keine Anwendung.

§ 10 Inkrafttreten

(1) Diese Betriebssatzung tritt
mit dem 01. Januar 2006 in
Kraft.

§ 15 Inkrafttreten

(1) Diese Betriebssatzung tritt
mit dem Tage nach ihrer
Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die
Betriebssatzung vom
01.01.2006 auler Kraft.
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Hansestadt LUBECK =

Vorlage
-offentlich-

Verantwortliche Bereiche:
5.610 - Stadtplanung und Bauordnung

TOP 5.2

» Nr. VO/2021/10291

offentlich

Liibeck, 27.07.2021

Bearbeitung: Oliver Bahr (E-Mail: oliver.bahr@luebeck.de Telefon: 122-5908)

Verlangerung des ganzjahrigen Probebetriebs der Priwall-Norder-

fahre bis zum 30.06.2022

Beratungsfolge:
Datum Gremium

02.08.2021 Senat

Status Zustandigkeit
Nichtoffentlich zur Senatsberatung

06.09.2021 Bauausschuss Offentlich zur Vorberatung

13.09.2021  Wirtschaftsausschuss und Ausschuss fir ~ Offentlich zur Vorberatung
den "Kurbetrieb Travemiinde (KBT)"

28.09.2021 Hauptausschuss Offentlich zur Vorberatung

30.09.2021 Burgerschaft der Hansestadt Lubeck Offentlich zur Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Der Birgermeister wird ermachtigt, die Stadtverkehr Libeck GmbH (SL) mit der Durchfiih-
rung eines durchgangigen Fahrbetriebs an der Priwall-Norderfahre bis zum 30.06.2022 zu
beauftragen. Die notwendigen Kosten in Héhe von EUR 219.525,00 sind im stadtischen

Haushalt zu ordnen.

Verfahren:

Bereiche/Projektgruppen Ergebnis

1.201 Haushalt und Steuerung Zustimmend

1.203 Beteiligungscontrolling Zustimmend

1.300 Recht Keine rechtlichen Bedenken

2.020 Fachbereichscontrolling Zustimmend

Stadtverkehr Liubeck GmbH Einverstanden, inhaltliche Abstimmung im
Verfahren erfolgt

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen

gem. § 47 f GO ist erfolgt: X

Ja
Nein- Begriindung:

Die MalRnahme ist:

Die Interessen von Kindern und Jugendli-
chen sind von dieser Entscheidung nicht
unmittelbar betroffen.

neu
freiwillig
vorgeschrieben durch:

Seite: 1/3
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Finanzielle Auswirkungen: X | Ja (Anlage 1)
Nein
Auswirkung auf den Klimaschutz: Nein
X | Ja — Begrindung:

Durch die Bereitstellung und Nutzung der
Priwallfahre kann die Nutzung des motori-
sierten Individualverkehrs reduziert werden.

Begriindung der Nichtéffentlichkeit
gem. § 35 GO:

Begriindung:

Durch die VO/2020/09238 wurde die Stadtverkehr Libeck GmbH mit der Durchfiihrung des
Fahrverkehrs der Priwallfahre fir den Zeitraum 01.01.2021 bis 31.12.2046 betraut. Die Er-
machtigung stand unter der Bedingung eines positiven Bescheides auf Erteilung der verbind-
lichen Auskunft auf die Anfrage beim Finanzamt vom 04.08.2020 zum Erhalt des steuerli-
chen Querverbundes. Der positive Bescheid liegt seit November 2020 vor. Die Betrauungs-
vereinbarung erhalt eine Option, um auch an der Norderfahre den bisher nur im Zeitraum
April bis Oktober durchgefiihrten Fahrverkehr auf das ganze Jahr auszuweiten. Um die fi-
nanziellen Auswirkungen sowie die Fahrgastpotentiale einschatzen zu kdnnen, wurde daher
ein Probebetrieb bis zum 31.10.2021 beauftragt.

In der VO/10151/2021 wurde dargestellt, dass auf Grund der Corona-Pandemie aber auch
wegen der CovEx-Strategie zur Entzerrung des Tourismus kaum verwertbare Daten im
Rahmen des Probebetriebs gesammelt werden konnten. Aus Sicht der Verwaltung fehlt da-
durch die Grundlage zur Beurteilung eines ganzjahrigen Fahrbetriebs. Daher ist es notwen-
dig, den Probebetrieb bis zum 30.06.2022 zu verlangern.

Fur die Verlangerung sind in Erweiterung bzw. Anlehnung an die durch die VO/2020/09238-
02 erganzte Beschlussfassung zur VO/2020/09238 folgende Fahrzeiten vorgesehen:

Wintersaison 01.11. - 31.03

01.11.2021 — 22.12.2021 10.00 Uhr — 20.00 Uhr
Ferien (23.12.2021 — 09.01.2022) 10.00 Uhr — 22.30 Uhr
24.12.2021 10.00 Uhr — 17.00 Uhr
31.12.2021 10.00 Uhr — 01.00 Uhr
10.01.2022 — 31.03.2022 10.00 Uhr — 20.00 Uhr
\Vorsaison
| 01.04.2022 — 30.06.2022 | 10.00 Uhr — 22.30 Uhr |

Die Kosten fiur die Verlangerung des Probebetriebs vom 01.11.2021 bis zum 30.06.2022
betragen, nach einer Kosteneinschatzung des Stadtverkehrs Libeck, EUR 219.525,00. Da
die Fahrzeiten Uberwiegend in der nachfrageschwacheren Nebensaison erbracht werden, ist
im Vergleich zu dem in der VO/2020/09238 genannten Fehlbetrag ein héheres Defizit aus-
zugleichen. Es fehlen die fahrgastreichen und damit einnahmestarken Sommermonate, wel-
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che in der Kalkulation zur Vorlage VO/2020/09238 berucksichtigt werden konnten, die bei ei-
nem Ganzjahresbetrieb fUr einen geringeren Zuschussbedarf verantwortlich sind.

Die Kosten fir die Hansestadt Libeck belaufen sich fir den Zeitraum 01.11.2021 —
31.12.2021 auf ca. EUR 62.925,00 netto. Der Zuschussbedarf fur die zwei Wintermonate ist
hoher, da November und Dezember zu den nachfrageschwéachsten Betriebszeiten zahlen.
Die erforderlichen Gelder werden im Produkt 547001 zur Verfligung gestellt.

Fir das Jahr 2022 fallen Kosten in Hohe von EUR 156.600,00 an. Diese werden im Produkt
547001 im Rahmen der Haushaltsaufstellung fir 2022 eingeplant.

Begrundung fur die Dringlichkeit:

Der bisherige Probebetrieb ist bis zum 31.10.2021 befristet. Der Stadtverkehr bendtigt zur
Vorbereitung der Verlangerung eine frihzeitige Entscheidung, um die notwendigen Per-
sonalkapazitaten bereitstellen zu kénnen.

Anlagen:

Anlage 1: Finanzielle Auswirkungen

Senatorin Joanna Hagen

Seite: 3/3
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Bereich:5.610

Produkt:547001 - Aufgabentrager OPNV
2. Verfahrensiibersicht — Finanzielle Auswirkungen

Anlage zur Vorlage vom
VO-Nr.:

KONSUMTIV

TOP 5.2

Finanzielle
Auswirkungen in €

2021

2022

2023

2024

Ertrage

Aufwendungen

-62.925,00

-156.600,00

Saldo Ergebnisplan

-62.925.00

-156.600,00

0.00

0.00

Einzahlungen

Auszahlungen

-62.925,00

-156.600,00

Saldo Finanzplan

-62.925.00

-156.600,00

0.00

0.00

2021

Ergebnisplan

Finanzplan

Mittel veranschlagt

X

X

Zusatzl. zu ordnen

Ergebnisplan
Gesamtlaufzeit

Finanzplan
Gesamtlaufzeit

Haushaltsbelastend

X

X

X

X

Haushaltsentlastend

Haushaltsneutral

Haushaltsjahr

2021

Produktsachkonten

Bezifferung

Bezeichnung

Ergebnisplan
Betrag in €

(Minder)
Ertrage:

(Mehr)
Ertrage:

(Minder)
Aufwendungen:

(Mehr)
Aufwendungen:

547001 000 5315000

Aufgabentragerschaft
Zuw.u.Zusch.f.Ifd.Zw.verb.
Untern

-62.925,00

Saldo Ergebnisplan

-62.925,00

Produktsachkonten

Bezifferung

Bezeichnung

Finanzplan
Betrag in €

(Minder)
Einzahlungen:

(Mehr)
Einzahlungen:

(Minder)
Auszahlungen:

(Mehr)
Auszahlungen:

547001 000 7315000

Aufgabentragerschaft
Zuw.u.Zusch.f.Ifd.Zw.verb.
Untern

-62.925,00

Saldo Finanzplan

-62.925,00
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» Nr. 2020/09006-02-01
offentlich

Liibeck, 09.08.2021
Antrag eines Ausschuss-Mitgliedes

Verantwortliche Bereiche: B B
Geschiftsstelle der Fraktion BU90 DIE GRUNEN

Bearbeitung: Angela Fiorenza (E-Mail: Angela.Fiorenza@luebeck.de Telefon: 122-1040)

Anderungsantrag des AM Lars Kiither (BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN)
zu V0O/2020/09006-02: Priifungsauftrag der Biirgerschaft zum An-
trag BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN: Einfiihrung einer kommunalen
Verpackungssteuer

Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zustidndigkeit
09.08.2021  Wirtschaftsausschuss und Ausschuss fiir ~ Offentlich zur Entscheidung

den "Kurbetrieb Travemiinde (KBT)"
Antrag:

Die Verwaltung wird beauftragt die Einfliihrung einer kommunalen Verpackungssteuer zum
1.6.2022 vorzubereiten.

Begriindung:
Erfolgt miindlich.

Anlagen:

Ausschussmitglied
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» Nr. VO/2021/10385
offentlich

Liibeck, 23.08.2021
Antrag eines Ausschuss-Mitgliedes

Verantwortliche Bereiche:
Geschiftsstelle der Fraktion Alternative fiir Deutschland (AfD)

Bearbeitung: Andrea Gaidetzka (E-Mail: andrea.gaidetzka@afd-luebeck.de Telefon: 122-1056)

Antrag des AM Herwig Alt (AfD): Grundstiickspreise fiir Gewerbe-
neuansiedlungen in der Hansestadt Liibeck im Vergleich zu seinen
Standortwettbewerbern

Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zustidndigkeit
13.09.2021  Wirtschaftsausschuss und Ausschuss fiir ~ Offentlich zur Entscheidung

den "Kurbetrieb Travemiinde (KBT)"

Antrag:

Die Verwaltung wird gebeten zu berichten, welche Grundstiickspreise typischerweise fiir
Gewerbeneuansiedlungen von der Hansestadt Liibeck gefordert werden und wie sich die
Hansestadt damit auf dem Markt im Vergleich zu den im Umland befindlichen Standortwett-
bewerbern wie z.B. Nordwestliches Mecklenburg, Stockelsdorf/Bad Schwartau, Reinfeld
etc.positioniert.

Begriindung:

Gewerbeneuansiedlungen sind ein wichtiger Treiber fiir die Steigerung des Wohlstands einer
Region. Dabei kommt, neben der Verfligbarkeit einer dafiir ausreichendenden Anzahl von
Grundstiicken und der Servicequalitat der stadtischen Verwaltung, dem Grundstiicksver-
kaufpreis eine entscheidende Bedeutung zu. Da sich jeder Standort im Wettbewerb mit an-
deren Standorten befindet, ist es wichtig, sich richtig zu positionieren. Eine Steigerung der
Gewerbeneuansiedlungen erhbht die Nachfrage nach Arbeitskréften und mit dem zuneh-
menden Wettbewerb um Arbeitskréfte auch das Lohnniveau; des weiteren erhbhen sich da-
mit die Steuereinnahmen der Kommune. Im Vergleich dazu spielen die Einnahmen durch
den Grundstiicksverkauf bei der Nutzenbetrachtung aus Sicht der Hansestadt eine eher un-
tergeordnete Rolle. Somit sollten alle Arten von Gewerbeansiedlungen in der Hansestadt
willkommen sein und geférdert werden, da diese einen wichtigen Beitrag fiir den allgemeinen
Wohlstand leisten.

Anlagen:

Ausschussmitglied
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» Nr. VO/2021/10291-01
offentlich

Liibeck, 13.09.2021
Antrag eines Ausschuss-Mitgliedes

Verantwortliche Bereiche: B B
Geschiftsstelle der Fraktion BU90 DIE GRUNEN

Bearbeitung: Angela Fiorenza (E-Mail: Angela.Fiorenza@luebeck.de Telefon: 122-1040)

Antrag des AM Mandy Siegenbrink (BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN) zu
VO/2021/10291 Verlangerung des ganzjdhrigen Probebetriebs der
Priwall-Norderfédhre bis zum 30.06.2022

Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zustidndigkeit
13.09.2021  Wirtschaftsausschuss und Ausschuss fiir ~ Offentlich zur Entscheidung

den "Kurbetrieb Travemiinde (KBT)"
Antrag:

Der Stadtverkehr wird aufgefordert, den Probebetrieb preislich so zu gestalten, dass dieser
Ubers ganze Jahr hinweg die Kosten deckt.

Begriindung:
Erfolgt mindlich.

Anlagen:

Ausschussmitglied

Seite: 1/1

251 von 251 in Zusammenstellung



	Tagesordnung
	Nachtrag
	N A C H T R A G S T A G E S O R D N U N G

	Sitzung Anlage 02 'Niederschrift Nr. 25 vom 09.08.21 ÖFFENTLICH'
	Sitzung Anlage 03 'Anlage I - Sachstandsbericht Standortmarketing HL'
	Sitzung Anlage 04 'Anlage II FährTic App'
	Sitzung Anlage 05 'Anlage III - Entschädigungszahlung Stiftung VT'
	Sitzung Anlage 06 'WiA & KBT-A Sitzungstermine 2022'
	Ö Top 3.5 VO/2020/09565
	Anfrage:
	Begründung:

	Ö Top 3.6 VO/2021/10419
	Anfrage:
	Begründung:

	Ö Top 4.1 VO/2020/09006-02
	Anlass:
	Bericht:

	Ö Top 4.1 VO/2020/09006-02 Anlage 01 'Stellungnahme Klimaleitstelle_VO-2020-09006-02_kommunale Verpackungssteuer (002)'
	Ö Top 4.2 VO/2021/10284
	Anlass:
	Bericht:

	Ö Top 4.2 VO/2021/10284 Anlage 01 'Anlage 1 - Abschlussbericht Gewerbeflächenbedarfsprognose'
	Ö Top 4.3 2021/09711-03-02
	Anlass:
	Bericht:

	Ö Top 4.3 2021/09711-03-02 Anlage 01 'Anlage 1_Mixed-Use-Konzept'
	Ö Top 4.3 2021/09711-03-02 Anlage 02 'Anlage 1a_Bildimpressionen'
	Ö Top 4.3 2021/09711-03-02 Anlage 03 'Anlage 1b_LOI_TZL_HL'
	Ö Top 4.3 2021/09711-03-02 Anlage 04 'Anlage 1c_LOI_Hochschulen_HL'
	Ö Top 4.3 2021/09711-03-02 Anlage 05 'Anlage 1d_LOI_MHL_HL'
	Ö Top 5.1 VO/2021/10301
	Beschlussvorschlag:
	Verfahren:
	Begründung:

	Ö Top 5.1 VO/2021/10301 Anlage 01 'Anlage 1_ Begründung der Vorlage'
	Ö Top 5.1 VO/2021/10301 Anlage 02 'Anlage 2 Neufassung Betriebssatzung KBT'
	Ö Top 5.1 VO/2021/10301 Anlage 03 'Anlage 3 Neufassung Betriebssatzung EBL'
	Ö Top 5.1 VO/2021/10301 Anlage 04 'Anlage 4 Neufassung Betriebssatzung LSB'
	Ö Top 5.1 VO/2021/10301 Anlage 05 'Anlage 5 Synopse KBT'
	Ö Top 5.1 VO/2021/10301 Anlage 06 'Anlage 6 Synopse EBL'
	Ö Top 5.1 VO/2021/10301 Anlage 07 'Anlage 7 Synopse LSB'
	Ö Top 5.2 VO/2021/10291
	Beschlussvorschlag:
	Verfahren:
	Begründung:

	Ö Top 5.2 VO/2021/10291 Anlage 01 'Anlage1-FinanzielleAuswirkungen'
	Ö Top 7.1 2020/09006-02-01
	Ö Top 7.2 VO/2021/10385
	Ö Top 7.3 VO/2021/10291-01

